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I. 


König Sridrih Wilhelm III., fein Anteil an der 
Konvention von Tauroggen und an der Reform von 
1807-1812). 


Von 
Friedrich Thimme. 


In den alten Streit über die Frage, ob General Pork die Kon⸗ 
vention von Tauroggen aus eigener Initiative oder auf Grund einer 
geheimen Inſtruktion Friedrich Wilhelms III. abgeſchloſſen hat, iſt ein 
neues und überraſchendes Moment hineingetragen worden durch die Ber- 
öffentlichung einer im Kgl. Hausarchiv zu Charlottenburg aufgefundenen 
Eingabe des Generalleutnants a. D. Ludwig Freiherrn von Wrangel, 
früheren Flügeladjutanten Friedrich Wichelms III., vom 18. Juni 1838. 
In dieſer an den Kronprinzen von Preußen, nachmaligen König Fried- 
rich Wilhelm IV., gerichteten Eingabe hat Wrangel mit aller Be⸗ 
ſtimmtheit behauptet, der Träger einer geheimen mündlichen Inſtruktion 
des Königs geweſen zu ſein. „Im Auguſt 1812,“ ſo lautet der be⸗ 
treffende Abſchnitt der Eingabe, „begleitete ich Se. Majeſtät den König 
auf eine Reiſe nach Schleſien, und da das Geſpräch auf den Einmarſch 
der Franzoſen in Rußland fiel, wagte ich die Frage: was Ihre Majeſtät 
über Ihr mobiles Corps in Curland befohlen hätten, wenn Napoleon 
geſchlagen würde und ein allgemeiner Rückzug erfolgte? Se. Majeſtät 
hielten dieſen Fall für ſehr unwahrſcheinlich, geruhten indeſſen doch zu 
zu bemerken, daß der General von Grawert wohl mit einer Inſtruktion, 
auch auf dieſen jetzt noch nicht denkbaren Fall wohl zu verſehen ſei, 
und daß das Armee-Corps fich dann von den Franzoſen trennen könnte. 

„In Glatz eingetroffen, ließen Seine Majeſtät mich des Morgens 
ganz früh rufen und befahlen mir, Alles zu meiner Abreiſe nach Curland 
bereit zu halten, indem Sie ſchon befohlen hätten, eine Cabinets⸗Ordre 


1) Bereits im November 1904 gedruckt. 
Forſch. z. brand. u. preuß. Geſch. XVIII. 1. 
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an den General v. Grawert auszufertigen, in der gejagt wäre, daß ich 
von der Willensmeinung Seiner Majeſtät unterrichtet, die näheren Ver⸗ 
haltungsbefehle mündlich zu überbringen (scil. beauftragt ware). Die 
Befehle Seiner Majeſtät lauteten in der Art: 

1 tens. Alles Blutvergießen wo möglich fo weit zu verhindern, 
als es die Ehre der Truppen erlauben würde. 

2 tens. Im Fall eines allgemeinen Rückzuges ſich von der franzöſi⸗ 
ſchen Armee zu trennen und das Preußiſche Corps in Graudenz zu 
concentrieren, ohne Franzoſen oder Ruſſen in der Feſtung auf- 
zunehmen, und 

3 tens daſelbſt die weiteren Befehle des Königs abzuwarten. 

„In Mitau eingetroffen, fand ich den General v. Grawert ſo krank, 
daß er kaum die Cabinets⸗Ordre erbrechen konnte. Ich eilte daher zum 
General v. York, der das Commando des Corps übernommen, fand 
denſelben aber wenig geneigt, ſo wichtige Befehle auf bloßer mündlicher 
Mittheilung auszuführen, und erſt nach 14 Tagen, immerwährenden 
Vorſtellungen gelung es mir, denſelben zur Ausführung der Königlichen 
Befehle zu bewegen, und eine Unterredung mit dem rufſiſchen General 
von Eſſen fand zwiſchen den Vorpoſten ſtatt, wo man ſich gänzlich ver⸗ 
ftändigte, und die ich eingeleitet hatte. Es iſt daher nicht der General 
von York, der aus eigener Bewegung ſo handelte; ſondern er folgte nur 
die Befehle des Königs, welche ich ihm überbracht hatte, deren wichtige 
Folgen zu bekannt ſind, um ſie weiter zu erwähnen !).“ 

Bei der Erörterung der von mir in dieſer Zeitſchrift?) veröffent⸗ 
lichten Eingabe Wrangels hat ſich ergeben, daß das aktenmäßige Material 
aus dem Jahre 1812 nichts enthält, was der Wrangelſchen Erzählung 
widerſpräche, daß es ihr im Gegenteil, ohne den Inhalt der Inſtruktion 
direkt zu beſtätigen, doch vielfach zur Stütze gereicht. Zum Abſchluß 
war damit der Beweis für die Exiſtenz der geheimen Inſtruktion afler- 
dings noch nicht geführt; es blieb einmal u. a. noch der Widerſpruch 
aufzuklären, der zwiſchen der von Wrangel überbrachten geheimen Weiſung 
und dem nachherigen tatſächlichen Verfahren Yorks obwaltet, und es 
blieb ſodann vor allem feſtzuſtellen, ob die Behauptungen Wrangels 
aus dem Jahre 1838, bei denen immerhin Fehler des Gedächtniſſes, 
Übertreibungen uſw. denkbar find, durch Aufzeichnungen Wrangels 
aus dem Auguſt 1812 ſelbſt erhärtet werden. Erſteres glaube ich in 
einem zweiten Aufſatze in dieſer Zeitſchrift?) hinreichend getan zu haben; 


1) Hier wiederholt, der Überſichtlichkeit halber. 
2) Bd. XIII, S. 246 ff. 
3) Nochmals die Konvention von Tauroggen. Bd. XV, S. 194 ff. 


3] Friedrich Wilhelm III., fein Anteil a. d. Konvent. von Tauroggen ꝛc. 3 


in bezug auf letzteres mußte ich mich einſtweilen mit der Erklärung des 
im Jahre 1899 verſtorbenen Generals der Infanterie z. D. Freiherrn 
von Wrangel zu Sproitz bei Niesky begnügen, daß in der Tat ein 
Kriegstagebuch des ehemaligen Flügeladjutanten Friedrich Wilhelms III. 
aus dem Jahre 1812 vorliege, das die Angaben aus dem Jahre 1838 
durchaus beſtätige. Die von mir bei dem gegenwärtigen Beſitzer des 
Tagebuchs nachgeſuchte Einſichtnahme und Veröffentlichung fand geraume 
Zeit hindurch Anſtand, da derſelbe ſich loyalerweiſe nicht berechtigt 
glaubte, das Stillſchweigen zu brechen, welches der Überbringer der ge— 
heimen Inſtruktion und ſeine Nachkommen dem königlichen Hauſe be— 
wahrt hatten!). Nachdem aber Se. Majeſtät der König die Veröffent- 
lichung der betreffenden Abſchnitte des Tagebuchs laut eines an mich 
ergangenen Beſcheides des Geheimen Zivilkabinetts vom 7. März 1903 
zu genehmigen geruht haben, ſteht ihrer wiſſenſchaftlichen Verwertung 
nichts mehr im Wege. 

Um es von vornherein zu ſagen: auch das Tagebuch Wrangels, 
deſſen Prüfung ich im April 1903 habe vornehmen dürfen, gibt noch 
nicht eine abſolute Gewißheit über die Frage, ob die darin enthaltenen 
Aufzeichnungen Wrangels über ſeine Miſſion zu Grawert bezw. Pork 
im Auguſt 1812 eine gleichzeitige Niederſchrift ſind. Es handelt ſich 
nicht eigentlich um ein Kriegstagebuch, ſondern um kurze Eintragungen 
in einen mit leeren Seiten durchſchoſſenen Notizkalender in ſchmal Oktav, 
wie er unter dem Titel „Schreibkalender auf das Schaltjahr 1812“ 
von der „Kgl. Preußiſchen Kalenderdeputation in Berlin“ ausgegeben 
wurde. Das vorliegende Exemplar trägt auf dem Titelblatt den hand— 
ſchriftlichen Vermerk: 

Non est mortale, quod opto 
Ludwig von Wrangel 
Major und Flügeladjutant des beſten Königs. 


Es enthält unter den einzelnen Tagesdaten Notizen teils perſön⸗ 
licher Natur, teils dem höfiſchen und militäriſchen Tagesleben entnommen. 
Von geſchichtlichem Intereſſe ſind wohl nur die Mitteilungen über die 


1) Auch die „Geſchichte der Familie von Wrangel“ enthält nur die Angabe 
(II, 787 ff.) Wrangel fei am 12. Auguſt 1812 „mit beſonderer geheimer In- 
ſtruktion“ zu General von Grawert geſandt. Da bei Wrangels Ankunft in 
Mitau das Kommando bereits aus Grawerts Händen in die Yorks übergegangen 
ſei, ſo habe ſich Wrangel bei dieſem gemeldet und die „ihm mündlich erteilten 
Inſtruktionen des Königs“ überbracht. „Über dieje Reife nach Rußland und den 
Aufenthalt beim General v. York finden fih im Tagebuche des v. Wrangel höchſt 
intereſſante Details.“ 
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geheimen Kommunikationen, welche Wrangel vor und nach dem Abſchluß 
des Traktats vom 24. Februar 1812 auf Befehl des Königs mit dem 
ruſſiſchen Gefandten Grafen Lieben unterhielt, und ſodann die Angaben 
über die Miſſion Wrangels zu Grawert bezw. York im Auguft 1812. 
Letztere weichen nun von den übrigen Eintragungen infofern ab, als fie 
ſtatt der ſonſt flotten und feſten Züge der Wrangelſchen Handſchrift aus 
dem Jahre 1812 eine zitterige, nicht immer leicht zu entziffernde Schrift 
zeigen, auch mit ſchwärzerer Tinte geſchrieben ſind. Die nächſtliegende 
Erklärung würde die ſein, daß Wrangel die Aufzeichnungen über die 
Miſſion in einem ſpäteren Lebensalter nachgetragen habe. Dem ſteht 
aber im Wege, daß ſie ſich nach Inhalt und Form, insbeſondere auch 
durch die Verwendung des Präſens (ich habe den Dienſt ufw.) als 
eine wenn nicht unmittelbare, ſo doch unter dem friſchen Eindruck der 
Geſchehniſſe erfolgte Niederſchrift geben. Es wäre ja möglich, daß 
Wrangel anfänglich nicht gewagt hätte, den Inhalt der geheimen In⸗ 
ſtruktion in einen Schreibkalender, der den Zufällen eines Feldzuges 
ausgeſetzt war, einzutragen, daß er aber ſofort eine anderweitige Nieder⸗ 
ſchrift vornahm und nach dieſer ſpäterhin das Tagebuch ergänzte. 
Andererſeits liegt aber auch die Möglichkeit vor, daß die fraglichen Auf⸗ 
zeichnungen unter erſchwerenden, die Sicherheit der Handſchrift vorüber⸗ 
gehend beeinträchtigenden äußeren Umſtänden, etwa während der Fahrt 
nach Kurland, niedergeſchrieben worden ſind 1), Wie dem auch fei: 
ſicherlich wird jedermann aus den Aufzeichnungen die Überzeugung ge- 
winnen, daß ihre präziſen Angaben auf der klarſten, jedes Mißverſtändnis 
und jede Mißdeutung ausſchließenden Erinnerung beruhen. Wir kommen 
darauf noch zurück; zunächſt aber mögen die Aufzeichnungen des Zog: 
buchs, ſoweit ſie irgend hiſtoriſches Intereſſe haben, folgen: 


Sonntag, 2. Februar. Dienſt. M. Da ift wieder Etwas für Lieven). Nehmen 
Sie — Ich gebe es Ihnen nicht — Seien Ste vorfichtig! — Sie haben es 
allein zu verantworten. Selbſt H. v. G. darf nichts davon wiſſen. 

Montag, 3. Februar. Liven geheime Mitteilungen auf Befehl St. Maj. 

Dienstag, 4. Februar. Morgens 2 Uhr komme ich von Llieven) — Man erkennt 
mich — ah c'est W. il a été chez la L(ieven) — Flranzöſiſche) Spione 
umlauern ſeine Wohnung. 

Donnerstag, 6. Februar. Lieven geheime Aufträge. 

Mittwoch, 12. Februar. Lieven Mittag. 

Freitag, 28. Februar. Dienſt. In der Nacht um 1 Uhr kommt der Lieut. 


1) Für eine graphologiſche Entſcheidung dieſer Frage ift das fich auf das 
Tagebuch von 1812 und die Eingabe vom Jahre 1838 beſchränkende handſchrift⸗ 
liche Material nicht ausreichend. 
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Tümpling aus Pommern mit der Nachricht, daß Schwinemünde den 26. von 
den Franzoſen beſetzt und von unſerm Commando von 160 Mann verlaſſen 
worden if. Ich eile die Nacht fogleich zum König und bekomme den 
Beſcheid, bis Morgen früh zu warten, um dem Staats Kanzler Anzeige da⸗ 
von zu machen. 

Montag, 2. März. Dienſt. Ein Courier aus Paris bringt das Traite mit 
Frankreich 

Dienstag, 3. März. Bei Llieven) — 

Montag, 9. März. An Llieven) mitzutheilen. 

Dienstag, 17. März. An Llieven) mitzutheilen. 

Freitag, 20. März. Dienſt. Kneſebeck aus Petersburg retour. Bringt die Be⸗ 
ſtätigung der friedlichen Geſinnungen des Ruſſiſchen Kaiſers. G. Grawert 
kommt an. 

Freitag, 27. März. Potsdam — Ich bekomme den Auftrag, den Grafen Lieven 
auf morgen nach der Faſanerie zu beſtellen 1). 

Sonnabend, 28. März. Dienſt — Nach Charlottenburg. Der König ſieht die 
franzöſiſchen Truppen auf dem Windmühlenberg. Nach?) der Beſichtigung ritt 
ich mit dem König durch die franzöſiſchen Colonnen im Überrock nach der Fafanerie, 
wo ich Lieven dem König zuführte. — Letzte Unterredung mit bemjelben. 

Mittwoch, 1. April. Potsdam. Dienſt. Brief an K. Alexander dem G. Lieven 
übergeben. 

Donnerstag, 23. April. Ein Schreiben an meinen Schwager dem G. Lieven zur 
Beförderung gebracht. 

Dienstag, 30. Juni. Graf Lieven gehet ab. 

Mittwoch, 29. Juli. Heute Abend erhielt ich die Ordre vom König zur P. Armee 
nach Rußland zu gehen. 

Donnerstag, 30. Juli. Ich gehe die Nacht nach Berlin. Der König verſchiebt 
meine Abreiſe wegen meines Fuß bis zur ſchleſiſchen Reiſe, die ich noch mit⸗ 
machen ſoll. 

Mittwoch, 5. Auguſt. Potsdam Morgens 3 mit dem G. v. Köckeritz nach 
Grüneberg. 

Donnerstag, 6. Augnſt. 5 Rationen Potsdam nach Breslau. Paradeaufſtellung 
der Truppen. 


1) Der Satz „Ich bekomme“ uſw. iſt mit etwas ſchwärzerer Tinte geſchrieben. 

2) Der Satz „Nach der Beſichtigung“ uſw. ſteht auf der gegenüberliegenden 
leeren Seite und weiſt etwas ſchwärzere Tinte auf. Die Bemerkung „Letzte Unter⸗ 
redung mit demſelben“ könnte auf eine etwas ſpätere Eintragung deuten. Denn 
da Lieven erſt am 30. Juni abreiſte, ſo konnte Wrangel am 28. März, wie es 
ſcheint, nicht wohl die retroſpektive Bemerkung „letzte Unterredung“ uſw. nieder⸗ 
ſchreiben. Nun entnehmen wir aber der Eingabe Wrangels aus dem Jahre 1838, 
daß Lieven gerade an dem Tage, wo die „Entrevue hinter der Faſanerie“ ſtatt⸗ 
gefunden hatte, alſo am 28. März, abreiſen wollte, ganz erklärlich, da an dem⸗ 
jelben 28. März die erſte franzofiſche Armee unter Marſchall Oudinot in Berlin 
einrückte. Unter dieſen Umſtänden gewinnt es volle Wahrſcheinlichkeit, daß obige 
Eintragung trotz der ſchwärzeren Tinte vom 28. oder duch einem der nächſten 
Tage herrührt. 
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Freitag, 7. Auguft. Brigade Aufftellung. 

Sonnabend, 8. Auguft. Manoevres. 

Sonntag, 9. Augnſt. Nach Neiſſe mit dem König p. Münſterberg. Parade 
Aufſtellung. 

Montag, 10. Auguſt. Brigade Auſſtellung. 

Dienstag, 11. Auguſt. Manoevres. 

Nach dem Eſſen nach Glatz. Ich!) habe den Dienſt uud fahre mit dem 
K. nach Glatz. Im Wagen an der Seite des Königs ſitzend, fiel die Unter- 
haltung auf den Gang der Krieges-Opérationen. S. M. waren der Meinung, 
daß das Genie und das Glück von Nlapoleon) über alle Hinderniſſe, welche in 
Rußland ſich ihm entgegenſtellen würden, leicht überwinden würden, und daß, 
wenn Napoleon) Moskau genommen hätte, der Klaiſer) Alexander) Frieden 
machen und Ihm ſeinem Schickſal überlaſſen würde. 

Ich wagte zu erwiedern, daß ich den Marſch von Nlapoleon) mit ſeinem 
Centrum nach Moskau vordringend und mit ſeinen beiden ſtehen bleibenden 
Flügeln für ſehr gefährlich hielte, vorzüglich, da ſolche aus Preußiſchen und 
Sſterreichiſchen Armee Corps beſtänden, die es doch nie ganz mit ihm halten 
konnten und würden, und im Falle eines Rückzugs das Centrum, wenn über 
100 Mleilen) daſſelbe entfernt, von den Flügeln leicht getrennt, und dann jedes 
Corps für ſich zu ſorgen und zu fechten hätte. Auch erinnerte ich den Klönig) 
an den Schwur, den der Klaiſer) Alexander) bei meiner Anweſenheit in Moskau 
1810 in die Hand gelegt, mit dem Auftrag, denſelben an S. M. mitzuteilen, 
der jo lautete: C'est Tan 14 que moi je rouvris?) la guerre avele) 400 000 
h. a l (à l'Empereur?) et je le jure sur mon honneur devant Dieu le 
Tout puissant que je ne ferai la paix qu'à Paris ou au Rhin), ou je 
placerai ma Residence en cas de malheur au fond de l'Asie. Voila ce 
que vous avez à dire à Votre) R(oi) mais à personne autre). 

Der König): daß fann Allexander) wohl gejagt haben. Allein wenn 
Napoleon) erft in Moskau it, dann wird er ſchon anders handeln. Alſo ich 
glaube gar nicht an eine Möglichkeit von einem Rückzug der Franzoſen. Ich 
erwiederte, wenn indeſſen dennoch der Rückzug erfolgen ſollte und die Ruffen 
nachrückten, was befehlen J. M. dann, daß Grawert thun ſoll? — Nun, ſich 
wehren! — Auch ſich mit den Ruſſen ſchlagen in Preußen? — Dazu wird es 
nicht kommen. — 

Aber Grawert muß doch wiſſen, was er für eine Partei dann ergreifen 
ſoll? — Daß ſind lauter Fälle, die nie eintreten werden. Ich blieb indeſſen 


1) Von hier ab veränderte Schrift und ſchwärzere Tinte. Der Anfang „Ich 
habe den Dienſt und fahre mit dem König nach Glatz“ ſteht unmittelbar unter 
den Worten „Nach dem Eſſen nach Glatz“, die Fortſetzung folgt, da der Raum 
für den 11. Auguſt erſchöpft iſt, auf der gegenüberliegenden ſowie den nächſten 
leeren Seiten. Auch die Wiederholung betreffs der Reiſe nach Glatz deutet wohl 
darauf hin, daß die zuſammenhängende große Eintragung nicht in einem Zuge 
mit der kurzen voraufgehenden Bemerkung „Nach dem Eſſen nach Glatz“ erfolgt iſt. 

2) Die Lesart „rouvris“ ift nicht ganz ficher. 

3) „au Rhin“ nicht ganz ſichere Lesart. 

4) Vgl. dazu Wrangels Eingabe vom 18. Juni 1838. 
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dabei, daß Grawert immer die Befehle des Königs auch für diefen Fall er- 
halten müßte. S. M. wurden ungnädig, verboten mir, nicht wieder old 
dummes Zeug, wie Alller)phlöchſtdieſelben) es nannten, zu ſprechen und ich wurde 
ganz ſtill. — Nach einer jehr langen Pauſe eröffnete S. M. das Geſpräch. — 
Sie haben mich ganz unruhig gemacht mit allen Ihren Möglichkeiten. Doch 
kann man die Sache überlegen. — Es iſt unmöglich ſchriftliche Inſtructions 
für alle die Fälle zu erteilen. Selbſt ift es zu gefährlich, fih einmal darüber 
auszuſprechen. Doch ich werde die Sache überlegen. — 
Den 12. Auguft ließen S. M. mich ganz früh rufen, und ſagten mir!): 

Sie haben mir eine ganz ſchlafloſe Nacht gemacht. Aber Sie haben doch 
Recht, daß Grawert wiſſen muß, was er thun ſoll, wenn die Franzoſen als 
geſchlagen über die Grenze rücken und die Ruffen folgen ſollten. Ich muß 
Ihnen daher meine ganze Anſicht mittheilen. Aber natürlich Ihnen allein. — 
Sie wijfen, daß ich zu der jetzigen Alliance nur durch meine unglückliche Lage 
gezwungen worden bin und daß ich es immer gut mit dem Klaiſer) Allexander) 
meine. Im Grunde jeder Preuße oder Ruſſe, der in dieſem Kriege fällt, iſt 
ein Verteidiger weniger für Uns. Daher wünſche ich, daß alles Blutvergießen, 
ſoweit es mit der militäriſchen Ehre nur vereinbar iſt, vermieden würde, bis 
das Schickſal der großen ſ(ranzöſiſchen) Armee entſchieden if. — Sollten die 
Franzoſen wirklich über die Grenze?) zurückgedrängt werden und die Ruſſen 
folgen, ſo ſoll Grawert ſuchen, ſich von den Franzoſen zu trennen und ſich 
auf Graudenz zurückziehen und weder Ruſſen noch Preußen!) in die Feſtung 
hineinlaſſen, ſondern dort meine weiteren Befehle abwarten. Sie kennen ja 
Eſſen den Gouverneur in Riga) perfönlich, Sie müſſen daher die Unterhand⸗ 
lungen einleiten. — Dies ſind nur mündliche Befehle, ſchriftlich kann ich fie 
Ihnen natürlich nicht geben, ſondern ich werde Ihnen eine Kabinetsordre 
mitgeben, daß Sie mündlich meine Befehle ihm mitbrächten und er genau nach 
den Verhältniſſen zu befolgen hättet). Nun, mit Gott jeien Sie vorfichtig‘); 
bedenken Sie, daß ich Ihnen die Ehre meiner Perſon, das Schickſal meiner 
ganzen Familie, vom ganzen Lande anvertraue. Denn entdeckten die Fran⸗ 
zoſen Ihre Miſſion, jo ſteht Alles auf dem Spiel. 

Donnerstag, 30. August !). Von Glatz abgegangen zur Armée Der König 
nach Töplitz. 

Meine geheime Inſtructions für Grawert nur mündlich zu beſtellen. 
Freitag, 14. Auguft. Oſtrowo und Kaliſch paſſiert. 


1) Hier zwei Worte unleſerlich, vielleicht: von neuem. 

2) Vor Grenze ein verkürztes, nicht ſicher zu entzifferndes Wort, vermutlich 
„ruſſiſche“ oder „preußiſche“. 

3) Natürlich verſchrieben für Franzoſen. 

4) „Den Gouverneur in Riga“ nicht ganz ſichere Lesart. 

5) Ob Wrangel eine ſolche Kabinettsordre auf den Weg bekommen hat, läßt 
fi nicht feſtſtellen. Vgl. m. Aufſatz Forſchungen XIII, 253. 

6) An dieſer Stelle folgt ein kurzer übergeſchriebener Satz, deſſen Entzifferung 
(„nur dem kommandierenden General teilen Sie ganz mit“) hinſichtlich der beiden 
letzten Worte unſicher bleibt. 

7) Das folgende wieder mit der gewöhnlichen Handſchrift und Tinte. Der 
Satz „Meine geheime Inſtructions uſw.“ zeigt ſchwärzere Tinte. 
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Sonnabend, 15. Auguſt. Thorn paſſiert. 
Sonntag, 16. Auguſt. Graudenz paſſiert. 
Montag, 17. Auguſt. Um 3 Uhr in Königsberg. Meine Familie dort gefunden. 
Dienstag, 18. Auguſt. Nr. 1 an König )). 
Mittwoch, 19. Auguſt. Königsberg. Die Nacht abgegangen. 
Donnerstag, 20. Memel paſſiert. Oberſt v. Below. Major von Trabenfeld. 
Freitag, 21. Auguſt. Ruſſiſche Grenze paſſiert. 
Sonnabend, 22. Auguſt. Mittags in Mitau. General Grawert krank!). Abends 
im Hauptquartier. Der General Pork zu Peterhof eingetroffen. Nr. 2. 
Sonntag, 23. Auguſt. Hauptquartier Peterhof ruhig. Ichs) übergebe G. Pork 
das von G. Grawert erbrochene Schreiben des Königs und werde über deſſen 
Inhalt von G. Mork) ſehr' entrüſtet angeredet — daß alſo nicht Er ſondern 
ich nur hier zu kommandieren hätte und ich ihm ſagen könnte was ich wollte. 
Nur mit großer Mühe, nachdem ich ihn gebeten, ganz allein mit ihm zu 
ſprechen, da dies der Befehl des Königs wäre, entließ er Keinen) Adjutanten) 
Mlajor) Seidlitz. York fand es nicht für möglich, den Willen Sr. M. aus⸗ 
zuführen und erklärte geradezu, daß er ſich zu ſolchen doppelten Rollen nicht 
verſtehen könnte. — Ich bekomme mein Quartier im Schützenkruge hart an 
der Landſtraße von Mitau nach Riga, gerade auf der Grenze von Kurland 
und Lievland, 22 Werſt von Riga und 19 von Mitau. 

Mittwoch, 26. Auguft. Wieder Beſetzung von Dahlenkirchen. Nr. 3. 

Donnerstag, 27. Auguſt. Maj. v. Rudolphi parlamentiert. 

Freitag, 28. Auguft. nach Mitau retour. 

G. v Maſſenbach Unterredung mit dem G. Levis. 

Sonnabend, 29. Auguſt. G. Mork nach Dalkirchen. 

Sonntag, 30. Auguſt. Nr. 4. 

Mittwoch, 2. September. Peterhof Nr. 5. 

Freitag, 4. September. Die Nacht hat es Eis geſetzt. 

Montag, 7. September. Nr. 64). 

Dienstag, 8. September. Nach Dalkirchen. Die erſte Poſition ſehr fehlerhaft, die 
jetzige etwas beſſer. 

Mittwoch, 9. September. Schützenkrug, Nr. 7. 

Montag, 14. September. Heute Abends um 10 Uhr iſt wieder mit Kanonen und 
kleinen Gewehr in Riga gefeuert worden?). 

Dienstag, 15. September. Nr. 8. 


1) Bericht Nr. 1. Über die von Wrangel an den König erſtatteten Berichte, 
deren Originale im Generalſtabsarchiv ſind, ſiehe meinen Aufſatz Forſchungen 
XIII, 254. 

2) Die Worte „General Grawert krank“ mit ſchwärzerer Tinte, das Wort 
krank übergeſchrieben. 

3) Von hier bis zum Schluß der Eintragung zum 23. mit ſchwärzerer Tinte. 

4) Gegenüber auf der anderen leeren Seite mit derſelben Tinte und Hand⸗ 
ſchrift: „Bataille bei Moſaisk .. Die Ruffen räumen das Schlachtfeld.“ Da die 
Nachricht von der Schlacht bei Moſaisk am 7. September noch nicht in Peter⸗ 
hof ſein konnte, haben wir es hier mit einer etwas ſpäteren Eintragung zu tun. 

5) Gegenüber „Der franzöſiſche Kaiſer in Moskau“. S. vor. Bemerkung. 
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Mittwoch, 16. September. Mit 51 Kanvnenſchüſſen den angekündigten Sieg der 
Franzoſen bei Moſaisk feiern laſſen. Die Batltaille) des 7. Sept. Nr. 9. 

Dienstag, 22. September. Roeder kommt aus Kalkum (9) zurück. 

Mittwoch, 23. September. Nr. 11. Es ſchneet zum 1. Mal. 

Donnerstag, 24. September. Pork und Eſſen Unterredung. 

Freitag, 25. September. Nr. 12. 

Sonnabend, 26. September. Nr. 131). 

Sonnabend, 3. Oktober. Abgang nach Berlin. 

Freitag, 9. Oktober. Abends um 7 Uhr in Berlin; traf den Konig in der 
Komödie. Sehr zufrieden über meine Ankunft. 

Sonnabend, 28. November. Nach Potsdam. Gänzliche Flucht der franzöſiſchen 
Armee. Alles auseinander, eilt der Weichſel zu. 

Sonnabend, 12. December. 5 Rations d. 15. Potsdam?) 

Montag, 14. December. Major von Seidlitz bei mir zum Beſuch. 

Sonntag, 20. December. Major Seidlitz gehet zur Armee retour. 

Donnerstag, 31. December. Luck gehet zum König von Neapel nach Königsberg. 


Soweit die Aufzeichnungen des Wrangelſchen Tagebuches. Treten 
wir in eine kritiſche Prüfung derſelben ein, ſo braucht nicht erſt bemerkt 
zu werden, daß die Eintragungen, die nach Schrift und Tinte mit 
Sicherheit als unmittelbare anzuſehen ſind, ſich als durchaus zuverläſſig 
erweiſen. Die Daten und Angaben über das Einrücken der Franzoſen 
in preußiſch Pommern, die Ankunft des Traktats vom 24. Februar, 
die Rückkehr Kneſebecks, die Ankunft Grawerts, den Abgang Lievens, 
die Reiſe des Königs nach Schleſien, den äußeren Verlauf der Sendung 
Wrangels ſind, wie leicht feſtzuſtellen, richtig. Wenn die angeführten 
Daten der von Kurland aus erſtatteten Berichte Wrangels mit den 
Originalen zweimal um einen, einmal um drei Tage differieren, ſo mag 
ſich das daraus erklären, daß in dem einen Falle das Abfaſſungs⸗ und 
in dem anderen Falle das Abgangsdatum gemeint iſt. Die geheimen 
Kommunikationen, welche Wrangel im Auftrage Friedrich Wilhelms III. 
mit dem ruſſiſchen Geſandten pflog, finden zwar nicht ihrem ganzen Um- 
fange nach, aber doch in der Hauptſache durch die bei Martens ab- 
gedruckten ruſſiſchen Papiere ihre ausdrückliche Beſtätigung. Am 3. März 
wird Lieven von Wrangel die ausführlichen Mitteilungen über den Tags 
zuvor eingetroffenen franzöſiſch-preußiſchen Bündnisvertrag erhalten haben, 
über die er in ſeiner Depeſche vom 3. März berichtet?). Auch der 


1) Die Eintragungen vom 27.—80. September geben Details über die Kämpfe 
mit den Ruſſen bei Bauske uſw., hier als unerheblich fortgelaſſen. 
2) Auf der gegenüberliegenden Seite, zum 12. oder 13. gehörig, die Bemer⸗ 
kung: „Major von Seidlitz kommt von der Armee.“ 
n 3) Martens, Recueil des Traités et Conventions conclus par la Russie 
II, 44. 
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Brief des Zaren an ſeinen königlichen Freund vom 13. Marz erwähnt 
ja die Eröffnungen, die der Flügeladjutant auf Befehl ſeines Herrn 
Lieven gemacht habe!). Daß Wrangel, wie die Eingabe vom 18. Juni 
1838 behauptet, dem Abgeſandten des Zaren auch das Original des 
Traktats vom 24. Februar unverſiegelt zum Zwecke einer Abſchrift mit⸗ 
geteilt hat, wird durch das Tagebuch direkt nicht erhärtet, es liegt aber 
nahe anzunehmen, daß die Eintragung zum 9. oder auch zum 17. März 
„an Llieven) mitzuteilen“ hierauf abzielt. Der Brief an Alexander J., 
den Wrangel laut Ausweis des Tagebuchs am 1. April an Lieven 
übergab, iſt zweifellos das bekannte Schreiben Friedrich Wilhelms III. 
vom 31. März 2). Auch die zwar nicht in dem Tagebuche, wohl aber 
in der Eingabe vom 18. Juni 1838 enthaltene Angabe, er, Wrangel, 
habe Lieven alle Berichte über den Marſch und die Stärke der franzöſi⸗ 
ſchen Armeekorps einhändigen müſſen, findet wenigſtens indirekt eine Stütze 
in der Mitteilung bei Martens), Wrangel habe dem ruſſiſchen Ge- 
ſandten bei deſſen Abreiſe nach Rußland verſprochen, der ruſſiſchen Re⸗ 
gierung Nachrichten über die laufenden Ereigniſſe zu liefern“). 

Was nun die Angaben des Wrangelſchen Tagebuches betrifft, bei 
denen man mit der Möglichkeit einer ſpäteren Ein- oder Nachtragung 
zu rechnen hat, d. h. die Angaben über die geheime Inſtruktion für 
Grawert bezw. Pork und deren Aufnahme durch Pork, jo liegt ja ein 
direktes Kontrollmaterial nicht vor. Von allen Beteiligten iſt das Ge⸗ 
heimnis ſo gut gewahrt worden, daß nichts darüber in andere Quellen 
gedrungen iſt. Die kritiſche Prüfung wird ſich daher hier der Frage 
zuwenden müſſen, ob der Bericht Wrangels etwa die Merkmale ſpäterer 
Abfaſſung und unſicheren Gedächtniſſes: ein Schwanken in den An- 
gaben, innere Widerſprüche uſw. aufweiſt. Der erſte Blick zeigt ſchon, 
daß hier davon keine Rede ſein kann. Der Bericht iſt in allen ſeinen 
Angaben ſo klar und geſchloſſen, die Außerungen des Königs ſind ſo 
präziſe wiedergegeben, daß es kaum anders möglich erſcheint, als daß 
die Erzählung Wrangels in ihrer Urſchrift, ſei es nun, daß ſie in dem 
Tagebuche vorliegt, ſei es, daß dieſes uns nur eine Abſchrift bietet, 


1) Bailleu, Briefwechſel König Friedrich Wilhelms III. und der Königin 
Luiſe mit Kaiſer Alexander I., S 237. 

2) Dai. S. 238 ff. 

3) VII, 51. S. auch meinen Aufſatz Forſchungen XIII, 251. 

4) Daß Wrangel die Zuſammenkunft zwiſchen Lieven und dem Könige am 
28. März vermittelt hätte, findet eine anderweitige Beſtätigung bislang nicht. 
Die begleitenden Umſtände ſtimmen aber nachweislich: in der Tat hat der König 
am 28. März die franzöſiſchen Truppen auf dem Windmühlenberge bei Char⸗ 
lottenburg beſichtigt. Bal. Aus dem Leben des Generals Oldwig von Natzmer L 59. 
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gleichzeitig mit den Ereigniſſen oder kurz nach ihnen, nicht aber erft am 
Lebensabend Wrangels, etwa zur Zeit der Eingabe von 1838, nieder⸗ 
geſchrieben iſt. Ware letzteres der Fall und hätte ſich die Erinnerung 
Wrangels im Laufe der Jahre ſo weit verſchoben, um ein in der Geſamt⸗ 
auffaſſung oder wichtigen Einzelzügen unrichtiges Bild zu geben, ſo 
müßten doch irgendwelche Irrtümer und „Unſtimmigkeiten“ nachzuweiſen 
fein. Bei Erzählungen aus ſpaterer Zeit, die nicht auf unmittelbare 
eigene Aufzeichnungen zurückgehen, pflegen ſtets derartige innere oder 
äußere Widerſprüche und Fehler aufzudecken zu ſein. Zumal wenn in 
ſolchen Erzählungen Perſonen redend eingeführt werden, wird ſich in der 
Regel bei näherem Zuſehen ergeben, daß die Außerungen entweder nicht 
in die Situation hineinpaſſen oder mit dem Charakter des Redenden 
nicht in Einklang ſtehen. Man erinnere fich nur der Erzählung Kneſe⸗ 
becks von ſeiner Miſſion zu Alexander im Februar 1812. Die an den 
Erinnerungen Kneſebecks von Lehmann, Duncker u. a. geübte Kritik mag 
weit über das Ziel hinaus ſchießen !), jo viel bleibt doch beſtehen, daß fie eine 
Fülle von Ungenauigkeiten, Übertreibungen uſw. enthalten. Auch die Eingabe 
Wrangels aus dem Jahre 1838 iſt nicht frei von Irrtümern. Vor allem 
trifft ihre Behauptung nicht zu, daß infolge der Nachrichten, die er von ſeiner 
Miſſion zu Alexander im Oktober 18102) zurückgebracht habe, der Ab— 
ſchluß eines Allianztraktats mit Frankreich aufgeſchoben worden ſei: ein 
ſolcher kam damals ja gar nicht in Frage. Ju dem Wrangelſchen 
Tagebuche wird aber auch die ſchärfſte Kritik keine Anſtöße entdecken 
können. Die Außerungen, welche Wrangel hier dem Könige in den 
Mund legt, ſind ſamt und ſonders für dieſen ſo charakteriſtiſch, daß 
vielfach ganz analoge Ausſprüche Friedrich Wilhelms III. aus gleicher 
oder doch naheliegender Zeit anzuführen find. Über das Glück und das 
Genie Napoleons, das alle entgegenſtehenden Hinderniſſe zu überwinden 
wiſſe, hat ſich der König zu vielen Malen geäußert; es genügt hier, an 
die königliche Denkſchrift vom 3. November 1811 zu erinnern. Kein 
Zweifel, daß im Auguſt 1812 Friedrich Wilhelm den franzöſiſchen 
Kaifer, zumal angeſichts der bisherigen Fortſchritte der Franzöfifchen 
Waffen, als Sieger aus dem großen Kampf mit Rußland hervorgehen 
zu ſehen erwartete. Auch ein Scharnhorſt hat ja von vornherein den 
Sieg Napoleons als wahrſcheinlich angeſehen ?), ein Gneiſenau noch in 


1) Vgl. meine Abhandlung zur Kneſebeckfrage im letzten Hefte dieſer 
Zeitſchrift. 

2) Wrangel hatte dem Zaren die Anzeige von dem Tode der Königin Luiſe 
überbringen müſſen. Vgl. Bailleu, Briefwechſel uſw. S. 203 f. 

3) Scharnhorſt an den König, 13. November 1811: „Beim Kriege werden 
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ſeinen Briefen und Denkſchriften aus dem Juni 1812 auf Grund un⸗ 
mittelbarer eigener Einſicht in die ruſſiſchen Zuſtände den Fall Rußlands 
prophezeit ). Nicht minder bezeichnend für Friedrich Wilhelm III. ſind 
die in der Erörterung mit Wrangel zum Ausdruck gelangenden Zweifel 
an der Ausdauer des Zaren. Wie mißtrauiſch der König in dieſer 
Hinſicht gegen Rußland war, lehrt noch ſeine Denkſchrift vom 28. Dezember 
1812 2), fein früheres Schreiben an Hardenberg vom 7. November 1811?) 
uſw. Es ſteht damit nicht in Widerſpruch, daß der König ſich innerlich 
doch zu Rußland hinneigte. Seine Außerung zu Wrangel, daß er 
nur durch ſeine unglückliche Lage zu der Allianz mit Frankreich ge⸗ 
zwungen ſei und es immer gut mit Kaiſer Alexander meine, klingt 
wieder lebhaft an jo manchen anderen Erguß in den Denkſchriften des 
Königs, wie in ſeinen Briefen an Alexander an. Auch den Wunſch, 
daß in dem unvermeidlichen Kampfe mit Rußland alles Blutvergießen, 
ſoweit es mit der militäriſchen Ehre nur vereinbar fei, vermieden werden 
möge, hat Friedrich Wilhelm nicht bloß gegenüber Wrangel ausgedrückt: 
der gleiche Wunſch kehrt in der Kabinettsordre an York vom 12. Gep- 
tember 1812 wieder!), ja der König hat in feinem Briefe an Alexander 
vom 31. März 1812 ſelbſt die Loſung ausgegeben: si la guerre éclate, 
nous ne nous ferons de mal, que ce qui sera d'une nécessité stricte Spi 
Und wenn Wrangel weiter von ſeinem königlichen Herrn vernommen 
haben will: Sie kennen ja den Gouverneur von Riga, Eſſen, perfönlich, 
Sie müſſen daher die Verhandlungen einleiten, ſo ſtimmt das wieder 
aufs ſchönſte mit dem Entwurf der Kabinettsordre an York vom 12. Sep⸗ 
tember, wonach dieſer bei der befohlenen Wiederanknüpfung der Ver⸗ 
handlungen mit den Ruſſen ſich des Majors von Wrangel bedienen 
folle, „da biefer von den ruſſiſchen Generalen gut gekannt ift“ 5). 

Auch das Verhalten, welches nach Angabe des Tagebuches General 
Ew. Maj. allerdings eine größere Sicherheit in Frankreichs Partei finden, als in 
der von Rußland, bei welcher in jedem Falle Ihre Provinzen zum großen Teil 
der franzöſiſchen Invaſion ausgeſetzt ſind. Und da Napoleon wahrſcheinlich 
den Krieg glücklich führt, ſo wird Preußen auch während des Krieges keinen 
beſondern Unglücksfällen ausgeſetzt ſein.“ Geheimes Staatsarchiv. Noch peffi⸗ 
miſtiſcher äußert ſich Scharnhorſt Mitte Auguft 1812. Lehmann, Scharnhorſt II, 463. 

1) Pertz, Leben Gneiſenaus II, 315 ff., 333. 
8 E Duncker, Aus der Zeit Friedrichs des Großen und Friedrich Wilhelms III. 

8) Daſ. S. 415. 

4) Vgl. Droyſen, Leben Porks I, 367 (1. Aufl.). 

5) Bailleu a. a. O. S. 239. 

6) Vgl. m. Aufſfatz Forſchungen XIII, 258. 
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Vork bei Wrangels Ankunft beobachtet haben ſoll, ſtimmt ganz zu 
ſeinem Charakter. Genau wie er Wrangel empfangen hat, ſo hat er ſpäter 
auch den im Oktober zu ihm geſandten königlichen Flügeladjutanten 
Grafen Henckel von Donnersmarck angefahren 1). Seine anfängliche 
Weigerung, die durch Wrangel ausgerichtete geheime Weiſung des Königs 
auszuführen: er könne ſich — „auf bloßer mündlicher Mitteilung“, wie 
die Eingabe von 1838 hinzufügt — zu ſolchen doppelten Rollen nicht 
verſtehen, findet in ſeinem ſonſtigen Verhalten mehrere Seitenſtücke. So 
in ſeiner Weigerung aus dem März 1812, der durch ein Schreiben des 
Majors von Thile, des Nachfolgers Boyens, übermittelten königlichen 
Weiſung, York jolle in der Auswahl der dem franzöſiſchen General Rapp 
mitzuteilenden Nachrichten über die Bewegungen der ruſſiſchen Truppen 
vorſichtig zu Werke gehen, ohne „rein ausgeſprochene“ Befehle direkt 
vom Könige zu willfahren 2). Ein kraſſeres Beiſpiel bietet noch Yorke 
Widerſpruch gegen die königliche Kabinettsordre vom 12. September 1812, 
alſo einen direkt ausgeſprochenen Befehl des Königs, der ihm die 
Wiederanknüpfung der Verhandlungen mit den Ruſſen vorſchrieb?). 
Nicht daß York ſich anfänglich geſperrt hat, den durch Wrangel über⸗ 
brachten Befehlen Friedrich Wilhelms nachzukommen, darf mithin nach 
ſeinem Charakter wunder nehmen, ſondern eher, daß er von feiner 
Weigerung zurückgekommen iſt. Wie weit dazu die 14tägigen immer⸗ 
währenden Vorſtellungen beigetragen haben, mit denen ihn Wrangel 
nach einer Eingabe beſtürmt haben will, muß dahingeſtellt bleiben. 
Jedenfalls lehrt der Lauf der Dinge, daß Pork ſchließlich doch ſein Heil 
in der Ausführung der königlichen Befehle geſucht hat?). Es war ja 
auch ſonſt ſeine Art, erſt gründlich zu murren, und dann doch die auf 
ihn geſetzten Erwartungen zu erfüllen. 

Man darf ſich nicht dadurch beirren laſſen, daß Pork im De- 
zember 1812 die befohlene Trennung von den Franzoſen nicht in der 
von dem Könige im Auguſt vorgeſchriebenen Form (einfeitige Zurück⸗ 
führung des preußiſchen Hilfskorps nach Graudenz), auch nicht in der 
ſpäterhin von Berlin aus erwarteten und vielleicht zum Schluſſe durch 
Seydlitz nahegelegten Form einer militäriſchen Kapitulation?) vollzogen 


1) Henckel von Donnersmarck, Erinnerungen aus meinem Leben S. 107. 

2) Bol. meinen Auſſatz Forſchungen XIII, 256. 

3) Dai. S. 260 f. 

4) Es ſoll natürlich nicht verkannt werden, daß es im weiteren Lauf der 
Dinge auch noch des Zuredens der Kleiſt, Clauſewitz uſw. bedurft hat, um als 
Endreſultat den Entſchluß Porks zum Abſchluß der Konvention herbeizuführen. 

5) Vgl. dazu meinen Aufſatz Forſchungen XV, S. 196 ff., wo dies näher 
begründet ift. 
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hat, ſondern mittelſt einer Konvention mit den Ruſſen. Der erſtere 
Modus war ja durch die Art, wie ſich die militäriſche Lage geſtaltet 
hatte — Yorks Truppen bildeten auf dem Rückzuge des Macdonaldſchen 
Armeekorps die letzte Staffel — jo gut wie unmöglich geworden ). 
Anderſeits waren bei Seydlitz' Rückkehr zu York die Konventionsverhand⸗ 
lungen mit den Ruſſen bereits zu weit gediehen, als daß ihnen noch 
eine total veränderte Richtung hätte gegeben werden können. Auch hatte 
York nach dem Inhalt der im Auguſt 1812 erteilten geheimen Jn- 
ſtruktion gewiß nicht auf den Gedanken einer Kapitulation kommen können. 
Für ihn hatte es, wie die Umſtände lagen, gegolten, einen Modus zu 
finden, der der offenbaren Grundtendenz der geheimen Inſtruktion ges 
recht wurde, dem Könige die freie Dispoſition über das preußiſche Hilfs⸗ 
torpa zu verſchaffen, ohne feinen künftigen Entſchließungen zu präjudi⸗ 
zieren?). In geradezu genialer Art, möchte man ſagen, hat die Kon⸗ 
vention von Tauroggen dieſe eigentliche Abſicht des Königs ausgeführt. 
Gewiß, auch die Konvention entzog Friedrich Wilhelm zunächſt die völlig 
freie Dispoſition über das Korps für den Zeitraum von zwei Monaten, 
während derer es nicht gegen die Ruſſen fechten durfte. Aber indem die 
Konvention das tat, erhielt ſie wenigſtens dem Könige auf die einzig mög⸗ 
liche Weiſe das Korps zu ſpäterer freier Verwendung, während die Fort⸗ 
ſetzung des Marſches nach Yorks eigenem Ausdrucke die Auflöſung des 
ganzen Korps und den Verluſt ſeiner ganzen Artillerie und Bagage un⸗ 
ausbleiblich herbeigeführt?) und obendrein nur den Erfolg gehabt haben 
würde, den König um ſo enger in die franzöſiſchen Bande zu verſtricken. 
Hören wir nur die Worte, mit denen Pork ſeinem Könige die Vorzüge 
der abgeſchloſſenen Konvention am 30. Dezember auseinanderſetzt: „Die 
Konvention läßt Ew. Majeſtät in Höchſt Ihren Entſchließungen freien 
Willen, ſie erhält aber Ew. Majeſtät ein Truppenkorps, was der alten 


1) Die kürzlich erſchienene Schrift von v. Holleben, Geſchichte des Früh⸗ 
jahrsfeldzuges von 1813, die Seite 33 f. auf die Wrangelſche Eingabe von 1838 
eingeht, verkennt dies unbegreiflicherweiſe. Auch mißverſteht Holleben bte Kon: 
vention, wenn er ihr den Charakter einer Kapitulation und in einem Atem 
damit den einer Vereinigung mit den Ruſſen beilegt (S. 34). An ſich bedeutet 
die Konvention jo wenig den Abfall von den Franzosen wie der Befehl an Pork, 
ſich von den Franzoſen zu trennen. 

2) Übrigens hätte ja nach Wrangels Tagebuch die ihm auf den Weg ge⸗ 
gebene Kabinettsordre für Grawert bzw. Pork die Weiſung enthalten, die mündlich 
durch den Flügeladjutanten ausgerichteten Befehle „genau nach den Verhältniſſen“ 
zu befolgen. Das hätte doch die erforderliche Freiheit in der Art der Ausführung 
ausdrücklich gewahrt. 

3) Pork an den König, 30. Dezember 1812. Droyſen I, 492. 
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oder einer etwanigen neuen Allianz Wert giebt und Allerhöchſtdieſelben nicht 
unter die Willkür Ihres Alliirten fegt, von dem Sie die Erhaltung oder 
Retablirung Ihrer Staaten als Geſchenk annehmen müßten !).“ Dieſe 
Worte zielen genau auf das, was den eigentlichen Kern der geheimen 
Inſtruktion ausmacht. Spricht das nicht mindeſtens mit höchſter 
Wahrſcheinlichkeit dafür, daß Pork, indem er die Konvention abſchloß, 
nur der klar und zutreffend erkannten Willensmeinung ſeines königlichen 
Herrn folgte, und daß aljo dieſem und feinem bisher fo wenig beachteten 
Flügeladjutanten das Verdienſt gebührt, in erſter Linie das Ereignis 
von Tauroggen herbeigeführt und damit den Anſtoß zu dem großen 
Befreiungskriege gegeben zu haben 2)? 

Wie ſorgſam aber Pork darauf bedacht geweſen ift, die ihm im 
Auguſt zugegangene geheime Weiſung nicht allein dem Geiſte, ſondern 
möglichſt auch dem Wortlaute nach zu erfüllen, dafür gibt umgekehrt 
wieder das Tagebuch Wrangels einen neuen Anhaltspunkt. Die Eingabe 
Wrangels vom 18. Juni 1838 hatte den Fall, in dem Pork die 
Trennung von den Franzoſen ins Werk ſetzen ſollte, nur mit den vagen 
und Pork eine ſichere Handhabe nicht bietenden Worten „im Falle eines 
allgemeinen Rückzuges“ geſtreift; das Tagebuch aber präziſiert den Fall 
mit aller nur wünſchenswerten Deutlichkeit dahin: follten die Franzoſen 


1) York an den König, 30. Dezember 1811. Droyſen I, 492. 

2) Ich betone bei dieſer Gelegenheit nochmals (vgl. m. Aufſatz Forſchungen 
XV, 200), daß mir die Abſicht gänzlich ſern liegt, Yorks Verdienſte ſchmälern zu 
wollen. Iſt er auch nicht mehr als der geiſtige Urheber des „Abfalls von den 
Franzoſen“ anzuſehen, fo bleibt doch die Art der Ausführung ſein alleiniges 
Eigentum und ſein ſelbſtändiges Verdienſt. Pork hatte vollen Grund, auf dieſes 
Verdienſt ſtolz zu fein. Auch Friedrich Wilhelm hat das anerkannt; vgl. die 
Worte, mit denen Scharnhorſt die Überſendung des ruſſiſchen Alexander⸗Newsky⸗ 
Ordens an Port begleitete: „Der Kaifer Alexander ſieht Sie an als einen Mann, 
dem wir unendlich viel zu verdanken haben, und der König ſtimmt damit über⸗ 
ein.“ (Aus dem Leben des Generals Oldwig von Natzmer I, 111.) Mir ſcheint 
das wichtig zu konſtatieren, da man wiederholt in der vermeintlichen Tatſache, 
daß die Konvention von Tauroggen beim Könige keine Anerkennung gefunden 
habe, ein Argument gegen die Exiſtenz einer geheimen Inſtruktion hat finden 
wollen. Vgl. Schiemann, Zur Würdigung der Konvention von Tauroggen. Hift. 
Zeitſchrift 84, 215. Wenn die Beziehungen zwiſchen dem Könige und York ſich 
ſpäter trübten, ſo hat das vielleicht nicht zuletzt ſeinen Grund in der Ruhmredig⸗ 
keit, mit der ſich York, berechtigt wie jein Stolz immerhin war, über ſeinen An⸗ 
teil an Tauroggen zu äußern pflegte. Vgl. feine Denkſchrift vom 22. Juni 1814 
Droyſen III, 495 f. Es fei in dieſem Zuſammenhange an die bekannte Bemer⸗ 
kung des Königs zum Seydlitzſchen Tagebuch erinnert: „Der Nichtexiſtenz geheimer 
Inſtruktionen für den General York für fein Verhalten in Kurland darf nicht 
Erwähnung geſchehen.“ 
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wirklich über die Grenze zurückgedrängt werden und die Ruſſen folgen. 
Nun, und in welchem Momente hat York den Abfall von den Franzosen 
vollzogen? Doch juſt in dem Augenblicke, wo das Macdonaldſche Korps 
als das für Pork zunächſt in Betracht kommende auf ſeinem Rückzuge 
die preußiſche Grenze überſchritten hatte und die Ruſſen nachdrängten. 
So vereinigt ſich alles, um es zur Gewißheit zu erheben, daß in der 
geheimen mündlichen durch Wrangel überbrachten Inſtruktion die Löſung 
des Rätſels von Tauroggen liegt. 

Über einen wichtigen Punkt gibt uns auch das Tagebuch Wrangels 
noch keine Aufklärung: die Unterredung Yorks mit General Eſſen vom 
24. September. Wir erfahren hier weiter nichts als die nackte Tatſache 
der Zufammenkunft. Nach der Eingabe Wrangels vom 18. Juni 1838 
hätte man ſich ja in dieſer von ihm eingeleiteten Zuſammenkunft bereits 
gänzlich verſtändigt. Ich habe ſchon bei einem früheren Anlaß gezeigt, 
daß dieſe Behauptung inſofern zu Bedenken Veranlaſſung gibt, als ſie 
den Zeugniſſen von Clauſewitz und Seydlitz entgegenfteht, wonach in der 
Unterredung zwiſchen York und Eſſen nichts zur Sprache gekommen oder 
doch das Geſpräch bei höchſt gleichgültigen Dingen geblieben fein fol 11. 
Doch ſcheint es nicht unmöglich, die auseinanderſtrebenden Außerungen 
zu vereinen. Bekanntlich hat Eſſen erſt bei der Zuſammenkunft mit 
Pork den kurz zuvor erfolgten Einzug Napoleons in Moskau erfahren. 
Nimmt man nun an, daß Pork bei dieſer Gelegenheit — was gewiß 
einige Wahrſcheinlichkeit für ſich hat — von vornherein zu Eſſen geſagt 
hat: Ew. Exzellenz werden begreifen, daß dies nicht der Moment zu 
einer näheren Vereinigung zwiſchen uns oder gar zu einem Abfall des 
preußiſchen Hilfskorps von den Franzoſen iſt, daß vielmehr ſich die Lage 
erſt gründlich ändern muß, ſo konnte das immerhin von dem einen Be⸗ 
urteiler als eine gänzliche Verſtändigung, von dem anderen als eine 
nichtsſagende und gleichgültige Erklärung aufgefaßt werden. Daß York 
fih zu dem ruſſiſchen General in der Tat in fotem Sinne geäußert 
hat, wird ja auch durch das wahrſcheinlich gemacht, was Schön von 
Pork kurz nach der Konvention gehört haben will?). Wie dem auch 
ſei, die Zuverläſſigkeit des Wrangelſchen Tagebuchs erſcheint dadurch 
nur in einem um ſo helleren Lichte, daß es keine derjenigen Angaben 
der ſpäteren Eingabe enthält, die als irrig zu erweiſen ſind. Das 
Tagebuch, das dürfen wir mit voller Beſtimmtheit behaupten, enthält 
in ſeiner Erzählung von der geheimen Inſtruktion für Port und ihrer 


1) S. meinen Aufſatz Forſchungen XIII, 259 f. 
2) Bal. meinen Aufſatz Forſchungen XIII, 260. 
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Aufnahme durch dieſen ſchlechterdings nichts, was mit Grund beanſtandet 
werden könnte. 

Aber ſelbſt, wenn ſich in der Erzählung des Tagebuchs von der 
geheimen Miſſion Wrangels dies oder das als irrtümlich erweiſen ließe, 
wenn dieſe Erzählung ſelbſt ſich wider Erwarten als ein ſpäteres, aus 
dem Gedächtnis niedergeſchriebenes Elaborat herausſtellen ſollte, dürfte 
man ſie darum in ihren Grundzügen verwerfen? Iſt es denkbar, daß 
ſich die Dinge in Wrangels Erinnerung im Laufe der Jahre ſo weit 
verſchoben haben, um ihm geheime Aufträge von der größten Tragweite 
vorzuſpiegeln, die in Wirklichkeit nie exiſtiert haben, oder um „aus Ge⸗ 
ſichtspunkten, auf die Wrangel den kommandierenden General als eventuell 
in Betracht zu ziehen aufmerkſam machen ſollte“, eine bindende königliche 
Inſtruktion entſtehen zu (offen !)? Schwerlich! Noch im Jahre 1838 
mußte Di Wrangel Hierin feines Gedachtniſſes abſolut ficher fühlen, um 
in einer Eingabe an den Kronprinzen Behauptungen aufſtellen zu können, 
die, wenn die naheliegende Rückfrage bei dem noch lebenden Friedrich 
Wilhelm III. fie als ein mit Unrecht angemaßtes Verdienſt bloßſtellte, 
alles andere eher zur Folge gehabt haben würden, als dem Bittſteller 
die Gnade des Kronprinzen zurückzugewinnen. überhaupt pflegt ſich doch 
ein Punkt von ſolcher Bedeutung, wie es die geheimen Aufträge Fried- 
rich Wilhelms für Grawert bezw. York waren, dem Gedachtnis des 
Überbringers mit ſolcher Scharfe einzuprägen, um darin auch für die 
Folgezeit mit einiger Sicherheit haften zu bleiben. Auch die Erörterung 
der Kneſebeckfrage in dem letzten Hefte dieſer Zeitſchrift hat ja ergeben, 
daß der Kern der Erzählung Kneſebecks von ſeiner Petersburger Miſſion 
allen Angriffen der Kritik Stand hält. Und ſo wird es in der Regel 
bei Erzählungen von gleicher Art ſein: in Einzelheiten mag ſich das 
Gedächtnis verwirren, eine lebhafte Einbildungskraft zu Übertreibungen 
hinreißen, aber der Kern der Erlebniſſe, die Summe des eigenen Thun und 
Laſſens wird im weſentlichen von der Erinnerung feſtgehalten und wieber- 
gegeben werden. Um wie vieles unter allen Umſtänden die Wrangelſche 
Erzählung beſſer fundiert bleibt als die Kneſebecks, bedarf kaum der Aus⸗ 
führung. Bei der Miſſion Kneſebecks handelt es fich, um nur ein 
äußeres Moment herauszuheben, um eine Doppelrolle, eine offizielle und 
eine private, die an ſich ſehr wohl miteinander vereinbar, doch in 
ihrem Nebeneinander und ſcheinbaren Auseinanderlaufen immerhin das 
Gedächtnis des Erzählers trüben konnten und dem Hiſtoriker bis auf 


T) Vgl. W. Schultzes Beſprechung von Blumenthals „Konvention von Zon: 
roggen“. Lit. Zentralblatt 1901, S. 1415. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XVIII. 1. 
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den heutigen Tag die klare Erkenntnis erſchweren. Wrangels Erzählung 
betrifft dagegen nur einen einfachen Hergang, ſein Verlauf hat keinerlei 
Komplikationen ergeben, die die Erinnerung des Erzählers beeinträchtigen 
konnten. Wäre auch hier eine Verſchiebung der Dinge in Wrangels 
Erinnerung erfolgt, ſo würde ſie doch ſicherlich in der Richtung vor ſich 
gegangen fein, daß Wrangel nachträglich den Inhalt ſeiner Inſtruktion 
dem tatſächlichen Verlauf der Dinge, d. h. dem Abſchluß der Konvention 
anbequemt hätte. Aber nein, in den denkbar ſchärfſten Umriſſen, deutlich 
unterſcheidbar von dem Gang der Ereigniſſe, treten die einzelnen Punkte 
der geheimen Inſtruktion vor unſere Augen. So iſt bei Wrangel das 
innere Gewicht der Erzählung, zumal bei dem erweisbaren Zutreffen 
aller begleitenden Umſtände, ein ſehr viel größeres als bei Kneſebeck. 
Auch für die Beurteilung Friedrich Wilhelms behält die Wrangelſche 
Erzählung viel höhere Bedeutung als die Kneſebeckſche. Beide weiſen 
Friedrich Wilhelm ein erhebliches Verdienſt für die Befreiung Deutſch⸗ 
lands, ja Europas, von dem Joche Napoleons zu. Kneſebeck, inſofern 
Friedrich Wilhelm mittelbar die Hand dazu geboten habe, den Zaren 
zu einer Höhe des Entſchluſſes zu führen, die, wenn auch nicht immer 
feſtgehalten, doch um ſo leichter wiederkehren mußte, nachdem ſie einmal 
erreicht war. Wrangel, inſofern Friedrich Wilhelm durch direkten per⸗ 
ſönlichen Befehl den Anſtoß zu der Konvention von Tauroggen und 
damit zu den Befreiungskriegen ſelbſt gegeben hat. Beides zuſammen 
aber kann nicht ohne Einfluß auf die Geſamtwürdigung Friedrich 
Wilhelms III. bleiben. 

Das führt uns auf den letzten Einwand, der gegen die Wrangelſche 
Erzählung erhoben werden könnte und wirklich bereits gegen die Eingabe 
vom 18. Juni 1838 erhoben worden iſt!): daß fie mit dem perſönlichen 
Charakter Friedrich Wilhelms III. nicht vereinbar ſei. Nun iſt der 
Erlaß der geheimen Inſtruktion für Grawert bezw. York an ſich febr 
leicht mit der herrſchenden Auffaſſung über den König in Einklang zu 
ſetzen. Die Inſtruktion, wie ſie Wrangel überbracht haben will, bedeutet 
ja noch keinen Entſchluß von unmittelbarer erheblicher Tragweite, wie 
er vielleicht dem zögernden, allen Wagniſſen abholden Charakter des 
Königs nicht entſprach, und ebenſowenig einen flagranten Bruch des 
Bündniſſes vom 24. Februar 1812, der in der Ehrenhaftigkeit des 
Königs ein Hindernis finden mochte. Im Grunde genommen lief die 
Inſtruktion nur darauf hinaus, für den Fall der franzöſiſchen Nieder⸗ 
lage eine Situation herbeizuführen, die dem Könige die volle Freiheit 


1) Von W. Schultze, Liter. Zentralblatt J. 1901, Nr. 35. 
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des Entſchluſſes gewährte. Eine Situation, die einerſeits Friedrich 
Wilhelm geſtattet hätte, die Löſung von dem Bündniſſe mit Frankreich, 
den Anſchluß an Rußland diplomatiſch einzuleiten, die anderſeits noch 
die Möglichkeit offen hielt, um den Preis hoher Zugeſtändniſſe bei der 
Allianz mit Frankreich zu beharren, die ſchließlich auch den König in 
den Stand ſetzte, gegenüber Frankreich wie gegenüber Rußland ein ge: 
wichtiges Wort für den Frieden zu ſprechen, — eine ſolche Situation, die, 
weit entfernt, Gefahren mit ſich zu bringen, im Gegenteil die Gefahr 
beſeitigte, von den ſiegenden Ruſſen ohne weiteres feindſelig behandelt 
zu werden, die nur Vorteile bot und nicht zuletzt den, im voraus der 
Notwendigkeit eines plötzlichen Entſchluſſes und eines unvermittelten 
Syſtemwechſels im Falle der franzöſiſchen Niederlage enthoben zu ſein, 
mußte ſelbſt dem unſchlüſſigſten Charakter hochwillkommen ſein. Es 
würde ſich mithin nur fragen, ob der Charakter des Königs Initiative 
genug beſaß, um ſelbſt auf die Herbeiführung einer derartigen Situation 
Bedacht zu nehmen. 

Gemeinhin wird ja Friedrich Wilhelm jede ſchöpferiſche Initiative 
abgeſprochen. Man läßt es gelten, daß er von Anfang an ein offenes 
Auge für die zahlreichen Übelftände in der Staatsverwaltung gehabt und 
feit feiner Thronbeſteigung Reformen auf militäriſchem, adminiſtrativem 
und ſozialem Gebiete angeſtrebt habe, ohne freilich ſich zu der Höhe 
eines einheitlich aufgebauten, im lebendigen Zuſammenhang mit den 
großen Macht⸗ und Dafeinsfragen des Staates ſtehenden Reform- 
programms zu erheben. Als die eigentlichen Träger des Reform— 
gedankens erſcheinen aber auch bei Hintze, der den preußiſchen Reform- 
beſtrebungen vor 1806 wie kein anderer gerecht geworden iſt!), nicht 
Ke König, ſondern die Kabinettsräte Menden und Beyme?). Auch 
für die mit der Kataſtrophe von Jena und Auerſtädt anhebende Reform 
Periode im engeren Sinn ſetzt man den Anteil des Königs weit hinter 
den der Führer der Reform⸗ und Patriotenpartei, Steins und Scharn— 
pre zumal, zurück. Ja, bei Lehmann, der die frühere günſtigere 
Auffaſſung über Friedrich Wilhelm III. gründlich in das Gegenteil ver- 
Be hate), erſcheint dieſer bereits als das retardierende Element. Nach 
Sehmann wäre dem Könige das große Werk der nationalen Wieder⸗ 


Steg = (e Aufſatze „Preußiſche Reformbeſtrebungen vor 1806. Hift. 


ff. Für die militäriſchen Reformen vor 1806 vgl. v. d. Goltz, 
Toten und Jeno. ` eg ? 


2 Hintze S. 417. 
) Über die Wandlungen, die das Urteil über Friedrich Wilhelm III. durch⸗ 


gemacht hat, f. Delbrück, Erinnerungen, Aufſätze und Reden S. 79. 
EE 
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geburt Preußens, die militäriſche und bürgerliche Reform wie die plan⸗ 
mäßige ſtille Vorbereitung zum Freiheitskampfe, von den Stein und 
Scharnhorſt mehr oder weniger abgerungen worden. Wirklich ſchien 
dieſe Auffaſſung in den Denkwürdigkeiten Boyens, eines der Führer der 
Reform, eine nachdrückliche Beſtätigung zu finden. Zwar hat der 
Biograph Boyens, Meinecke, ſchon darauf hingewieſen, daß deſſen Urteil 
über Friedrich Wilhelm um eine Nuance zu dunkel gefärbt ſei: eine 
Folge ſeiner ſpäteren Entfremdung vom Könige und der Verſchärfung 
von deſſen Schattenſeiten im ſpäteren Alter 1). Von mehreren Seiten hat 
man wenigſtens die Politik des Herrſchers in den großen Kriſen der 
Jahre 1806, 1809, 1811 zu rechtfertigen geſucht. Vor allem Bailleu !), 
von jüngeren Forſchern u. a. Gaede, haben ſich nach dieſer Richtung 
Verdienſte erworben. Aber im großen und ganzen iſt doch die Auf⸗ 
faſſung Lehmanns die herrſchende geblieben. Dieſer ſelbſt hat auf Grund 
der Boyenſchen Denkwürdigkeiten unwiderſprochen von neuem das Fazit 
gezogen: „Genug: Friedrich Wilhelm III. hat nicht die Führung bei der 
inneren Reform gehabt, der Freiheitskampf iſt ihm aufgedrängt worden. 
Der Bericht des kundigſten Zeugen und der Befund der geheimſten Akten 
beweiſen das in gleichem Maße; an dieſer Übereinſtimmung muß jeder 
Rehabilitationsverſuch ſcheitern ?).“ 

Die ſicherſte Probe für die Richtigkeit dieſer Auffaſſung müßte 
eigentlich das Verhalten Friedrich Wilhelms in der Zeit vom Frühjahre 
bis zum Schluffe des Jahres 1812 darbieten. In dieſer Zeit ſtand der 
König nicht unter dem Einfluß der Patrioten⸗ und Reformpartei “); ihre 
eigentlichen Wortführer, die Scharnhorſt und Gneiſenau, Boyen und 
Clauſewitz, hatten ſich ja alleſamt verzogen. Sicherlich wird der König 
dazumal mehr noch als ſonſt der Entſchlußkraft, der eigenen Initiative 
entbehrt haben? Und nun vernehmen wir, daß Friedrich Wilhelm 
ſich auf die erſte Anregung ſeines Flügeladjutanten hin zu einem Schritte 
entſchloſſen hat, der wenigſtens in feinen Folgen die größte Tragweite 
erhalten hat, daß er dieſen Schritt ins Werk geſetzt hat, ohne auch nur 
ſeinen Staatskanzler, geſchweige denn Scharnhorſt oder ein anderes 


1) Leben Boyens I, 209. 

2) Beſondere Bedeutung kommt dem von Bailleu an das Licht gezogenen 
eigenhändigen Briefe Friedrich Wilhelms III. vom 12. September 1806 zu. Aus 
ihm ergibt ſich, daß der im allgemeinen ſo friedliebende Konig unter Umſtänden 
ſelbſt für einen Angriffskrieg gegen Napoleon zu haben war. Forſchungen zur 
Brand. und Preuß. Geſch. 12, 574. 

3) Hift. Zeitſchrift 67, 54. 

4) Von Scharnhorſts angeblichem Einfluſſe wird weiter unten die Rede ſein. 
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Mitglied des Patriotenpartei zu Rate zu ziehen ). Das legt doch die 
Frage nahe, ob man nicht den Einfluß der Scharnhorſt und Konſorten 
auf den König in Sachen der Politik, der militäriſchen und bürgerlichen 
Reorganiſation, der nationalen Wehrhaftigkeit überjchäkt, deffen ſelbſtändige 
Initiative aber erheblich unterſchätzt hat. Indem wir dieſe Frage von 
neuem aufnehmen 2), ziehen auch wir den Bericht der kundigſten Zeugen, 
den Befund der geheimſten Akten heran, vielleicht daß fte uns eine andere 
Sprache hören laſſen. 

Was zunächſt den geiſtigen Anteil Friedrich Wilhelms III. an der 
Wiedergeburt des preußiſchen Staates betrifft, ſo haben wir zweifellos 
einen der kundigſten Zeugen in der Perſon des Geheimen Kabinettsrats 
Beyme zu ſehen. Bei feiner langjährigen Beſchaftigung im Kabinette 
mußte er mehr als jeder andere in der Lage ſein, die Summe dieſes 
Anteils zu überſehen. Auch hat er uns ſein Zeugnis nicht vorenthalten. 
Schon vor Jena und Auerſtedt hat er bekannt: der König übertreffe 
in Angelegenheiten der Regierung alle ſeine Ratgeber bei weitem an 
klarer, einfacher und richtiger Einſicht; wenn ihm etwas fehle, ſo ſei es 
nur dieſes, daß eine zu große Beſcheidenheit ihn abhalte, ſelbſt an ſeine 
Uberlegenheit zu glauben; deshalb ſei es ungerecht und ſchädlich, daß 
talentvolle Männer alle ihre Kräfte aufböten, um ihm zu ſagen, was 
er hätte tun oder unterlaſſen ſollen, was er künftig zu tun oder zu 
unterlaſſen habe. „Ich habe und werde nie eine andere Meinung als 
die haben: der König allein kann und wird den Staat erhalten? ).“ 
Lehmann, dem wir die Kenntnis dieſes Urteils verdanken, ift freilich 
weit entfernt, es anzuerkennen: er nennt die Verehrung, die Beyme ſeinem 
königlichen Herrn darin zollt, grobe Menſchenunkenntnis, wenn ernſt 
gemeint, unwürdige Schmeichelei, wenn nicht ernſt gemeint. Aber auch 
Stein, der nach ſeinem Biographen gegenüber Friedrich Wilhelm eine 
an Geringſchätzung ſtreifende Empfindung der Überlegenheit gehabt haben 
soll“), hat fich wiederholt ganz in dem Sinne Beymes geäußert. „Der 
König.“ ſo gibt Minutoli das Urteil Steins wieder, „iſt der Einſichts⸗ 
vollſte und Geſcheiteſte von allen, ohne es zu wiſſen, wie gerade der 
wahrhaft gute Menſch nicht weiß, daß er gut ift?).” Und gegen den 

1) 
König a 
Rate zu 


Ganz ähnlich verhielte es ſich ja bei Kneſebecks Miſſion, inſofern der 
uch hier aus eigenem Entſchluſſe, ohne Hardenberg oder ſonſt jemand zu 
ziehen, zur Ausführung von Kneſebecks Plänen die Hand geboten hätte. 
2) Bgl. Meineckes Bemerkungen in der Hiſt. Zeitſchrift 89, 17. 


„ Beyme an Oberſt Maſſenbach, Charlottenburg, 20. Juli 1806. Lehmann, 
Freiherr vom Stein I, 449. 


4) Dai. S. 458, re 
5) Minutoli, Beiträge zu einer künftigen Biographie Friedrich Wilhelms III. 
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Kriegsrat Scheffner, deſſen nahe Beziehungen zu Stein ſich ſchon aus 
ſeinem Verhalten bei der Entlaſſung des Miniſters im Herbſt 1808 1) 
ergeben, hat ſich Stein mehrfach dahin ausgelaſſen: „Der König ſelbſt 
iſt mehrenteils klüger wie wir alle, nur er hat nicht Willen genug, es 
ſelbſt zu ſein und läßt uns in der Meinungsverſchiedenheit ſitzen el 
Nun Beymes Urteil durch die Autorität eines Stein von dem Verdachte 
grober Menſchenunkenntnis und unwürdiger Schmeichelei zum guten Teil 
gereinigt iſt, dürfen wir auch ſeinen weiteren Außerungen höheres Gewicht 
beilegen. Ob freilich die Behauptung Beymes aus dem Jahre 1833 5), 
die Friedrich Wilhelm III. die geiſtige Urheberſchaft des Emanzipations⸗ 
edikts vom 7. Oktober 1807 zuweiſt, in vollem Umfange zutrifft, mag 
zweifelhaft erſcheinen. Wohl hat der König in der Kabinettsordre vom 
23. Auguft 1807 erklärt: Die Aufhebung der Erbuntertänigkeik jet 
ſeit ſeinem Regierungsantritt das Ziel geweſen, nach dem er unverrückt 
geſtrebt habe“), eine Erklärung, die in der Kabinettsordre vom 25. Juli 
17985) ihre Beſtätigung findet. Aber der direkte Anſtoß zu dem Edikt 
iſt, ſoweit man ſehen kann, erſt durch die Berichte des Staatsminiſters 
von Schroetter und der Immediatkommiſſion vom 17. Auguſt 1807 
erfolgt 6). Dem Könige gebührt wieder das Verdienſt, die Ausdehnung 


S. 58. Auch Prinz Louis Ferdinand, aus deſſen Feder bekanntlich die ſchärfſte 
und beredteſte Anklage der preußiſchen Politik vor Jena gefloſſen iſt, die je geſchrieben 
(bal. Bailleu, Prinz Louis Ferdinand, Deutſche Rundſchau 45, 219), fol dennoch nach 
Minutoli geſagt haben: „Er kenne nur einen Menſchen im preußiſchen Staate, 
der ſolchen durch ſeine Talente zu retten vermöge, und dieſer ſei Friedrich Wil⸗ 
helm III.“ Seinerſeits ſtimmt Minutoli dieſem Urteil voll zu, nur beklagt er 
gerade wie Stein und Beyme, daß der ſo reich Ausgeſtattete aus Beſcheidenheit 
in einer ſteten Verleugnung ſeines beſten Wiſſens begriffen geweſen ſei. Vgl. auch 
Minutoli S. 27 f. 

1) Perg, Leben Steins II, 307. Bal. die beiden Briefe Steins an Scheffner 
vom 9. Oktober 1807 und 24. Juni 1808. Daf. S. 176 f. 

2) Scheffner, Mein Leben S. 284 f. 

3) Beyme an Schön, 21. Mai 1833. Lehmann, Kneſebeck und Schön 
S. 347. 

4) Knapp, Die Bauernbefreiung I, 129. Sal. Lehmann, Stein H, 274. 
Beymes und des Königs Anſichten ſind freilich nicht auseinander zu halten. Aber 
es liegt, zumal bei Beymes Außerungen aus dem Jahre 1833, kein Anlaß vor, 
Beymes Namen über den König zu ſetzen. Bgl. auch Beymes Außerung zu 
Hardenberg vom 2. Febr. 1807: er habe immer gewünſcht, daß man im Inland 
gar keine Meinung von ihm haben möchte als die wahre, daß er ein gutes In⸗ 
ſtrument in der Hand des Königs je, Denkwürdigkeiten des Stoatskanzlers 
Fürſten von Hardenberg III, 297. 

5) Knapp a. a. O. 1, 124. 

6) Daſ. II, 151 f., 155. 
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des von dem Staatsminiſter Schroetter nur für Oſt⸗ und Weſtpreußen 
beantragten Geſetzes auf die ganze preußiſche Monarchie angeordnet zu 
haben, wovon allerdings auf Schroetters Vorſtellungen vor der Hand wieder 
Abſtand genommen wurde !). Wenn man nun durchweg dem Freiherrn 
von Stein das Verdienſt zuſchreibt, die ſchließliche Verallgemeinerung 
des Edikts bei dem Könige durchgeſetzt zu haben, ſo ſteht dieſer Ruhm 
keineswegs auf feſten Füßen. Stein hat an demſelben Tage, an dem 
die endgültige Entſcheidung des Königs fiel (8. Oktober), ſeine Anſicht 
dahin fixiert, daß das Edikt „ſobald als möglich“ auf die ganze 
Monarchie auszudehnen ſei. Mit anderen Worten: auch er war noch 
in dieſem Augenblick dafür, das Edikt vorerſt auf Oſt⸗ und Weſtpreußen 
zu beſchränken. Sicherlich wird Stein dieſe Linie auch in ſeinem Vor⸗ 
trage beim Könige nicht überſchritten haben. Hiernach hat es nicht 
wenig Wahrſcheinlichkeit für ſich, daß Friedrich Wilhelm es war, der 
ſeine urſprüngliche Idee der ſofortigen Verallgemeinerung wieder aufnahm 
und in dieſem Sinne bei nunmehriger Zuſtimmung Steins die Ent⸗ 
ſcheidung fällte. 

Noch eine andere Außerung Beymes: Friedrich Wilhelm III. werde 
in dem von Stein im November 1807 eingereichten Organiſationsplan 
für die Verwaltung ſeine eigenen Gedanken wieder erkannt haben?), iſt 
dem Verdacht leerer Schmeichelei nicht entgangen. Aber der Haupt⸗ 
geſichtspunkt des Steinſchen Reformprogramms: Einheit und Kraft in 
der oberſten Leitung der ganzen Staatsverwaltung erſcheint ja, in etwas 
allgemeinerer Form zwar, ſchon in den königlichen Befehlen vom 
19. Dezember 18063) und vom 13. März 1807). Aus dieſen Be- 
fehlen des Königs geht auch bereits zur Genüge hervor, für wie ungu- 
länglich Friedrich Wilhelm den gewöhnlichen Kabinettsgeſchäftsgang 
mindeſtens unter den damaligen außerordentlichen Umſtänden hielt. 
Auch die Aufnahme, die Hardenbergs Denkſchrift vom 3. März 18075) 
mit ihrer ſchonungsloſen Kritik der beſtehenden Geſchäftsführung und 
der dringenden Betonung der Notwendigkeit einer Radikalkur bei dem 


1) Knapp a. a. O. II, S. 156 f. 

2) Immediatbericht von Beyme 7. Dez. 1807. Lehmann, Stein II, 406. 

3) „Überzeugt, daß bei den jetzigen Umſtänden, wo Einheit und Schnelligkeit 
in dem Gange der Geſchäfte fo höchſt wichtig find, eine veränderte Form in der 
Führung derſelben von oben herab von großer Wirkſamkeit ſein kann“ uſw. 
Pertz, Leben Steins I, 387. 

4) „Da alſo die eingetretenen Umſtände durchaus mehr Einheit und ſchnellere 
Ausführung der Geſchäfte erfordern, um mit mehrerer Energie wirken zu können“ 
uſw. Denkwürdigkeiten Hardenbergs III, 319. 

5) Denkwürdigkeiten Hardenbergs V, 447 ff. 
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Herrſcher fand, beweiſt, daß dieſer die Schäden der Kabinettsregierung 
klar erkannt hatte. Hardenberg hat ſich darüber ſelbſt in ſeiner aus 
dem Ende desſelben Monats herrührenden Denkſchrift geäußert: „Aller⸗ 
höchſtdieſelben haben die Mängel, welche ich — nämlich in der Denk⸗ 
ſchrift vom 3. März — andeutete, ohne Ausnahme ſelbſt anerkannt 
und ſolche, wie Sie gnädigſt äußerten, ſchon vorhin eingeſehen“ ). Der 
Einwand liegt nahe: Merkwürdig, daß der König bei ſolch klarer Er⸗ 
kenntnis der vorhandenen übelſtände und Mängel nicht längſt das 
Kabinett mit deren Abſtellung beauftragt hatte?). Ein ſolcher Einwand 
würde jedoch das Maß der Schwierigkeiten unterſchätzen, die einer völligen 
Umwandlung eines ganzen Regierungsſyſtems entgegenſtehen. Oft genug 
hat Friedrich Wilhelm über die Schwierigkeiten geklagt, die feine reform⸗ 
freundlichen Abſichten von Anbeginn her fanden. Wie bitter hat er ſich 
nicht am 5. März 1807 zu Hardenberg darüber geäußert, daß man 
ihm, wenn er die beſtehenden Mängel verbeſſern wollte, beſonders in 
Abficht auf das Militär, nichts als Hinderniſſe und alte Vorurteile in 
den Weg lege ?). Diele Schwierigkeiten werden vielleicht durch nichts 
ſo grell beleuchtet, wie durch das klaſſiſche Wort, mit dem die von dem 
Könige eingeſetzte Militär⸗Organiſationskommiſſion den Plan des Majors 
von dem Kneſebeck betreffs militäriſcher Organiſierung des ganzen Volkes im 
Auguſt 1803 verwarf: „daß es der Kommiſſion ganz unbegreiflich erſcheine, 
wie jemand einer ſiegreichen Armee, die ſo lange für ganz Europa ein 
unerreichtes Muſter geweſen iſt und bleiben wird, eine totale Veränderung 
ihrer Verfaſſung zumuten kann, welche ſie zu einer bloßen Landmiliz 
reduzieren würde“). Kein Geringerer als Scharnhorſt, deſſen oft ge⸗ 
rühmter hiſtoriſcher Sinn gerade hier in ein helles Licht tritt, hat es 
denn auch mit ausdrücklichen Worten anerkannt, daß die der militäriſchen 


1) Dai. S. 472. Vgl. auch Hardenbergs Außerung in ſeinen Denkwürdig⸗ 
keiten (III, 318): „Der König nahm nicht nur alle meine Bemerkungen ſehr wohl 
auf, ſondern verſtärkte manche, die unſere Mängel betrafen, noch weit mehr.“ 

2) Val. Lehmann, Stein II, 406. 

3) Denkwürdigkeiten Hardenbergs III, 318. 

4) v. Höpfner, Der Krieg von 1806 und 1807 L 89, Anm. Vgl. v. Lettow⸗ 
Vorbeck, Der Krieg von 1806 und 1807 I, 51, der dazu die treffende Bemerkung 
macht: „Der hier von der Kommiſſion ausgeſprochene Satz findet in der Geſchichte 
ſeine volle Beſtätigung. In allen Ländern haben gründliche, mit Mehrbelaſtung 
und Beſeitigung alter Rechte verbundene Reformen nur infolge beſonderer Ereig⸗ 
niſſe, wie die franzöſiſche Revolution von 1789, oder nach ſehr unglücklichen 
Kriegen, wie dem von 1806, nach dem Krimfeldzuge, nach 1866 und 1870/71 
ſtattgefunden.“ Das nähere über den Kneſebeckſchen Plan f. bei v. d. Goltz, Roß⸗ 
bach und Jena S. 146 ff. 
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Reform vor 1806 entgegenſtehenden Schwierigkeiten „unüberſteiglich“ 
geweſen feien 1). 

Was hier von der militäriſchen Reform gejagt wird, gilt erſt recht 
für das Ganze der Staatsverwaltung: es bedurfte, um das prophetiſche 
Wort des Miniſters Struenſee zu wiederholen, „eines gewaltigen Stoßes 
von außen“ 2), um die Summe der Widerſtände hinwegzufegen, die die 
ungefüge Staatsmaſchinerie dem Wollen Friedrich Wilhelms allerwärts 
entgegenſetzte, und um dieſem Wollen die Kraft des rückfichtslos ent- 
ſchloſſenen Willens zu verleihen. 

Hat die Kataſtrophe von Jena und Auerſtedt dieſen entſchloſſenen 
Willen zur Reorganiſation der geſamten Staatsverwaltung, nicht bloß 
des Militärweſens — auf dieſes wird im Zuſammenhange beſonders 
einzugehen ſein — bei Friedrich Wilhelm ausgelöſt? Man möchte 
zweifeln, wenn man ſieht, daß der Kampf um die Kabinettsregierung, 
die man „recht eigentlich als den Sitz der politiſchen Schwäche des 
preußiſchen Staates“ s) und damit als das weſentlichſte Hemmnis durch⸗ 
greifender Reformen zu betrachten pflegt, erſt nach Jena ſeinen Höhe⸗ 
punkt erreicht hat. Aber es handelt ſich bei dieſem denkwürdigen Kampfe, 
beim Angriff wie bei der Verteidigung nicht ſo ſehr um die Beſeitigung 
der königlichen Selbſtregierung, von der ja ſchon vor 1806 ein und das 
andere Stück aufgegeben war?), nicht um das Syſtem, ſondern um die 
Perſonen, richtiger um eine Perſon, den Geheimen Kabinettsrat Beyme. 
Auf die Geſchäftsformen hat Stein nach eigenem Eingeſtändnis nur wenig 
Gewicht gelegt, um ſo mehr auf die Perſonenfrage?). Das „weg mit 
Beyme“ bildet das Grundmotiv ſeines und Hardenbergs Verhaltens 
Ende 1806. Noch bei ſeinem Wiedereintritt in den Staatsdienſt im 


I) Scharnhorſt an Zeſchau, 12. November 1810. „Ich wußte, daß der 
König eine Menge dieſer Veränderungen — gemeint ſind die von der Reorgani⸗ 
lationstommiffion ausgeführten Reformen — ſchon vor dem Kriege vorhatte, daß 
damals ihm unüberſteigliche Schwierigkeiten gemacht wurden.“ Klippel, Das 
Leben des Generals von Scharnhorſt III, 569. 

2) Meier, Die Reform der Verwaltungsorganiſation unter Stein und 
Hardenberg S. 132. Auch Delbrück (Leben Gneiſenaus 2], 119) und noch mehr 
Hintze a. a. O. S. 442 betonen die der Reform vor 1806 entgegenſtehenden großen 
Schwierigkeiten. 

3) Hintze a. a. O. S. 442. 

4) Bgl. Hintze a. a. O. S. 433; Lehmann, Stein II, 37. 

II. 5) Bgl. ſeine Bemerkungen zu Altenſteins Septemberdenkſchrift (Perg, Stein 

„ 34) und Lehmann, Stein IL, 37. Ferner Stein an Schroetter 25. Aug. 1808: 
„Dagegen hat die Formenkenntnis für Geſchäfte nicht den großen Wert, den man 
ihr beizulegen pflegt. Sach⸗ Ort: und Perſonenkenntnis und lebhaftes Intereſſe 
an den Geſchäften iſt wichtiger als aller Formenkram.“ Pertz II, 676. 


26 Friedrich Thimme. 26 


Herbſt 1807 hat Stein, das Wort Beymes bewahrheitend, daß ſtarke 
Geiſter immer ſtarke Leidenſchaften hegen 1), deſſen Entlaſſung aus dem 
Kabinett rückſichtslos vom Könige gefordert. Seinerſeits hat Friedrich 
Wilhelm Hardenberg ſchon in der Unterredung vom 5. März 1807 
alles konzediert, nur nicht die Perſönlichkeit Beymes ), dem er allen 
Anfeindungen zum Trotz ein unerſchütterliches Vertrauen entgegenbrachte?). 
Es war die Art des Königs, in dem einmal geſchenkten Vertrauen ſich 
durch nichts beirren zu laſſen !): eine Eigenſchaft, die ſpäter doch auch 
den Führern der Reform- und Patriotenpartei in reichſtem Maße zu 
gute gekommen iſt. Und war denn das Vertrauen des Königs auf 
ſeinen Kabinettsrat ganz unbegründet? Etwas Stichhaltiges iſt in den 
Kämpfen, die ſich um deſſen Perſon drehten, gegen ihn nicht vorgebracht 
worden. Nur das eine Argument kehrt immer wieder: daß er nun 
einmal die öffentliche Meinung gegen fich habe?). Aber es iſt doch 
zu viel geſagt, daß Beyme damals als Verkörperung der franzöſiſchen 
Allianzbeſtrebungen gegolten habe?). Wenn die Denkſchrift des könig— 
lichen Prinzen und ihrer Verbündeten vom 12. September 1806 es als 
eine „allgemeine und auf notoriſche Thatſachen gegründete Überzeugung“ 
hinſtellt, daß das Kabinett mit Bonaparte auf alle Weiſe kolludiere “), 
ſo geht das wohl mehr auf Rechnung von Haugwitz und Lombard als 
auf Beyme. 

Späterhin hat Beyme in der Tat zeitweiſe das Heil Preußens in 
einem konſequent durchgeführten Anſchluß an Frankreich geſuchts). Aber 
taten nicht auch Stein und Scharnhorſt dasſelbe? Daß kühne Ent⸗ 
ſchloſſenheit gleichwohl nicht außerhalb der Sphäre von Beymes Charakter 


1) Lehmann, Stein II, 108. 

2) Denkwürdigkeiten Hardenbergs III, 318. 

3) Noch am 12. Mai 1808 hat der König an Beyme geſchrieben: „Sie find 
ein Mann, der ſich Meines Vertrauens ſtets vollkommen würdig gezeigt hat, und 
Sie wiſſen, daß ich Sie jederzeit ebenſo geſchätzt als geachtet habe.“ Haſſel, Ge⸗ 
ſchichte der Preuß. Politik 1807—1815. I, 561, Anm. 

4) Vgl. Minutoli S. 73: „Der Konig prüfte lange, bevor er fein Vertrauen 
unbedingt ſchenkte; war dies aber einmal der Fall, dann gab er fih auch rück⸗— 
ſichtslos hin, und man hatte alsdann ſeine Zuneigung nicht allein für immer 
gewonnen, ſondern von nun an vermochte auch keine Inſinuation, keine Verleum⸗ 
dung ihn in ſeinem Glauben wankend zu machen.“ 

5) Hardenberg an den König 30. Dezember 1806. Pertz, Stein I, 576. 
Desgleichen 3. März 1807. Denkwürdigkeiten Hardenbergs V, 462. Stein an 
Schulenburg 18. Dezember 1806. Denkwürdigkeiten Hardenbergs III, 245. 

6) Lehmann, Stein I, 449. 

7) Pertz, Stein I, 350. 

8) Bal. Gaede, Preußens Stellung zur Kriegsfrage im Jahre 1809. S. 130 f. 
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lag, hat ſein Verhalten im Jahre 1809 gezeigt: damals hat er auch 
einen Scharnhorſt weit hinter ſich zurückgelaſſen ). Ja, ſelbſt Harden⸗ 
berg, der ſchroffe Widerſacher Beymes, geſteht unumwunden ein, daß 
alles, was vor ſeiner Wiederübernahme des Miniſteriums (26. April 
1807) Gutes und Kräftiges geſchehen ſei, ſich juſt in den Zeitraum zu⸗ 
ſammendränge, wo Beyme die Leitung der auswärtigen Geſchäſte hatte). 
In ſeinem Briefe gar an Stein vom 10. Juli 1807 weiß Hardenberg 
Beymes Verhalten während der kurzen Zeit ſeines Miniſteriums nicht 
genug zu rühmen 3). Wenn jo Hardenberg durch die Erfahrung weniger 


1) Scharnhorſt hat mindeſtens im Juni 1809 ſehr peſſimiſtiſche Anſichten über 
Preußens militäriſche Lage gehabt. Am 17. Juni klagt er in einem Schreiben an 
das Staatsminiſterinm: die Schwierigkeit, mit Kraft auftreten zu können, mehre 
Dé von Tag zu Tage, nicht allein die Kellermannſche Armee vermehre und nähere 
ſich, ſondern auch die Feſtungen, welche die Franzoſen in Preußen in Beſitz hätten, 
würden von Tag zu Tage Märter beſetzt. „Was vor Monaten mit Kraft und 
Nachdruck geſchehen konnte, wird jetzt ſchon höchſt ſchwierig und in kurzer Zeit 
ganz unmöglich.“ Am 24. Juni: „Unſere militäriſche Lage iſt ganz und gar 
nicht ſo glänzend, daß man aus ihr einen Bewegungsgrund zur Teilnahme am 
Kriege herleiten könnte, wenn die übrigen Verhältniſſe ihn vermeidlich machen.“ 
Noch mehr bezeichnet es vielleicht den Tieſſtand von Scharnhorſts kriegeriſchem 
Mute, daß er der preußiſchen Armee für den Fall des Anſchluſſes an Oſterreich 
als nächſte Aufgabe zuweiſt, einen Überrumpelungsverſuch gegen die von den 

ranzoſen beſetzten Feſtungen zu machen und, falls der Verſuch mißlinge, ſie ſo 
lang eng einzuſchließen, bis die zu bildende Reſervearmee dieſe Aufgabe übernehmen 
konne. Dem gegenüber Beyme (18. Juni): „Die Kellermannſche Armee verbunden 
mit den Holländern und Dänen ſind uns jetzt nicht fürchterlicher als vor einem 
Monat das Bernadotteſche Armeekorps, und die geringen Truppenverſtärkungen 
in den beſetzten Feſtungen konnen wohl nicht entſcheiden.“ Hingegen berechtige 
der Sieg der Sſterreicher bei Aspern zu größerem Vertrauen auf dieſe Macht, 
als man früher auf ſie habe ſetzen können. „Wenn nun eine preußiſche Armee 
auch nur von 30000 Mann den Sſterreichern an der Donau zu Hilfe eilte, ſollte 
dieje nicht die Befiegung des franzöfiſchen Heeres entſcheiden und vollenden 
können? Eine ſolche Anwendung der preußiſchen Macht würde ich jeder Opera⸗ 
tion im Norden von Deutſchland vorziehen.. An der Donau muß Napoleon 
befiegt werden, oder alle andere Unternehmungen fruchten nicht.“ (Geh. St. A.) 
Bol. Lehmann II, 282 f. Auch die von Kneſebeck in feiner Denkſchrift aus dem 
Juli 1809 entwickelten Anſichten ( Trilogie S. 36 ff.) überragen die Scharn⸗ 
Jerigen weit. In einem verblüffenden Gegenſatz zu Scharnhorſts amtlichen 
Auslaſſungen ſtehen übrigens ſeine gleichzeitigen Außerungen zu dem öſterreichiſchen 
Abgeſandten Oberſt von Steigenteſch. Bal. deffen Bericht vom 17. Juni 1809. 
Stern, Abhandlungen und Attenſtücke zur Geſchichte der preußiſchen Reformzeit 
1807—1815 S. 78 f. Doch mag Steigenteſch die Farben grell aufgetragen haben. 

2) Denkwürdigkeiten Hardenbergs III, 238. | 

3) „M. Beyme, je lui dois cette justice, s'est trös-bien conduit depuis 
que je ne suis rentré dans les affaires. Il a constamment suivi les bons 
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Monate fein bisheriges Urteil umgeſtoßen fand), darf man es dem 
Könige, der über eine ſo viel längere Erfahrung verfügte, verargen, wenn 
er ſeinen Kabinettsrat ſo lange als möglich zu halten ſtrebte? 

Aber auch in fachlicher Beziehung haben die Tatſachen das Ver⸗ 
halten Friedrich Wilhelms in dem Kampfe mit Stein um die Kabinetts⸗ 
regierung weit mehr gerechtfertigt, als man anzunehmen geneigt iſt. 
Wer alte Formen zertrümmern will, muß beſſere vorzuſchlagen wiſſen. 
Was Stein an die Stelle der Kabinettsregierung ſetzen wollte, iſt bekannt 
genug: einen aus der Geſamtzahl der Miniſter beſtehenden „Geheimen 
Inneren Staatsrat“, der feine Beſchlüſſe unter dem Vorſitz des Königs 
faſſen ſollte 2). Nicht leicht konnte etwas ſchlechter auf die Perſönlichkeit 
des Königs berechnet ſein; der unausbleibliche Widerſtreit der Meinungen 
in dem Staatsrat mußte ja ſeine Entſchlußkraft noch mehr als zuvor 
lähmen ?). Friedrich Wilhelm hat ſich damals trotz feiner entgegen- 
ſtehenden Bedenken bereit gezeigt, ein Conſeil von drei Perſonen ein- 
zurichten; ſpäter iſt durch die Verordnung vom 11. März 1807 ein 
ſolches von vier Perſonen, beſtehend aus den Staatsminiſtern von Voß, 
von Hardenberg, von Schroetter, von Zaſtrow, wirklich gebildet worden. 
Welcher Art die Bedenken des Königs gegen die neue Einrichtung waren, 
lehrt die Verordnung vom 11. März ſelbſt. „Denn wenn fich Parteilich- 
keit, Vorurteile oder Animoſität in etwas miſchen, ſo kommt nichts zu 
ſtande, und die beſten und wohltätigſten Abſichten werden nicht nur allein 
nicht erreicht, ſondern das Ganze geht darüber endlich völlig zugrunde, 
was Gott verhüten wolle ).“ Die peſſimiſtiſchen Befürchtungen Friedrich 


principes, lui-même il n'a cherché aucune influence, elle a été nulle, mais 
il y a contribué lui-même.“ Daf. V, 535. 

1) Sogar Stein ift es ähnlich gegangen. Hat er es doch fertig gebracht, 
bei ſeinem Abgang im November 1808 dem Könige vorzuſchlagen, Beyme als 
Juſtizminiſter in das Kabinett zu rufen! Vgl. Lehmann II, 602. Auch Scharn⸗ 
Horft war hierfür, vgl. feinen Brief an Gotzen, 9. Februar 1809. Klippel III, 
400. Am 10. Dezember 1808 ſchrieb Scharnhorſt an den König: „Beyme iſt der 
einzige, der Ew. Maj. Anſichten ſeit geraumer Zeit kennt, der ohne Nebenabſichten 
und ohne Vorurteil handelt.“ Geh. St. A. 

2) Bal. Steins Denkſchrift vom 27. April 1806. 

8) Bal. die Denkſchrift Hardenbergs vom 3. März 1807. „Ruhigere Zeiten, 
wo es weniger dringend iſt, ſchnell und doch konſequent zu handeln, können kom⸗ 
pliziertere Anordnungen zulaſſen. Jetzt hemmen ſelbſt Diskuſſionen über entgegen⸗ 
geſetzte Meinungen, zumal unter Männern, die im Syſtem verſchiedene Über⸗ 
zeugungen haben, den raſchen Gang auf das Nachteiligſte und können nur zu 
Verdrießlichkeiten für Ew. Kgl. Maj. Anlaß geben, wenn Sie entſcheiden müßten.“ 
Denkwürdigkeiten Hardenbergs V, 463. 

4) Denkwürdigkeiten Hardenbergs III, 320. 
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Wilhelms ſollten ſich nur zu ſehr beſtätigen. Wie auf einem „polniſchen 
Reichstage“ ging es in dem Couſeil zu). Man fee nur die draſtiſche 
Kritik, welche Hardenberg an den Beratungen des Conſeils in einem 
Briefe an den Staatsminiſter von Voß, einen der vier Teilnehmer, ge⸗ 
übt hat (31. Mai 1807): „Ich frage dreiſt, was hat dieſe Ein⸗ 
richtung für Nutzen gehabt? Ich weiß gar keinen, und doch beſtand ſie 
länger als ſechs Wochen ... Ew. Exzellenz werden mir nicht irgend 
etwas Großes, Entſcheidendes, Kräftiges nennen können, was durch dieſe 
Beratungen bewirkt worden wäre, welche hauptſächlich nur dahin führten, 
die Kriegsnachrichten zu leſen.“ Hardenberg verſpricht ſich auch nichts 
mehr von einer veränderten Einrichtung des Conſeils; er verwirft das 
ganze Syſtem, mindeſtens bis zur Rückkehr ruhiger Zeiten. „Verzeihen 
mir Ew. Exzellenz die Anführung eines trivialen, aber hier ſehr paſſenden 
Sprichworts: viele Köche verderben den Brei ?).“ 

Es iſt der König geweſen, der an die Stelle des vorderhand völlig 
unpraktiſchen Staatsrats Steins die Einrichtung geſetzt hat, die unter 
den gegebenen Verhältniſſen allein Einheit und Schnelligkeit in den 
Regierungshandlungen gewährleiſten konnte: das Syſtem einer nicht 
ſormellen, aber doch tatſächlichen Premierminiſterſchaft. Indem Harden⸗ 
berg neben dem auswärtigen Departement auch alle auf den Krieg bezug 
habenden Gegenſtände während ſeines kurzen Miniſteriums in ſeiner 
Hand vereinigte, wurde er der Zentralpunkt für die auswärtigen wie 
für die inneren Angelegenheiten des Staates“). Nicht minder aus⸗ 
gedehnt war die Einflußſphäre, die dem wiedereintretenden Stein in den 
Schoß gelegt wurde). Stein hat die Vorteile dieſes Syſtems oi: 
bald begriffen; ja er ſtrebte in dem Organiſationsplan für die Zentral⸗ 
verwaltung vom 23. November 1807 nun ſelbſt danach, feine Stellung 
in der Richtung einer Premierminiſterſchaft ſchärfer zu entwickeln und 
auszugeſtalten. Nur durch eine reservatio mentalis hält er noch den 
Standpunkt feft, den er bei feinem Vorgehen im Jahre 1806 eingenommen 
hatte. „Einem Manne,“ ſo äußerte er ſich zu den Vorſchlägen der 
Altenſteinſchen Denkſchrift, „übertrage man die Umformung der Re- 
dierungsverfaſſung; ift dieſes bewirkt, Jo übertrage man die Verwaltung 
der öffentlichen Angelegenheiten einem Staatsrat, der unter dem über⸗ 


1) Nach einem Ausdruck Hardenbergs. Daf. IV, 107. 

mi Denkwürdigkeiten Hardenbergs III, 408. Mal. bai. ©. 321 f.; IV, 107. 

3) Dal. Ranke in den Denkwürdigkeiten Hardenbergs IV, 110. 
0 Kabinettsordre an Stein, 4. Oktober 1807: „Nach der Euch ſchon münd⸗ 
lich geäußerten Abſicht vertraue ich Euch hierdurch die Leitung aller Civilangelegen⸗ 
heiten meines Staates.“ Pertz II, 626. 
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wiegenden Einfluß eines Präſidenten ſteht !).“ Damit hatte es denn 
freilich ſeine guten Wege. 

Schon indem Friedrich Wilhelm von vornherein Stein in eine 
Stellung brachte, die deſſen großartige Wirkſamkeit nach allen Richtungen 
des Staatslebens ermöglichte, gebührt ihm ein erhebliches Verdienſt an 
der Reformgeſetzgebung. Und daß der König nicht erſt durch Stein zu 
einem umfaſſenden Reformprogramm beſtimmt worden iſt, lehrt auch der 
Umſtand, daß er bereits vor deſſen Berufung Hardenberg mit der Aus- 
arbeitung eines ſolchen Programms beauftragt hatte, mehr noch die 
Aufnahme, die der eingereichte Plan, die große Rigaer Denkſchrift vom 
12. September 1807 über die Reorganiſation des preußiſchen Staates, 
fand. Friedrich Wilhelm verkennt in ſeiner Erwiderung an Hardenberg 
vom 2. Oktober nicht, daß das vorgeſchlagene Syſtem grelle Kontraſte 
mit „unſeren ſeitherigen Grundſätzen“ enthalte, und daß eine geſchickte 
Leitung dazu gehöre, um es durchzuführen. Aber er ſpricht doch ſeine 
Hoffnung und feinen Wunſch aus, daß Hardenbergs Ideen wenigſtens 
in den Hauptpunkten mit denen Steins zuſammentreffen möchten, und 
daß deſſen kraftvolle Geſchäftsführung das „Chaos unſeres jetzigen Zu⸗ 
ſtandes“ baldigſt zu ordnen imſtande fei möge ?). 

Bei ſolchen Dispoſitionen war dem Reformwerke, das kann nicht 
hoch genug veranſchlagt werden, im voraus der Erfolg geſichert. Nach 
Boyen freilich hatte der König ſelbſt, durch die Umtriebe der Anti⸗ 
reformer gegen den neu betretenen Weg mißtrauiſch geworden, dem 
Fortgang des Reformwerles Schwierigkeiten in den Weg gelegt“). Ein 
ungerechtes Urteil, das ſchon in den Tatſachen ſeine Widerlegung findet. 
Wir ſahen bereits, daß Friedrich Wilhelm die Verallgemeinerung des 
Edikts vom 9. Oktober 1807, vielleicht noch über Stein hinausgehend, 
ſofort genehmigt hat. Ebenſo bereitwillig hat er der wirtſchaftlichen 
Befreiung des Bürgertums durch die zunächſt partielle Aufhebung des 
Zunftzwanges (24. Oktober 1808) zugeſtimmt. Nicht anders verhält 
es ſich mit der Städteordnung. Den ihm vorgelegten Entwurf hat der 
König ohne Einſchränkung, ohne auch nur eine Rückfrage zu tun, und 
in Ausdrücken akzeptiert, die darauf ſchließen laſſen konnten, daß er in 
der Ausführung am liebſten noch raſcher als Stein vorgegangen wäre!). 


1) Pertz II, 31, Lehmann II, 373. 

2) Denkwürdigkeiten Hardenbergs III, 533. 

3) Boyen I, 306. 

4) Der Bericht der Miniſter von Schroetter und von Stein vom 1. No⸗ 
vember 1808 erklärt es für angemeſſener, die Städteordnung zuerſt nur in einigen 
großen Städten einzuführen. Königsberg und Elbing werden als diejenigen 
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Selbſt in der Frage der Bildung von Reichsſtänden iſt irgendwelcher 
Widerſtand von ſeiten des Königs nicht ausgegangen 1). Vollends dem 
Organiſationsplan für die Zentralverwaltung vom 23. November 1807 
hat Friedrich Wilhelm, ob er nun in ihm ſeine eigenen Ideen wieder⸗ 
erkannte oder nicht, den wärmſten Beifall geſchenkt; er nannte u. a. die 
ihm vorgeſchlagenen Reformen ebenſo viele glückliche Gedanken, die, 
wenn konſequent und energiſch durchgeführt, einer beſſeren Ordnung der 
Dinge entgegenſehen ließen ). Der König gab fogar Anlaß, auch hier 
über Steins urſprungliche Ideen hinausgehend, daß bei den Beſtimmungen 
über den Geſchäftsgang im Kabinett der Anſchluß des Miniſteriums an 
den Träger der Krone enger geſtaltet wurde?). 

Die Gründe für die Nichtvollziehung des Organiſationsplanes ſind 
natürlich nur in dem Gange der auswärtigen Politik zu juchen®). Daß 
dem Könige nicht in letzter Stunde Skrupel gekommen ſein können, er⸗ 
gibt ſich daraus, daß er wieder den Steinſchen Plan der interimiſtiſchen 
verbeſſerten Einrichtung des Geſchäftsganges am 25. Juli 1808 >) und 
die nähere „Vorſchrift“ für den Geſchäftsgang am 25. Auguſt bereit⸗ 
willigſt genehmigte. Ja, noch in dem Momente der Entlafſung Steins, 
wo er jeder Rückſichtnahme auf ihn enthoben war, hat Friedrich Wilhelm 
deſſen Plan zur nunmehrigen Organifation der oberſten Staatsbehörden 
zugeſtimmt. Hier tritt es klar zutage: nicht die übermächtige Scheu 
vor dem Titanen Stein s), die ja in dem Momente der Entlaſſung 
gegenſtandslos war, hat Friedrich Wilhelm bewogen, den reformatoriſchen 
Anträgen Steins von dem Edikt vom 9. Oktober 1807 an bis zum 


Städte genannt, bei denen mit dem 1. Januar 1809 die neue Einrichtung ihren 
Anfang nehmen könne. Die Kabinettsordre vom 19. November 1808 genehmigt 
hingegen, daß mit der Ausführung „ſogleich in den großen Städten (alſo nicht 
bloß in Königsberg und Elbing) der Anfang gemacht werde“, Perg II, 687 f. 

1) Stein in feiner Selbſtbiographie: „Der König war damals ſchon geneigt 
CH 5 0 von Reichsſtänden.“ Perg VI, 1, 166. Vgl. Lehmann, Stein 
1, H 

2) Dai. ©. 405, 

3) Bal. Lehmann, Stein II, 415. 

4) Auch Lehmann (I, 421) ſieht hierin die Haupturſache. „Dadurch, daß 


m Berliner Miſſion fcheiterte, wurde auch der Organiſationsplan unaus⸗ 
urbar.“ d 


É 5) In der hierauf bezüglichen Korreſpondenz mit Stein hat der König 
(24. Juli) die Hoffnung ausgeſprochen, „daß die Umformung der ſchwerfällig ger 
wordenen Maſchine die ihr mangelnde Kraft und Nachdruck geben wird, den ſie 
Leider lange hat entbehren müſſen“. Lehmann, Stein II, 426 Anm. Sieht das 
etwa nach Skrupeln aus? 


6) Dal. Lehmann II, 581. 
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letzten Vermächtnis Steins, der Verordnung betreffend die veränderte 
Verfaſſung der oberſten Verwaltungsbehörden vom 24. November 1808, 
faſt ausnahmslos !) zu willfahren, ſondern die innere Übereinſtimmung 
mit dieſen Anträgen und ſein Vertrauen zu Stein. Wo bleibt da Raum 
für Boyens Verſicherung: nur ein ſolcher Charakter wie Stein habe in 
kurzer Zeit die Sanktionierung der Reformgeſetze herbeiführen können, und 
ohne die eiſerne Feſtigkeit Steins und die Unabhängigkeit, welche er 
gegen jedermann zu behaupten wußte, würde vielleicht keines von ihnen 
die Zuſtimmung des Königs erhalten haben 2)? Wir konnen dieſem 
Urteile ein anderes entgegenſetzen, das als ein gleichzeitiges an ſich mehr 
Beachtung als das ſpätere Boyens verdient. „Ich kann Ihnen nicht 
ſagen,“ ſchrieb Wilhelm von Humboldt am 31. Oktober 1809 nach 
einer Unterredung mit dem Könige über Gegenſtände der Zentral⸗ 
verwaltung, „wie vernünftig und klarſehend der König über jeden dieſer 
Gegenſtände ſich äußerte. Es war deutlich zu ſehen, daß der König die 
Mängel, die jetzt vorhanden ſind, fühlte, daß er über das, was ſein 
ſollte, einfache aber ſehr richtige Begriffe hat, und das, was ihn hindert, 
etwas zu ändern, vorzüglich bloß die Idee iſt, daß es ein ewiges, der 
Regierung nicht anſtändiges und die Nation beunruhigendes Umändern 
einmal feſtgeſetzter Reformen jet. Indes bedürfte es nur eines gehörigen 
Impulſes, um gerade das Beſte und Zweckmäßigſte durchzuſetzen. Nur 


1) Der einzige Abſchlag von Belang, den Stein nach dieſer Richtung er⸗ 
fahren bat, betrifft den verweigerten Erlaß einer Proklamation an die Nation 
Anfang November 1808. Pertz II, 265 ff., Lehmann II, 580, 587. Man wird 
dem Könige nur darin zuſtimmen konnen, daß der damalige Moment, wo die 
Frage des Verbleibens Steins im Amte in ihr Endſtadium trat, jo ungeeignet 
wie möglich zu dem Erlaß eines Pronunciamentos war. 

2) Boyen I. 299. Einige weitere Proben mögen zeigen, wie falſch das 
Urteil Boyens über Friedrich Wilhelm iſt. Von dem Verhalten des Königs 
gegenüber Geſetzentwürfen heißt es (II, 20): „Wenn ihm nun, durch das Be⸗ 
dürfnis gedrängt, durch die Miniſter ein Entwurf vorgelegt wurde, ſo begnügte er 
ſich größtenteils mit der Kritik einzelner ihm mißfälliger Stellen, verlangte, ohne 
das Ganze zu verwerfen, einzelne Abänderungen oder Einſchaltungen, die oft dem 
Zweck, um deſſentwillen das ganze Geſetz gegeben war, widerſprachen.“ Mit Aus⸗ 
nahme des einzigen Organiſationsplanes vom 23. November 1807 hat der König 
bei keinem der Steinſchen Reformgeſetze derartige Abänderungen oder Einſchaltungen 
verlangt! „Dabei,“ behauptet Boyen weiter, „gab der König niemalen, weder 
im Militär noch Civil mit einziger Ausnahme der Exercierdispoſitionen, zuſammen⸗ 
hängende Anleitungen, wie die Sachen gemacht werden ſollten.“ Es ſei dem⸗ 
gegenüber nur auf das im November 1797 entſtandene, am 14. Januar 1798 der 
damaligen militäriſchen Organiſationskommiſſion überwieſene militäriſche Pro⸗ 
gramm Friedrich Wilhelms (v. d. Goltz, Roßbach und Jena, S. 127 ff.) die aus⸗ 
führliche Inſtruktion vom 11. März 1798 (daf. S. 143), das Publikandum von 
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recht angefangen, bedarf es kaum noch einer Mühe, den König für alle 
liberalſte Ideen zu gewinnen 1).“ Man ſieht, was Boyen als Giganten⸗ 
werk ausgeben möchte: den König zu Reformen großen Stiles fortzureißen, 
erſcheint Humboldt faſt als ein Kinderſpiel. Natürlich hat Humboldt nur 
ſoweit recht, als die liberalen Ideen, deren er gedenkt, bereits geiſtiges 

Eigentum des Königs waren. Mit den Grundzügen der Steinſchen Re⸗ 
formen ijt das, wie uns nicht zweifelhaft ſein kann, der Fall geweſen; eben 
darum und nur darum hat Stein ſo leichtes Spiel gehabt. Die Führer⸗ 
ſchaft in dieſem Teile des Reformwerks wird man ja Stein nicht abſtreiten 
wollen; hat ihm doch auch der König ſelbſt das Verdienſt zugeſchrieben, 
„den erſten Grund, die erſten Impulſe zu einer erneuerten, beſſeren und 
kraftigeren Organiſation des in Trümmern liegenden Staatsgebäudes 
gelegt zu haben“ 2). Anderſeits hat aber Stein in feinem „Politiſchen 
Teſtamente“ Friedrich Wilhelms „entſchiedenen, auch durch die neuen 
Militär- und Zivileinrichtungen bewährten Willen und beharrlichen Sinn“ 
gerühmt, der auch ohne ſein, Steins, ferneres Mitwirken den Freunden 
und Genoſſen das Gelingen ihrer Bemühungen zuſicheres). Das deutet 
doch darauf hin, daß Stein ſelbſt den Erfolg der eigenen Wirkſamkeit 
ai entſchiedenen Willen und der Beharrlichkeit ſeines königlichen Herren 
beimaß. Mag aljo auch die perſönliche Initiative des Königs bei den 
Steinſchen Reformgeſetzen in den Quellen zurücktreten“), daß er feinem 
Ortelsburg vom 1. Dezember 1806, die Inſtruktionen und Aufſätze des Königs 
aus dem Winter 1806/07 (Die Reorganiſation der preußiſchen Armee nach dem 
Tilſiter Frieden I, 11 ff.) und die Vorlage für die Reorganiſationskommiſſion — 
alles eigenhändige Arbeiten Friedrich Wilhelms III. — verwiesen. 

1) Aus den Papieren Th. von Schöns II, 249 ff. 
2) Kabinettsordre an Stein, 24. November 1808. Pertz II, 300. 

. Doi. S. 314. Eine ſolche Außerung Steins, der ſich unſchwer weitere 
gunſtige Urteile über den König hinzufügen ließen (vgl. z. B. Pertz II, 282 „ein 
o verſtandiger und edler Mann als der König“), Läßt es auf das entſchiedenſte 
bezweifeln, daß Stein dieſen im Grunde ſehr gering geachtet habe. Wenn Leh- 
mann (II, 575) dies aus der Außerung des Steinſchen Briefes an Götzen aus 
ans Anfang Oktober 1808 „Les pitoyables, conformément aux besoins du 
Roi, s'agitent et font tout pour paralyser toutes mesures vigoureuses et 
fortes“ (Sajet, Geſchichte der preußischen Politik 1807—1815 I, 554) heraus 
tiek, ſo ift ſeine Deutung nicht einwandsfrei. Lehmann überſetzt: „Die Jammer- 
1 beunruhigen ſich und thun alles, um alle kraftvollen und ſtarken Mak- 
per sr lähmen, gemäß den Bedürfniſſen des Königs.“ Der Sinn kann aber 
nuch fehe wohl der ſein: In dem Maße, als die Notlage des Königs zunimmt, 
geraten die Jammermenſchen ins Schwanken und thun alles uſw. Wäre die 
Deutung Lehmanns die richtige, fo hätte fih Stein in feinem politiſchen Tefta- 
mente geradezu Lügen geſtraft. : 

Muß fie darum fo gering geweſen fein? "Auch Stein hat doch an einem 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XVIII. I. 3 
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großen Staatsmanne die führende Rolle zugewieſen hat, und daß er ſtets 
willig und ohne Vorbehalt auf deffen Vorfchläge eingegangen ift, ohne 
ſich auch nur einmal in einem weſentlichen Stücke zu verſagen, genügt 
jedenfalls, um ihm einen nicht zu unterſchätzenden Anteil an dieſer 
Hälfte des Reformwerkes zu ſichern !). 

Weit größer iſt freilich der Anteil Friedrich Wilhelms III. an der 
zweiten Hälfte des Reformwerkes, der Scharnhorſtſchen „Heeresreform“: 
hier hat er in Wahrheit die Führung gehabt. Allein die Niederſetzung 
der Reorganiſationskommiſſion unter dem Vorſitze von Scharnhorſt 
(25. Juli 1807) und die bekannte Vorlage für dieſelbe wären aus⸗ 
reichend, die Initiative des Königs auf dieſem ſeinem eigenſten Gebiete 
zu erweiſen. Die herrſchende Auffaſſung will allerdings auch das nicht 
gelten laſſen. Man glaubt aus der gemäßigten und zurückhaltenden a) 
ja „ſchüchternen“ 3) Sprache, die der König in der Vorlage führt, 
ſchließen zu folen, daß er im Grunde noch recht weit hinter einem 
Scharnhorſt, dem „Haupte der Reformpartei“, zurückgeblieben jei‘). 
Ja, das Wort Scharnhorſts: „Der König hat uns ſehr viele, den neuen 
Verhältniſſen angemeſſene Ideen ſelbſt gegeben?),“ wird von Lehmann 
unter Hinweis auf die Beſcheidenheit Scharnhorſts e) dahin gedeutet, der 
König habe ſich deſſen Anſicht in weſentlichen Punkten angeeignet. 

Wir wollen heute nicht die Frage nach der Priorität der Reform⸗ 
ideen des Königs bezw. Scharnhorſts vor 1806 aufwerfen. Uns genügt 
das bereits erwähnte Zeugnis Scharnhorſts, daß Friedrich Wilhelm eine 
Menge der nachherigen Veränderungen ſchon vor dem Kriege vorgehabt 
habe, aber auf unüberſteigliche Schwierigkeiten geſtoßen ſei. Auch das 
hat Scharnhorſt ja anerkannt: Der König habe ſchon vor 1806 ver- 
großen Teile der nach ſeinem Namen genannten Geſetzgebung ſehr wenig unmittelbaren 
Anteil genommen (vgl. E. Meier, Die Reform der Verwaltungsorganiſation unter 
Stein und Hardenberg, S. 147), und doch wird ihm der Hauptanteil des Ver⸗ 
dienſtes zugeſchrieben. 

1) Vgl. Treitſchke, Deutſche Geſchichte im 19. Jahrhundert 12, 278. 

2) Delbrück, Leben Gneiſenaus 12, 130. 

3) Lehmann, Scharnhorſt II, 60. 

4) Daſ. S. 85. 

5) Scharnhorſt an Clauſewitz, 27. November 1807. Klippel III, 359. 

6) Ungeachtet ſeiner Beſcheidenheit hat Scharnhorſt doch ein ausgeprägtes 
Selbftgefühl gehabt. Es fehlt nicht an Beispielen, daß er feine wirklichen oder 
vermeintlichen Verdienſte ſehr nachdrücklich für ſich in Anſpruch genommen 
hat. Man vergleiche nur, wie er ſich in den Briefen an ſeine Tochter Julie 
vom 15. Oktober, 22. November 1806 uiw. (Klippel III, 158 f., 191) über 
ſeinen Anteil an der Schlacht bei Auerſtedt und an dem Rückzuge Blüchers nach 
Lübeck äußert, und man wird begreifen, daß er den Verdacht von „Bravade oder 
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gebens eine Miliz haben wollen und ſeinen Willen, alle defenſiven An⸗ 
ordnungen in Ausübung zu bringen, zu erkennen gegeben!). Hier 
handelt es ſich aber um die eigentliche, mit der Kataſtrophe anhebende 
Reformperiode. Iſt Scharnhorſt, ſo müſſen wir die Frage präziſieren, 
dem Könige in der Erkenntnis der inneren Gründe, die die Kataſtrophe 
von Jena und Auerſtedt herbeigeführt und bedingt haben, irgend 
voraus geweſen? Dieſe Frage iſt mit Entſchiedenheit zu verneinen. 
Vor wenigen Jahren erſt iſt durch Bailleu eine eigenhändige Relation 
des Königs über die Schlacht von Auerſtedt veröffentlicht worden 2). 
Mit einer geradezu ſtaunenswerten Unbefangenheit erörtert Friedrich 
Wilhelm in dieſer wenige Tage nach der Niederlage aufgeſetzten Denk⸗ 
ſchrift die Vorgänge in der Schlacht und die Urſachen des Verluſtes. 
In letzterer Hinſicht werden u. a. genannt: Die durch die übermäßige 
Bagage verurſachte Langſamkeit und Schwerfälligkeit des Aufmarſches 
der Truppen, der Mangel an Verbindung zwiſchen den verſchiedenen 
Truppen und ihre Unwiſſenheit in der Art, einander zu unterſtützen, 
die wenige Energie und die Unentſchloſſenheit vieler Generale und Stabs⸗ 
Offiziere, der Mangel an Kontenance bei verſchiedenen Regimentern, „der 
eigentlich aus Mangel an Erfahrung entſteht und bei nicht aguerrierten 
Truppen nicht ungewöhnlich ift“, die Vernachläſſigung des Nachrichten⸗ 
und Meldedienſtes ufw. In einer Nachſchrift zu ſeiner Relation zieht 
der König gleichſam das Fazit von allem, indem er von „unſeren 
ganzlich unerfahrenen, ohne Dispoſition, Zuſammenhang, Führung Hin- 
und herſchwankenden Truppen“ ſpricht. 

Auch Scharnhorſt hat ſich wiederholt über die Urſachen der preußi⸗ 
ſchen Niederlage 1806 geäußert. In dem „Bericht von der Schlacht 
von Auerſtedt“, den er der militäriſchen Unterſuchungskommiſſion am 
4. Juni 1808 einreichtes), hebt Scharnhorſt kurz hervor, daß die inneren 
Verhältniſſe der preußiſchen Armee keine glücklichen Erfolge zugelaſſen 
haben, ohne dies jedoch näher zu begründen. Am Schluſſe des Berichts 
faßt er dann ſeine Anſicht dahin zuſammen: „Mangel der gegenſeitigen 
Unterſtützung haben nicht blos den Verluſt der Schlacht und den Rückzug, 
ſondern auch die Unordnung der Infanterie auf dem Rückzuge nach dem 


Eigenruhm⸗ abzuwehren ſucht. Warum hätte Scharnhorſt fih denn uun gerade 
Lee Anteil an der Reorganiſation mit übertriebener Beſcheidenheit äußern 
s 1) Scharnhorſts „Vergleichung der ehemaligen Geſchäftsführung der mili⸗ 

täriſchen Oberbehörden mit der jetzigen“. Klippel III, 495. 

2) Deutſche Rundſchau 101, 382 ff. 

3) Pers, Gneiſenau II, 653 ff. Vgl. die dazu gehörige Beilage Hift. Zeit⸗ 
ſchrift 60, 69 ff. 
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Eckartsberge herbeigeführt, und dadurch es unmöglich gemacht, daß die 
Armee ſich von Neuem dem Feind widerſetzen konnte.“ 

Ausführlicher hat ſich Scharnhorſt in einer bisher unbekannt ge⸗ 
bliebenen undatierten Niederſchrift !) ausgelaſſen. Als das „Wichtigſte 
von allem“ erklärt er darin: „Die franzöſiſchen Armeen hatten 14 Jahre 
faft ununterbrochen in drei Weltteilen Krieg geführt, die preußiſchen 
hatten dagegen nur zum geringen Teil ein paar Feldzüge gegen die 
franzöſiſchen Armeen gemacht und dazu in einer Zeit, wo dieſe noch 
nicht einmal durch den Krieg gebildet waren. Die franzöſiſchen Armeen 
hatten dagegen in der Führung des Krieges eine langjährige Erfahrung 
und waren nicht allein an den Krieg, ſondern auch an den Sieg ge— 
wöhnt; alle Armeen waren von ihnen beſiegt worden. Der preußiſchen 
ging dieſer Vorteil ab, ſie war nicht ans Feuer gewöhnt, und ihr fehlte 
der Teil der Geſchicklichkeit der Führung des Krieges, welche nur in 
dem Kriege ſelbſt erlernt werden kann.“ Weiter hebt Scharnhorſt her⸗ 
vor: „Die franzöſiſche Armee wurde von Generalen und andern untern 
Befehlshabern angeführt, welche durch ihre Talente, Auszeichnung und 
Kriegserfahrung an die Spitze der Divifionen, Brigaden uſw. gekommen 
waren?) und in einem Miter fich befanden, in dem die körperlichen und 
geiſtigen Kräfte ihre höchſte Stufe erreicht haben. Anders war es bei 
der preußiſchen. Ihre Befehlshaber waren meiſtens, wie in faſt allen 
Armeen, welche in keinem revolutionären Zuſtande ſich befanden, durch 
das Dienſtalter zu den Stellen gekommen, welche ſie bekleideten; die 
erſten Befehlshaber waren zum Teil 70, die meiſten über 60 Jahre alt. 
Faft alle Generale und Kommandeure waren in dieſem Alter. An Mut 
ſtanden diefe alten Männer gewiß nicht ihren jüngern Gegnern nach, an 
paſſiver Bravour waren ſie ihnen höchſt wahrſcheinlich überlegen; aber 
zu einer guten Anführung gehört mehr als Bravour: Kriegserfahrung 
und ein Körper, welcher nicht den unvermeidlichen Fatiguen unterliegt 
und dadurch den Geiſt erſchlafft. Das Alter hat die Gebrechlichkeit des 
Körpers mit der Angſtlichkeit und Unentſchloſſenheit in ſeinen Handlungen 


1) Kriegsarchiv des Großen Generalſtabes. 

2) Später hat Scharnhorſt dieſe ſeine Anficht wieder erheblich modifiziert. 
Bal. feine Denkſchrift über die „Unzuläffigkeit der Stellvertreter“ aus dem No⸗ 
vember 1810. „Nicht die größern Talente der franzöſiſchen Generale führten den 
Sieg herbei, den alle ſiegten. In Holland, in Deutſchland, in Italien, in 
Spanien, in der Vendé, überall ſiegte der Geiſt des Militärs und die große 
Menge der gebildeten einzelnen Anführer, die Vereinigung aller Stände, aller 
Stufen von Bildung in den Armeen.“ Hiſt. Zeitſchrift, 58, 105. Doch haben 
wir es hier vielleicht mit dem geiſtigen Eigentum Boyens zu tun, von dem ganz 
analoge Außerungen aus derſelben Zeit herrühren. Vgl. Meinecke I, 197. 
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gewöhnlich im Gefolge.“ Die Aufzeichnung ſchließt: „In allen Zeit⸗ 
altern hatten die aguerrierten Armeen einen Vorzug vor den nicht an 
den Krieg gewöhnten, wenn übrigens dieſe Zuſtände ſtattfanden D 
Man ſieht, die Anſichten Scharnhorſts find noch im Jahre 1808 
nicht über das hinausgerückt, was Friedrich Wilhelm bereits wenige 
Tage nach dem Zuſammenbruch des preußiſchen Heerweſens klar erkannt 
hatte. Nur daß Scharnhorſt die „wenige Energie und Unentſchloſfen⸗ 
heit“ der Generale und Stabsoffiziere, welche der König tadelt, auf das 
hohe Alter derſelben und damit auf den Avancementsmodus zurück⸗ 
führte), gibt feinen Auslaſſungen eine beſondere Nuance; ſonſt enthalten 
De ſchlechterdings nichts, was nicht ſchon in den Ausführungen Fried- 
rich Wilhelms liegt. Noch weniger halten Scharnhorſts Erörterungen 
einen Vergleich mit Gneiſenaus großzügiger Denkſchrift über den Krieg 


y 1) Nun begreift man auch die peſſimiſtiſchen Anwandlungen Scharnhorſts 
in den großen Kriſen 1806, 1809, 1811, 1818. Im Jahre 1806 war Scharnhorſt 
ſo wenig hoffnungsfreudig, daß er in ſeinem Briefe an den Herzog von Braun⸗ 
ſchweig vom 29. März 1806 nur darauf dringt, „unfere Anordnungen ſo zu 
treffen, daß wir uns wenigſtens im Notfall als Verzweifelte ſchlagen und eine 
gewiſſe Zeit der Übermacht Widerſtand leiſten könnten“ (Kriegsarchiv des Großen 
Generalſtabes). Im Jahre 1809 traute Scharnhorſt der Kriegstüchtigkeit des 
preußiſchen Militärs jo wenig, daß er ihm, fatt es der Entſcheidung an der Donau 
zuzuführen, nur die Aufgabe zuwies, die von den Franzosen bejebten Feſtungen 
einzuſchließen und eventuell in Norddeutſchland gegen franzöſiſche Teilkorps zu 
agieren. Welche Rolle dabei der Geſichtspunkt der „Aguerrierung“ ſpielte, be⸗ 
teilen die auf Scharnhorſts Veranlaſſung in den Miniſterialbericht vom 15. Juli 
aufgenommen Bemerkungen: „Wenn Ew. Kgl. Maj. Armee ſich jetzt, unterſtützt 
= den öſterreichiſchen Armeekorps, nicht im Kriege übt, ſo wird fie künftig ſelbſt 
e peer Zahl und noch jo gut gerüftet, wenn fie allein im Kampfe auf: 
15 n ſollte =; welches jedoch an ſich nicht möglich zu fein ſcheint — nichts 
eiſten. .Wir halten die jetzige Gelegenheit, dieje Armee im Kriege zu üben, 
für die vorteilhafteſte, indem die Hauptmacht des Gegners in Öfterreich-Ungarn 
und Spanien beſchäftigt ift, und der Krieg für Ew. Kgl. Maj. mehr mit Ber- 
. und Entziehung vieler dem Feinde wichtigen Hülfsmittel und Ver⸗ 
En als mit Bekämpfung überlegener Heere beginnt.“ Da nun die preußiſche 
Ca a 1809 nicht im Kriege geübt hat, fo kann man im voraus abnehmen, 
Renten 10 Scharnhorſt erſt 1811 die Sachlage beurteilen mußte. Wir 
e 1 Se ſchon Scharnhorſts charakteriſtiſches Wort vom 18. November 1811 
Frankreichs eim Kriege werden Ew. Maj. allerdings eine größere Sicherheit in 
Toki (az, finden als in der von Rußland.“ Hinſichtlich 1813 behalte 
mir neue Mitteilungen für einen anderen Zuſammenhang vor. 
05 5 SE (Scharnhorſt I, 479) hebt hervor, daß der König noch Anfang 
einer ci em General L'Eſtoeg einen der „Grauköpfe, welche nichts taugten“, mit 
EN NEL beauftragt habe. Es genügt demgegenüber auf Lettow⸗Vorbeck, 
rieg von 1806 und 1807 IV, 126 ff. zu verweiſen. 
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von 1806 aus!). Und derſelbe Gneiſenau, der in feiner Beurteilung 
all der Schäden der preußiſchen Heeresverfaſſung, all der Fehler in den 
Operationen weiter und zugleich tiefer als jeder andere Zeitgenoſſe 
dringt, auch er hat, gerade mit bezug auf den unglücklichen Ausgang 
von Jena und Auerſtedt, bekannt: „Glauben Sie mir, der König iſt 
der Unterrichtetſte von allen, die ihn umgeben haben, unglücklicherweiſe 
hat er fremden Meinungen gefolgt und ſeine beſſere hintenangeſetzt?).“ 

Dieſen Bann der fremden Meinungen vom Könige zu nehmen, iſt 
nicht etwa einem Scharnhorſt vorbehalten geblieben: die Kataſtrophe 
ſelbſt hat die befreiende Wirkung gehabt. Daß es für Friedrich Wilhelm 
nicht erft des Einfluſſes Scharnhorſts bedurft hat, um die klare Gr- 
kenntnis von den Urſachen der Niederlage in den entſchloſſenen Willen 
zur Heeresreform umzuſetzen, daß er vielmehr aus eigenſter Initiative 
vorgegangen iſt, lehrt das Publikandum d. d. Ortelsburg 1. Dezember 
1806, lehren die eigenhändigen „Inſtruktionen und Entwürfe“ des 
Königs aus dem Winter 1806/7). In ihnen werden bereits nach 
allen Richtungen, ſelbſt nach taktiſcher und ſtrategiſcher, die Nutz⸗ 
anwendungen aus den Beobachtungen und Wahrnehmungen gezogen, die 
der König auf dem Schlachtfeld von Auerſtedt gemacht hat-). Er ver- 
wirft bloß ſtrategiſche Manöver, die dem ſo viel kriegsgewohnteren 
Feinde gegenüber doch nicht verfangen. Er fordert, daß man ſich mög⸗ 
lichſt konzentriert halte, um dem Feinde mit überlegener Macht ent⸗ 
gegenzugehen. Er tadelt alles Zaudern und Zögern beim Angriff, ver⸗ 
langt beſſere Einrichtungen des Nachrichten- und Meldedienſtes und Ber- 
minderung des Bagage: und Troßwefens s); er ſetzt das Requiſitions⸗ 
ſyſtem an die Stelle des Magazinalſyſtems; er eröffnet für die Kriegs⸗ 
zeit auch dem gemeinen Soldaten die Offizierslaufbahn. In allem 
redet er die Sprache eines Menſchen, dem die Erfahrung das Bewußt⸗ 
fein vollſter Sicherheit und Überlegenheit gegeben hat. Und was ift 
das für ein Ton, den der König in dem Ortelsburger Publikandum an= 
ſchlägt! War das noch der gutmütige und ſchonungsvolle Monarch, 
der die Schande feines Heeres der Öffentlichkeit preisgab®), der die 


1) Perg, Gneiſenau I, 121 ff. Vgl. auch Delbrück 12, 60 f. 

2) Gneiſenau an Wiesner, 28. Oktober 1807. Pertz, Gneiſenau I, 114, 309. 

3) Reorganiſation I, 11 ff. 

4) Bgl. Bailleu in der Deutſchen Rundſchau 101, 385 f. 

5) Vgl. auch Friedrich Wilhelms Schreiben an den Grafen Henckel von 
Donnersmarck, Wehlen, 9. Dezember 1806: „Ich habe ſchon längſt die Idee gehabt, 
die Bagage der Armee zu verringern, und da ich jetzt wieder damit beſchäftigt 
bin“ uſw. Henckel, Erinnerungen aus meinem Leben, S. 60. 

6) Vgl. Rüchels Außerung: „Daß mich doch die Sonne nicht beſchiene, ein 
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allerſtrengſte Rechenſchaft von feinen Offizieren forderte, die härteſten 
Strafen auch für die Zukunft androhte? Es war, das kann nicht 
zweifelhaft ſein, der völlige Bruch mit dem Alten, den Friedrich Wilhelm 
hier und weiterhin in der Vorlage für die Reorganiſationskommiſfion 
proklamierte, der Bruch auch mit der eigenen Vergangenheit, inſofern 
der König es bisher unterlaſſen hatte, ſeine eigene beſſere Einſicht rück⸗ 
ſichtslos zur Geltung zu bringen. 

Bedürfte es noch eines weiteren Beweifes, daß der König ſich mit 
der Einſetzung der Reorganiſationskommiſſion und der Vorlage für dieſe 
nicht die Anſichten Scharnhorſts angeeignet hat, ſondern daß die Sach⸗ 
lage gerade umgekehrt liegt, ſo ergibt er ſich aus bisher unbeachtet ge⸗ 
bliebenen Außerungen Scharnhorſts und Boyens. Wir ſtellen die haupt⸗ 
ſächlichſten dieſer Zeugniſſe nebeneinander: „Die meiſten Ideen der neuen 
Einrichtungen in der Armee,“ ruft Scharnhorſt dem Könige in ſeiner 
aus dem Frühſommer 1809 ſtammenden „Vergleichung der ehemaligen 
Geſchäftsführung der militäriſchen Oberbehörden mit der jetzigen“ zu, 
„find bloß Ideen Ew. Majeſtät — von der Reorganifationstommiffion zur 
Ausführung bearbeitet !).“ Dem General Tauentzien ſchreibt Scharnhorſt 
im März 1810: „Man hat manche neue Einrichtung der Armee dem 
Könige als höchſt nachteilig darzuſtellen geſucht, weil man glaubte, ſie 
kame von anderen her; man wußte aber nicht, daß die Hauptgegenſtände 
der Reorganiſation der Armee vom Könige aus eigener Bewegung, 
ohne irgend einen Einfluß, teils vorgeſchrieben, teils mündlich 
verlangt waren, und man verrechnete ſich daher hierin; wie denn auch 
die Erfahrung gelehrt hat, daß der König ſeine Ideen ungeachtet aller 
Widerſprüche durchgeführt hat 2).“ Ebenſo an feinen vertrauten Jugend⸗ 
freund von Zeſchau, 12. November 1810: „Sie — gemeint ſind 
Scharnhorſts Widerſacher — wußten nicht, daß alle die Mißſtände, 


folches der Armee Ehre und Ruhm abſchneidendes Manifeſt publicieren zu müſſen.“ 
Henckel von Donnersmarck, Erinnerungen aus meinem Leben, S. 52. 

1) Berk, Gneiſenau I, 535. Die „Vergleichung“ dürfte übrigens großenteils 
von Gneiſenau herrühren, wenigſtens iſt das Exemplar, welches Scharnhorſt am 
2. Juli 1809 den Mitgliedern des Miniſteriums überſandte, von Gneiſenaus Hand 
geſchrieben und enthält nur einige Einſchaltungen von Scharnhorſts Hand. Es 
verlohnte ſich überhaupt einmal feſtzuſtellen, wie viele von den Denkſchriften, die 
unter Scharnhorſts Namen gehen, tatſächlich ganz oder teilweiſe von Gneiſenau, 
Boyen, Grolman, Clauſewitz uſw. herrühren. Von der ausgedehnten Mitarbeiter⸗ 
ſchaft Gneiſenaus zumal legt der Nachlaß Scharnhorſts im Archiv des Großen 
Generalſtabes Zeugnis ab. 

à 2) Lehmann, Vier Denkſchriften Scharnhorſts aus dem Jahre 1810. Hiſt. 
Zeitſchr. 58, 94. 
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welche in der Armee ehemals herrſchten 1), nach den eigenen Ideen des 
Königs abgeſchafft waren, daß ich nur dieſe Ideen zweckmäßig und 
ſtreng zur Ausführung brachte, und daß man, wenn man die neue 
Organiſation der Armee angriff, die Anſichten des Königs angriff.“ 
Und weiter: „Aus einem Auffage, welchen der König mit eigener Hand 
geſchrieben hatte, ſahe ich, daß er eine totale Veränderung in der Armee 
vorhatte?), ich wußte, daß dieſes fait alle älteren Offiziere aufbringen 
würde, daß man Schwierigkeiten ohne Zahl der Sache in der Muz- 
führung entgegenſtellen würde . .. Mit der Vermehrung der Schwierig— 
keiten wuchs aber mein Mut. Eitelkeit miſchte ſich mit ein; ich faßte 
den feſten Entſchluß, die Ideen des Königs im ganzen Umfange durch⸗ 
zuſetzen, und lieber zu fallen, als dieſes in irgend einem wichtigen Punkte 
aufzugeben ?).“ Das damit in Einklang ſtehende Zeugnis Boyen ift 
in ſeiner aus dem Mai 1817 ſtammenden „Darſtellung der Grundſätze 
der alten und der gegenwärtigen preußiſchen Kriegsverfaſſung“ enthalten: 
„Daß eine neue, den veränderten Zeit- und Staatsverhältniſſen an⸗ 
gemeſſene Organiſation notwendig geworden, hatten Se. Majeſtät 
der regierende König längſt mit Weisheit eingeſehen und vorbereitet. 
Ohne Zeitverluſt mit feſter Hand entwarfen Sie ſchon im Jahre 1807 
die Grundzüge unſerer gegenwärtigen Militärverfaſſung. Ihre Aus⸗ 
führung wurde der einſichtsvollen verſtändigen Leitung Scharnhorſts an⸗ 
vertraut, der unbekümmert gegen vorſchnelle Urteile ruhig den vor⸗ 
geſteckten Zweck verfolgte und ſich dadurch ſo große Verdienſte um den 
Staat erwarb ).“ 


1) Scharnhorſt nennt beiſpielsweiſe „das Freiwächterſyſtem, die Beſorgung 
der Waffen und kleinen Montierungen durch die Compagniechefs, die Beſetzung 
der höheren Stellen im Militär und den Commandanturen durch abgelebte Greiſe, 
ſowie der niederen durch Kinder“ uſw. 

2) Man ſieht, Scharnhorſt hat es trotz der „ſchüchternen“ Sprache der Vor⸗ 
lage für die Reorganiſationskommiſſion mit dem ihm eigenen Scharfblick erkannt, 
daß der König in ihr auf eine „totale Veränderung in der Armee“ ausging. 

3) Klippel III, 569. Vgl. auch noch das Schreiben vom 14. Nov. 1807 
an General von Grawert, der der Reorganiſationskommiſſion ein Memoire über 
die Einrichtungen des künftigen Militärs eingeſchickt hatte: „Wo wir nicht die⸗ 
ſelben Ideen ſchon als Vorſchrift von dem Könige hatten, haben wir Euer 
Excellenz Vorſchläge unbedingt angenommen und Ihre Fingerzeige uns als Leitung 
dienen laſſen.“ Reorganiſation I, 607. 

4) Lehmann, Boyens Darſtellung der preußiſchen Kriegsverfaſſung. Hiſt. 
Zeitſchr. 67, 65. Vgl. übrigens auch die ſpäteren Außerungen Friedrich Wilhelms 
zu feinem vieljährigen Adjutanten, General von Thumen. Perk, Stein II, 616. 
Hiernach wären u. a. zwei der Hauptgrundſätze der Reform, die Entfernung der 
Ausländer und die Abſchaffung der Leibesſtrafen, ganz aus dem eigenen Willen 
des Königs hervorgegangen. 
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Eine gewandte Dialektik möchte vielleicht einzelne dieſer Zeug⸗ 
niſſe umzudeuten ſuchen, das eine etwa als eine begreifliche Rückficht⸗ 
nahme auf den König — bei Beyme hieß es Schmeichelei, — das 
andere aus dem taktiſchen Streben erklären, einen Gegner der Reform 
zu entwaffnen. An der völligen jübereinſtimmung aller aber muß jeder 
Verfuch, die einzelnen Außerungen zu entkräften, ſcheitern. Das Zeugnis 
Boyens iſt für uns um ſo wertvoller, als es volle 17 Jahre früher als 
die Memoiren niedergeſchrieben iſt und ſo an einem lehrreichen Beiſpiele 
zeigt, welches Zerrbild Geſtalten und Dinge ſpäterhin in Boyen Gr- 
innerung angenommen haben. Der König, fo behauptet Boyen in feinen 
Memoiren, unterſtützte nur ſehr bedingt die von Scharnhorſt beabſichtigten 
Schritte n). Der König, jo verfichert dagegen die Denkſchrift von 1817, 
hat 1807 ohne Zeitverluſt mit feſter Hand die Grundzüge der neuen 
Militärverfaſſung entworfen, Scharnhorſt hat nur die Ausführung gehabt?). 
Ja, beſtätigt Scharnhorſt felbit, die neuen Ideen rühren durchweg vom 
Könige her, aus eigener Bewegung, ohne irgend einen Einfluß hat er 
die Hauptgegenſtände der Reorganiſation vorgeſchrieben, ich habe nur 
dieſe Ideen in ihrem ganzen Umfange durchzuſetzen gejucht. Es ift 
wirklich nicht möglich, die königliche Initiative ſtärker zu betonen, als 
es die beiden kundigſten Zeugen getan haben. Zu denken gibt noch 
die Bemerkung Scharnhorſts, daß der König außer der Vorlage der 
Reorganiſationskommiſſion auch mündlich Befehle in gleicher Richtung 
gegeben habe. Wie manche Kabinettsordre, die bei dem Mangel eines 
näheren Zeugniſſes ohne weiteres auf das Konto eines angeblichen 
Vorſchlags von Scharnhorſt geſetzt iſt, mag wohl vom Könige ſelbſt 
herrühren! 

Richten wir unſeren Blick auf den tatjächlichen Verlauf der Re⸗ 
organiſation, ſo finden wir die Zeugniſſe Scharnhorſts und Boyens 
durchaus beſtätigt. Daß die Reorganiſationskommiſſion im Anfang eine 
ſehr heterogene Zuſammenſetzung empfing, wird man nicht als Beweis 
des Gegenteils zulaſſen wollen. Bis auf den heutigen Tag iſt es eine 
Maxime der Regierungsweisheit geblieben, bei einſchneidenden Staats⸗ 
veränderungen Vertreter der verſchiedenſten Richtungen zu Rate zu ziehen. 


1) I, 294. 

2) S. auch noch die Außerung der Denkſchrift von 1817: „Vertrauenzvoll 
hatten Se. Majeſtät dieje neue Schöpfung in die Hände des forgfältig gewählten 
Mannes gelegt.“ Vgl. dazu die Erinnerungen I, 367: „Nur gegen Scharnhorſt 
war der König ungerecht, indem er die Schuld ſeiner Unentſchloſſenheit von ſich 
auf andere Gegenftände zu wälzen ſuchte, auch, fortdauernd aufgehetzt durch die 
Maulwürfe, oft Verdacht äußerte.“ 
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Speziell die Berufung Lottums rechtfertigt ſich durch die ihm nach⸗ 
gerühmte genaue Kenntnis mit den beſtehenden und ineinander greifenden 
Verfaſſungen 1). Galt es denn nicht auch bei den geplanten Reformen, 
die doch tief in den geſamten Behördenorganismus wie in die bürger— 
lichen Verhältniſſe eingriffen, den Zuſammenhang mit dem Beſtehenden, 
die organiſche Anknüpping des Neuen an das Alte zu wahren? Oberſt⸗ 
leutnant von Borſtell aber, mit dem Scharnhorſt in der Kommiſſion 
den ſchärfſten Zuſammenſtoß hatte, wird dem berufenden König kaum 
anders als im Lichte eines radikalen Reformers erſchienen ſein. Borſtell 
hat ja am 20. September 1807, kurz vor ſeiner Berufung eine Denkſchrift 
über die Heeresreform eingeſandt, die die weitgehendſten Forderungen 
einſchließlich der allgemeinen Konſkription und der Organiſierung eines 
Volksaufſtandes in Maſſe erhob?). Als es dann zu den ſtark perſönlich 
zugeſpitzten Konflikten in der Kommiſſion kam, ſuchte Friedrich Wilhelm 
nicht etwa die Gegner Scharnhorſts, die Borſtell und Bronikowsky, zu 
halten, ſondern Gneifenau®), den treueſlen Genoſſen Scharnhorſts?), den 
kühnſten und freudigſten aller Reformer ). Ja, er ließ fogar Lottum 
als vortragenden Generaladjutanten fallen, um an ſeiner Statt Scharn⸗ 
Horft zu wählen “). Das ſpricht doch dafür, daß Friedrich Wilhelm 
mit voller Seele bei der Reform war. Auch hat der König den auf 
die Reorganiſation der Armee gerichteten Vorſchlägen der Kommiſſion 


1) Vgl. Lehmann, Scharnhorſt II, 19. Stein II, 405. 

2) Meinecke I, 172. Auch Oberſt von Maſſenbach, den Lehmann den Wider⸗ 
ſachern Scharnhorſts zuzühlt, war nach Boyen (I, 290) ein redlicher Anhänger 
desſelben in der Kommiſſion. 

3) Vgl. das ſchöne Schreiben des Königs an Gneiſenau vom 14. Januar 1808. 
Pertz, Gneiſenau I, 335. 

4) Scharnhorſt freilich hat ſpäter auch über Gneiſenaus Verhalten in der 
Kommiſſion geklagt. An Zeſchau, 12. November 1810: „Selbſt diejenigen, welche 
in Hinſicht der Anſichten mit mir ſtimmten, nämlich zwei Mitglieder unter den 
ſechs der Organiſationskommiſſion, ſchienen mich aufzugeben, und einer ſchien ſich 
fogar von mir entſernt zu halten, um nicht ganz mit mir zu fallen.“ Klippel 
III. 568. 

5) Nach Beguelin hätte Gneiſenau die Hauptarbeit in der Reorganiſations⸗ 
kommiſſion getan. Vgl. Beguelins Brief an feine Frau, 5. Okt. 1807: „Gneiſenau 
hat dieſe Pläne gemacht, viel Widerſpruch gefunden, wie Du denken kannſt, iſt 
aber doch endlich durchgedrungen.“ Denkwürdigkeiten von Heinrich und Amalie 
von Beguelin, S. 175. 

6) Daß dies auf Eingreifen Steins geſchehen ſei, wie allgemein angenommen 
wird (vgl. Lehmann, Scharnhorſt II, 38, Stein II, 541), wird durch das zeitliche 
Zuſammentreffen von Steins Rückkehr nach Königsberg (31. Mai 1808) und 
Scharnhorſts Ernennung noch nicht bewiefen. 
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durchweg ohne Zögern zugeſtimmt. Wie bei der bürgerlichen Reform 
hören wir von keinem Abſchlag von Bedeutung, den er der Reorganiſations⸗ 
kommiſſion erteilt hat. Eine Ausnahme bildet nur die Frage der Ein⸗ 
führung der allgemeinen Wehrpflicht. Selbſt in dieſer Frage ſtand 
Friedrich Wilhelm keineswegs prinzipiell auf anderem Boden als die 
Reformer: wie hätte er ſonſt in den Kriegsartikeln vom 3. Auguſt 1808 
die künftige Einführung der allgemeinen Wehrpflicht proklamieren laſſen 
können. Aber das Dringlichere ſchien ihm doch die unverzügliche Re⸗ 
organiſation des ſtehenden Heeres. Auch die Mitglieder der Reorgani⸗ 
ſationskommiſſion ſind, was bisher überſehen worden iſt, weit entfernt 
geweſen, die ſofortige Einführung der allgemeinen Wehrpflicht zu be⸗ 
antragen. In ſeinem Memoire vom 31. Juli 1807 über „Landes⸗ 
verteidigung und Errichtung einer Nationalmiliz“ 1) hat Scharnhorſt die 
letztere nur ganz ſchüchtern als einen Gegenſtand, „der vielleicht eine 
nähere Unterfuchung verdient“, in Anregung gebracht. Bei dem dann 
am 31. Auguſt 1807 von der Reorganiſationskommiſſion vorgelegten 
„vorläufigen Entwurf zur Organiſation einer Reſervearmee“ ?) wird 
die Einreichung gleichſam damit entſchuldigt, ſie geſchehe, „um Ew. kgl. 
Majeſtät dadurch Veranlaſſung zu geben, wenn auch jetzt noch nicht die 
Realiſierung intendiert werden ſollte, die darin aufgeſtellten Ideen doch 
bei den ſucceſſive approbiert werdenden Gegenſtänden der Reorganiſierung 
allergnädigſt benutzen zu laſſen“. Selbſt für den eventuellen Fall der 
„eintretenden Errichtung“ der Reſervearmee ſchlägt die Reorganiſations⸗ 
kommiſſion nur vor, eine Spezialkommiſſion aus einigen ihrer Mitglieder 
und mehreren Zivilkommiſſaren, welche den inneren Zuſtand der Provinzen 
genau kennen, niederzuſetzen s). Erſteres ift in der Tat geſchehen; hat 
doch die ſpätere Konſkriptionskommiſſion in ihrem Berichte vom 5. Februar 
1810 ausdrücklich anerkennen können, „daß alle von Ew. kgl. Majeſtät 
zur neuen Organiſation der Armee gegebenen Geſetze, die Art der Be⸗ 
ſtrafung, das Avancement, die Abſchaffung der zahlreichen Ausländer, 
der zur Verhütung des Einbürgerns befohlene Wechſel der Garniſonen uſw. 
auf die Einführung einer allgemeinen Konſkription berechnet ſeien“ ). 
Auch die von der Reorganiſationskommiſſion am 31. Auguſt 1807 ge⸗ 
wünſchte Heranziehung von Zivilkommiſſaren hat wenigſtens inſoweit 
ftattgefunden, als außer Stein auch Schön veranlaßt wurde, fih zu 


1) Reorganiſation I, 76 ff. 

2) Dai. S. 82 ff. 

3) Immediatſchreiben der Reorganiſationskommiſſion, Memel, 31. Auguſt 1807. 
Kriegsarchiv des Großen Generalſtabes. 

4) Hiſt. Zeitſchr. 69, 432. 
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dem nun in einen „vorläufigen Entwurf der Verfaſſung der Pro- 
vinzialtruppen“ umgeänderten Entwurf vom 31. Auguſt zu äußern. Ja, 
der König tat, was die Reorganiſationskommiſſion noch nicht einmal 
vorzuſchlagen gewagt hatte, indem er durch die Kabinettsordre vom 
22. Januar 1808 im voraus den Zeitpunkt feſtſetzte, wo die „erſte 
Anwendung der Formationsprinzipien einer Reſervearmee“ zu machen 
ſei !). Entſpricht es aljo keineswegs den Tatſachen, daß die Reformer 
fürs erſte die „Hauptſchlacht“ um die Einführung der allgemeinen Ron- 
ſkription verloren hätten ?), jo war der König es freilich nicht zufrieden, 
daß die Reorganiſationskommiſſion ſich von vornherein vorzugsweiſe auf 
Gegenſtände warf, die nach ihrem eigenen Zugeſtändnis noch in weitem 
Felde lagen. Dieſer Unzufriedenheit hat die Kabinettsordre vom 21. De- 
zember 1807, welche der Kommiſſion für ihre Arbeiten und ihre zu 
machenden Vorſchläge eine „beſtimmte ſyſtematiſche Folgeordnung“ vor⸗ 
ſchrieb und in dieſer die Bildung einer Reſervearmee an das Ende ſchob, 
unverhüllt Ausdruck gegeben?). 

Deutlich zeigt ſich hier, wie ſehr dem König daran gelegen war, 
nur erſt „das große Werk einer gänzlichen Umſchaffung der militäriſchen 
Einrichtung und Verfaffung des Staats in einem gemeſſenen Zeitraume“ 
unter Dach und Fach zu bringen?). Auch ſpäter hat Friedrich Wilhelm 
noch wiederholt Veranlaſſung gehabt, Scharnhorſt anzutreiben. „Beſſer 
wäre es allerdings geweſen,“ ſo mahnte er ihn am 5. Dezember 1808, 
„wenn Sie nicht zuviel Detailgeſchäfte in laufenden Sachen übernommen 
hätten, wodurch Sie von wichtigeren Ausarbeitungen abgehalten werden, 
denen Sie nun eigentlich vorſtehen müßten, und wodurch jene zuweilen 
verzögert werden ?).“ Auch die Unzufriedenheit, welche der König Ende 


1) Vgl. Lehmann, Scharnhorſt II, 99, Anm. 1. 

2) Lehmann, Scharnhorſt II, 99. Nicht um eine verlorene Hauptſchlacht 
handelt es ſich, um im militäriſchen Bilde zu bleiben, ſondern um ein gewonnenes 
Vorpoſtengeſecht. 

3) Reorganiſation I, 187. Vgl. Delbrück, Leben Gneiſenaus 12, 136, Leh⸗ 
mann, Scharnhorſt II, 20, Anm. 1. 

4) S. die Kabinettsordre vom 21. Dezember. 

5) Geh. St. A. Vgl. Lehmann, Scharnhorſt II, 199. Es ift nicht ganz 
klar, was zu dieſem Tadel Veranlaſſung gegeben hat. Anſcheinend ſpielt die 
Angelegenheit des von Scharnhorſt an das Pillauer Gouvernement erlaſſenen 
Befehls hinein, worüber bei Droyſen, Leben Yorks I, 219 das Nähere zu leſen 
it. Wenigſtens ſchrieb Scharnhorſt am 4. Dez. an den König: „Wegen des Be: 
fehls an das Pillauer Gouvernement hoffte man (d. h. Scharnhorſts Widerſacher) 
ſogleich mir die Gnade Ew. Maj., die mir teurer als etwas anderes auf der 
Welt ift, zu rauben. Ew. Maj. waren in der That auch ungnädig gegen mich, 
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April oder Anfang Mai 18091) „über die militäriſchen Behörden und 
die neue Organifation derſelben“ ausſpricht, iſt — darauf laſſen ſchon 
die von Scharnhorſt und Gneiſenau eingereichten Rechtfertigungsſchriften 
ſchließen — kaum anders zu erklären, als daß es Friedrich Wilhelm 
nicht raſch genug mit der Reorganiſation vorwärts ging GR 

Um auf die Frage der Einführung der allgemeinen Wehrpflicht 
zurückzukommen, ſo trat ſie in ein neues Stadium mit dem Vertrage 
vom 8. September 1808, in dem ſich Preußen verpflichten mußte, nicht 
mehr als 42 000 Mann zu unterhalten und keine außerordentliche Miliz, 
Bürgergarde uſw. aufzustellen, die auf eine Vermehrung der Truppenzahl 
abzielte. Von einer Reſervearmee, von Provinzialtruppen uſw. durfte 
nun keine Rede mehr ſein; auch der Verſuch, eine Vermehrung der 
militäriſchen Kräfte unter der Bezeichnung „Nationalwache“ durch- 
zuſchmuggeln, iſt bekanntlich geſcheitert. Nur für den Fall eines Bruches 
mit Frankreich konnte eine Volksbewaffnung noch ernſtlich ins Auge 
gefaßt werden. Man verſteht, daß Friedrich Wilhelm im Jahre 1809, 
als der Bruch mit Frankreich bevorſtehend ſchien, eine Kommiſſion zur 
Beantwortung der Frage niederſetzte, ob die allgemeine Konſkription 
„jetzt, nach der gegenwärtigen Lage des Staates“, eingeführt werden 
könne, und wie ſie einzuführen ſein würde, und daß er die Entſcheidung 
über diefe Frage wieder vertagte, als der Bruch unterblieb). Es ift 
mit nichten gegründet, Friedrich Wilhelm habe an der ſchlechthinnigen 
Allgemeinheit der Wehrpflicht Anſtoß genommen!). Der König hat 
bekanntlich den von der Konſkriptionskommiſſion am 1. Juli 1809 
überreichten Entwurf am Ende des Jahres mit dem Bemerken zurück⸗ 


und nur meine völlig erwieſene Unſchuld errettete mich diesmal.“ Geh. St. A. 
Droyſen verlegt den Vorfall unrichtig in die zweite Hälfte des Dezember. Was 
Boyen (J, 345) darüber erzählt, beweiſt nur aufs neue feine Unzuverläſſigkeit. 

1) Nicht im Frühſommer, wie Lehmann, II, 212, angibt. Scharnhorſt an 
das Miniſterium, Königsberg, 2. Juli 1809: „Ew. Excellenzien ſind Zeuge ge⸗ 
weſen, daß vor etwa 8 Wochen Se. Maj. mir Ihre allerhöchſte Unzufriedenheit 
über die militäriſchen Behörden und die neue Organiſation derfelben zu erkennen 
gaben.“ Kriegsarchiv des Großen Generalſtabes. 

2) Auch hier ſind wir über den äußeren Anlaß nicht unterrichtet. 

3) Vgl. Lehmann, Preußen und die allgemeine Wehrpflicht im Jahre 1809. 
Hiſt. Zeitſchr. 61, 97 ff. Die Konſtriptionskommiſſion vertrat in ihrem Immediat⸗ 
bericht vom 1. Juli die Anſicht, „daß der jetzige Zeitpunkt gerade der an⸗ 
gemeſſenſte zur Einführung eines allgemeinen Heerbannes iſt“. Das galt aber 
nur in bezug auf den „Kulturzuſtand E. K. M. Unterthanen“; inſoweit die Lage 
des Staates von äußeren Verhältniſſen abhängig ſei, erklärte die Kommiſſton, 
kein Gutachten abgeben zu können. Darauf kam aber alles an! 

4) Lehmann, Scharnhorſt II, 331. Vgl. dazu Meinecke L 194. 
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gegeben, er wünſche ihn in einigen Punkten geändert zu ſehen. In dem 
neuen Entwurf vom 5. Februar 1810 iſt die Abänderung erfolgt; der 
Begleitbericht der Kommiſſion ſagt ausdrücklich, der Entwurf ſei „nach 
den von Ew. kgl. Majeſtät gegebenen Anſichten“ nochmals bearbeitet !). 
Nun enthält aber der neue Entwurf die unbedingte Allgemeinheit der 
Wehrpflicht gerade ſo gut wie der vorhergehende; folglich kann der König 
an ihr nicht den mindeſten Anſtoß genommen haben. Charakteriſtiſch 
me Friedrich Wilhelm ift hingegen, daß er bei der Stelle des Immediat⸗ 
berichts vom 5. Februar 1810, der ſeiner Entſcheidung anheimſtellte, ob 
der Name Kantonpflicht beizubehalten oder durch die Bezeichnung Kon⸗ 
ſkription zu erſetzen fein möchte, am Rande bemerkte: „Kriegsdienſt.“ 
Es tritt hierin von neuem zutage, daß er die Erörterungen über die 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht in der Abſicht fortſetzen ließ, 
dieſe Frage im voraus für den Fall eines Krieges mit Frankreich völlig 
ſpruchreif zu geſtalten. In der Kabinettsordre vom 27. Januar 1812 
wird es denn auch geradezu ausgeſprochen: wenn es auch die Verhältniſſe 
nicht geſtatteten, jetzt gleich mit der Einführung der beabſichtigten all⸗ 
gemeinen Konſtription vorzugehen, To ſeien doch alle vorbereitenden Ein⸗ 
leitungen dazu in der Art zu treffen, daß eintretendenfalls ohne weiteres 
zur Ausführung geſchritten werden könne). 


Erlaubten die Verhältniſſe wirklich nicht die Einführung der Kon⸗ 
ſtription? Die Frage ift in der Tat zu verneinen. Was würde wohl 
Napoleon dazu geſagt haben, wenn Preußen, kaum daß ſein Befehl die 
preußiſche Truppenmacht auf ein Minimum beſchränkt hatte, ein Wehr⸗ 
ſyſtem eingeführt hätte, das, ohne Stellvertretung, alſo in einer viel 
ſchärferen Form als ſelbſt in Frankreich durchgeführt, die ganze Wehr⸗ 
kraft des preußiſchen Volkes gegen ihn ins Feld zu führen drohte? 
Scharnhorſt freilich ſcheint geglaubt zu haben, daß Napoleon ſich im 
Gegenteil durch die Einführung der Konſkription in Preußen geſchmeichelt 
fühlen werde. „Es iſt gar nicht zu fürchten,“ äußert er ſich in einem 


1) Hiſtoriſche Zeitſchrift 69, 432. 

2) Meinecke I, 395 f. Die Initiative des Königs geht auch aus einem 
Schreiben Hardenbergs an Hake vom 17. Februar 1812 hervor, in dem es u. a. 
heißt: „Übrigens wird die Konſkriptionsangelegenheit nach dem Willen Sr. 
Kgl. Maj. bearbeitet“ (Geh. St. A.). Es iſt bemerkenswert, daß Friedrich Wilhelm 
in Sachen der Konſkription in einem Momente die Initiative übernahm, wo 
einerſeits Scharnhorſt (infolge ſeiner Wiener Miſſion) nicht auf ihn hatte wirken 
können, andererſeits die Miffion Kneſebecks nach Petersburg vorbereitet wurde und 
möglicherweife in dem Könige ſtille Hoffnungen weckte. 
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Immediatbericht aus dem Herbſt 1810 darüber 1), „daß die franzöſiſche 
Regierung eine Maßregel, die ſie in mit ihr verbundenen fremden 
Staaten?) einführt, mißbilligen wird; es iſt im Gegenteil wahrſcheinlich, 
daß ſie es ſehr gut aufnehmen würde, wenn wir unſer Militär ganz 
auf den Fuß des weſtfäliſchen einrichteten.“ Ein naiver Optimismus, 
der gerade bei Scharnhorſt um fo unbegreiflicher erſcheint, als dieſer 
ſonſt Napoleon das Allerärgſte zutraut. Friedrich Wilhelm wird fih 
derartigen Illuſionen um ſo weniger hingegeben haben, als die Er⸗ 
fahrung längſt ihre Hinfälligkeit gelehrt hatte. Auch Stein war im 
Januar 1808 jo töricht geweſen, zu glauben, daß es dem Kaiſer Napoleon 
ſchmeicheln werde, wenn der in Paris als Abgeſandter weilende Prinz 
Wilhelm mit der Erklärung beauftragt werde, der König beabſichtige 
ſeinem Lande eine neue Organiſation ganz nach franzöſiſchem Muſter zu 
geben?). Wie gründlich er Dë verrechnet hatte, bewies der Brief 
A. von Humboldts, des Begleiters von Prinz Wilhelm, vom 26. Februar, 
in dem es u. a. hieß, Napoleon ſei weit entfernt, an einer Neuorganiſation 
des preußiſchen Staates ein Intereſſe zu nehmen, die der weſtfäliſchen 
Konſtitution entſpräche?). War dies ſchon nicht der Fall: wie viel 
weniger durfte eine einſichtige Politik erwarten, daß Napoleon eine Ein⸗ 
richtung mit Wohlgefallen anſehen werde, die ihn in feinem allerempfind⸗ 
lichſten Punkte, der Entfeſſelung der Volkskräfte gegen ihn, zu treffen 
drohte. 

Im Wahrheit freilich hätte die Einführung der allgemeinen 
Wehrpflicht unter den obwaltenden Umſtänden nicht eine Stärkung, 
ſondern eine Schwächung der preußiſchen Wehrkraft bedeutet. Wenn die 
Beſtimmungen Geſetzeskraft erhielten, die der am 15. Februar 1810 dem 
Könige vorgelegte „Entwurf zur Ausführung der Konſkription in den 
preußiſchen Staaten“ vorſchlug, wenn die jährlich zu ſtellende Mannſchaft 
nach feſten und gleichmäßigen Grundſätzen auf die Kreife verteilt, wenn 
das Aushebungsgeſchäft „mit der größten Publizität“ betrieben wurde, 
ſo fiel ja die Möglichkeit dahin, durch fortlaufende Einberufung von 
Rekruten die Zahl der einexerzierten Mannſchaften raſch zu ſteigern, ohne 
den Franzoſen einen Einblick in die Zahl der unter Waffen ſtehenden 
wie der einexerzierten Truppen zu gewähren P), Ein auf die Täuſchung 


1) Lehmann, Preußen und die allgemeine Wehrpflicht im Jahre 1810. 
Gif. Zeitſchr. 69, 456. Vgl. Lehmann, Scharnhorſt II, 338. 

2) Gemeint ift namentlich das Königreich Weſtfalen. 

3) Votum Steins vom 20. Januar 1808. Haſſel, I, 441. 

4) Daſ. S. 452. 

5) Nach einer Denkſchrift Hakes vom 1. Auguſt 1812 (Reorganiſation II, 
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der Franzoſen berechnetes Krümperſyſtem, wie es ſeit der Kabinettsordre 
vom 6. Auguſt 1808 mit Erfolg betrieben wurde, war mit der Ein- 
führung der allgemeinen Konſkription nicht wohl vereinbar). Das ift 
ja auch Scharnhorſt nicht ganz entgangen. Als der Chef des Departe- 
ments für die allgemeine Polizei, Geheimer Staatsrat Sack, Anfang 1811 
mit Scharnhorſt über die Notwendigkeit einer neuen auf dem Prinzip 
der allgemeinen Wehrpflicht aufzubauenden Kantonverfaſſung in Ver⸗ 
bindung trat, zeigte ſich dieſer zwar im weſentlichen überall einverſtanden, 
wünſchte aber „einſtweilen“ doch, „daß des Königs Majeſtät die fort- 
geſetzte Einziehung mehrerer Mannſchaften gegen gleichzählige Entlaſſung 
befehlen möchten, damit die Ausarbeitung der Leute ſchneller fortſchreite 
und die länger gebienten wieder zu ihren Gewerken zurückkehren konnten“ ). 
Ein überaus merkwürdiger Selbſtwiderſpruch Scharnhorſts, der wohl 
nur ſo zu erklären iſt, daß die Zuſpitzung der politiſchen Verhältniſſe 
zu Anfang 1811 ſeinen Blick geſchärft und ihm die Gefahren gezeigt 
hatte, mit der die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht die raſche 
Steigerung der preußiſchen Wehrkraft bedrohte. 

Was aber für den Beginn des Jahres 1811 galt, das galt mehr 
oder minder doch für die ganze Zeit von 1807—1813. Weit entfernt, 
dem Könige Vorwürfe wegen der Nichteinführung der Konfkription 
machen zu dürfen, wird man es ihm vielmehr zum Ruhme rechnen 
müſſen, daß er bei dem Syſtem beharrte, das allein eine raſche Steigerung 
der preußiſchen Wehrkraft trotz des Vertrages vom 8. September 1808 
zuließ. Er hat es ſelbſt dann noch getan, als Scharnhorſt im Februar 
1812 erklärte, die Krümper hätten (infolge der Rüſtungen im Sommer 
1811) jo viel Auſſehen erregt, daß bide Einrichtung nun eingehen 
müſſe 2). Nichtsdeſtoweniger hat Friedrich Wilhelm in den Kabinetts⸗ 
befehlen vom 4. Juli und 4. Auguſt 1812 von neuem die möglichſte 


125) wäre ſelbſt für die preußiſche Regierung bei dem fortdauernden Wechſel eine 
wirkſame Kontrolle der Truppen nicht möglich geweſen! 

1) Später hat freilich Scharnhorſt einmal gemeint: „Würde die allgemeine 
Konſkription eingeführt, jo würde verfaſſungsmäßig das Krümperſyſtem fortdauern, 
ohne daß es Aufmerkſamkeit erregen könnte“. An Hardenberg, 22. Februar 1812. 
Lehmann II, 449 Nun, ſobald das Krümperſyſtem durch die Verbindung mit 
der Konſkription publiei juris wurde, verlor es ſeinen Wert für die ſtille 
Vorbereitung zum Freiheitskriege. Unter allen Umſtänden fiel die Möglichkeit, 
mit ſeiner Hilfe unbemerkt die Zahl der Truppen zu erhöhen. Vgl. dazu die 
treffenden Ausführungen Meineckes über die „Doktrinwut“ der Reformer. Boyen 
I, 173. 

2) Sack an Hardenberg, 26. Januar 1811. Geh. Staatsarchiv. 

3) Scharnhorſt an Hardenberg, 22. Februar 1812. Lehmann II, 449. 
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Vermehrung der Krümper befohlen und ausdrücklich erklärt, er werde 
das Bemühen auf eine größere Vermehrung der Krümperzahl d 
mit Wohlgefallen erkennen). In vollem Einklange damit ſtehen die 
perſönlichen Bemühungen, die der König anwandte, um den Franzoſen 
die Erfolge, die man unter und mit dem Krümperſyſtem erzielt hatte, 
zu verbergen. Boyen teilt in ſeinen Erinnerungen 2) einen eigenhändigen 
Aufſatz des Königs vom 24. Juni 1810 mit, der eine Beſchwerde der 
franzöſiſchen Regierung, daß die Stärke der preußiſchen Armee die traftat- 
mäßige Ziffer überſchreite, zu widerlegen beſtimmt war. „Der König hat 
darin,“ um mit Boyen zu reden, „nicht ohne diplomatiſche Gewandt⸗ 
heit die Regimentsmuſiker, die Offizierbedienten, die für die Beurlaubten 
eingezogenen Krieger und die zahlreichen Feſtungsbeſatzungen (Garnifon⸗ 
und Invalidenkompagnien) ganz aus dem Spiel gelaſſen und ſo eine 
Rechnung angefertiget, die die Stärke des Heeres weit unter ihren Etat 
ſtellte, für einige Zeit wenigſtens die Mahnungen des franzöfifchen Ge- 
ſandten beſchwichtigte.“ Dasſelbe Spiel wiederholte fih im Jahre 1812. 
Als der franzöſiſche General Narbonne im Frühjahr einen Etat der 
preußiſchen Truppen, ſoweit ſie nicht dem an dem Kriege gegen Ruß⸗ 
land teilnehmenden Hilfskorps von 20000 Mann angehörten, verlangte, 
hat Friedrich Wilhelm nach ſeinen ſpeziellen perſönlichen Angaben ein 
Tableau aufſtellen laſſen, demzufolge noch nicht einmal die erlaubte 
Ziffer erreicht war, obwohl ſie in Wirklichkeit trotz der durch Napoleon 
erzwungenen Abrüſtung im Herbſt 1811 immer noch um 18 000 Mann 
überſchritten wars). Vergebens haben damals Hardenberg und Hake 
den König auf das Eindringlichſte gewarnt: „Die wachſamen und gewiß 
klarſehenden Augen der in die Feſtungen geſandten und durch alle Pro⸗ 
vingen unfehlbar zerſtreuten laiſerlichen Offiziere und andere Beobachter“, 
ſchreibt Hake an den Staatskanzler am 5. April 18124), „werden 
zutage fördern, was man noch ſo künſtlich zu verſtecken bemüht ſein 
mag, wir allein werden zuletzt die Betrogenen ſein, und zwar durch 
Selbſttäuſchung, die uns leicht ins Verderben ſtürzen und nicht einmal 
eine Rechtfertigung übrig laſſen wird“. Hake ſchlägt vor, die überzählige 


1) Reorganiſation II, 125. Lehmann II, 451, Anm. 2. Auch die Kabinetts⸗ 
ordre vom 7. Februar 1811, die Lob und Tadel über die einzelnen Brigaden ver⸗ 
hängt, je nachdem ſie auf den „ſo wichtigen“ Gegenſtand Eifer verwandt hatten, 


beweiſt, welch hohen Wert der König auf das Krümperſyſtem legte. Vgl. Leh- 
mann II, 345. 


2) I, 345 ff. 


3) Immediatſchreiben Hardenbergs, ca. 20. April 1812. 
4) Geh. St. A. 
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Mannſchaft auf Urlaub gehen zu lafjen: man werde ſie, wenn der König 
es befehle, immer wieder zeitig genug bei der Fahne verſammeln können. 
Zum Schluß bittet Hake, Hardenberg möge verhindern, daß er als 
Werkzeug zu irgend einer Täuſchung verwandt werde. Wolle der König 
von dem „künſtlichen Tableau“ nicht laſſen, ſo möge es der franzöſiſchen 
Behörde durch den Major von Thile, den Nachfolger Boyens, übergeben 
werden; „es wird dann den Stempel der Erzeugung um ſo getreuer an 
ſich tragen, da Major von Thile nur auf unmittelbaren Befehl handelt“. 

In verſtärktem Maße noch trug der Staatskanzler dem Könige 
die Beſorgniſſe Gates vor!). Er habe keinen ruhigen Augenblick, ſeit 
er jenes Tableau geſehen habe. Napoleon werde ſich unfehlbar durch 
Preußens Zerſtörung rächen, wenn man ihn derart hinter das Licht 
führe. Nur indem der König die gegen Frankreich übernommenen Ver⸗ 
bindlichkeiten genau erfülle, könne er ſeine Exiſtenz halten und ſichern. 

Es ſpricht für die Selbſtändigkeit von Friedrich Wilhelms damaliger 
Politik, daß er ſich durch die Beſchwörungen Hardenbergs und Hakes 
auch nicht einen Moment beirren ließ. Wie Thile am 3. Mai an 
Hake ſchrieb 2), beharrte der König bei der Abſicht, ſo wenig als möglich 
zu vermindern. Eine flagrante Verletzung der Verträge lag ihm natürlich 
auch jetzt fern s). Zum Glück hatte der Vertrag vom 8. September 1808 
nicht näher feſtgelegt, was unter der Zahl von 42 000 M. zu verſtehen 
ſei. So ſtand dem Könige frei, die für ihn günſtigſte Auslegung zu 
wählen und in dieſer Zahl lediglich die wirklich mit den Waffen bienit- 
tuende Mannſchaft exkl. Offiziere, Spielleute 4) uſw. zu begreifen. Jetzt 
im Frühjahr 1812 konnte er ſich obendrein darauf berufen, daß auch 
der Marſchall Davouſt anerkannt habe, daß die Depots — nach dem 
Anſchlag des Königs 5640 Mann — notwendig für die Organiſierung 
des preußiſchen Hilfskorps und daher nicht auf die Preußen verbleibende 
Summe von 22 000 Mann anzurechnen ſeien ?). Auch von den Garniſon⸗ 


1) Immediatſchreiben Hardenbergs, ca. 20. April 1812. 

2) Geh. St. A. 

3) Friedrich Wilhelm an Hardenberg, Potsdam, 22. April 1812. „Wer 
A ſagt, muß auch B ſagen, alſo iſt kein Anſtand zu nehmen, der traktatenmäßigen 
Erfüllung unſerer Obliegenheiten zu genügen... Warum der Oberſt Hake nicht 
unſere etatsmäßige Stärke der Truppen dem General Narbonne mitgeteilt hat, 
begreife ich nicht, denn ſie iſt ängſtlich genau nach der Beſtimmung eingerichtet 
worden.“ Geh. St. A. 

4) Bei dem Kontingent von 20 000 Mann waren freilich die Offtziere, 
Tambours, Hautboiſten uſw. in der Kopfzahl mitgerechnet. Hake an Hardenberg, 
29. April 1812. Geh. St. A. 

5) Thile an Hake, 3. Mai 1812. 
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fompagnien (4800 Mann), der jogenannten Rejerve n), den Kranken, 
Abkommandierten uſw. ließ fi zur Not behaupten, daß ſie nicht zur 
etatsmäßigen Stärke der preußiſchen Truppen gehörten. Der König 
hielt alſo an ſeinem Willen feſt 2); am 13. Mai hat Hardenberg das 
befohlene Tableau dem franzöſiſchen Generalſtabschef überſandt). Der 
Erfolg hat Friedrich Wilhelm recht gegeben: auch nicht eine von den 
befürchteten böſen Folgen iſt eingetreten. 

Es iſt alſo das eigenſte und perſönlichſte Verdienſt des Königs ge⸗ 
weſen, wenn Preußen zu Anfang des Jahres 1813 nicht mit einem 
Soll von nur 22000 Mann (abgeeben von dem Hilfskorps von 
20 000 Mann), ſondern mit einem Haben von 38 301 Mann) und 
darüber in den Kampf um die Befreiung Deutſchlands eintreten konnte. 
Am wenigſten gebührt dem ſeit Ende März in Schleſien weilenden Scharn- 
horſt dabei irgend ein Verdienſt. Nicht einmal das iſt richtig, daß 
Scharnhorſts Berichte den König zu jenem ſcharfen Kabinettsbefehle an 
den Kommandanten von Pillau, Oberſtleutnant von Treskow, vom 
17. Juni veranlaßt hätten s), der die Übergabe der Feſtung an die 
Franzosen tadelte. Das Immediatſchreiben, in dem Scharnhorſt ſeiner⸗ 
ſeits das Verhalten des Pillauer Kommandanten bemängelt, iſt vom 
20. Julie) datiert, mithin volle fünf Wochen jünger als der Kabinetts⸗ 
befehl. Man ſieht auch hier: es hat nicht erſt des Einfluſſes Scharn⸗ 
horſts bedurft, um den König zu den Schritten zu bewegen, welche die 
möglichſte Wahrung ſeiner Selbſtändigkeit bedingte. 

Man wird überhaupt der Anſicht entſagen müſſen, als ob die 
„Reform- und Patriotenpartei“, oder wie Lehmann einmal jagt”), das 
Triumvirat Stein, Scharnhorſt und Gneiſenau, die Geſchicke Preußens und 
Deutſchlands in jener ewig denkwürdigen Zeit der Wiedergeburt Preußens 
beſtimmt habe, und man wird zu einem guten Teile zurückkehren müſſen 
zu der Auffaſſung Treitſchkes, die den König in den Mittelpunkt der Dinge 
ſtellt. Das wird fich vielleicht erft recht zeigen, wenn man zu einer ein⸗ 

1) Friedrich Wilhelm an Hardenberg, 22. April 1812: „Die ſogenannte 
Reſerve, die allerdings nicht aufgeführt werden darf, beſteht in den Offiziers⸗ 
bedienten, die keine Dienſte thun, und in Schneidern und Schuſtern, die für die 
Compagnien die Montierungsſtücke anfertigen müſſen und daher auch keine 
Dienſte thun.“ 

2) Kabinettsordre an Hardenberg, 3. Mai 1812. Geh. St. A. 

3) Hardenberg an Berthier, 13. Mai 1812. Geh. St. A. 

4) Vgl. den Etat bei Lehmann II, 451, Anm. 2. 

5) Lehmann II, 458, Anm. 

6) Geh. St. A. 

7) Stein II, 552. e 
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gehenden und zuſammenhängenden Erörterung der preußiſchen Politik in 
den Jahren 1807—1813 und vor allem in den großen Kriſen der Jahre 
1809, 1811 und 1813 ſchreitet. Müſſen wir dieſe Erörterung auf eine 
andere Zeit und für einen anderen Ort zurückſtellen !), fo wollen wir 
doch hier, anknüpfend an den geiſtvollen Œfjay von Max Lenz über 
„Napoleon I. und Preußen“ 2) einen wichtigen Punkt herausgreifen. Wohin 
wäre es wohl mit Preußen gekommen, wenn Friedrich Wilhelm blindlings 
den von einem Extrem ins andere überſchlagenden Ratſchlägen der Stein und 
Scharnhorſt gefolgt wäre? Hätte man nicht alsbald im engſten und völlig⸗ 
ſten unwiderruflichen Anſchluß an Napoleon geendet? Lehmann ſelbſt 
gebührt das Verdienſt, gezeigt zu haben, wie verblüffend groß die Nach- 
giebigkeit Steins gegen die Franzoſen während ſeines Miniſteriums 
1807—08 geweſen iſt. Die engſte Hingabe an Frankreich, eine Heka⸗ 
tombe von 30 000, ja 40 000 Mann preußiſcher Truppen für die Zwecke 
des Eroberers, der Eintritt Preußens in den Rheinbund: nichts war 
Stein um den Preis des franzöſiſchen Bündniſſes zu teuer. Es fehlte, 
um das Maß der Demütigung voll zu machen, nur noch die per- 
ſönliche Verbindung der preußiſchen Königsfamilie mit dem Korſen. 
Stein war mit nichten willens, hier halt zu machen; ſein eigenſter Ge⸗ 
danke war es ja, daß das preußiſche Königspaar Napoleon oder deſſen 
Gemahlin um die Annahme einer Patenſtelle exfuchen ſolle. Hier aber 
hat Friedrich Wilhelm ſeinem großen Staatsmanne ein Halt zugerufen. 
Die Idee, den preußiſchen Kronprinzen mit einer bonapartiſchen Prin⸗ 
zeſſin zu vermählen, hat nicht einmal Stein dem Könige vorzutragen 
gewagt, ſo ſehr widerſprach ſie nach Steins eigenem Zeugnis deſſen 
moraliſchen und religiöſen und wir dürfen hinzuſetzen politiſchen Über⸗ 
zeugungen à). 

Daß Friedrich Wilhelm nur ungern und zögernd die Bahn des 
Anſchluſſes an Frankreich betreten hat, in die ihn die Notlage der 
preußiſchen Finanzen, der Rat Alexanders und das Treiben ſeines eigenen 
Miniſters hineindrängte, läßt ſich auch daraus abnehmen, daß er dem 
Vorſchlage Scharnhorſts vom 13. Mai 1808 keine Folge gab: der König 


1) Verf. hat ſich ſchon vor Jahren mit umfaſſenden Vorarbeiten zu einer 
Geſamtdarſtellung der Politik Friedrich Wilhelms III. in den Jahren 1807—1813 
beſchäftigt. Anderweitige Verpflichtungen haben ihn jedoch genötigt, dieſen Plan 
zurückzuſtellen. 

2) „Cosmopolis“, Jahrg. 1898, März: und Aprilheft. 

3) Lehmann, Stein II, 147 f. Nichts ſpricht dafür, daß Stein von born: 
herein das Bündnis mit Frankreich nur gewollt habe, um es wieder zu brechen; 
dieſer Gedanke iſt erſt im Laufe des Sommers 1808 zur Reife gediehen. 
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möge ſelbſt an Napoleon ſchreiben und fein königliches Wort verpfänden, 
daß er mit „Treue und Standhaftigkeit“ alles erfüllen werde, was 
Napoleon irgend von ihm verlange. Scharnhorſt hat dem Könige ſelbſt 
den Entwurf eines ſolchen Schreibens vorgelegt, in dem es u. a. hieß: 
„Alle Aufopferungen, welche Ew. Maj. von mir verlangen, ſollen willig 
und mit der größten Treue geleiſtet werden. Verlangen Sie den Beſitz 
von Feſtungen, welche mit meinen Truppen beſetzt ſind, ſo ſollen ſie den 
franzöſiſchen Truppen eingeräumt werden; verlangen Sie, daß die 
preußiſchen Truppen zu militäriſchen Zwecken mit den franzöſiſchen 
fern von ihrem Vaterlande ſich einem fremden Intereſſe opfern, jo ſoll 
dies ſofort geſchehen. Die einzige Gegenbedingung bei dieſen Anerbietungen 
ijt Erleichterung der Laſten der armen Bewohner meiner beſetzten Proz 
vinzen und Erfüllung des Tilſiter Friedens, inſoweit es die militäriſchen 
Maßregeln geſtatten.“ Man ſieht, Scharnhorſt war bereit, in der Linie 
des rückhaltloſen Anſchluſſes an Frankreich in einem wichtigen Punkte 
noch über Stein hinauszugehen. Stein hatte doch wenigſtens aus der 
Rückgabe der Feſtungen (bis allenfalls auf drei) eine Gegenbedingung 
gemacht; Scharnhorſt aber war fogar bereit, auch den Beſitz der 
Feſtungen aufzugeben, die noch mit preußiſchen Truppen beſetzt waren. 
Hieß das nicht alles aus der Hand geben, was der Hoffnung auf eine 
künftige Erhebung Preußens Rückhalt gewähren konnte? 

Nun hat man freilich gemeint: unmöglich konne es Scharn- 
horſt damit ernſt geweſen ſein; gewiß habe er dem Könige nur die 
Folgen des Anſchluſſes an Frankreich jo abschreckend wie möglich ſchildern 
wollen, um ihn deſto ficherer für die entgegengeſetzte Seite zu gewinnen D). 


1) Lehmann, Scharnhorſt II, 179. An fih wäre Scharnhorſt eine derartige 
Dinterbaltigteit ſehr wohl zuzutrauen. Seine nächſten Freunde und Bekannten 
haben ſeinen Mangel an Offenheit zugeſtanden. So ſchreibt Clauſewitz am 15. Mai 
1809: „So durchaus edel und rechtſchaffen der General ift, jo ift er doch nicht ſo 
einfach und plan wie er ſcheint“ (Leben Clauſewitz I, 351). Ebenſo Boyen in 
feinen „Beiträgen zur Kenntnis des General von Scharnhorſt, ©. 7}. Von 
Beyme hören wir, es ſei eine Charaktereigentümlichkeit von Scharnhorſt geweſen, 
„vermöge deren er Maßregeln, die er billigte oder wohl ſelbſt in Anregung bringen 
ließ, aber gegen die hartnäckige Anhänglichkeit anderer von Einfluß nicht durch⸗ 
jeben zu können glaubte, ſcheinbar beſtritt, um fi) und damit zugleich die be⸗ 
ſorgte Oppofition anderer überwinden zu laſſen“ (Beyme an Schön, 21. Mai 1833. 
Lehmann, Kneſebeck und Schön, S. 346). Als illuſtrierendes Beiſpiel dazu 
ſ. Scharnhorſts Brief an Götzen vom 9. Februar 1809. „Stein hat schriftlich 
Beyme zum Großkanzler vorgeſchlagen, der König hat mit mir davon geſprochen; 
ich habe ihm nicht geraten, es zu thun, weil er ſich beſtimmt hatte, den Bor- 
ſchlag anzunehmen, Hätte er ſich nicht dazu beftimmt gehabt, ſo hätte ich ihm 
dazu geraten“ (Klippel III, 400). Daß ſelbſt einer pofitiven Ausſage vou Scharn⸗ 
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Aber ſchon ein Blick in Scharnhorſts Begleitſchreiben vom 13. Mai 
lehrt, daß von einer ſolchen Deutung nicht die Rede ſein darf. Scharn⸗ 
horſt beruft ſich darauf, daß er bereits vor einiger Zeit das Projekt 
eines derartigen Briefes an Napoleon zur Sprache gebracht, und daß 
der König dieſe Idee nicht ganz verworfen habe; zeigt das nicht, daß 
Scharnhorſt in der Tat den König für feine Idee zu gewinnen hoffte? 
Auch bemüht ſich Scharnhorſt zu zeigen, daß gerade jetzt der geeignete 
Moment zu einem ſolchen Schreiben ſei. „Sollten nun die jetzigen Unter⸗ 
handlungen — nämlich mit Daru — zu keinem glücklichen Erfolge 
führen, ſo würde dies eine Veranlaſſung zu einem ſolchen Briefe geben, 
und die jetzige, Napoleon nicht unbekannte Kriſis, in der ſich die Ge⸗ 
müter der meiſten Nationen und höchſt wahrſcheinlich auch die Kabinette 
befinden, würden vielleicht ihn bewegen, auf die darin gethane Vorſtellung 
zu reflectiren.“ Das iſt doch wahrlich nicht die Sprache eines Mannes, 
der das Gegenteil ſeines Vorſchlages erreichen will. Eher noch würde 
zu dem Inhalte des Scharnhorſtſchen Briefes die Mutmaßung paſſen, 
ſein Urheber habe darauf gerechnet, daß Napoleon die Anerbietungen des 
Königs verwerfen würde, was Preußen dann deſto weiter von der 
franzöſiſchen Allianz entfernen mußte !). Aber welch ein gefährliches 
Spiel hieß das nicht treiben! Wie nun, wenn Napoleon, weit ent⸗ 
fernt, es redlich mit Preußen zu meinen, doch die Schlinge, die man 
ſo bereitwillig entgegenhielt, zuzog und den König bei ſeinem Worte 
feſthielt? Dann war es aus mit den Reſten der Unabhängigkeit, die 
Friedrich Wilhelm noch bewahrt hatte, und die zu bewahren ſtändig 
einer ſeiner erſten Geſichtspunkte geweſen iſt; dann war man Napoleon 
auf Gnade und Ungnade preisgegeben und eine künftige Erhebung kaum 
noch denkbar. 


horft nicht immer zu trauen ift, ergibt fih u. a. daraus, daß Scharnhorſt dem 
Könige in feinem Schreiben vom 19. Dezember 1808 (Geh. St. A.) verfichert hat. 
„Ich habe übrigens nicht mit dem Grafen von Gotzen in Korreſpondenz geftanden 
und keine weiteren Nachrichten — außer einem bei dieſer Gelegenheit überreichten 
Brief — von ihm erhalten“, während doch Briefe Scharnhorſts an Götzen vom 
26.127. Oktober 1808 (Perg, Gneiſenau I, 442) und vom 8. September 1808 
(Lehmann, Scharnhorſt II, 189, Anm. 1) bekannt find. 

1) Vielleicht hat aber Scharnhorſt mit ſeinem Vorſchlage auch nur beab⸗ 
ſichtigt, Steins Politik zu unterſtützen. Vgl. die hiſtoriſche Darſtellung, die 
Scharnhorſt in ſeinem Schreiben an Hardenberg vom 27. April 1810 (Geh. St. A.) 
von den Allianzverhandlungen des Jahres 1808 gibt: „Man bot damals Frank⸗ 
reich eine Verbindung an, ſo wie der Kaiſer Napoleon ſie diktieren würde. Stein 
arbeitete aus allen Kräften zu dieſem Zweck; im Innern geſchah nichts, was dieſen 
Abſichten nicht entſprach.“ 
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Deutlicher lehrt vielleicht noch die Geſchichte des Jahres 1810, daß 
Scharnhorſt in bezug auf die franzöſiſche Allianz wiederholt das treibende, 
der König das retardierende Element geweſen iſt. Man weiß — Lenz 
hat es noch neuerdings betont — daß das preußiſche Miniſterium ein⸗ 
ſchließlich Scharnhorſts im März 1810 die Abtretung Schleſiens gegen 
den Erlaß der rückſtändigen Kriegskontribution anzubieten empfohlen 
hat. Der Vorſchlag würde zu entſchuldigen ſein, wenn das Miniſterium 
mit ihm nur beabſichtigt hätte, Preußen von Napoleon loszueiſen. Die 
Abtretung hätte dann ja die Erhebung des Vaterlandes nicht gehindert, 
ſondern befördert 1). Aber nein, die Zeſſion ſollte nach der eigenen Er⸗ 
klärung des Miniſteriums nur ein Mittel zum Zweck ſein, „die engſte 
Verbindung mit Frankreich zu begründen und ein völlig reines Verhältnis 
Preußens nicht nur mit dieſem Kaiſerſtaate, ſondern auch mit ſeinen 
Verbündeten, namentlich mit Sadjen und dem Herzogtum Warſchau 
wiederherzuſtellen. Unter dieſer Bedingung wäre eine Territorial⸗ 
zeſſion, jo wenig wir auch ſonſt dazu raten könnten, allerdings ſehr zu 
verantworten“ 2). 

Das Miniſterium hat es damals nicht einmal, ſondern mehrfach 
ausgeſprochen, daß „die Exiſtenz des preußiſchen Staates nur durch die 
engſte Verbindung mit Frankreich geſichert werden könne, und daß für 
dieſen Zweck jedes Opfer gerechtfertigt jei” s). Schon am 4. Februar 1810 
hatte das Miniſterium, obwohl es noch nicht zu „unbedingter Hingabe 
an Frankreich“ zu raten wagte — aus Rückſicht auf den König, wie 
deutlich zutage tritt“) — erklärt: „Wir können pflichtmäßig nicht ver⸗ 


1) Lehmann, Scharnhorſt II, 313. 

2) Immediatbericht des Miniſteriums 12. März 1810. Geh. St. A. Leh⸗ 
mann S. 320 meint freilich, Scharnhorſt habe dieſen Bericht nur des halb ge⸗ 
zeichnet, um dem Könige, deſſen Abneigung gegen rheinbündiſche Politik er kannte, 
den Anſchluß an Frankreich überhaupt zu verleiden. Das heißt aber doch voraus⸗ 
ſetzen, daß Scharnhorſt feine Miniſterkollegen über feine wahren Abfichten gründlich 
getäuſcht habe. In Altenſteins Denkſchrift vom 18. März (Geh. St. A.) wird 
ausdrücklich und wiederholt erklärt, daß in der Frage der Abtretung Schleſiens 
Einigkeit und Übereinftimmung geherrscht habe. „Wir,“ ſo verſichert Altenſtein 
im Namen des Miniſteriums, „find überzeugt, daß auch die pünktlichſte Kon⸗ 
tributionszahlung Ew. Maj. und den Staat nie vor Napoleon vollkommen gerecht⸗ 
fertigt erſcheinen laſſen wird und kann, und daß dies allein durch Syſtem und 
gegenſeitige veränderte Geſinnungen und Intereſſe zu bewirken ift.” Es erſcheint 
hiernach ausgeſchloſſen, daß Scharnhorſt nur aus geheimen, den Anfichten und 


Abſichten einer Kollegen gänzlich widerſprechenden Nebenabſichten den Bericht 
vom 12. März gezeichnet hat. 


3) Bericht vom 12. März 1810. WEE 
4) Der Bericht beginnt: Unbedingte Hingabe an Frankreich ſcheine nicht in 
des Königs Syſtem zu liegen, auch wagten ſie nicht, dazu zu raten. 
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ſchweigen, daß wir unbedingt dazu — nämlich zu voller Hingabe an 
Frankreich — raten würden, da wir überzeugt ſind, daß nur die mit 
Frankreich bewirkte Vereinigung Preußens deſſen Exiſtenz ſichern kann, 
wenn wir hoffen könnten, daß ſolches ganz werde durchgeführt und das 
Ziel erreicht werden.“ Aber das Miniſterium verhehlt ſich nicht, daß 
der König ſich zu einer ſolchen unbedingten und rückhaltloſen Hingabe 
an Frankreich, wie ſie den innerſten Wünſchen Scharnhorſts und der 
übrigen Miniſter entſprach !), doch nicht verſtehen werde. „Ew. Kgl. 
Maj. werden ſich hierzu nicht entſchließen,“ ſprechen ſie einmal voller 
Reſignation direkt aus?). Mit aller Deutlichkeit legen ſie dar, welches 
Syſtem der König im Gegenſatz zu ihnen verfolgt: „Ew. Kgl. Maj. 
Syſtem iſt, das von Frankreich drohende Ungewitter ſo viel möglich zu 
beſchwören und zu mildern, ſo viel möglich dabei ſich von Frankreich 
unabhängig zu erhalten und fih an Rußland anzuſchließen ).“ Das 
„Mißliche dieſes Syſtems“ finden die Miniſter einleuchtend: fein Ge- 
lingen hänge bloß von äußeren Zufällen ab, und es habe nur das eine 
für fih, daß Zeit gewonnen werde. Weil aber Friedrich Wilhelm allen 
Vorſtellungen zum Trotz fortgeſetzt das „ganz rückſichtsloſe Hingeben in 
die Umſtände und in die Großmut Frankreichs“ ablehnt und bei dem 
bisherigen „ruhigen, konſequenten und ſtandhaften Benehmen“ verharren 
will, bleibt ſchließlich auch den Miniſtern nichts anderes über, als ſich 
wieder mit dem Syſtem des Königs zu befreunden. Schon im Mai 
desſelben Jahres haben ſie es fertig gebracht, dem Könige ſein eigenſtes 
Syſtem „ganz vorzüglich zu empfehlen“ ). Der Wille des Königs und 
nur dieſer, das zeigt ſich deutlich, iſt es geweſen, der damals den engſten 


1) Gewiß, in das Fahrwaſſer der Kalckreuth, Hatzfeld uſw. janten die Miniſter 
dadurch noch nicht herab. Auch bei der unbedingten Hingabe an Frankreich ſetzen 
die Scharnhorſt und Genoſſen voraus, daß Preußen „dabei den höheren Zweck 
verfolgte, fih nicht bloß die Exiſtenz kümmerlich zu ſichern oder klein durch Teil- 
nahme an Ungerechtigkeit zu gewinnen, ſondern ſich als eine Stütze für Recht 
und Wahrheit zu erhalten“. Immediatbericht vom 4. Februar 1810. Aber 
freilich: wie konnte Preußen eine Stütze für Recht und Wahrheit bleiben, indem 
es ſich mit der Fleiſch gewordenen Lüge und Unrecht verband? Hieß das nicht 
den jeſuitiſchen Grundſatz anwenden: der gute Zweck heiligt die böſen Mittel? 

2) Bal. auch Scharnhorſts Schreiben an Hardenberg vom 27. April 1810: 
„Vielleicht hätte eine gänzliche Hingebung an Frankreich in dieſem Augenblick, in 
dem die Angelegenheiten in Spanien ſchlecht für Frankreich ſtehen, noch Wert für 
Kaiſer Napoleon; werden aber Se. Maj. der König ſich auch ſelbſt ohne Hin— 
gebung der höchſten Perſon in ganzem Umfange entſchließen.“ 

3) Bericht vom 4. Februar 1810. 

4) Immediateingabe der Miniſter aus dem Mai 1810, von Scharnhorſt am 
9. Juni an von der Goltz zurückgeſandt. 
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Anſchluß an Frankreich verhindert hat. Und alles, was Scharnhorſt 
im weiteren Verlaufe des Jahres 1810 empfohlen und getan hat, um 
Preußens Wehrkraft zu mehren, reſultiert doch nur aus dieſem Willen 
des Königs, ſeinem Syſteme treu zu bleiben. 

Zum dritten Male hat Scharnhorſt im Jahre 1812, als bereits 
der notgedrungene Entſchluß des Königs für das franzöſiſche Bündnis 
feſtſtand, dahin gedrängt, daß nun auch der Anſchluß an Frankreich ſo 
eng wie möglich vollzogen werde, und daß der König den Kaiſer 
Napoleon „nicht allein aus freien Stücken kräftig unterſtütze, ſondern 
auch ſeine Pläne, wo er könne, begünſtige und ganz in dem Geiſte 
Napoleons handele“ n). Und wieder gebührt Friedrich Wilhelm das 
Verdienſt, nach dieſer Richtung nur das getan zu haben, wozu ihn der 
Buchſtabe der Verträge nötigte, im übrigen aber alles unterlaſſen zu 
haben, was der künftigen Erhebung den Weg verlegt hätte. Sein Werk 
iſt es, wenn das Syſtem einer mittleren Linie während der ganzen Zeit 
von 1807—1813 trotz aller Beſtrebungen feiner Ratgeber, die ihn bald 
ganz auf die eine, bald ganz auf die andere Seite hinüberzudrängen 
ſuchten, mit bemerkenswerter Konſequenz feſtgehalten worden iſt. Gewiß 
hat es nicht an Abweichungen von dieſem Syſtem gefehlt, aber ſie ſind 
dem Könige mehr durch den Drang der Umſtände als durch den Einfluß 
ſeiner Ratgeber abgenötigt worden, und nach jeder ſolchen Abweichung iſt 
die preußiſche Politik bald wieder zu ihrer Baſis zurückgekehrt. Gerade in 
dieſer Stetigkeit und Konſequenz, die Friedrich Wilhelms Politik in den 
Jahren 1807—1812 im großen und ganzen kennzeichnet, offenbart ſich 
eine gewiſſe Überlegenheit. Man hat die innere Konſequenz und Folge- 
richtigkeit, die die Stein⸗Scharnhorſtſche Partei bei ihrer Reformtätigkeit 
wie in ihrer Auffaſſung Napoleons an den Tag gelegt habe, in Gegen⸗ 
a zu der Haltung des Königs geftellt?). Wir ſahen es ſchon, daß 
beide, Stein wie Scharnhorſt, dieſen Ruhm keineswegs in vollem Um⸗ 
fange verdient haben. Ihre Auffaſſung über Napoleon, die juſt den 
Kernpunkt des Gegenſatzes zwiſchen ihnen und Friedrich Wilhelm treffen 
ſolls), ift nichts weniger als einheitlich und konſequent geweſen. Beide 
haben fie ſich zu Zeiten auch der Täuſchung hingegeben, daß eine volle 
Hingabe an Frankreich Napoleon zum Freunde Preußens machen könne, 


1) Promemoria Scharnhorſts für Hardenberg, 22. Februar 1812. Vgl. Leh⸗ 
mann, S. 450 f. Lehmann hat wieder die Ausrede bei der Hand, Scharnhorſt 
habe im voraus gewußt, daß der Kbnig ſich nicht zu einer willigen und rück⸗ 
haltloſen Hingabe verſtehen werde. 

2) Meinecke, Boyen I, 173, 219. 

3) Dai. S. 218. 
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ja Be haben ſich einbilden können, daß eine Umwandlung der preubi- 
ſchen Staats- und Wehrverfaſſung nach franzöſiſchem Muſter, die doch 
im letzten Grunde nur gegen Napoleon gerichtet ſein konnte, deſſen 
Wohlgefallen erregen werde. So ſchwankt ihre Auffaſſung Napoleons 
zwiſchen den entgegengeſetzten Extremen hin und her, während der König 
ſich ſtändig gleich weit entfernt von übertriebenen Beſorgniſſen und Leicht: 
gläubiger Vertrauensſeligkeit gehalten hat. Uns ſcheint der Gegenſatz 
zwiſchen Friedrich Wilhelm und der Stein-Scharnhorſtſchen Partei in 
bezug auf die Auffaſſung Napoleons vor allem darauf zurücdzugehen, 
daß dieje in dem Korjen einen Charakter ſahen, der allein den ſchranken⸗ 
loſen und gewalttätigen, nur etwa durch Schmeichelei und knechtiſche 
Unterwürfigkeit zu beſänftigenden Trieben ſeiner Natur folge, während 
der König nüchtern und ſcharfſinnig die Macht der Verhältniſſe in 
Rechnung zog, die ſelbſt einer Natur wie Napoleon Maß und Ziel 
ſetzten. Auch Friedrich Wilhelm hat Napoleon die Neigung zugetraut, 
Preußen den Garaus zu machen, aber er iſt ſich auch bewußt geblieben, 
daß jener allen Grund habe, eine Wiederholung der Gewalttat von 
Bayonne nach den Erfahrungen, die ihm dieſe eingetragen hatte, zu 
unterlaſſen. „Wenn gleich Napoleon,“ ſo hat er ſich einmal in einem 
Moment geäußert, wo ſeine Ratgeber ſchon den Untergang Preußens 
vor Augen ſahen, „wie gewiß zu erwarten ſteht, nichts Gutes gegen 
Preußen im Schilde führt, ſo ſind doch noch mancherlei Umſtände, die 
eine gänzliche Vernichtung Preußens nicht ſo leicht befürchten laſſen, 
wohl zu verſtehen, wenn letzteres durch Inconfequenzen keine offenbare 
priſe giebt und der Thorheit nicht die Zügel überläßt “).“ So haben 
den König auch die ſchwarzen Beſorgniſſe, aus denen heraus die Scharn- 
horſt, Boyen uſw. ſeit dem Frühjahr 1811 unaufhörlich zu einer Ver⸗ 
legung der königlichen Reſidenz drängten, kühl gelaſſen. Wie charakte⸗ 
riſtiſch für ihn iſt nicht die Antwort, mit der er ſchließlich die 
ewigen Mahnungen Scharnhorſts zur Ruhe wies: „Schon ſeit dem März 
vorigen Jahres, alſo ſeit beinah einem vollen Jahre, höre ich von allen 
Seiten den Rat ertönen, Berlin ungeſäumt zu verlaſſen. Keinem 
Sterblichen iſt es vergönnt, in die Zukunft zu blicken, und das Reich 
der Möglichkeiten iſt unermeßlich; genug ſeit 11 Monaten, wo ich dieſen 
Rat gehört und nicht befolgt habe, iſt nichts geſchehen, daß ich hätte 
verhüten können, was ich zu bereuen hätte. Auch jetzt noch finde ich 
keine gegründetere Urſach zu einer ſolchen Maßregel als bisher, vielmehr 


1) Aufzeichnung des Königs vom 24. Juni 1809. 
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würde ſie meines Dafürhaltens weit mehr Verderben als Nutzen bringen 
und zwar in jeder Hinſicht !).“ 

Man wendet ſich heutigen Tages mehr und mehr ab von der 
legendären Auffaſſung, die in Napoleon lediglich die „Eroberungsbeſtie“ 
ſieht und, man betont, daß auch dieſer Titane unter dem Druck der 
Weltverhältniſſe Hand, unter Mächten, die er nicht geſchaffen hatte und 
nicht beherrſchte, die älter waren als er und ſeine Zeit, tief verzweigt 
in dem Leben der Nationen ?). Die moderne Auffaſſung kehrt damit 
zu einem guten Teile nur zu den Anſichten Friedrich Wilhelms und 
mancher ſeiner vielgetadelten Ratgeber zurück, bei denen wir bereits 
die Anſätze zu einer vorurteilsloſen Würdigung Napoleons finden. Liegt 
nicht auch in dieſer Umkehr eine Art von Rehabilitation für den oft 
verkannten König? 

Einer ſpäteren Gelegenheit muß es vorbehalten bleiben, dieſe Ge⸗ 
danken fortzuführen und zu einer Geſamtwürdigung Friedrich Wilhelms, 
ſeiner Politik und ſeines Verhältniſſes zu der „Reform⸗ und Patrioten⸗ 
partei“ in den Jahren 1807—13 zu erweitern. Hier handelte es ſich 
für uns ja nur darum, feſtzuſtellen, ob Friedrich Wilhelm nach Aus⸗ 
weis ſeines Anteils an der Reform und der Politik Initiative und 
Selbſtändigkeit genug beſeſſen hat, um jene durch den Major von Wrangel 
überbrachte geheime Inſtruktion für Grawert bezw. Noré aus dem 
Auguſt 1812 glaubhaft erſcheinen zu laffen. Nach den Ergebniſſen 
unſerer Unterſuchung können wir nicht anders als dieſe Frage entſchieden 
bejahen. Damit aber fallen die letzten Zweifel, die gegen Wrangels 
Erzählung geltend gemacht werden könnten. Es darf ſomit wohl als 
erwieſen gelten, daß Friedrich Wilhelm, wie er zu einem guten Teile 
die Seele des großen Reformwerkes geweſen iſt, ſo auch als der geiſtige 
Urheber der Konvention von Tauroggen zu betrachten iſt. 


1) Friedrich Wilhelm an Scharnhorſt, 3. Februar 1812. Kgl. Hausarchiv. 
2) Lenz in ſeinem Aufſatze in der „Cosmopolis“ 1898. 
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De 
Das oſtpreußiſche Rittergut um 1720. 


LK den Jahren 1714—19 führte Friedrich Wilhelm I. mit der 
De CG Unterſtützung des Grafen Truchſeß von Waldburg die e 
er Grundſteuer, des Hufenſchoſſes, in Oſtpreußen durch. Es 
geſchah gegen den Willen der Stände; in dieſem Streit fiel das be⸗ 
rühmte Wort des Königs: „ich ſtabilire die souverainetet und ſetze die 
em teft wie einen rocher von bronce.” Zur Durchführung der 
Bie ler. war eine General⸗Hufenſchoßkommiſſion eingeſetzt worden. 
pa 2 ging von modernen Geſichtspunkten aus. Die Steuer ſollte 
und P bisher verteilt, namentlich ſollte die Bonität des Bodens 
Mögliche . be e den landwirtſchaftlichen Nebengewerben nach 
ſind Apt eo werden. Die Grundlagen der Steuerveranlagung 
un t F ei die von jedem einzelnen Gut und Dorf Oſtpreußens 
Bite % 1 aufgenommen wurden. 
ſich in den A die man {ange verloren geglaubt hatte!), befinden 
eine ve Ge der königlichen Regierung zu Königsberg. Sie ſtellen 
Eeer , 1 detaillierte Landesaufnahme dar. In einer 
Auf n waren der Kommiſſion beſtimmte Schemata für die 
ufnahme der Protokolle vorgeſchrieben, jo daß fih das Material 


1) Zakrzewski, Die wichtigeren preußiſchen Reformen der direkten ländlichen 
Steuern im 18. Jahrhundert S. 3 5. 
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durch eine große Gleichmäßigkeit auszeichnet. Für adlige Vorwerke, 
adlige Dörfer und die Beſitzungen der Kölmer und Freien gab es je 
einen beſonderen Fragebogen; das erſte Schema enthält 47 Fragen, das 
zweite 44, das dritte 33. Die Fragen beziehen ſich auf die Perfonal⸗ 
verhältniſſe der Beſitzer, die ſpeziellen Steuerangelegenheiten und dann 
auf alle Einzelheiten des landwirtſchaftlichen Betriebes, dergeſtalt daß 
man ein deutliches Bild von der damaligen Arbeitsverfaſſung und dem 
landwirtſchaftlichen Betriebe erhält. Allerdings ſind die Protokolle nicht 
vollſtändig. Nur von folgenden Amtern ſind ſie vorhanden: Branden⸗ 
burg (1715), Ofterode (1716), Liebſtadt, Mohrungen, Pr. Holland, 
Pr. Mark, Hohenſtein, Gilgenburg, Soldau, Neidenburg, Ortelsburg 
(1717), Fiſchhauſen, Balga, Neuhauſen, Schaaken, Tapiau, Bartenſtein, 
Raſtenburg, Pr. Eylau (1718), Barten, Gerdauen, Taplacken und Memel 
(1719) ). 

Aber auch von den vorhandenen Protokollen ſind nicht alle voll⸗ 
zählig. Ein Vergleich mit den Amtsrechnungen ergibt, daß in einigen 
Protokollen eine beträchtliche Anzahl von Orten fehlt. Immerhin iſt 
das vorhandene Material — es umfaßt 887 adlige Ortſchaften — 
umfangreich genug, um eine Schilderung des oſtpreußiſchen Ritterguts 
um 1720 zu verſuchen. 

Die Protokolle ſind, wie bemerkt, in der Zeit von 1715—1719 ab⸗ 
gefaßt. Damals waren die großen wirtſchaftlichen Veränderungen des 
18. Jahrhunderts, die Einführung der Fruchtwechſel⸗ und Mehrfelder⸗ 
wirtſchaft an Stelle des Dreifelderſyſtems, noch nicht eingetreten. Die 
ſtaatlichen Maßregeln zur Hebung des Bauernſtandes hatten noch nicht 
begonnen. Die Protokolle ſchildern den typiſchen Zuſtand der Guts⸗ 
herrſchaft im 18. Jahrhundert vor dem Anfang der rechtlichen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Reformen. 

Wir beginnen mit der Arbeitsverfaſſung. Nach der Herr- 
ſchenden Auffaſſung wurde das Rittergut durch das Scharwerk der unter⸗ 
tänigen Bauern bewirtſchaftet. Faſt zu jedem Gute habe ein Bauern⸗ 
dorf gehört; Guts⸗ und Bauernland hätten miteinander im Gemenge 
gelegen. Die Protokolle beſtätigen dieſe Auffaſſung nicht. Es gab 
viele Güter, in deren Gemarkung kein Dorf, und viele Dörfer, in deren 


1) Die Protokolle von Tapiau, Taplacken und Memel ſind hier nicht be⸗ 
nutzt worden, da die geſchichtliche Entwicklung dieſer Landſchaft infolge der viel 
ſpäteren Koloniſation von der der übrigen Amter erheblich abweicht. Das 
Protokoll vom Amt Hohenſtein enthält keine adligen Ortſchaften, das von 
Ortelsburg iſt zu wenig inhaltreich, um es mit heranzuziehen. 
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Gemarkung kein Gutsvorwerk lag. Die Protokolle kennen drei Typen 

von Ortſchaften: 1. das geſchloſſene Gut („Vorwerk“) ohne Dorf, 

24 das geſchloſſene Dorf ohne Gutsvorwerk, und 3. Ortſchaften, die wir 

1 „gemiſcht“ bezeichnen wollen, wo Vorwerk und Dorf nebeneinander 
egen. 

Wenn hier von Dörfern geſprochen wird, jo ſind darunter 
Bauerndörfer verſtanden; zu den Vorwerken, die ohne Bauern ſind, 
gehören auch Dörfer, in denen die Inſtleute, Knechte, Guts handwerker 
usw. wohnten; dies ſind alſo Dörfer mit ländlichen Arbeitern, aber 
keine Bauerndörfer. Zu dem Begriff eines Bauerndorfes gehört, daß 
= Bauern nicht nur eignes Vieh und etwas Gartenland beſitzen, ſon⸗ 
Ge vor allem, daß eine bäuerliche Ackerflur vorhanden iſt, die nach 

n Grundſätzen des Dreifelderſyſtems bewirtſchaftet wurde. 


Die genannten drei Ortſchaftstypen verteilen ſich in folgender Weiſe: 


Adlige Vorwerke Dörfer ohne „Gemiſchte, 
Orte ohne Dörfer Vorwerke Orte 
Oberländiſche a 
g Amter 109 76 19 14 
Sanngiſche Imter ..| 610 304 216 90 
andiſche Ämter . 168 131 26 11 


Summe | 887 | 511 | 261 | 115 


Danach nahmen die „gemiſchten“ Orte (Vorwerke und Dörfer) im 
Oberland 12,8%, in Natangen 14,7% und im Samland 6% e aller 
Ee Orte ein. Aber ſelbſt bei dieſem geringen Prozentſatz trifft die 
e nicht zu, daß Vorwerk und Dorf meiſt miteinander im Ge⸗ 
SS Bet hätten. In mehreren Fällen liegt das Bauernland vom 
E t ES und zwar find dies im ganzen 35 9% aller „gemischten“ 
en 5 getrennte Lage war ſo ſehr das Urſprüngliche, daß in 
tollen > en, wo ein Dorf auf Vorwerksland oder ein Vorwerk auf 
en Ken gegründet waren, eine Separation erfolgte. So 
9 ben uu Vorwerke Lachneinen (im Amt Balga) 4 Hufen „ab⸗ 
GE Kë daraus das Dorf Rejothen „formiert“ worden. Das 
Länder ode E Balga) war aus der Feldmark des Dorfes 
Sufen SE i an Perſcheln (Amt Balga) waren die Bauern⸗ 
e e orwerksländereien ſepariert; vorher hatten ſie „Stück 
en 15 SÉ Und von dem Gute Hirſchfeld (Amt Pr. Holland) 
e Bel: Bauernhuben werden von dem Vorwerk ſepariert“; 

handelte ſich alſo um einen Vorgang der Gegenwart. 
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Wenn es nun eine jo beträchtliche Anzahl von Gütern gab, die 
nur aus Vorwerken ohne Bauerndörfer beſtanden, jo kann die Bewirt⸗ 
ſchaftung mit bäuerlichem Scharwerk nicht die einzige Betriebsform ge⸗ 
weſen ſein. Schon die erwähnte Generalinſtruktion ſtellt die Frage: 
ob das Vorwerk „aus dem Hof“ oder mit Scharwerk betrieben wurde. 
Wie dies zu verſtehen, kann nicht zweifelhaft ſein. In den Protokollen 
des Amtes Brandenburg, wo der Hufenſchoß zuerſt eingeführt wurde, 
heißt es bei den adligen Vorwerken mit beſonderem Nachdruck, ſie 
würden „aus dem Hof, ſonder Scharwerk“ bewirtſchaftet. Es er⸗ 
geben ſich alſo nach den Protokollen drei verſchiedene Wirtſchaftsformen: 

1. das Vorwerk wird nur aus dem Hof bewirtſchaftet, 
2. nur durch bäuerliches Scharwerk, 
3. teils aus dem Hof, teils mit Scharwerk. 

Die Bewirtſchaftung „aus dem Hof“ bedeutet, daß die zum land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebe notwendigen Geſpanne und menſchlichen Arbeits- 
kräfte zu dem Gutshofe gehören, daß dieſe letzteren nicht Bauern, ſondern 
ländliche Arbeiter find). 

Auf den Gütern, die nur „aus dem Hof“ betrieben werden, wird 
die geſamte landwirtſchaftliche Arbeit von den Gutsarbeitern geleiſtet, 
und ebenſo gehören alle Arbeitstiere zum Gutsinventar. Wo das 
bäuerliche Scharwerk hinzukommt, richtet ſich der Beſtand an menſch⸗ 
lichen und tieriſchen Arbeitskräften nach dem Umfange der bäuerlichen 
Leiſtungen. Sind die Scharwerksdienſte groß, ſo werden weniger Menſchen 
und Geſpanne auf dem Vorwerk gehalten als dort, wo nur ein oder 
zwei Bauern zum Scharwerk kommen. Auf Gütern, die nur mit Schar⸗ 
werk betrieben werden, ſind häufig gar keine Arbeitstiere?), und die 
Arbeiterſchaft beſteht oft nur aus einem Hofmann, einem Knecht und 
einem Jungen, manchmal aus noch weniger Perſonen. Nicht immer 
wird ein Gut, in deſſen Gemarkung kein Dorf liegt, bloß aus dem Hof 
bewirtſchaftet. In Glanden (Pr. Mark) werden die Geſpanne von an⸗ 
deren Vorwerken desſelben Beſitzers zur Aushilfe herangezogen. Oft 
gehört dem Beſitzer des Vorwerkes, das eine Gemarkung für ſich bildete, 
auch ein Dorf, deſſen Bauern zu Scharwerk verpflichtet ſind. Das 


1) Die Exiſtenz einer ſtarken Landarbeiterklaſſe im 18. Jahrhundert iſt 
ſchon von Kern (Beiträge zur oſtpreuß. Agrargeſchichte) und Boehme (Guts⸗ 
herrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Heft 3, Bd. 20 der Schmollerſchen Forſchungen) 
gegen Knapp nachgewieſen worden. 

2) An einigen Orten, z. B. Golembken (Amt Gilgenburg), wird das Schar⸗ 
werk mit „Hofvieh“ geleiſtet. Doch ſind das Ausnahmen. 
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Scharwerk iſt für die Bauern natürlich um ſo drückender, wenn das 
Dorf — wie es ja auch bei den Domänenvorwerken oft der Fall war — 
von dem Gute weit abliegt. Anderſeits wird ein Vorwerk, zu dem ein 
Dorf gehört, nicht immer allein mit bäuerlichem Scharwerk betrieben. 
Es iſt nicht jo ſelten, daß ſolche Vorwerke in „gemiſchten“ Orten teils 
mit Scharwerk teils vom Hof aus, oder auch ausſchließlich vom Hof 
aus bewirtſchaftet werden. Manchmal haben die Gutsbauern ihre Schar⸗ 
werksdienſte nicht auf dem Vorwerk, das mit ihrem Dorf in derjelben 
Gemarkung liegt, ſondern auf einem anderen, weiter abliegenden Gute 
desselben Herrn zu leiſten. Es herrſcht gar kein beſtimmtes Syſtem. 
Die Verhältniſſe find fo mannigfach, daß man keinerlei allgemeine Regeln 
aufſtellen könnte. In Stefanswalde (Amt Ofterode), das aus drei An⸗ 
teilen beſtand (die im Gemenge lagen), kommen alle drei Wirtſchafts⸗ 
arten nebeneinander vor: der eine Anteil wird aus dem Hof, der zweite 
mit Scharwerk, der dritte im gemiſchten Syſtem bewirtſchaftet. 

Unter den Landarbeitern ſind verſchiedene Klaſſen zu unterſcheiden. 
Die Generalinſtruktion ſtellt folgende drei Gruppen nebeneinander: 
1. Gärtner und Rattaier, 2. Inſt⸗ und Mietsleute, 3. Geſinde oder, 
wie es in den Fragebogen heißt, „Dienſtboten“, „die zur Beſtreitung 
des Vorwerks gehalten werden“. Zum Geſinde gehören der Hof 
mann, Knechte, Mägde, Jungen, „Margellen“, Hirten, Waldknechte, 
Schützen ut. 

Die Gärtner waren, wie wir wiſſen, ſchon eine Inſtitution des 
Mittelalters. Die Inſtleute oder „schlechte Gärtner“ tauchen zuerſt um 
1530 in den Viſitationsakten der proteſtantiſchen Kirche auf. Dieſe 
Gegenüberſtellung von guten und ſchlechten Gärtnern bezeichnet ein⸗ 
mal einen ſozialen und wirtſchaftlichen Unterſchied zwiſchen beiden 
Gruppen, der auch darin zum Ausdruck kommt, daß der gute Gärtner 
S Schilling, der ſchlechte aber nur 4 Schilling an Kirchendezem gibt. 
Anderſeits weiſt der gemeinſame Name Gärtner doch auf eine Ber- 
wandtſchaft hin. 

„Die Gärtner werden in einem Erlaß Friedrich Wilhelms I. den 
Koſſäten in anderen Teilen der Monarchie gleichgeſtellt!). Der Name 
kommt daher, weil ſie neben ihrer Wohnung ein paar Morgen Garten⸗ 
land zur eignen Wirtſchaft haben: ſie ſind ländliche Kleinwirte. Hie 
und da haben ſie eigne Pferde oder Ochſen. Nach den Protokollen werden 
3. B. die Güter Berting und Jäskendorf (Amt Pr. Mark) „vom Hofe 


1) Grube, Corpus constitutionum Pruth., Teil III, Nr. 193: „Koſſäten 
oder doct genannte Gärtner.“ 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XVIII. 1. 5 
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und mit den dortigen Gärtnern“ bewirtſchaftet, „die ihr eigenes Geſpann 
haben“. Wohl meiſtens hatten fie 1—2 Kühe, ein paar Schafe, 
Schweine und etwas Federvieh; doch geben die Protokolle hierüber keine 
erſchöpfende Auskunft. Häufig haben ſie neben dem Garten ein Stück 
Land zu eigner Ausſaat („Beiſaat“). Von der bäuerlichen Wirtſchaft 
unterſcheiden ſich die der Gärtner aber dadurch, daß ſie keine Ackerflur, 
keine beſtimmten Felder mit feſter Betriebseinteilung beſitzen, ſondern 
daß ihnen jeweilig ein paar Ackerſtücke auf herrſchaftlichem Gutslande 
für ihre Beiſaat angewieſen wird. 

Der Unterſchied zwiſchen Gärtnern und Inſtleuten beſteht nach der 
Geſindeordnung von 1633 in folgendem !): Die Gärtner haben freie 
Wohnung und „vor anderen Dienſtboten ihre Gärten, Wieſen und zu⸗ 
weilen auch anderen Behelf“. Sie erhalten bei freier Koſt als Tage— 
lohn 11/2 Groſchen für den Mann und 1 Groſchen für das Weib; im 
Winter dreſchen ſie um den 11. Scheffel. Der Inſtmann dagegen, „der 
auf Wohnung und Garten auf dem Lande ſich niederſetzt und im Auſt 
oder ſonſt zur Arbeit gefordert wird“, erhält bei der Beſtellung und der 
Ernte 6 Groſchen Tagelohn, fein Weib 1—3 Groſchen, ebenfalls bei 
freier Koſt. Nach den von Kern veröffentlichten Lohntabellen von 1749, 
die man zur Ergänzung heranziehen muß?), bezog der Gärtner einen 
feſten Jahreslohn (z. B. 5 Taler) und ein beſtimmtes Deputat an 
Roggen, Hafer, Erbſen uſw. Daher erklärt ſich ſein niedriger Tagelohn. 
Jahreslohn und Deputat fallen beim Inſtmann weg. Vielmehr zahlt 
dieſer für Wohnung und Garten eine Jahresmiete, die indes wohl meiſt 
nicht in barem Gelde, ſondern mit einigen unentgeldlicheu Scharwerks⸗ 
tagen abgetragen wurde. Daraus iſt der Inſte das ganze Jahr bin- 
durch verpflichtet, zu dem im voraus beſtimmten Tagelohn für die 
Gutsherrſchaft zu arbeiten; braucht dieſe ihn nicht, ſo darf er ſich 
anderwärts Arbeit ſuchen. Der Gärtner dagegen war im Sommer von 
Oſtern bis Michaelis oder Martini täglich zum Scharwerk verpflichtet. 

Es iſt intereſſant zu ſehen, wie lange ſich dieſe Arbeitsverfaſſung 
erhalten hat. Noch im Jahre 1860, alſo über ein Menſchenalter nach 
der Bauernbefreiung, ſchildert Landrat Schmidt in ſeiner Beſchreibung 
des Angerburger Kreiſes den Unterſchied zwiſchen Gärtnern und Inſt⸗ 
leuten ganz in derſelben Weiſe; nur daß nach ihm die Gärtner mehr 
auf den Gütern, die Inſtleute mehr in den Bauerndörfern vorkommen). 


1) Vgl. Kern, Beiträge zur oſtpreuß. Agrargeſchichte. S. 161 f., 256. 

2) Kern S. 230 ff. 

3) Schmidt, Der Angerburger Kreis in geſchichtlicher, ſtatiſtiſcher und topo⸗ 
graphiſcher Hinſicht. Angerburg 1860. S. 203. 
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Übrigens ſcheinen die Unterſchiede zwiſchen Gärtnern und Inſtleuten nicht 
durch ganz Oſtpreußen und nicht zu allen Zeiten konſtant geweſen zu 
dein. Gelegentlich finden wir in den Protokollen Gärtner auf Vorwerken, 
die ausſchließlich mit Scharwerk bewirtſchaftet wurden; in Groß⸗ 
Schwansfeld (Amt Raſtenburg) wurden 4 unfreie Gärtner „zum Brau⸗ 
weſen und Betrieb“ gehalten. 

Rattaier werden in den Protokollen nur felten erwähnt. Das 
Wort ſtammt von dem polniſchen rataj, das allgemein einen Landmann 
bedeutet. Der Unterſchied zwiſchen Rattaiern und Gärtnern iſt nicht 
ganz deutlich. In Marwitz (Amt Pr. Holland) waren 8 Gärtner und 
. Rattaier; der Rattaier ſtand auf Deputat, während der Gärtner einen 
teft abgemachten Tagelohn erhielt und neben der freien Wohnung etwas 
Wieſenland hatte. In Stephanswalde (Amt Oſterode) gab es freie 
Rattaier neben unfreien Gärtnern. 

Die Mietsleute ſcheinen eine ähnliche Stellung eingenommen 
zu haben wie die Inſtleute, doch muß man unterſcheiden, ob ſie nur 
eine Wohnung und etwa dazu einen Garten, oder ob ſie ein wüſtes 
Bauernerbe gemietet hatten. Dieſe letzteren wird man als Bauern auf 
Zeitpacht bezeichnen müſſen. 

Gelegentlich werden auch Halbbauern erwähnt. In Bündtken 
(Amt Pr. Mark) waren, da man Mietsleute für Geld nicht bekommen 
konnte, Halbbauern angeſetzt, die Zins zahlten und 8 Tage jährlich 
ſcharwerkten, „wogegen ihnen täglich das Eſſen bezahlt oder am Zins 
abgerechnet wird“. 

Endlich werden noch Tagelöhner erwähnt; dieſe ſind offenbar 
identiſch mit den Losleuten, die in den Bauerndörfern wohnten. Das 
Gen Pentlack (Amt Gerdauen) wurde bewirtſchaftet „teils durch 
7 SC teils vor Geld durch Tagelöhner, teils durch eigen Geſinde“. 

allinden (Amt Pr. Mark) wurde aus dem Hofe beſtellt und im 
n Tagelöhner. Der Beſitzer von Pötſchendorf (Amt Raſten⸗ 
155 e, nur 2 Knechte, obwohl er deren 6 gebraucht hätte; „da 
e D aie ſchwer zu bekommen, jo muß er ſich mit Tagelöhnern 
en ei dem Gut Czerlin (Amt Oſterode) wird zu Protokoll 
mie Are or es zum Auſten käme, fo würden Leute aus Polen ge⸗ 

Während e gehen ließe, wenn die Arbeit verrichtet wäre. — 

Ps te Bauern ſich mit ganz geringen Ausnahmen in dem 
gutsuntertänigen Verhältnis befanden, waren die Landarbeiter zu einem 
ſehr beträchtlichen Teil freie Leute. Die Generalinſtruktion ſchreibt die 
Frage vor, ob Untertanen oder freie Leute bei dem Gute wären. Zu den 
letzteren gehörte alles Geſinde ſowie Inſtleute und Gärtner, die in den 

Es 
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Wirtſchaften der Kölmer und Bauern beſchäftigt waren. All dieje 
beſaßen die perſönliche Freiheit. Denn Untertanen konnten kraft ihrer 
Herrſchaftsrechte nur die königlichen Domänen, der Adel und die Städte 
haben. Die Kölmer und Bauern waren dieſes Vorrechts nicht teil- 
haftig. Es ergibt ſich alſo das eigentümliche Verhältnis, daß die 
Bauern ſelbſt gutsuntertänig, aber das Geſinde ſowie die Losleute, die 
fie in ihren Dienſt nahmen, perfönlich frei waren. 

Auf den adligen Gütern ſind die Mietsleute und Inſten wohl 
durchgehends zu den freien Leuten zu rechnen. Dagegen finden ſich 
unter dem Gefinde und den Gärtnern der adligen Güter ſowohl freie 
Leute als Untertanen ). Auch hier find die Verhältniſſe äußerſt 
mannigfach. Die Kinder jener freien Leute waren dem Geſindezwang 
nicht unterworfen ?). 

Auf einem Vorwerk ſind alſo entweder 1. nur Untertanen oder 
2. freie Leute oder 3. beide Klaſſen nebeneinander. Dieſe drei Fälle 
finden ſich ſowohl bei den Vorwerken, die aus dem Hofe betrieben 
werden, als bei denen der beiden anderen Wirtſchaftsarten. Am ſeltenſten 
kommen freie Leute bei den Gütern vor, die nur mit Scharwerk be- 
trieben werden, da hier ohnehin wenig Geſinde gehalten wurde. Ein 
ſolcher Fall iſt im Amte Neuhauſen nachzuweiſen. 

Leider iſt es nicht möglich, beſtimmte Zahlen für das Stärken⸗ 
verhältnis zwiſchen freien und unfreien Arbeitern anzugeben, da die Pro⸗ 
tokolle dieſe Dinge nur ſummariſch behandeln. Nach einer Tabelle von 
1732 machten in 5 Vorwerken und 4 Dörfern der Angerapper Herr- 
ſchaft des Herrn v. Fahrenheidt die freien Leute 420/0 der Bevölkerung 
aus ö). 

Wir ſehen alſo, daß die Arbeitsverfaſſung eines beträchtlichen Teils 
der Güter einen ganz modernen Charakter hat: es ſind Gutswirtſchaften 
ohne bäuerliches Scharwerk mit eignen Geſpannen und freien ländlichen 
Arbeitern. Und zwar betragen diefe Güter im Oberland 31%, im 
Samland 45 %% und in Natangen 8 „% ſämtlicher Vorwerke. 

Aus gelegentlichen Bemerkungen bei Knapp erjehen wir, daß die 
Preiſe dieſer Güter niedriger waren als derjenigen mit Scharwerks— 
dienſten, denn das Tagelohn uſw. erhöhte die Betriebskoſten. Und hie 


1) Bei Kirgitten (Amt Schaaken), das aus dem Hof bewirtſchaftet wurde, 
wird bemerkt, daß „die 6 Unterthanen wegen der Unterthänigkeit mit der Herr⸗ 
ſchaft im Prozeß ſtänden“. 

2) Kern, Beiträge S. 170. 

3) Boehme, Gutsherrlich⸗bauerliche Verhältniſſe. 
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und da klingt es aus den Protokollen wie eine Klage, daß man mit 
freien Arbeitern wirtſchaften müſſe. So heißt es bei dem Gut Schreinen 
(Amt Balga): „es wird aus dem Hof betrieben, maßen keine Unter⸗ 
tanen dabei vorhanden“. In Pomehnen (Amt Fiſchhauſen): „zur 
Bearbeitung ſind keine Unterthanen vorhanden, es müſſen freie Leute ge⸗ 
dungen werden“. Graf Schlieben, deſſen Begüterungen in dem von der 
Peſt ſtark heimgeſuchten Gerdauer Amt lagen, klagt, daß er in ſeinem 
Vorwerk Birkenfelde im letzten Jahre 4— 500 Gulden und mehr 
auf Tagelohn verwandt habe, und dabei rechne er nicht, was die Leute 
an Holz gebraucht hätten. 

Wir ſtellen die ſtatiſtiſchen Ergebniſſe der Protokolle über die Be⸗ 
triebsformen der Rittergüter in folgender Tabelle zuſammen: 


j 2 A 2 Vorwerke 
> 2 > 2 = 
Mei = = = Aus dem Hof Nur mit SE 1 15 
Amter im E à 2 8 Ex a betrieben | Scharwerk Scharwerk 
EE SCH — 8 = ra [lu mëi | e 
2 — > KL e al © IAelesai 3 83 8.22 © 
= SS là 8535 2 222 5 2 3883 2 
e P ABA EE à Bars E 
D bertanbe Pal) ORK 
109| 76| 19 14 7 28 21 4 3 
sangen . 610304216 90 | 69 | 32 7456 — 16 59 | 4 78 
amland . 168.131] 26 11 7 64 40 2| 1 7 4 16 


Man iſt aus den modernen Vorſtellungen heraus gewohnt, das 
nordoſtdeutſche Rittergut des 18. Jahrhunderts als landwirtſchaftlichen 
Großbetrieb anzuſprechen. Nun iſt gewiß auch um 1720 ein Guts⸗ 
vorwerk erheblich größer als ein Bauernhof geweſen. Aber an den 
durchſchnittlichen Umfang eines heutigen Ritterguts darf man doch nicht 
denken. Man muß ſich darüber verſtändigen, was man unter land⸗ 
wirtſchaftlichem Großbetrieb verſtehen will. Wer den Oſten kennt, 
weiß, daß die Praxis unſerer amtlichen Statiſtik, den Großgrundbeſitz 
ſchon mit 100 ha beginnen zu laſſen, den wirklichen Verhältniſſen 
ſchlecht entſpricht. Güter von 100—200 ba gehören in Oftpreuben, 
zumal bei leichtem Boden, ausgeſprochen zu den mittleren Betrieben. 
SE de auch ſchwer ift, mit beſtimmten Zahlen die Grenze zwiſchen 
SC Mittel- und Großbetrieb zu ziehen, ſo wird man doch fagen dürfen, 
daß in Oſtpreußen die untere Grenze des Großbetriebes eher über als 
unter 400 ha liegt. Nun kommt man zu einem ſehr überraſchenden 
Ergebnis, wenn man die durchſchnittliche Größe der oſtpreußiſchen Ritter- 
güter nach den Protokollen prüft. Güter unter 12 Hufen (200 ha) 
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find häufig, Güter unter 6 Hufen (100 ha) nicht felten, ja es kommen 
Rittergüter von 4, 3 Hufen und darunter vor. Das Rittergut Nor⸗ 
gehnen im Amt ich en umfaßte fogar nur 1¼ Hufen (16,5 ha). 
Teilt man die Güter — es handelt ſich natürlich nur um ſolche Vor⸗ 
werke, zu denen keine Dörfer gehören — in verſchiedene Größenklaſſen 
ein, ſo ergibt ſich folgendes Reſultat: 


1—6 | Ei 1 GE ber suen 
Hufen l Zei J Sufen d Che dy 60 SE überhaupt 
Oberland. 15 3 76 
In Prozenten 5 ` 32 o 39 a 20% 49/0 — 
Natangen 121 132 21 — 304 
In Prozenten 1 10% 3% Sch ZS 95 7 2 — — 
Samland. 2 181 


In CCC 14, 5 % | 46, 5 d 33, 60% 3,8 d 1,5 % 


207 


Summa 
58% 40, 1 9% 40,5 % 


In Prozenten 80% 


5 CCC | si,» 
0,9 % 


Die Vorwerke bis zu 6 Hufen machen aljo etwa 10 % aus, die 
von 6—12 Hufen und die von 12—80 Hufen je 40 /. Mfo 90 0/0 
der bauernloſen Vorwerke waren nicht über 30 Hufen (etwas unter 
500 ha) groß. Die Zahl der Wirtſchaftsbetriebe unter 12 und unter 
6 Hufen ift aber tatfächlich noch größer, da eine ganze Anzahl von 
Gütern in mehrere Anteile mit ſelbſländigen Wirtſchaften zerfiel. Wiertz⸗ 
bau (Amt Gilgenburg) hatte 49 Hufen und beſtand einſchließlich der 
Pfarre aus 10 Anteilen. Pantzerei (Amt Oſterode) war 20 Hufen groß, 
und in 10 Teile zerſplittert. Marienfelde (Amt Oſterode) umfaßte 
60 Hufen; 511/2 Hufen waren adliger und 81/2 Hufen kölmiſcher Beſitz; 
der adlige Teil beſtand aus 15, der kölmiſche aus 5 Anteilen. In 
einzelnen Fällen haben ſich dieſe Verhältniſſe bis auf die Gegenwart 
erhalten. Jenes Marienfelde wird in dem Gemeindelexikon von 1870 
als „adlige Anteilkommune“ bezeichnet. Die Geſamtzahl der adligen 
Beſitzungen bis zu 6 Hufen belief ſich in Oſtpreußen nach einer ſpäter 
zu behandelnden Steuertabelle von 1701 auf 378. 

Gegenüber dieſem adligen Klein- und Parzellenbeſitz waren große 
Landflächen in einer Hand. Die oben angeführten Zahlen über die 
Größe der Güter charakteriſieren nicht die Größe des Grun dbeſitzes, 
ſondern nur die Größe des landwirtſchaftlichen Betriebes. Es gab 
adlige Herrſchaften von mehreren hundert Hufen, aber ſie zerfielen in 
eine ganze Reihe von Dörfern und Vorwerken, und unter den Vorwerken 
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überwogen die kleinen und mittleren Betriebe. So beſaß im Amte 
Gerdauen ein Graf Schlieben an 220 Hufen (7 Vorwerke, 8 Dörfer 
und 2 „gemiſchte“ Orte), ferner Chriſtoph Euſtach von Schlieben 330 
Hufen (6 Vorwerke, 11 Dörfer und 1 „gemiſchte“ Ortſchaft), Johann 
Albrecht von Schlieben gegen 160 Hufen (4 Vorwerke und 4 Dörfer). 

Jedes Vorwerk bildete eine Wirtſchaftseinheit. Unter einem Vor⸗ 
werk verſtand man nicht wie heute einen abgebauten gutsherrlichen 
Wirtſchaftshof im Gegenſatz zum Hauptgute; vielmehr bedeutete das 
Wort noch ganz wie im Mittelalter den gutsherrlichen Eigenbetrieb an 
ſich, im Gegenſatz zu dem grundherrlichen Bauerndorfe. Das moderne 
Verhältnis zwiſchen Vorwerk und Hauptgut beſtand noch nicht. Dies 
beruht auf einer Betriebsteilung, inſofern für eine große oder ungünſtig 
arrondierte Fläche der Hof des Hauptgutes als alleiniges Wirtſchafts⸗ 
zentrum nicht ausreicht. Die Vorausſetzung für diefe moderne Betriebs⸗ 
teilung iſt eine einheitliche Wirtſchaftsleitung für Hauptgut und Vorwerk. 
Derartige Betriebe kommen erſt Ende des 18. Jahrhunderts mit der 
Einführung einer intenſiveren Kultur auf. Um 1720 herrſchte noch das 
Dreifelderſyſtem. War damals die Gutsfläche zu groß, um von einem 
Hofe aus bewirtſchaftet zu werden, oder wurde die Ackerfläche zu groß, 
indem Wald gerodet oder bisher ungenutztes Land unter den Pflug ge⸗ 
nommen wurde, ſo baute man ein zweites Vorwerk ab. Aber dieſe 
beiden Vorwerke ſtanden nicht unter einer einheitlichen Wirtſchafts⸗ 
leitung; vielmehr wurde eine neue ſelbſtändige Wirtſchaft geſchaffen, auf 
jedem Vorwerk wurde für ſich nach dem Dreifelderſyſtem gewirtſchaftet. 
Wenn es anderſeits vorkam, daß zwei benachbarte Vorwerke, die dem- 
ſelben Herrn gehörten, zuſammen bewirtſchaftet wurden, ſo geſchah das 
in der Weiſe, daß die ganze Hofwirkſchaft auf das eine Vorwerk verlegt 
wurde, während der andere Hof einging. So war es z. B. in dem 
erwähnten Norgehnen der Fall, deſſen Kleinheit (1 Hufen) einen 
eignen „Beſatz“ überflüſſig machte. — 

Wir wenden uns nun zu dem landwirtſchaftlichen Betriebe ſelbſt. 
Von größter Wichtigkeit iſt es, eine Vorſtellung von der Ausdehnung 
des Getreidebaues zu gewinnen. Denn der Getreidebau war damals 
noch weit mehr als heute die Grundlage der Landwirtſchaft. 

e Die Protokolle geben bei jedem Gute die Menge der Ausſaat an. 
Die Spezialkommiſſionen begnügten ſich bei deren Feſtſtellung nicht mit 
den Angaben der Beſitzer, ſondern fragten gelegentlich auch die Hofleute, 
Bauern und Arbeiter aus. Und wenn man auch dieſe Angaben nicht 
für abſolut zuverläſſig halten will, denn ſie beruhen auf Schätzung, ſo 
wird man ihnen eine hohe relative Glaubwürdigkeit doch nicht abſprechen 
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können. Ein indirekter Beweis für ihre ſtatiſtiſche Brauchbarkeit liegt 
ſchon in den großen Differenzen, die bei den einzelnen Gütern zwiſchen 
der Menge der Ausſaat und dem Gutsareal beſtehen. Denn der Ge⸗ 
treidebau war auf den einzelnen Gütern in ſehr verſchiedenem Umfang 
entwickelt. Und jene Differenzen zwiſchen der Ausſaatmenge und dem 
Gutsareal, die die Spezialkommiſſionen auf den einzelnen Gütern vor⸗ 
fanden, müſſen ihre Aufmerkſamkeit dafür geſchärft haben. Ofters geben 
ſie ein Urteil über die Wirtſchaft ab; ſo wird in den Protokollen vermerkt, 
die Ausſaat könnte bei beſſerer Wirtſchaft größer ſein. Da die Kom⸗ 
miſſion Steuerzwecke verfolgte und die Rentabilität der landwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebe feftzuftellen hatte, wird man jedenfalls nicht befürchten 
dürfen, daß ſie die Ausſaat zu gering angegeben habe. 

Man nimmt im allgemeinen an, daß ein Scheffel Wintergetreide 
auf einen preußiſchen Morgen ausgeſäet wird, während bei Sommer⸗ 
getreide die Ausſaat ſtärker iſt. Dies Verhältnis wird auch in einer 
Inſtruktion für die General⸗Hufenſchoßkommiſſion angegeben. Auf einen 
kulmiſchen Morgen, der etwas mehr als 2 preußiſche Morgen hält, werden 
2 Scheffel gerechnet, ohne daß dabei zwiſchen Winter- und Sommergetreide 
unterſchieden wird. Man kann alſo aus der Scheffelzahl der Ausfaat be- 
rechnen, wie groß die als Acker benutzte Fläche geweſen iſt. Man ſetzt die 
Zahl der beſäeten kulmiſchen Morgen gleich der Hälfte der ausgeſäeten 
Scheffel. Dabei muß berückſichtigt werden, daß das Dreifelderſyſtem herrſcht, 
daß alſo nur das Sommer- und Winterfeld beſäet wurde, während das 
dritte Feld als Brache liegen blieb. Da dies aber auch zum Ackerland 
gehört, ſo iſt die Scheffelzahl der Ausſaat um Ia zu erhöhen. Ferner 
geht ein gewiſſer Prozentſatz des Ackers ab auf Wieſen- und Weide- 
ſtücke, Wege, Gräben und Unland, die innerhalb der drei Felder lagen. 
In der erwähnten Inſtruktion wird dieſer Abgang ziemlich hoch, nämlich 
bei 10 Morgen auf 3 Morgen angeſchlagen, ſo daß man, um die 
Fläche des als Acker genutzten Landes zu gewinnen, % der Menge der 
Ausſaat annehmen muß. Es ergibt ſich alſo das Rechenexempel, daß 
(a x Dia x 10/7 — 15/14 der Scheffelzahl der Ausſaat die Zahl der 
als Acker genutzten kulmiſchen Morgen ausmachen. Zweifellos iſt dabei 
die Zahl der Morgen noch zu hoch berechnet. Das beweiſen folgende 
Fälle: Das adlige Vorwerk Petersdorf (Amt Pr. Mark) umfaßt 
11 Hufen — 330 kulmiſche Morgen; die Ausſaat aber beträgt 357½ 
Scheffel, was nach der obigen Rechnung einer Ackerfläche von 390 ful- 
miſchen Morgen entſpräche. Darnach hätte alſo das Gut 390 und nicht 
330 Morgen groß ſein müſſen. Die Ausſaat des Gutes Roſitten 
(Amt Pr. Mark) beträgt 467 Scheffel, was einer Aderfläche von 
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495 Morgen entſpräche, während das Gut nur 480 kulmiſche Morgen 
umfaßt. Sehr inſtruktiv it das Beiſpiel des Gutes Wieſe (Amt 
Pr. Holland). Das Gut ift 12 Hufen groß, davon find 8 Hufen Feld 
und 4 Hufen Wald. Hier werden 225 Scheffel Getreide ausgeſaäet, 
was eine Ackerfläche von 240 fulm. Morgen ergibt, und genau ſo groß 
gibt das Protokoll das Areal des Guts abzüglich des Waldes an. 
Hierzu bemerkt das Protokoll: „Weil der jetzige Arrendator hier un⸗ 
gemein viel Vieh hält, und das Futter von anderen Orten herbey⸗ 
ſchaffet, jo ift dannenhero die Ausſaat ſo groß; ſolte aber ein anderer 
Wirth, der dergleichen Gelegenheit nicht hat, auf dieſem Guthe ſeyn, (ſo) 
würde er nach proportion des wenigen Viehes und Heues, als 10 Kühe 
und 13 Fuder Heu unmöglich jo viel ausſäen können, als jetzo von 
ihm angegeben worden.“ Der Pächter beſaß nämlich ein Gut in der 
Staroſtei Marienburg und bezog von dort her Futter, was ihm eine 
Kuhhaltung von 40 Stück ermöglichte. Wir ſehen alſo, daß hier, wo 
die Ausſaatmenge dem Areal nach unſerer Berechnung genau entſpricht, 
nach der Anſicht der Kommiſſion die äußerſte Ausdehnung der Getreide⸗ 
anbaufläche erreicht war. 

Aber in einer ganzen Reihe von Fällen iſt die in dieſer Weiſe be⸗ 
rechnete Anbaufläche größer, als die in den Protokollen angegebene 
Fläche des Gutes. Man muß dabei berückſichtigen, daß das Sommers 
getreide ſtärker als zu 2 Scheffeln auf den Morgen ausgeſäet wurde. 
Vielleicht ſind auch manche Güter in Wirklichkeit größer geweſen, als 
die Protokolle angeben. Vermeſſen wurden ſie nicht, und da die Grund⸗ 
ſteuer auf die Hufen als Steuereinheit gelegt wurde, mochten die Guts⸗ 
herren beſtrebt ſein, die Hufenzahl zu niedrig anzugeben. Anderſeits 
ſuchte die Kommiſſion den wirklichen Flächenraum um ſo genauer zu er⸗ 
mitteln; und da es ſtets kleine und mittelgroße Güter 
waren, deren Ausſaat eine ſolche Höhe erreichte, ſo machte die 
Schätzung des Areals geringere Schwierigkeiten als bei ſehr großen 
Flächen. Ferner war der Scheffel von verſchiedener Größe; ſogar in 
einem und demſelben Amt galt verſchiedenes Maß. Die Güter Go⸗ 
Men, Vierzighufen und Tannenberg liegen in dem Amt 
TE burg; im erſten wird der Scheffel zu 60 Stof, im zweiten zu 54 
und ei dritten zu 50 Stof gerechnet. Jedenfalls laſſen aber jene Fälle, 
wo die Anbaufläche größer erſcheint als das Areal, mit voller Sicher⸗ 
heit darauf ſchließen, daß die Anbaufläche nicht zu gering, ſondern viel 
mehr ganz allgemein zu hoch berechnet iſt, daß ſie alſo tatſächlich gr: 
ringer geweſen iſt, als ſie nach der Berechnung erſcheint. 

Um fo überraſchender find die Ergebniſſe dieſer Berechnung. Denn 
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fie zeigen deutlich, wie überaus gering die Anbaufläche geweſen ift. 
Einige Beiigiele aus verſchiedenen Amtern mögen dies erläutern. Wir 
beginnen mit dem Amt Pr. Mark. Das Gut Gallinden umfaßt 
16 Hufen — 480 kulmiſche Morgen. Die Ausfaat beträgt aber nur 
162 Scheffel, was einer Anbaufläche von 171 Morgen entſpricht; 
209 kulmiſche — 418 preußiſche Morgen find nicht beſtellt. Nun wiſſen 
wir allerdings nicht, wie viel Wald zu dieſem Gute gehörte. Dagegen 
iſt bei Berting die Waldfläche angegeben. Das Gut war 40 Hufen, 
der Wald 12 Hufen groß, ſo daß 28 Hufen auf den landwirtſchaftlichen 
Betrieb kommen. Die Ausſaat betrag 4421/2 Scheffel, was einer Ans 
baufläche von 495 kulmiſchen Morgen entſpricht; alſo nach Abzug des 
Waldes waren gegen 355 fulm. Morgen nicht unterm Pfluge. Dies 
Gut hatte eine Schafherde von 363 Stück; die Kommiſſion bemerkt, 
daß bis 500 Schafe gehalten werden könnten. In Jäskendorf mit 
60 Hufen, wovon 5 Hufen zur Kirche gehörten und 15 Hufen Wald 
waren, blieben 555 kulmiſche Morgen unbebaut. Die Kommiſſion be- 
merkt, hier könnten 360—400 Schafe gehalten werden. In Lippitz, 
wo neben der Vorwerksausſaat von 328 Scheffeln noch 140 Scheffel 
von den Mietsleuten ausgeſäet wurden, waren von 22 Hufen nur 
160 Morgen unbeſtellt. In Bündtken mit 36 Hufen, davon 
3 Hufen Wald, entſprach die Ausſaatmenge ziemlich genau der an— 
gegebenen Fläche: hier waren 8 Halbbauern zu je 1 Hufe angeſetzt, 
deren Ausſaat der des Vorwerks gleich kam. 

Es ſind die großen Güter, deren Anbaufläche am geringſten iſt. 
Günſtiger waren die Verhältniſſe auf den mittleren und kleineren Bor- 
werken. Von 13 Vorwerken im Amte Pr. Mark in der Größe von 
8—18 Hufen find 6, deren Ausſaatmenge dem Areal entſpricht; einige 
weiſen ein Plus an Ausſaat auf. Doch finden ſich hier auch zwei 
Güter von 9 und 111/2 Hufen, deren Anbaufläche nur 7 und 7/8 des 
Areals betrugen. 

Ahnlich lagen die Dinge in Pr. Holland. Bei den großen Vor⸗ 
werken entſpricht die Ausſaat niemals auch nur einigermaßen dem 
Areal. Oft bleibt die Hälfte der Fläche, ja auch mehr, unbeſtellt. 
Samroth war Spills Hufen groß, 20 Hufen waren „an die Leute 
ausgethan“; das Vorwerk betrug aljo 351/2 Hufen. Ausgeſäet wurden 
aber nur 447 Scheffel; 585 kulmiſche Morgen — 1170 preußiſche 
Morgen waren unbeſtellt. Die Kommiſſion bemerkt, es könnte mehr 
ausgeſäet werden, wenn alles urbar und nicht ſo viel Wald wäre; der 
Eigentümer beabſichtige den Wald nach und nach zu räumen. Bei den 
kleineren Gütern ſind die Verhältniſſe wieder günſtiger; doch gibt es 
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auch hier die größten Unterſchiede. Drei Güter, Tomplitten, Darz 
gau und Hausdorf, haben nahezu die gleiche Ausſaat: 182, 186 
und 187 Scheffel. Ihre Größe aber beträgt 8, 18 ¼ und 12 Hufen; 
zu dem erſten gehörten 2 und zu dem dritten 6 Hufen Wald, ſo daß 
das Vorwerksland nur 6 Hufen umfaßte. 

Wie ſah nun das Land aus, das nicht unter dem Pfluge lag? 
Ein Teil davon war Wald. Der normale Zuſtand war, daß jedes 
Gut wenigſtens ſo viel Wald beſaß, um den eigenen Bedarf an Bau⸗ 
und Brennholz zu decken. Aber das war in einigen Gegenden um 
1720 ſchon nicht mehr der Fall. Mancher Gutsbeſitzer gab an, daß er 
nur ein wenig Gebüſch oder Geſträuch beſäße, aus dem er nicht genügend 
Bauholz ſchlagen könnte. Hier und da wird ſogar über Mangel an 
Brennholz geklagt. In Gegenden, wo die Holznutzung gewinnbringend, 
die Abſatzverhältniſſe günſtig waren, alſo in der Nähe der größeren 
Städte, war dies häufiger der Fall. Aus Bocks wirtſchaftlicher Natur⸗ 
geſchichte von Oſt⸗ und Weſtpreußen wiſſen wir, daß gegen Ende des 
18. Jahrhunderts in den nördlichen oberländiſchen Amtern Mangel an 
Wald herrſchte. In Samland war diefer Zuſtand ſchon früher ein⸗ 
getreten. Wo aber Überfluß an Holz herrſchte, war die Verwertung 
Dein An Verkauf von Holz war nur dort zu denken, wo der 
Abſatzmarkt nahe war, oder wo man ihn doch auf einem flößbaren Ge⸗ 
wäſſer leicht erreichen konnte. Für die Oſteroder Forſten waren die 
Verkehrsverhältniſſe ſo ungünſtig, daß das ſchoͤne Nutzholz nur mit 
großen Unkoſten transportiert werden konnte !). Immerhin fallt es auf, 
daß auf den oſtpreußiſchen Gütern die Herſtellung von Teer und Pott⸗ 
aſche — bekanntlich eine höchſt extenfive Nutzung — recht felten war; 
ſehr viel ſeltener namentlich als zu derſelben Zeit im polniſchen Weſt⸗ 
preußen. 
d Endlich diente der Wald als Weide; die Bezeichnung „Schonung“ 
für eine junge Holzung ſtammt aus der Zeit, wo man das Vieh in 
den Wald zu treiben pflegte. So bot der Wald doch die Möglichkeit 
ea Nutzung, und wo immer die Fruchtbarkeit des nicht beackerten 
Bodens es erlaubte, da war er mit Holz beſtockt. Vorwerke oder Bauer⸗ 
he Krieg, Peſt oder andere Unglücksfälle entvölkert hatten, und 
Aus Wi Ga lagen, waren in kurzer Zeit mit Geſträuch bewachſen. 
` Zeit nach den Schwedenkriegen erwähnen die Quellen zahlreiche 
. Ländereien. Menſchenhände taten nichts dazu. Wo die 
Ackerkrume es geſtattete, forſtete die Natur ſelbſt auf. Man weiß, wie 


1) Bock III, 28. 46. 59. 
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leicht der Same von Pflanzen und Bäumen Wurzel faßt, wie der Wind 
und die Vögel ihn verbreiten. In ein paar Jahrzehnten iſt ein brach⸗ 
liegendes Feld bewachfen; um es wieder unter den Pflug zu nehmen, 
bedarf es neuer Rodung. 

Wie aber wurden die großen Flächen wirtſchaftlich genutzt, die 
weder Korn noch Wald trugen? Viele Güter hatten bedeutende Schä— 
fereien; Herden von mehreren hundert Stück ſind nicht ſelten. Und 
zweifellos weideten die Schafherden auf jenen kahlen Flächen. Aber 
eine wirkliche Ausnutzung des Bodens wurde auch durch die Schafzucht 
nicht erzielt. Der Ausdehnung der Schafhaltung war oft ſchon dadurch 
eine Grenze geſetzt, daß nicht genug Winterfutter vorhanden war, ob- 
wohl die Schafe bis in den Winter hinein im Freien gelaſſen wurden; 
Futterpflanzen wurden noch nicht angebaut und die Düngung war 
miſerabel. So wurden in dem Gut Pauleinen (Amt Pr. Mark), wo 
von 9 Hufen 150 kulm. Morgen, alſo über die Hälfte des Guts, nicht 
unter dem Pfluge waren, 200 Schafe gehalten, aber es mußte Futter 
von auswärts zugekauft werden. Bei leidlich guten Wirtſchaftsverhält⸗ 
niſſen genügte zu der ſpärlichen Weide, mit der das preußiſche Landſchaf 
zufrieden ſein mußte, die Brache, der Wald, die Trift und die Flecken 
von Weideland, die innerhalb der drei Felder gelegen waren. Das be— 
weiſt u. a. das Protokoll des Gutes Roſitten (Amt Pr. Mark). Das 
Gut war 16 Hufen groß, die Ausſaat des Vorwerks und der Gärtner, 
denen ein paar Morgen eingeräumt waren, betrug ſo viel, daß nach 
unſerer Berechnung Anbaufläche und Areal ſich bis auf die Differenz 
von 15 kulmiſchen Morgen deckte. Trotzdem bemerkt die Kommiſſion, 
daß hier 300 Schafe gehalten werden könnten; tatſächlich beſtand die 
Schäferei, die zweimal hintereinander ausgeſtorben war, nur aus fünfzig 
Stück. Eine bedeutende Schafhaltung war alſo auch bei der höchſten 
Ausdehnung des Getreidebaues möglich. 

Bei der oſtpreußiſchen Schafzucht um 1720 darf man nicht etwa 
an die engliſchen Verhältniſſe denken. Die oſtpreußiſche Schafzucht iſt 
nicht das Produkt einer intenſiven, ſondern einer äußerſt extenſiven 
Wirtſchaft. Edle Schafraſſen wurden nicht gezüchtet, Wollmanufaktur 
und Wollausfuhr waren ohne Bedeutung. Erſt Friedrich Wilhelm I. 
ſuchte ſowohl die Schafzucht als die Wollmanufaktur in die Höhe zu 
bringen. Auch it in Oſtpreußen nicht wie in England Kornland 
ſyſtematiſch in Weide verwandelt worden, um die landwirtſchaftliche 
Rente zu erhöhen. Zum Getreidebau wurde alles Land benutzt, was 
unter den gegebenen Verhältniſſen dazu geeignet erſchien. Aber bei ge⸗ 
ringem Futterwuchs war nur eine unbedeutende Viehhaltung möglich, 


77] Zur Geſchichte der Agrarverfaſſung von Oſt⸗ und Weſtpreußen. 77 


und ohne regelmäßige Düngung trug der leichte Boden kein Korn. Aus 
dieſen Gründen war es unmöglich, namentlich bei großen Gütern, die 
ganze Fläche zu bebauen. Der Schluß liegt nahe, daß die Vorwerke, 
die kein bäuerliches Scharwerk zur Verfügung hatten, ſondern auf eigne 
Viehhaltung angewieſen waren, mehr Getreide produzieren konnten, als 
die anderen; doch wäre es ſchwer, dies aus den Protokollen zwingend 
zu beweiſen. 

Das Land, das nicht beackert oder mit Wald beſtanden war, 
iſt ſchlechte Weide und Odland geweſen. Man wird nicht 
immer haben unterſcheiden könneu, wo die ſchlechte Weide aufhörte und 
das Odland anfing; beides geht ineinander über. Im 18. Jahrhundert 
muß das Sdland eine ganz erſtaunliche Ausdehnung beſeſſen haben. 
Man hatte damals und hat noch heute ein eignes Wort dafür, die „Palwe“. 
„Palwen,“ ſagt Bock, „nennet man in Preußen ſolche wüſt und un⸗ 
gebauet liegende Stücke Landes und Freyplätze, die weder mit Holz noch 
mit vielem oder recht tauglichem Graſe bewachſen ſind, ſondern teils 
kurzes und weniges Gras, teils eine Menge Heidekraut und hin und 
wieder ein kleines Geſträuch von Wachholder, Ellern, Birken und der⸗ 
gleichen, ſo aber nur klein bleibet, tragen. Gemeiniglich beſtehet die 
Oberfläche aus einem trockenen und ſcharfen Boden, den man eben des⸗ 
halb bisher wüſte liegen laſſen.“ Man wird ſich das damalige oſt⸗ 
preußische Landſchaftsbild leichter rekonſtruieren können, wenn man die 
heutigen Zuſtände in den schlecht kultivierten Gegenden Rufſiſch⸗Polens 
und Litauens in Betracht zieht. Dort findet man noch gegenwärtig 
Weitz Flächen unangebauten Landes, Bruch und Moor, Heide, weite 
Sandflächen und Ländereien, die ſo voller Feldſteine liegen, daß ſie ſich 
dadurch dem Ackerbau entziehen. Odland ift bis zu einem gewiſſen 
Grade ein relativer Begriff; es ſind Flächen, die man zurzeit nicht zu 
bewirtſchaften verſteht. Neue Wirtſchaftsmethoden verwandeln oft das 
troſtloſeſte Odland in guten Acker. Man denke an die moderne Moor 
kultur und den Gemüſebau in der Lüneburger Heide. Schon in den 
letzten Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts hat ſich der Getreidebau 
1 namentlich unter dem Einfluß des Fruchtwechſels und beſſerer 
Ge RE ſehr Hart ausgedehnt. Eine noch viel größere Vermehrung 
hen die intenſive Wirtſchaft des 19. Jahrhunderts. Iſt doch die 

nbaufläche Oſtpreußens noch in der Zeit von 1852—64 mindeſtens 
um den zehnten Teil des früheren Beſtandes geſtiegen ). Und dieſe 
Vermehrung geſchah nicht bloß auf Koſten des Waldbeſtandes, ſondern 


1) Schubert in der Altpreuß. Monatsſchrift Bd. III. 
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auch des brandes, dag fich bei beſſerer Beſtellung und neuen Anbau⸗ 
arten (Kartoffelbau) als ertragsfähig bewies !). 

Von der Ausdehnung des Waldes, der ichlechten Weiden und des 
Sdlandes bekommt man eine Vorſtellung, wenn man verſucht, eine Ge⸗ 
treidebauſtatiſtik der Güter in den einzelnen Amtern zu entwerfen. 
Es betrug 


im Amt kulmiſche Morgen 

Pr. Mark bei 22 Gütern das Acker⸗ u. Gartenland 7905, der Reſt 9255 
Oſterode 1 6) h d 7 P All, ee 
Gilgenburg „ 7 A D m 65 o 2447, „ „ 4428 
Neidenburg „ 8 L o TA e 1005, „ „ 4245 


Wir haben uns bisher im weſentlichen auf die oberländiſchen 
Amter beſchränkt, um den Charakter der dortigen Landwirtſchaft im 
Zuſammenhange zu ſkizzieren. Natangen und Samland zeigen ein 
weſentlich anderes Bild. Der hiſtoriſche Wert der Hufenſchoßprotokolle 
liegt nicht zum wenigſten darin, daß ſie zeigen, wie große Unterſchiede 
des Betriebes unter dem Dreifelderſyſtem in derſelben Landſchaft neben 
einander beſtanden haben. Die Unterſchiede der Wirtſchaftsweiſe und 
der wirtſchaſtlichen Kultur in den einzelnen Landſchaften find über⸗ 
raſchend groß. Schon im Oberland ſtehen die ſüdlichen (polnischen) 
Amter im ſtarken Kontraſt zu den nördlichen; die Anbaufläche iſt weit 
geringer, die Schafzucht im Verhältnis nicht viel ſtärker, die Kuhhaltung 
noch dürftiger. 

Um die Einkünfte aus der Viehhaltung feſtzuſtellen, ſchreibt die 
Generalinſtruktion mehrere Fragen in dem Schema vor. Die erſte iſt, 
ob Branntweinhäuſer vorhanden und ob damit Ochſen- und Schweine⸗ 
maſt verbunden ſei. Dieſe Frage wird fait durchweg verneint. Nicht 
als ob es damals an Brennereien gefehlt hätte. Die Geſinde⸗ und 
Dorfordnungen enthalten regelmäßig Vorſchriften wider den übermäßigen 
Bier⸗ und Branntweingenuß. Aber die Brennereien — es wurde 
natürlich noch überall Korn gebrannt — ſcheinen in Oſtpreußen um 
jene Zeit durchweg ſtädtiſche Anlagen geweſen zu ſein, während in Weſt⸗ 
preußen Ende des 18. Jahrhunderts der Adel von ſeinem Recht zu 
brennen und zu brauen in ſehr vielen Fällen Gebrauch gemacht hat. 
Bier gebraut wurde allerdings auch auf den oſtpreußiſchen Rittergütern 


1) Im Samland find ſeit 1862 „beſonders die ſchlechten Weiden, die 
damals noch verhältnismäßig häufiger waren, gewöhnlich zu Acker gemacht worden, 
und geben bei der heutigen großen techniſchen Bildung der Lanbpwirtſchaft gute 
Erträge“. Jankowsky, Samland und ſeine Bevölkerung. Inaug.⸗Diſſ. Konigs⸗ 
berg 1902. S. 64 6 
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häufig, wie man aus der Zahl der Krüge erſieht, die meiſt in die 
Bauerndörfer verlegt waren. Die eignen Brauereien deckten den Bedarf der 
gutsherrlichen Krüge; Ende des 18. Jahrhunderts wurde in den Fahren⸗ 
heidtſchen und gräflich Lehndorffſchen Begüterungen das Bier an die 
Untertanen zu einem höheren Preiſe geliefert, als nach außerhalb * 

Die weiteren Fragen des Schemas beziehen ſich auf Stutereien, 
Kuhmelkereien und Schäfereien. Wir berückſichtigen hier nur das Nutz⸗ 
vieh. Die Haltung von Zugvieh iſt davon abhängig, ob auf einem 
Gut Scharwerksdienſte geleiſtet wurden. Die Geſtüte find ſehr rar. In 
den Amtern Gilgenburg und Balga befand ſich je 1 mit 15 und 
d Pferden; im Amt Raſtenburg 2 zuſammen mit 20 Pferden; in 
Preußiſch Eylau 4 mit 92 Stück. Hie und da wird bemerkt, daß früher 
Stutereien vorhanden geweſen, aber eingegangen ſeien. | 

Was die Kuhhaltung betrifft, ſo ergibt fic ein auffälliger Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem Oberland einerſeits und zwiſchen Natangen und 
Samland anderſeits. Im Oberland überwiegen die Schäfereien, während 
in Natangen und Samland die Kuhhaltung bedeutend mehr entwickelt 
iſt. Im Amt Pr. Mark kommen auf 10 kulmiſche Hufen (666 preußiſche 
Morgen) 4,4 Kühe; in Gilgenburg 3; in Neidenburg 2; in Oſterode 
0,2; dagegen in Balga 8, in Barten und Schaaken 12 und in Br. 
Eylau 179). Oſterode iſt außerordentlich vieharm, auch die Schaf⸗ 
haltung iſt geringer wie in den übrigen Amtern des polniſchen Ober- 
landes. Beſonders viehreich iſt das Amt Pr. Eylau; hier findet Däi 
auch die relativ größte Heuernte. Die Bezeichnung „Kuhmelkerei“ 
charatteriſtert den Zweck der Kuhhaltung; die Verwertung beſteht neben 
der Viehzucht im Abſatz der „Milchſpeiſe“: Mitch, Butter, Käſe. Der 
Hauptabſatzmarkt war augenſcheinlich die Provinzialhauptſtadt Königs— 
berg. Im Amt Barten hielten mehrere Güter 2—4 Pferde „zur Ver⸗ 
führung der Milchſpeiſe“; ſelbſt im Raſtenburgiſchen wurden trotz der 
Entfernung von Königsberg Milchpferde gehalten. E: 

Die ſtärkere Viehhaltung gab mehr Dünger, daher finden wir in 
Natangen und Samland einen viel ausgedehnteren Getreideanbau wie im 
Oberlande. Beſonders im Raſtenburger Amt, das ſich durch ſehr guten 
Boden auszeichnet, war die Fläche des nicht beackerten Landes erheblich 
geringer als ſelbſt in Pr. Eylau und Barten. Aber Raſtenburg blieb 
noch weit zurück hinter dem ſamländiſchen Amt Schaaken. Die Haupt⸗ 
rolle bei der Viehhaltung spielte nicht ſowohl der Abſatz für die Milh- 


1) Boehme a. a. O. 41. 


2) Dieſe Zahlen gelten nicht für Oſtpreußen an ſich, ſondern nur für die 
Rittergüter. 
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ſpeiſe, als vielmehr die Futterfrage. Auf einem Gute des Amtes 
Pr. Eylau wurden im Sommer 10, im Winter nur 6 Pferde gehalten, 
des knappen Futters wegen. Ein Gutsbeſitzer ließ, um ſeine Kühe beſſer 
aufzufüttern, die Ochſen im Winter auf ein anderes Vorwerk bringen. 
Intereſſant iſt zu ſehen, wie hier und da ein Landwirt zu einem anderen 
Betriebe übergeht. In Skandau (Amt Barten) war früher ein Geſtüt 
geweſen, das aber zu gunſten einer Kuhhaltung abgeſchafft war. Der 
Beſitzer von Wangnitten (Pr. Eylau) gibt zu Protokoll, daß er 45 Kühe 
hielte; „ob ſelbige aber werden ausgefüttert werden können, ſolches wird 
die Zeit lehren, maßen dieſes nur das erſte Jahr, daß eine Kuhmelkerei 
angeleget; maßen vor dieſem eine Schäferei geweſen, fo aber allmählich 
abgeſchaffet, vor dieſem eine Stuterei, an deren Statt jetzo die 
Kühe find”. 

Die Grundlage der Landwirtſchaft war doch der Getreidebau. Der 
Futterbau fehlte, wie ſchon bemerkt, noch ganz. An Bohnen, Erbſen 
und Lein wurde nur ſo viel gebaut, um den eigenen Bedarf zu decken. 
Der Flachsbau ſcheint im Mittelalter bedeutender geweſen zu ſein. Der 
Anbau wurde im Ermland Anfang des 16. Jahrhunderts eingeſchränkt 
und zwar auf Grund der biſchöflichen Landesordnung von 1529 — ein 
intereſſanter Fall einer landwirtſchaftlichen Produktionseinſchränkung in 
jener Zeit. 

Die beiden Getreidearten, die hauptfächlich gebaut wurden, waren 
Roggen als Winter- und Hafer als Sommergetreide. In Pr. Mark 
und Balga wurde auch nicht ganz wenig Sommerroggen gebaut. Die 
Weizenproduktion trat ſehr zurück, in den meiſten Amtern war ſie ganz 
unbedeutend. Auf vielen Gütern wurden nur 3—4 Scheffel ausgeſäet. 
Er wurde nur für den Bedarf des gutsherrlichen Haushalts und augen⸗ 
ſcheinlich nur als Luxusartikel gebaut. Auf den 15 Rittergütern des 
Amtes Oſterode (492 Hufen) wurden im ganzen 9 / Scheffel Weizen 
ausgeſäet. Auf den 7 adligen Gütern des Gilgenburger Amtes (222 
Hufen) fehlt der Weizen vollſtändig. Dagegen war in Pr. Eylau und 
Schaaken die Weizenproduktion ganz anſehnlich und in Raſtenburg ſogar 
recht bedeutend. Allgemein aber begann eine Ausdehnung des Weizen⸗ 
baues erſt nach 1770 mit der Einführung der Fruchtwechſelwirtſchaft. 

Der Gerſtenbau war im Oberland nicht bedeutend, beträchtlich 
größer in Natangen und beſonders ſtark im Samland. Hier war die 
Gerſte auf vielen Gütern die Hauptfrucht. Das erklärt ſich aus der 
ſtarken Ausfuhr von Braugerſte, die von Königsberg nach England 
ging ). Für den Anfang des 18. Jahrhunderts fehlen die Zahlen; da⸗ 


1) Bock III, 695. 
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gegen betrug die Königsberger Ausfuhr an Gerſte im Jahre 1750: 
4789 Laſt, und 1773: 5636 Laſt; daneben wurden 1750: 5392, 
und 1773: 7655 Laſt Roggen, und 1750: 530, und 1773: 3278 Laſt 
Weizen ausgeführt. i 

Vergleicht man die Ausſaat von Winterung und Sommerung in 
den einzelnen Amtern, ſo fällt auf, daß ihr Verhältnis zueinander nicht 
gleich bleibt. In einigen Amtern wurde ziemlich dieſelbe Menge Win⸗ 
terung und Sommerung ausgeſäet; das Verhältnis war in den Neiden⸗ 
burger Gütern 422 ¼ : 516 Scheffel; in Barten 7604: 8557; in 
Raſtenburg 8413: 9478. Wenn die Sommerung etwas ſtärker geſäet 
zu werden pflegte, als die Winterung, ſo entſpricht dies Verhältnis 
ungefähr dem Syſtem der Dreifelderwirtichaft. Dies beruht darauf, 
daß jedes Feld im wechselnden Turnus beſtimmt ift, in dem einen 
Jahre die Winterung, im zweiten Sommerung zu tragen und im 
dritten als Brache liegen zu bleiben. Bei gleichmäßiger Boden- 
beſchaffenheit ſind die drei Felder ungefähr gleich groß, bei verſchiedener 
Bonität iſt auch ihre Größe verſchieden, dergeſtalt daß der Landwirt in 
jedem Jahre einen annähernd gleichen Ernteertrag von Sommerung und 
Winterung erwarten darf. In einigen Amtern aber überwog der An- 
bau der Sommerung weitaus. Das Verhältnis von Winterung und 
Sommerung war bei den Gütern des Amts Gilgenburg 817 : 1466 
Scheffel, in Oſterode 1486: 2156, in Pr. Mark 3057 4320, in Balga 
15 143 : 21 297, in Pr. Eylau 7636 : 12 260, und in Schaaken 6220: 
19 000. | 

Im Samland ift dies Verhältnis — oder Mißverhältnis, im Sinne 
des Dreifelderſyſtems — zwiſchen Sommerung und Winterung am größten; 
Roggen und Weizen treten gegenüber Gerſte und Hafer in den Hinter⸗ 
grund. Gerſte⸗ und Haferbau überwog aber nicht nur in den adligen 
Vorwerken, ſondern ebenſo bei Kölmern und Bauern. 

Um einige Beiſpiele zu geben, ſo betrug die Ausſaat in 
n a 
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Dieſe Beiſpiele ſind typiſch für eine große Anzahl ſamländiſcher Wirt⸗ 
ſchaften. Der überwiegende Anbau von Hafer und Gerſte im Samland 
widerſpricht alſo dem Dreifelderſyſtem vollſtändig. Und in der Tat 
finden wir, daß dieſes Wirtſchaftsſyſtem in Samland keineswegs die 
Regel, ſondern vielmehr nur die Ausnahme geweſen iſt. 

Freilich geben die Protokolle der General⸗Hufenkommiſſion hierüber 
nicht bei den adligen Vorwerken, ſondern nur bei den adligen Dörfern 
regelmäßig Auskunft. Denn nur in dem für dieſe geltenden Schema 
ſchreibt die Generalinſtruktion die Frage nach der Feldeinteilung 
vor. Bei den Dörfern in den Amtern Fiſchhauſen und Neuhauſen iſt 
die Einfelderwirtſchaft üblich !). „Der Acker ift in keine gewiſſe 
Felder eingeteilt,“ heißt es in den Protokollen, „und wird nach des Orts 
Gewohnheit durch und durch geſäet.“ Zur Begründung wird gelegentlich 
hinzugeſetzt: „weil keine Brache gehalten wird“. Im Amt Schaaken 
kommen nebeneinander vor: Einfelder⸗, Zweifelder⸗, Dreiz und Fünf⸗ 
ſelderwirtſchaft. Bei der Fünffelderwirtſchaft wird „der fünfte Theil des 
Feldes zur Brache gelaſſen“. 

Aber auch die Güter des Samlandes unterlagen nicht dem Zwange 
der Dreifelderwirtſchaft. Gelegentlich erfahren wir aus dem Protokoll, 
daß „keine Brache gehalten“ wird, und dasſelbe gilt auch von den Be⸗ 
ſitzungen der Kölmer ?). 

Allein dies iſt eine Eigentümlichkeit des Samlandes. Gelegentlich 
zwar kommen auch in den anderen Amtern Ausnahmen von der Dreiz 
felderwirtſchaft vor. Z. B. hielten in Warweinen (Amt Gerdauen) die 
Bauern „nicht ſonderlich Brache, ſondern ſuchen fi gum Saen die 
beſten Stücke aus, die ſie jährlich ſäen“. In den Amtern Pr. Eylau 
und Brandenburg kommen vereinzelte Fälle von Vierfelderwirtſchaft vor. 
Doch das ſind ebenſo Ausnahmen wie die Dreifelderwirtſchaft im Sam⸗ 
lande. Die Urſache für dieſe Erſcheinung wird man wohl darin zu 
ſuchen haben, daß im Samland die altpreußiſche Bevölkerung in größerer 


D G. Hanſſen, der die Einfelderwirtſchaft in Samland nicht gekannt hat, 
erwähnt ſie in dem noch ſpäter germaniſierten Kreis Heydekrug. Agrarhiſtor. 
Abhandlungen Bd. 1 (1880), S. 215. 

2) In Oſtpreußen wurde meiſt Som mergerſte gebaut. Als Grund führt 
Bock III, 693 an, daß die Wintergerſte ſchon um Johannis reif würde, alſo mit 
der Heuernte zufammenfiele, die dann die ganze Arbeitskraft der Wirtſchaft in 
Anſpruch nähme. Bei der ſpeziellen Schilderung der Landwirtſchaft im Sam- 
land III, 940 ſtellt Bock ausdrücklich die Gerſte der Winterſaat gegenüber. In⸗ 
deſſen kommt Wintergerſte in Oſtpreußen vor. Vgl. Bock III, 693 f. In einer 
Inventaraufnahme von 1734 heißt es: 1 Laſt 42 Schefiel Saatgerſt, ſowol im 
Winter⸗ als Sommerfeld. Mülverſtedt, Diplomatarium Ileburgense II, 463. 
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Dichtigkeit beiſammen gielen hat, als in den meiſten anderen oſt⸗ 
preußiſchen Landſchaften, und daß hier die deutſche Einwanderung in 
der Koloniſationszeit des Ordens fehe gering geweſen ift. Deshalb mag 
das deutſche Wirtſchaſtsſyſtem im Samland auch dann keinen Eingang 
gefunden haben, als die Bevölkerung ſich allmählich germanifierte. 

In dem übrigen Oſtpreußen, wo mit wenigen Ausnahmen das 
Dreifelderſyſtem herrſchte, iſt das Mißverhältnis zwiſchen Winterung und 

ommerung wahrſcheinlich ſo zu erklären, daß von dem Winterfeld 
regelmäßig ein größerer Teil unbeſtellt blieb, während das Sommerfeld 
vollſtandiger angebaut war. 

So gering die Anbaufläche im Verhältnis der zur Verfügung 
ſtehenden Ländereien war, ſo wurde doch mehr Getreide gebaut, als der 
eigne Bedarf zu Brot, Saat und Futter erforderte. Man produzierte 
Getreide für den Markt. Da die Bürger der kleinen Städte ſelbſt ihre 
„Raditalacker“ hatten und in normalen Jahren wenigſtens nahezu ſo 
viel ernteten, als ſie brauchten, ſo war der einzige Abſatzmarkt von Be⸗ 
deutung die Provinzialhauptſtadt und der Seehafen Königsberg. Für 
die oberländiſchen Amter hatte Elbing eine ähnliche Bedeutung. Zum 
Verkauf beſtimmtes Getreide wurde über 15 Meilen weit transportiert, 
meiſt im Winter zu Schlitten, denn die Landwege waren in fürchter⸗ 
licher Verfaſſung. 

Bi: Wirkung der ſchlechten Verkehrsverhältniſſe charakteriſiert noch 
tm Jahre 1847 Profeſſor Schubert folgendermaßen: In den Regen- 
monaten ſowie bei Anfang und Ausgang des Winters kämen, ſelbſt 
wenn die Getreideernten nicht ſchlecht wären, Preisdifferenzen bei den 
notwendigſten Getreidearten und auch bei Kartoffeln von 30, 50, 75 
und ſelbſt 100 / bei Entfernungen von 6, 10 bis 15 Meilen vor. 
Denn die Unfahrbarkeit der Wege machten den Transport größerer und 
D lohnenderer Quantitäten unmöglich !). Und noch heutigen Tages 
ann man in den von den Eiſenbahnen weniger erſchloſſenen Teilen Oſt⸗ 
1 recht erhebliche Unterſchiede der Produktenpreiſe auf wenigen 
Meilen Entfernung beobachten. 

welle Jahrhundert hatten die Güter, denen bäuerliche Schar⸗ 
die fung zu e ſtanden, einen großen Vorteil gegenüber denen, 

W em Hofe bewirtſchaftet wurden und ihre eigenen Geſpanne 
zu den Getreidefuhren verwenden mußten. Zu dem Scharwerk der 
Bauern gehörten ganz regelmäßig die „Reiſen“ nach Königsberg; dazu 


1) Zeitſchrift des Vereins für deutſche Statiſtik 1847. Bd. I. 
6 * 
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waren auch die Hochzinsbauern, die ſonſt vom Scharwerk frei waren 
oder doch nur ein geringes und gemeſſenes Scharwerk zu leiſten hatten, 
jaſt ſtets verpflichtet. Gelegentlich iſt die Menge von Getreide, etwa 
12 Raft (= 30 Scheffel) die ein Bauer nach der Stadt zu fahren hatte, 
kontraktlich feſtgeſetzt. 

Unter dieſen Umſtänden ſcheinen die Entfernungen von dem Haupt⸗ 
abſatzmarkt trotz der elenden Verkehrsverhältniſſe keine einſchneidende 
Wirkung auf den Getreideanbau ausgeübt zu haben. Vergleichen wir die 
Amter Balga, Pr. Eylau, Barten und Raſtenburg, ſo glauben wir 
deutlich erkennen zu konnen, daß die Ausdehnung des Getreidebaues 
weit mehr von der Bodenqualität und der Viehhaltung abhängig war, 
als von der Entfernung des Abſatzmarktes. Schwerer iſt es, ſich ein 
Urteil über die Amter des polniſchen Oberlandes zu bilden, die von 
Elbing zum Teil doch noch weiter entſernt lagen, als Raſtenburg von 
Königsberg. Wie weit die Urſachen des äußerſt geringen Anbaues im 
polniſchen Oberlande in den Abſatzverhältniſſen oder in der Natur des 
Bodens und der wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit der Gutsbeſitzer zu 
ſuchen ift, ift ſchwer zu ſagen. Zwar teilt Bock mit, daß die Bauern 
des polniſchen Oberlandes Ende des 18. Jahrhunderts ihr Getreide bis 
nach Elbing hin verkauft haben ). Aber es war natürlich ſchwieriger 
und koſtſpieliger, die ganze Produktion großer Güter auf eine ſolche Ent⸗ 
fernung zu transportieren. In der folgenden Tabelle (ſ. S. 85) ſtellen 
wir die wirſchaftlichen Ergebniſſe des Getreideanbaues und der Vieh⸗ 
haltung einiger Amter zuſammen. 

Es iſt kein glänzendes Bild, das die Protokolle der General- Hufen 
kommiſſion von der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft um 1720 widerſpiegeln. 
Die landwirtſchafliche Kultur ſtand nicht nur relativ auf niedriger Stufe 
im Vergleich mit den Reformen am Ende des 18. oder gar mit der Technik 
des 19. Jahrhunderts, ſondern auch urteilsfähige Zeitgenoſſen ſprachen ſich 
ſehr ungünſtig über die ſchlechte Wirtſchaft in Oſtpreußen aus. So König 
Friedrich Wilhelm I., der Fürſt Leopold von Anhalt⸗Deſſau, der in 
jener Zeit bei Inſterburg eine Muſterwirtſchaft gründete, und der Be⸗ 
gründer der Steuerreform, Graf Truchſeß von Waldburg. Indeſſen muß 
dieſen allgemeinen Urteilen gegenüber auf die großen qualitativen Unter: 
ſchiede der Landwirtſchaft in den einzelnen Kreiſen Oſtpreußens hin⸗ 
gewieſen werden. 

Wenige Jahre bevor die Hufenſchoßprotokolle aufgenommen wurden, 
war Hftpreußen durch die Peſt heimgeſucht wurden (1709—11). Litauen 


1) Bock III, 1002 ff. 
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und das öſtliche Maſuren ſind damals förmlich entvölkert worden. Auf 
den Stand der landwirtſchaftlichen Kultur an ſich hat indeſſen die Peſt 
nicht ſehr tief eingewirkt; im Oberlande, das am wenigſten von der 
Peſt mitgenommen war, ſtand die Landwirtſchaft auf einem viel tieferen 
Niveau als in Natangen. 

Auch die Wirſchaftsverfaſſung „aus dem Hofe“ und mit freien 
Landarbeitern iſt kein Produkt der Peſtzeit. Denn in Natangen, wo ſie 
am ſchlimmſten gehauſt hatte, iſt dieſe Betriebsform um 1720 weit weniger 
verbreitet als im Samland und Oberland, die nicht ſo ſchwer unter der 
Epidemie gelitten hatten. Vielmehr iſt jene Wirtſchaftsform ebenſo wie 
die andere, die auf das Scharwerk der Bauern baſiert war, auf das 
Mittelalter zurückzuführen. 


V. 


Bewegungstendenzen in der Verteilung des Grundbeſitzes und 
im landwirtſchaftlichen Betriebe vom 15.—18. Jahrhundert. 


Die Gutswirtſchaft in Preußen iſt nicht ein Produkt der Reformations⸗ 
ſondern der Koloniſationszeit. Sie iſt hier eine eben ſo alte Betriebsform 
wie die Wirtſchaft deutſcher Bauern. Sie iſt ſogar ein wenig älter als 
dieſe, da die Bauern ſtets um ein paar Jahrzehnte ſpäter als die Ritter 
in die einzelnen Teile der Kolonie eingewandert find. In dem Zeitalter 
der Reformation hat ſich nicht, wie Knapp und ſeine Schule annimmt, 
eine völlige Revolution des grundherrſchaftlichen Wirtſchaftsbetriebes und 
damit eine Umgeſtaltung der geſamten Agrarverfaſſung vollzogen. Gleich⸗ 
wohl war dieſe Periode vom Ende des Mittelalters bis zum Beginn 
der agrariſchen Reformen keine Zeit des Stillſtandes. Wenn ſie auch 
nicht durch eine vorherrſchende, auf ein beſtimmtes Ziel hindrängende 
Entwicklungstendenz charakteriſiert wird, ſo iſt doch eine Reihe von Be⸗ 
wegungstendenzen in der Verteilung des Grundbeſitzes und im landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebe zu beobachten. Um dieſe Bewegungstendenzen aus⸗ 
führlich und genau darſtellen zu können, dazu fehlt es vor der Hand 
noch allzuſehr an lokalgeſchichtlichen Unterſuchungen. Es kann hier nur 
verſucht werden, auf Grund eines unzureichenden und lokalgeſchichtlich 
unverarbeiteten Materials ihr Weſen, ihre Urſachen und Wirkungen zu 
ſtizzieren. Doch dürfen wir hoffen, einige gefährliche Fehlerquellen da⸗ 
durch zu vermeiden, daß der Nachweis der mittelalterlichen Gutswirt⸗ 
ſchaft an dem Ausgangspunkte, und die aus den Hufenſchoßprotokollen 
gezogene Agrarſtatiſtik an dem Endpunkte dieſes Zeitraums eine zu⸗ 
verläſſige Orientierung über die Richtung jener Bewegungstendenzen 
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ermöglichen. Zur Ergänzung der Agrarſtatiſtik von 1720 90 E 
wir eine bereits erwähnte Tabelle über die Beiträge zur Kopff 5 ; 
1701 heranziehen, die eine äußerſt wertvolle Statiſtik über 0 am LN 
Verteilung der ländlichen Bevölkerung Oftpreubens enthält. 1 SC 
die Tabelle im folgenden wieder, indem wir die en id 
zelnen Bevölkerungsgruppen jo abändern, daß fie eine möglichſt beq 
Überſicht bieten). 

Die ländliche Bevölkerung Oſtpreußens 1701—1704. 
u 


a N d e 
Ber: | wen eet Ee 
S. 209 S. 211 S. 213 et S. 215 
nde Kölmer u a—c Summe 


L Der Abdel. 
1. Adlige Eigentümer und Zahl ihrer 
dee eee 1552 = Es 1552 


2. Arme Adlige, die weniger als 378 
6 Hufen . . 


eee eee ei 0 Summe der Adligen 1930 1930 | 1905 


4. Arrendatoren auf großen adligen 
Gütern e 
5. Königl. Beamte und Arrendatoren 
Kgl. Güter (Domänen) 269 


II. Die Kölmer und Freien. 


6. Hochkölmer nach Zahl der föl- 


nene 2091019 1228 | 1201 
7. Schlechte Kölmer, Freie, Frei⸗ 


e iguten DE ug i 8245 8796 | 8706 
darunter en sg sti: 8436 8795 | 7252 


en || — | e795] zen 


9. Summe der Kölmer und Freien | 1119 [17700 | — 18819 | 17159 


10. Arrendatoren und Mietsleute 

auf Fi Ci nn — 111 — — Ce 
D ee Geſchichte der oſtpreußiſchen Stände und Steuern 1688 bis 
1701. (Schmoller, Sozial- und ſtaatswiſſenſchaftliche Studien 1901.) Da es 
ſich für uns nur um die wirtſchaftlich ſelbſtändigen Exiſtenzen handelt, ſind die 
Rubriken: adelige Kinder, Kölmerkinder uſw., Jungen, Mägde und Bauern⸗ 
kinder hier nicht berüchtigt. Die von Bergmann veröffentlichten Steuer⸗ 
tabellen decken ſich, wie die Hinweiſe angeben, mit unſern Kolumnen a, b, d 
und e. Die Kolumne d ift die Summe von a—c; die Ziffern der SEN 
(1701) entſprechen der Kolumne e (1704), decken fih aber nicht ane Ge 
Differenzen dürften ſich aber kaum, wie Bergmann annimmt, aus 1 11 5 
kerungsabnahme durch Auswanderung erklären, ſondern ihre natürliche Ur 
in der Unvollkommenheit des damaligen Rechnungsweſens haben. 
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a b c d e 


Berge Berg: | Berg- 
mann | mann | mann 2 5 
S. 209 S. 211 S. 213 | (umnen S. 215 


Ober⸗ Kgl. Do] 2 
ſtände Kolmer]mänen Ap [Summe 
III. Die Bauern. 
) Die Hochzinſer. 
11. Se Hochzinſer oder Bins- 
bauern mit 2—3 Hufen. | 2461 — 2 965 | 5426 | 5 426 
12. Hochzinſer in den oberländiſchen, 
polniſchen und litauiſchen Amtern 146 — 2 765 | 2911 | 2700 
13. Summe der Hochzinſer . . | 2607 5730 | 8337 | 8126 
b) Die Gharmerisbauern. 
14. „Andre“ deutſche !) Bauern . . | 8840 — 4182 | 13 022 | 10 059 
15. „Andre“ Bauern in ben ober- 


ländiſchen, polniſchen und litau⸗ 


ischen Imten Se 8 383 — 138 023 |41 406 41 665 
16. Summe der Scharwerksbauern | 12 223 — 142 205 54 428 Lat 724 
17. Kaufgärtner, Mietsleute, To 

Acker . Aa ep se] | Le la Giles Gg, 3936 | 1949 | 1281 | 6466 | 5 633 
18. Summe aller Bauern (Nr. Se ale Bae CIE SE DAS PORN 

164,10) Bu PAT 18066 | 1949 |49 216 | 69 231 | 65 483 
IV. Die Landarbeiter und das 

Geſinde. 

19. Inſtleute, Tagelöhner, Hirten . . |26 226 | 12 320 15 558 | 54 104 | 52 396 
20. Deutfhe!) Knechte 3436 | 1080 | 2590 | 7106 | 9199 


21. Knechte in den polniſchen, litau⸗ 
CCC und oberländiſchen Amtern] 1039 | 2731 | 7 631 | 11 401 | 12 005 


22. Summe der Landarbeiter F E Ce Te a 


eegen e -~ asara 30 701 | 16 131 | 25 779 72 611 | 78 600 
V. 
23. Verwalter, Hofleute, Kämmerer, 
Warten, Fiſcher ch. 3804 | 1622 | 2746 | 8172 | 9762 


VI Die Müller. 
24. Erb: und Arrendemüller, fo 


eigene Hufen haben 36 10 27 73 88 
25. Andre Müller, auf fchlechten 

Mühlen — 98 8 368 474 587 
— EE a —— — 
26. Summe der Müller. | i| 18 | 39| sol 685 


1) „Deutſche“ d. h. in den deutſchen Amtern. Vgl. die folgende Nr. 12. 
2) Die Kaufgärtner und Mietsleute ſind zu den Bauern gerechnet worden; 
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Wir finden aljo um 1701 in Oſtpreußen 1930 ) adlige Sitze. 
Davon waren 378 adlige Güter nicht über 6 Hufen groß. Wenn in 
der kurzen Zeit von 1690—1714 nicht weniger als 40 arme Edelleute 
von ihren reicheren Standesgenoſſen ausgekauft worden Bnp ?), jo wird 
man wohl an jene kleinen adligen Höfe und Parzellen zu denken haben. 
Der geſamte Grundbeſitz des Adels betrug nach einer Berechnung der 
Kriegskammer von 1673: 44511 Hufen). Danach kämen im Durchſchnitt 
auf den adligen Sitz, einſchließlich der adligen Dörfer, nur 23 Hufen; 
tatſächlich gab es aber ſehr große Herrſchaften von mehreren hundert 
Hufen neben ganz kleinen adligen Parzellen. Über die örtliche Ver⸗ 
teilung des adligen Beſitzes fehlt es an lokalgeſchichtlichen Unter⸗ 
ſuchungen. „In manchen Amtern,“ ſchrieben 1681 die Oberräte an 
den Kurfürſten, „ſind kaum zwei oder drei vom Adel, hingegen viele 
Kolmer und Freie.“ Ein andermal wird bemerkt, der meiſte Adel Fei 
in den Amtern Balga, Pr. Eylau, Bartenſtein und Raſtenburg an⸗ 
geſeſſen +). 

An Kölmern, preußiſchen Freien, Freiſchulzen und (kölmiſchen) 
Krügern zählt die Tabelle 18819. Von denen beſaßen 8795 nicht 
mehr als 1 Hufe Land. Der größere Teil war immediat, „kurfürſt⸗ 
liche Unterthanen“. Nur 1119 diefer Güter (darunter 359, die nicht 
größer als 1 Hufe waren) lagen auf adligem Grund und Boden, alfo 
nicht ganz 6%. Schon jeit dem 16. Jahrhundert wird darüber ge- 
klagt, daß der Adel die Kölmer auskaufe s). Ob hier nicht einzelne 
Fälle zu ſehr verallgemeinert find, müßten lokalgeſchichtliche Forſchungen 
lehren. Jedenfalls weiſt die Tabelle im Samland, wo nach Kern die 
preußiſchen Freien im 18. Jahrhundert völlig verſchwunden fein joten ©), 


in der letzten Tabelle (Bergmann S. 215) werden ſie für das Samland unter 
den Bauern aufgeführt. 


1) Wir geben im folgenden die Ziffern der Kolumne d wieder. 

2) Zakrzewski a. a. O. S. 10. 

3) Breyſig, Urkunden u. Aktenſtücke II, 784. 

4) Breyſig, Urkunden u. Aktenſtücke II, 962. 69. 

5) Zwei Falle erwähnt Kaspar Noſtiz in ſeinem Haushaltungsbuch (ed. 
Lohmeyer S. 190. 195. Vgl. ferner Breyſig, Urkunden u. Aktenſtücke II, 534. 
Kern 1832), Knapp II, 86 ff. 

9) Kern S. 157. Kern folgert das Verſchwinden der preußiſchen Freien 
im Samlande daraus, daß Goldbecks Topographie von Oſtpreußen dort nur 
wenige aufführt (Kern S. 1802). Goldbeck, der Ende des 18. Jahrhunderts 
ſchreibt, macht aber keinen Unterſchied mehr zwiſchen Freien und Kölmern, und 
führt die preußiſchen Freigüter als kölmiſche auf, wie ein Vergleich der Ort⸗ 
ſchaften im Amt Fiſchhauſen nach Goldbeck und den Hufenſchoßprotokollen lehrt. 
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413 Hochkölmer, 1879 ſchlechte Kölmer, Freie uſw. und 1279 arme 
Freie auf. Daneben ſaßen unter dem Adel 45 aus der Gruppe der 
ſchlechten Kölmer uſw.) Der geſamte Grundbeſitz der immediaten Kölmer 
betrug nach der erwähnten Berechnung der Kriegskammer von 1673 
etwa halb ſo viel wie der des Adels, nämlich 20 108 Hufen ?). 

Über die Bauern ift ſchon in einem früheren Kapitel geſprochen 
worden. Was in der Steuertabelle am meiſten in Erſtaunen ſetzt, iſt, 
daß ihre Anzahl übertroffen wird durch die der Landarbeiter. In Oſt⸗ 
preußen gab es damals 69 231 Bauern und 72 611 Landarbeiter. Da⸗ 
von kommen auf die adligen Güter 30 701, auf die Kölmer 16 031 und 
auf die landesherrlichen Bauerndörfer 25 7798), Die Knechte — das 
eigentliche Geſinde — machen davon nur den vierten Teil aus. Es 
ſtehen 18 507 Knechte 53 804 Inſtleuten, Tagelöhnern und Hirten 
gegenüber. Dies Verhältnis von Bauern und Landarbeitern muß man 
ſich vor Augen halten, wenn Graf Truchſeß von Waldburg es tadelt, 
daß Adel und Bauern wegen der drückenden Kopfſteuer möglichſt wenig 
Gefinde hielten, weniger als für einen rationellen Landwirtſchaftsbetrieb 
zuträglich wäre?). Die häufigen Klagen über Geſindemangel ), denen 
wir in den Hufenſchoßprotokollen begegnen, mögen zum guten Teil in 
der Entvölkerung durch die Peſt (1708 — 10) ihre Urſache gehabt haben, 
ebenſo wie dieſelben Klagen in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts 
auf die Wirkungen der Schwedenkriege zurückzuführen ſein werden. Ein 
Teil der Schuld wird auf die Werbungen geſchoben. Ferner ſoll die 
verhaßte Kopfſteuer viele zum Militär und ins Ausland getrieben haben. 
Und immer wieder wird über die Landflucht in die Städte geſcholten. 


Seit dem 15. Jahrhundert hören die Klagen über den Kontrakt— 
bruch des Geſindes nicht auf. Alle Landesordnungen enthalten Straf⸗ 
beſtimmungen gegen das Geſinde, das vor der Zeit aus dem Dienſte 


Gerade im Samland hat die Landesherrſchaft ſeit dem 15. Jahrhundert bei 
großen adligen Grundherrſchaften verloren, wie Kern S. 157 anzunehmen ſcheint. 

1) Bergmann S. 209—11. 

2) Breyſig, Urkunden u. Aktenſtücke II, 784. 

3) Dieſe hohe Zahl erklärt ſich aus der Scharwerkspflicht der Bauern. 

4) In der erſten Denkſchrift, die er 1714 dem König über die Reform des 
Hufenſchoſſes einreichte. Zakrzewski S. 9. 

5) Darüber klagen auch die Bauern. Nach Kern 198 bekam um 1780 der 
Bauer in der Umgegend von Königsberg leichter Geſinde als der Ritterguts⸗ 
beſitzer. Verallgemeinern wird man den betreffenden Bericht wohl nicht dürfen; 
weiß man doch, wie heutzutage die Geſinde⸗ und Arbeiterhältniſſe örtlich ver⸗ 
ſchieden ſind. 
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entläuft 1). Man ſchloß Auslieferungsverträge mit dem Ausland. Man 
ſuchte Bauern und Arbeiter durch die Untertänigkeit zur Seßhaftigkeit 
zu zwingen. Trotz alledem war wenigſtens ein Teil der Landbevölkerung 
von einem unbezähmbaren Wandertriebe beſeelt. Es war nicht nur 
ſchwer, Bauern auf untertänige Hufen zu bekommen, die Leute wollten 
nicht einmal mehr Gärtner werden, als welche ſie drei Jahre lang auf 
ihrer Stelle aushalten mußten ?). „Aus Faulheit und Uebermuth“ 
zogen ſie es vor, ſich nur bei andern einzumieten, auf Arbeit zu gehen, 
wann und bei wem es ihnen beliebte?) ). Die Einführung der Vor⸗ 
miete (1526) und des Geſindezwangs (1577) wurde eben damit be⸗ 
gründet. Nun beſaß ein erheblicher Teil der Landarbeiter die perſön⸗ 
liche Freiheit, und Wanderungen dieſer Arbeiter, auch über die 
Landesgrenze, waren nichts Seltenes ?). Auch polniſche Erntearbeiter 
werden im 18. Jahrhundert in Oſtpreußen erwähnt À). 

Zur Zufriedenheit gereichte dieſer Zuſtand des freien Angebots der 
Arbeit den beiden großen Hafenplätzen Danzig und Königsberg. Bez 
hauptete Königsberg doch ſtets, an die Beſtimmungen der Landes- 
ordnung von 1633 nicht gebunden zu ſein, die vielmehr nur für das 
platte Land gelte. Dagegen ſcheinen die kleinen Landſtädte durch die 
Zuwanderung der Landbevölkerung eher in Verlegenheit gebracht worden 


i 1) Rückfällige „Läufer“ wurden mit Staupenſchlag durch Henkershand be- 
ſtraft. 1582 wünſchten die Stände eine Galeere gebaut zu ſehen, auf der die 
mutwilligſten ihre Strafe abbüßen ſollten. Toeppen, Die preußiſchen Landtage 
während der Regentſchaft Georg Friedrichs. Programm des Gymnaſiums 
Hohenſtein 1865. S. 37 f. 

2) Geſindeordnung von 1633. Es ift eine Beſtimmung von 1606. 

9) Breyſig, Urk. u. Aktenſt. II, 941 a. 1680. Daher follen die Losgänger, 
Inſt⸗ und Mietsleute, die nur für Tagelohn dienen wollen, die doppelte Kopf⸗ 
ſteuer zahlen wie ein Gärtner. 

Dagegen ſtellt Boehme S. 20 ff. für einen Teil Maſurens und Litauens 
feft, daß im 18. Jahrhundert die Inſtleute gerade danach ſtrebten, Scharwerks⸗ 
bauern zu werden; meift zu ihrem Unheil, da fie durch das übermäßige Schar⸗ 
werk ruiniert wurden. 

5) Ein Beiſpiel bei Kern 1682). In dem erſten halben Jahre 1717 gingen 
aus dem einen Amt Pr. Holland im Elbingſchen 114 Perſonen, und 109 kamen 
von dort herein. 

6) Ein Fall iſt oben S. 67 erwähnt worden. Nach einem Bericht des 
Amtshauptmanns v. Kunheim von 1717 kamen ſie zur Erntezeit in die Gegend 
von Liebſtadt und Morungen und ebenſo in die zum polniſchen Weſtpreußen gez 
hörige Weichſelniederung. Kern S. 200. — Der Königsberger Nationalökonom 


Kraus erwähnt fie unter dem Namen „Pirrhen“. (Vermiſchte Schriften, Königs⸗ 
berg 1808. II, 183) 
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zu fein. Mit unverkennbarer Animofität ſpricht die Stadtwillkür von 
Gollub, einer kleinen Ackerbürgerſtadt im polniſchen Preußen, von den 
Saiſonarbeitern, die den Winter in der Stadt zubrächten. 

Die Willkür — fie ift vom Jahre 1622 — jagt: „Der Rat ſoll 
auch ſorgfältig Acht auf die Einmieter haben, die den Sommer Gott 
weiß wo zubringen und ſich im Winter mit ihrem Vieh in die Stadt 
eindrängen, und wenn der Sommer wieder kommt, unverantwortlicher 
und liederlicher Weiſe die Stadt verlaſſen, um kurze Zeit auf Arbeit zu 
gehen. Die Stadt hat gar keinen Nutzen, ſondern nur Schaden von 
ihnen. Der Rat ſoll dafür ſorgen, daß ſie keine Teuerung (durch eine 
zu zahlreiche Zuwanderung) in der Stadt verurſachen, daß ſie ſich vor 
Liederlichkeit, Nichtsnutzigkeit und Diebereien hüten, daß ihr Vieh nicht 
in den Straßen umherläuft und Schaden anrichtet. Wenn ſie aber ihr 
Vieh abſichtlich nicht auf die Weide treiben, ſondern haufenweiſe auf 
den Markt laufen laſſen, ſo ſoll der neuſtädtiſche Schornſteinfeger 
die Tiere greifen und ſoll ſie den Beſitzern erſt dann wiedergeben, wenn 
ſie jedes Stück mit einem Groſchen ausgelöſt haben. Leute, die ſolche 
Einlieger (komornicy) zum Winter bei fih aufnehmen — ſie werden 
ſelbſt als Einmieter (najemnicy) bezeichnet — ohne daß der Rat ſeine 
Erlaubnis dazu gegeben Hat, foen beſtraft werden ).“ 

Nach dem zweiten Thorner Frieden (1466) erfuhren die Grund⸗ 
beſitzverhältniſſe in dem nunmehrigen Reſte des Ordenslandes eine große 
Veränderung. Der Orden konnte die Forderungen feiner Söldnerhaupt⸗ 
leute nicht in barem Gelde befriedigen und entſchädigte ſie durch große 
Landvergabungen. Güter, Güterkomplexe und ganze Amter wurden den 
Söldnerführern teils zu Lehnrecht verliehen, teils verpfändet. Eine 
Reihe oſtpreußiſcher Geſchlechter, die Dohna, Schlieben, Eulenburg, 
Tettau, legten in jener Zeit den Grund zu ihrem ausgedehnten Land⸗ 
beſitz. Dieſe Entäußerung landesherrlichen Grundeigentums nahm im 
16. Jahrhundert unter Herzog Albrecht ihren Fortgang. Wenn auch 
einige der verpfändeten Güter und Amter wieder eingelöſt wurden, ſo 
wurden dafür wieder andere fortgegeben. Jene Ausdehnung ſeines 
Grundbeſitzes gab dem oſtpreußiſchen Adel die materielle Baſis, eine 
politiſche Macht zu gewinnen, die er im Ordensſtaat nie beſeſſen hatte. 
Die fürſtliche Gewalt wurde in den Hintergrund gedrängt; erſt der 
Große Kurfürſt hat das ſtändiſche Regiment beſeitigt. Indes hat die 
Bildung großer Grundherrſchaften keinen weſentlichen Einfluß auf die 


1) Plehn, Strasburger Kreisgeſchichte S. 176 f. 
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Agrarverfaſſung gehabt, namentlich bedeutet die Ausdehnung des adligen 
Grundbefitzes an fih keine Verringerung des Bauernlandes. Die 
Landesherrſchaft verlieh dem Adel nichts weiter als das Obereigentum 
an den Vorwerken, den Bauerndörfern und den Gütern der deutſchen 
und preußiſchen Freien, oder genauer: fie vergaben dem Adel das 
Zwiſchenobereigentum daran; denn das Obereigentum über dieſe nun⸗ 
mehrigen adligen Herrſchaften verblieb ihr ſelbſt. Die Freien, die ihre 
Güter zu kulmiſchem oder preußiſchem Recht beſaßen, blieben in dem 
Kreis ihrer Beſitz⸗ und Nutzungsrechte gänzlich ungeſchmälert, nur daß 
ſie den Grundherrn wechſelten. Wenn dieſer den neuen Beſitz etwa zu 
magdeburgiſchem oder zu Lehnrecht erhielt, ſo blieben ſeine Unterſaſſen 
ruhig bei dem kulmiſchen oder preußiſchen Beſitzrecht, das fie vorher 
hatten. Desgleichen die Bauern, nur daß ihre Leiſtungen an Zins und 
Scharwerk nicht mehr die Landesherrſchaft, ſondern der adlige Grund⸗ 
herr zu fordern hatte; zugleich wurde er ihr Gerichtsherr. 

Jene Verſchiebung des Grundbeſitzes trägt alſo keinen ſozialen, 
ſondern lediglich einen kommunalen Charakter. Landesherrliche Güter 
E: Dorfer Wurden mediat, bisherige Domänenvorwerke wurden adlige 
Bester EX Zinsdörfer der Landesherrſchaft adlige Dörfer. Die ſoziale 
an Bé fe: wurde durch die Veräußerung landesherrlichen Beſitzes 
zurück ge . ei gur nicht berührt. Nicht der bäuerliche Beſitz ging 
. g Wé adligen Gutswirtſchaften, ſondern der landesherrliche 

Marg zdn gegen die adligen Grundherrſchaften. 

e früher können wir die Tendenz des Adels, feine liegenden 
Ritter 4 vermehren, mehrfach beobachten. So beſaß um 1447 der 
dë 1 7115 p Eichholz, der in den ſtändiſchen Kämpfen jener Zeit 
SE Ki 19 8 Rolle ſpielt, in der Komturei Strasburg nicht 
Die Kur fünf Dienſtgüter und den dritten Teil eines ſechſten !). 
de Kulmer Handfeſte hatte dagegen noch beſtimmt, daß niemand mehr 
als ein Dienſtgut beſitzen dürfte. 

ai ban ` E nicht überſehen, daß der Tendenz, den Grundbeſitz 
f cs a ie andere Tendenz zeitlich parallel läuft, ihn zu zer⸗ 
den ene geſehen, wie die Latifundien, die der Orden in 
dur Eer RE geſchaffen hatte, in einigen Generationen 
Handfeſte tte Mar Verkauf zerſtückelt wurden. Sogar die Kulmer 
fei 112 908 PA Si Zerteilung der Dienſtgüter vorgeſehen, des⸗ 
9 as Privileg für die polniſchen Ritter von 1278 2). Die 


1) Plehn, Strasburger Kreisgeſchichte S. 44. 
2) Cod. dipl. Pruss. ed. Voigt I, 172. 


94 Hans Plehn. [94 


Landesherrſchaft, deren Zuſtimmung dazu notwendig war, ließ ſich da⸗ 
bei von dem Grundſatze leiten, daß die Parzellen groß genug bleiben 
müßten, um die Grundlage für den pflichtigen Kriegsdienſt zu bilden. 
Aber in dieſen Grenzen war der Orden nicht abgeneigt, die Zerſplitte⸗ 
rung der Dienſtgüter zu begünſtigen. Denn er vermehrte dadurch die 
Wehrfähigkeit des Landes, indem er nun von einem jeden Anteilbeſitz 
einen Ritterdienſt forderte, während vorher das ganze Gut nur einen 
Dienſt geſtellt hatte!). Daher die Forderung der Stände, daß wenn 
der Beſitzer eines Gutsanteiles in der Lage ware, die übrigen Teile 
zurückzuerwerben, ſeine Dienſtpflicht nicht nach der Zahl der vorigen 
Gutsanteile, ſondern nach dem Wortlaut der urſprünglichen Handfeſte 
bemeſſen werden ſollte!). 

Die hauptſächlichſte Urſache dieſer Zerſplitterung waren offenbar 
Erbteilungen. Das kulmiſche Recht ermöglichte die Realteilung des 
Grundbeſitzes, und nur im Staatsintereſſe behielt ſich die Landesherr⸗ 
ſchaft die Zuſtimmung dazu vor. Bei den Dienſtgütern waren ſolche 
Teilungen, wie z. B. das Dienſtbuch des Kulmer Landes (um 1420) 
zeigt, nicht ſelten. Ganz ebenſo kamen Realteilungen bei den Gütern 
der Freien und der Schulzen vor. Schon im 14. Jahrhundert begegnen 
wir in manchen Dörfern mehreren Schulzen zu gleicher Zeit, die 
Schulzenhufen waren geteilt worden?). Aus der Zerſplitterung köl⸗ 
miſcher Güter ſind die kölmiſchen Dörfer entſtanden !). Nicht felten 
hatte auch der Orden ein kölmiſches Gut nicht einer, ſondern mehreren 
Perſonen, z. B. mehreren Brüdern, zugleich verliehen. Hier beſtand 
alſo von anfang an ein Anteilbeſitz. In einigen Fallen ſind die An⸗ 
teile nicht weiter geteilt worden, ſondern erhielten ſich in ihrer urſprüng⸗ 
lichen Anzahl. In anderen Fällen wurde die Zerſplitterung durch 


1) Winrich von Kniprode verlieh 1373 dem Preußen Sanglobe und ſeinen 
4 Söhnen 120 Hufen zu Werſteinen; von dem Gut ſollten ſie 4 Dienſte leiſten; 
würde das Gut geteilt, ſo viel Dienſte als Anteile vorhanden. Toeppen, Ma⸗ 
furen S. 100. — Den zwei Beſitzern von Leynaw (Amt Ortelsburg) wird 1887 
erlaubt das Gut einmal zu teilen; eine weitere Zerſplitterung wird verboten. 
Toeppen, Maſuren S. 93. 

2) Ständeakten I, 629. II, 48 f. 222. 237. 243. a. 1434. 1438. 1440. 

3) Vgl. die Landesordnung von 1444, Ständeakten II, 622: Item wo vele 
scholezen seyn in eyme dorffe, do sal dy hirschaft mit rate der gemeyne 
den tuchtigesten kysen, unde dy andern sullen nach dirkentnisse der hir- 
schaft deme irwelten vor seyne muhe unde erbeith genugthun. — Vgl. Cod. 
dipl. Warm. II, 43. — Toeppen, Maſuren S. 125 (Drigallen). 

4) Toeppen, Maſuren S. 90. 
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weitere Teilungen vermehrt. Auch Bauernhöfe ſind, wie wir aus den 
Flurkarten wiſſen, geteilt worden. 

Für uns iſt es von beſonderem Intereſſe, dieſe Tendenz bei den 
adligen Gütern zu verfolgen. Aus der erwähnten Forderung der Stände, 
die zerſplitterten Anteile eines Gutes wieder zuſammenzukaufen und dann 
von dem geſamten Gut den Kriegsdienſt nur nach Maßgabe der ur⸗ 
ſprünglichen Handfeſte leiſten zu dürfen, iſt nicht zu ſchließen, daß die 
Tendenz der Gutszerteilung damals abgeſchloſſen geweſen wäre und eine 
Reaktion dagegen begonnen hätte. Auch im 16. Jahrhundert können 
wir die Tendenz zur Teilung des Grundbeſitzes beobachten. Es fehlt 
allerdings an lokalgeſchichtlichen Unterſuchungen, um dieſe Tendenz nach 
ihrer Stärke und zeitlichen Ausdehnung genau verfolgen zu können. Wir 
müſſen uns auf einzelne Beiſpiele beſchränken. 

In dem polniſch gewordenen Weſtpreußen wurde der Zerſplitterung 
des Grundbeſitzes noch beſonders dadurch Vorſchub geleiſtet, daß der 
Staat ſich aller Eingriffe in dieje Verhältniſſe entſchlug. König Kaſimir 
Ss durch das Privileg von 1476 die Dienſtgüter, die nun adlige 
1 io JE Kassel gemacht, jo daß die Beſitzer ein un- 
50 Raten Verfügungsrecht darüber ausübten. In der Staroſtei Stras⸗ 
don ah Pers J. 1526 die Güter Jaworze und Siebenhuben im Beſitz 
le ar hi Choyno, das um 1420 aus 5 Anteilen beſtanden 
i ir jetzt in 12, Wlewsk in 15 zerſplittert!). Mehrfach wurden 
am 16. Jahrhundert kleine Parzellen von zwei, einer oder einer halben 
„Edelhufe“ verkauft. Im J. 1569 verkaufte Paul Saborowski ſeinen 
1 Anteil in Gottartowo, „nämlich unterm Habicht (Jaſtrzembie) 
er WE breit, unterm Dielen (Dzierzno) 5 Ruten breit und hinterm 

; m Hofacker 2 Winterbeete uit den Gebäuden“ ). 
Das SS d zur Zerſplitterung rein grundherrſchaftlicher Rechte. 
Ge 1 Geet der Realverpfändung?) beförderte dies. Im 
Fe ges A a 3 9 Hufen von Czetanowo ſamt dem vierten Teile 
EEN Sg as heißt dem vierten Teil des Zinſes) verkauft. Albert 
RT A a verpfändete 1561 an Niklas von Eichholz 10 Hufen in 
Alg derten Edge 10 Bauern, „die Herr Niklas ſich erwählen wird“. 
era ben T ski 1558 feinen Anteil in Swirczyn verpfändete, behielt 
vor, Pe ug und die Scharwerksdienſte der verpfändeten Bauern 
„den Zins mußten fie aber an den Pfandbeſitzer entrichten ). 
y ee Kreisgeſchichte S. 210. 


3) Vgl. Märcker, Thorner Kreisgeſchichte S. 63 ff. 
4) Plehn, a. a. S. 211 ff. 
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Auch in Oſtpreußen find ſolche Zerſplitterungen vorgekommen. 
Wend von Eulenburg verkaufte 1482 ſeinen Anteil an dem Walde 
Falkenhagen. 1547 veräußerte Botho von Eulenburg ſeinen Anteil in 
Skandau. 1554 erlaubte Herzog Albrecht Herrn Botho von Eulenburg 
ſeinen Anteil in dem Dorfe Dompendehl zu verkaufen. Die Eulenburgs 
beſaßen ferner Anteile im Dorfe Bloskeim. In dem Teilungsvertrage 
von 1576 wurde beſtimmt, daß der Zins einer Mühle (und damit auch 
die Grundherrſchaft darüber) geteilt würde !). 

Das Dorf Hermannshagen bei Bartenſtein beſtand i. J. 1570 aus 
3 Anteilen: Albrecht von Eulenburg beſaß 37 Hufen in 14 Bauern⸗ 
erben, Hans Reymann 51/2 Hufen in 3 Erben, und Baſtian Schlubhut 
7¼ Hufen ebenfalls in 3 Erben. In dem Bauerndorfe Pehnen, das 
8 Hufen groß war, beſaßen 1616 Hans und Wilhelm Truchſeß von 
Wetzhauſen 2 Hufen; ſpäter erwarben ſie auch den übrigen Anteil ?). 

Auch ſchon früher können wir derartige Zerſplitterungen von grund⸗ 
herrſchaftlichen Rechten beobachten. Im J. 1343 kaufte der Biſchof von 
Ermland den vierten Teil der Heidemühle bei Wormditt 21. In einem 
andern Falle geht die Zerſplitterung auf die Lokation zurück. Im 
J. 1354 hatten die „Feodales“ von Tungen, ſechs an der Zahl, das 
Dorf Peiskam loziert, und natürlich ging der Zins und die Grundherr⸗ 
ſchaft in ſechs Teile“). 

Indem ſolche Gutsanteile durch Verkauf, Verpfandung und Erb⸗ 
teilung weiter parzelliert wurden, entſtand hie und da ein ausgeprägter 
Streubeſitz. Der Grundherr beſaß Anteile in mehreren Gütern und 
Dörfern. Dasſelbe Dorf gehörte mehreren Grund⸗ und Gerichtsherren; 
doch dürfte eine Trennung zwiſchen Grundherrſchaft und Gerichtsbarkeit 
in Preußen niemals vorgekommen ſein. 

Indeſſen ſcheint dieſe Bewegungstendenz, ſoweit es ſich um eine 
Zerſplitterung von rein grundherrſchaftlichem Beſitz, d. h. von Dörfern 
handelt, im 17. Jahrhundert im weſentlichen abgeſchloſſen zu ſein. Im 
18. Jahrhundert erſcheint die Grundherrſchaft fait überall wieder arron⸗ 
diert, ſo daß ſich die Grenzen einer Dorfgemeinde mit den Grenzen der 
Grundherrſchaft decken. Wo wir im 18. Jahrhundert noch zerſplittertem 
Grundbeſitz begegnen, da ſind es überwiegend Vorwerke, alſo gutswirt⸗ 
ſchaftliche Eigenbetriebe. Zwar verordnete das oſtpreußiſche Landrecht 


1) Diplomatarium Ilebryense, ed. Mülverstedt II, 19. 98. 109. 152 f., 643 f. 

2) Behniſch, Verſuch einer Geſchichte von Bartenftein S. 433. 448. 

3) Cod. dipl. Warm. II, 25. 

4) Altpreuß. Monatsſchrift 1898 S. 271 ff. (G. Conrad, Regeſten aus 
Dohnaſchen Archiven in Wolodien). 
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von 1620, daß alle Güter nur ſo weit geteilt werden dürften, daß ein 
Anteil nicht weniger als 6 Hufen betrüge. Für kölmiſche Güter 
werden 3 Hufen als Mindeſtgröße vorgeſchrieben !). Indes zeigen die 
Beiſpiele aus den Hufenſchoßprotokollen, daß dieſe Vorſchriften nicht 
ſtreng eingehalten worden find. Nach der Steuertabelle von 1701 gab 
es nicht weniger als 378 adlige Güter, die kleiner als 6 Hufen waren. 
Und in Maſuren gab es noch Ende des 18. Jahrhunderts ſogenannte 
Freidörfer, die aus adligen Beſitzungen von 2—3 Hufen beſtanden ?). 
Im weſtpreußiſchen Kulmerlande war ein adliger Gutsanteil von 15 kul⸗ 
miſchen Morgen, wie ihn die preußiſche Behörde 1772 bei der Annektion 
in Wlewsk (Kreis Strasburg) vorfand, eine Ausnahme; diefe kleinen 
Parzellen waren meiſt verſchwunden ). In einem Teil von Pommerellen 
hatte ſich dagegen dieſer adlige Parzellenbeſitz erhalten. An manchen 
Orten gab es bis zu 60 adlige Gutsherrſchaften. Der Kreis Berent 
zählte an 2000 kleiner Edelleute, von denen viele nicht mehr als 
15 Morgen beſaßen ). 

Man ſieht, die freie Teilbarkeit des Grundbeſitzes führte in einzelnen 
Fallen zu Zuſtänden, die denen jenſeits der Grenze ähnelten. Jene 
er Pommerellens erinnern an die „barfüßigen“ Schlach⸗ 
Ki 10 gie", die ſelbſt ihre Acker beſtellten, die geſellſchaftlich nicht 
polniſchen si geworden, ſondern ganz proletariſiert waren, auf dem 
kings ober Gw aber dasſelbe Stimmrecht hatten, wie die Czar⸗ 
gece Col apieja. Dort gab es Güter, die bis in 200 adlige 
anse ES elt paan, deren Größe nicht mehr nach Morgen, fondern 
alit atie eeten beſtimmt werden konnte. Manch ein Schlachtiz dieſer 
2 Wehen Si GEI als ein Haus, einen Stall und ſo viel Land, um 
Reden ne 9 zu konnen. Ein ſolches adliges Gut im Dro⸗ 
verlegte; Ch EE, als die preußiſche Regierung eine Landſtraße 
guf Em ut“ hatte gerade auf der neuen Wegeſtrecke gelegen. 
obt > up Departements Plock und Bialyſtock ſoll es 
1798 such “ cher Edelleute gegeben haben. Ein preußiſches Editt von 

Sa ee unſeligen Beſttzverhältniſſe zu reformieren“). 
war überh EN Ge dieje Teilgüter bewirtſchaftet? In welcher Weiſe 

aupt die Teilung vorgenommen worden? Bei großen Gütern 


1) Oſtpr. Land ? 
ebendort. lpr. Landrecht von 1620 lib. 7, lit. 3, § 5. Landrecht von 1685 


2) Goldbeck, To i auch Haxthauſen 

r „Topogra 

Wee 131 phie Oſtpreußens S. 61. al. auch Haxthauſen, 
3) Plehn, Strasburger Kreisgeſchichte S. 244. 


4) Hagen, Das Agrargeſetz. Königsberg 1814. S. 53. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XVIII. 1. 7 
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konnte leicht ein ſelbſtändiger Hof abgebaut werden. Dies hätte aber 
bei den kleineren Beſitzungen wegen der verſchiedenen Bodenqualität zu 
Unzuträglichkeiten geführt. Man half ſich auf eine einfachere Weiſe. 
Man wirtſchaftete ebenſo wie der Bauer in Feldgemeinſchaft; nicht das 
ganze Gut, ſondern jedes der drei Felder und jedes Gewann darin wurde 
geteilt. Die Urkunden geben darüber nur felten gelegentliche Andeu⸗ 
tungen, den Beweis liefern die Flurkarten und Separationsrezeſſe. 


Während der landesherrliche Domanialbeſitz durch die Schenkungen 
und Verpfändungen des 16. und 17. Jahrhunderts ſich beträchtlich ver⸗ 
mindert hatte, ſo erfuhr er anderſeits eine bedeutende Zunahme durch 
die Wiederaufnahme der Koloniſation. Die Hohenzollern ſetzten das 
Beſiedlungswerk des Ordens fort. Und nicht erſt Friedrich Wilhelm 1. 
hat damit begonnen, ſondern ſchon Herzog Albrecht, Markgraf Georg 
Friedrich von Ansbach und die erſten brandenburgiſchen Kurfürſten. Der 
Große Kurfürft beſaß nach einer Denkſchrift der Stände von 1622 1) ungefähr 
zwei Drittel des Landes. Nach einer Berechnung der Kriegskammer von 
1673 betrug der Grundbeſitz des Adels (an Vorwerken und Dörfern) 
44511 Hufen, der Kölmer und Freien 20 108, der landesherrlichen 
Bauern 48 937 Hufen; die kurfürſtlichen Domänen ſind hier außer 
Betracht gelaſſen. 

Die Koloniſation Herzog Albrechts war erſtlich eine innere: die 
Wüſtungen, die zum Teil noch von dem dreizehnjährigen Kriege, zum 
Teil von dem von 1519—22 herrührten, wurden wieder in Kultur 
gebracht; ſodann eine äußere: die Beſiedlung Litauens und Maſurens 
kam unter ſeiner Regierung wieder in Fluß. Die fürſtliche Gewalt hat 
der Begründer des Herzogtums Preußens verfallen laſſen; für die 
Landeskultur hat er ſehr viel getan. Wie der Orden vor ihm und 
Friedrich der Große nach ihm, verfolgte er das Syſtem einer „Peu⸗ 
plierung“ ohne Anfehen der Nationalität. Schotten, Böhmen, Holländer, 
Polen hat er ins Land gezogen. Seine holländiſchen Kolonien gediehen 
nicht?). Man hatte dieſe gebornen Viehzüchter auf den gänzlich deva⸗ 
ſtierten Dorffluren des Oberlandes angeſetzt; dort ſollten ſie die ver⸗ 
wachſenen Acker roden. Zu dieſer Arbeit eigneten die Holländer ſich 
nicht; in ihr Element kamen ſie erſt, als ſie in der Weichſelniederung 


1) Breyſig, Urkunden u. Aktenſtücke II, 49. 784. 
2) Vgl. die dankenswerte Monographie von Schumacher, Niederländiſche 
Anſiedlungen im Herzogtum Preußen zur Zeit Herzog Albrechts. Leipzig 1903. 
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angeſiedelt wurden. Für die Arbeit des Rodens galten die Polen als 
beſonders tüchtig!) 

Die Beſiedlung Maſurens war mit dem dreizehnjährigen Kriege 
ins Stocken geraten, die von Litauen hatte zur Ordenszeit kaum be⸗ 
gonnen. Die öſtlichſte Stadt des Ordensſtaates war Wehlau geweſen; 
noch im 16. Jahrhundert beſaß ſie das Stapelrecht über das ganze 
Hinterland bis zur ſzamaitiſchen Grenze?). Der Orden war, auch hier 
einem Flußlaufe folgend, den Pregel aufwärts vorgedrungen. Weit 
Über die Deime und Angerapp hinaus ift er aber nicht gekommen. Die 
Mehrzahl der Ortſchaften, die das Zinsregiſter des Amts Inſterburg 
von 1446 aufführts), liegen in den heutigen Kreijen Pr. Friedland und 
Wehlau. Tapiau hieß damals noch das Waldamt, erſt 1722 erhielt 
der Ort die Stadtgerechtigkeit. 

Auch der Gang der neuen Beſiedlung wird zum Teil durch die 
Städtegründungen bezeichnet, wenn auch nicht mehr ſo deutlich wie zur 
Ordenszeit. Im Jahre 1540 wurde Inſterburg gegründet (Stadt⸗ 
recht erhielt es freilich erſt 1583), 1567 Goldapp. Im J. 1552 wurde 
Tilſit, 1642 Labiau zur Stadt erhoben. Die Städte der fünf Landrats⸗ 
kreiſe Ragnit, Pilkallen, Stallupöhnen, Gumbinnen und Darkehmen ver- 
danken ihr Daſein erſt Friedrich Wilhelm I. (1722—25). Zwei litauiſche 
WE: aber, Heydekrug und Niederung, haben bis heute keine Stadt. 

Die Gründung von Städten bedeutete die Erſchließung einer Land⸗ 
ſchaft für die deutſche Kultur, fie bezeichnet den Weg, den die Bez 
ſiedlung durch den Staat einſchlug. Die Beſiedlung Litauens hat ſich 
aber zum Teil ohne ſtaatliche Leitung vollzogen. Sie geſchah nicht aus- 
ſchließlich vom Weiten, von der deutſchen Seite her, ſondern in erheb⸗ 
lichem Umfange vom Often aus. So viel wir wiſſen, fand Anfang des 
16. Jahrhunderts eine ſtarke Einwanderung aus dem zu Polen gehörigen 
Litauen in das Ordensland ſtatt ). Die Steuertabelle von 1701 führt, 
wie gezeigt, an 30 000 Bauernfamilien auf Domanialland im heutigen 
Litauen auf. Dies Gebiet iſt alſo nach jener Einwanderung lange Zeit 
ſehr ſtädtearm, zum Teil ſtädtelos geweſen. 


1) Schumacher S. 106. 
S e Kiewning⸗Lukat, Urkunden zur Geſchichte des Hauptamts Inſterburg 
3) a. a. O. S. 5 ff. 


4) a. a. O. S. XII, Lotar Weber, Preußen vor 100 Jahren, S. 109—115. 
Toeppen, Geogr. 34, hält die Bevölkerung Litauens für autochthon; nimmt aber 
S. 271 doch eine Einwanderung zur herzoglichen Zeit an. Auch Bezzenberger 
hält die litauiſche Bevölkerung für autochthon. 
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Das Gedeihen ſtädtiſcher Siedlungen ſetzte ſtets eine nicht ganz 
unbeträchtliche deutſche Bevölkerung in der Nachbarſchaft!) voraus. 
Die litauiſche Landſchaft, die von einer undeutſchen, noch tief in der 
Naturalwirtſchaft ſteckenden Bevölkerung bewohnt war, mit einem Netz 
von Städten zu überziehen, wie es der Orden im übrigen Preußen dank 
der ſtärkeren deutſchen Einwanderung hatte tun konnen, war vorläufig 
noch nicht an der Zeit. Herzog Albrecht und ſeine Nachfolger legten 
ſich daher in der Anlage von Städten eine heilſame Beſchränkung auf. 
Dagegen haben ſie eine bedeutende Anzahl von Kirchen gegründet ). 
Gerade hieraus erkennt man deutlich, daß die Kultivierung des Landes 
ſich noch in den erſten Anfängen befand, denn der Orden hat überall, 
wo er koloniſierte, auch Kirchen gebaut. Daneben wurden als koloni⸗ 
ſatoriſche Mittelpunkte — Krüge angelegt. Wie im Mittelalter die 
Bifchöfe von Ermland den Lokatoren von Dörfern die Kruggerechtigkeit 
verliehen, damit ſie deſto leichter die Einwanderung in die Wildnis 
leiten könnten, ſo wurden jetzt namentlich an den wichtigen Straßen 
Krüge gebaut. Häufig neben eine Kirche; machmal ließen ſich die Geiſt⸗ 
lichen ſelbſt die Kruggerechtigkeit verleihen?). Oder die Kirche wurde 
dort gegründet, wo ſchon ein Krug ſtand; wurde das geplant, ſo begann 
ein Wettſtreit unter den Grundherren, weſſen Krug durch dieſe lukrative 
Nachbarſchaft begünſtigt werden ſollte +). 

Herzog Albrecht und ſeine Nachfolger haben in der litauiſchen 
Wildnis — das Wort, das in den Urkunden immer noch vorkommt, 
kennzeichnet den Zuſtand des Landes — nicht ſelten Güter von 40 und 
50 Hufen an den Adel verliehen. Auch die herzoglichen Beamten wurden 
mit Rittergütern beſchenkt, die ſie dann gern weiter verkauften Bir 
Während aber der Orden den Grund und Boden gegen die Übernahme 
des Kriegsdienſtes unentgeltlich vergeben hatte, wurde nun das unurbare 

1) Es iſt charakteriſtiſch, daß die von Ulrich von Jungingen in dem 
maſuriſchen Amt Seeſten angelegte Stadt Sensburg ſich nicht entwickeln konnte. 
Toeppen, Maſuren 102. Die Urſache lag in dem Mangel deutſcher Nachbarſchaft. 

2) Toeppen, Geographie S. 266 ff. — Kiewning⸗Lukat, Urkunden S. 211. 

3) Kiewning⸗Lukat XIII ff. — So war es auch in Maſuren. Toeppen, 
S. 183. — Toeppens Zweifel an der koloniſatoriſchen Bedeutung der Krüge 
wird durch die Beiſpiele aus Litauen widerlegt. — Auch iſt daran zu erinnern, 
daß bei den Städtegründungen in Nordamerika im 19. Jahrhundert immer mit 
drei Gebäuden der Anfang gemacht wurde: der Kirche, der Gaſtwirtſchaft und 
der Bank. 

4) Zeitſchrift der Altertumsgeſellſchaft Inſterburg, Heft 5, S. 25. Bal. 
Kaspar oft, Haushaltungsbuch 66. 80. 

5) Kiewning⸗Lukat S. XIV f. 
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Land verkauft. Obwohl immer noch Schenkungen vorkamen, zum Schaden 
der fürſtkichen Kaſſe, denn die Kaufſummen ſpielten eine bedeutſame 
Rolle in den landesherrlichen Einnahmen. Im 17. Jahrhundert machte 
ſich bereits eine Steigerung des Bodenpreiſes in dem jungen Koloni⸗ 
ſationsgebiet bemerkbar; früher wurden für die wuſte Hufe 50 Mark 
gezahlt, in den zwanziger Jahren das Dreifache ). 

Bekanntlich iſt Litauen ſehr viel ärmer an adligen Gütern als das 
übrige Oſtpreußen. In dem Gebiet, das erſt in und nach dem 16. 
Jahrhundert koloniſiert worden iſt, wurden von vornherein verhältnis⸗ 
mäßig wenige adlige Güter (um den Begriff vorwegzunehmen) geſchaffen; 
und mehrere, die in der Peſtzeit von 1708—11 wüſt geworden waren, 
hat Friedrich Wilhelm I. zu Koloniſationszwecken angekauft). Immer⸗ 
hin ſind bedeutende Unterſchiede zwiſchen den einzelnen litauischen Kreiſen 
vorhanden. In Heydekrug, Stallupöhnen, Tilſit und Gumbinnen iſt 
die Zahl der adligen Ortſchaften minimal. In Ragnit und Angerburg 
iſt ſie ſchon größer, und ſie ſteigt beträchtlich in den Kreiſen Niederung, 
Inſterburg und Darkehmen, obwohl ſie auch hier hinter dem übrigen 
Oſtpreußen zurückbleibt. Below macht darauf aufmerkſam, daß die 
adligen Güter häufig gruppenweiſe zuſammenliegen. Der Ritterguts⸗ 
beſitzer wohnt gern inmitten ſeinesgleichen, ebenſo der Bauer. Die 
litauiſchen Kreiſe mit ſtärkerem adligen Grundbeſitz grenzen — zum Teil 
wenigſtens — an die Kreiſe des weſtlichen Teils der Provinz, die eben⸗ 
alls reich daran ſind 2). Noch deutlicher tritt diefe Tendenz vor Augen, 
wenn man die Stärke des adligen Beſitzes nach Kirchſpielen“) verfolgt. 
In dem Kreiſe Niederung (früher Heinrichswalde) liegen drei Viertel 
ſämtlicher adliger Ortſchaften in dem einen Kirchſpiel Lappienen. In 
Nagnit liegen von den 26 adligen Orten des Kreiſes 12 im 
Kirchſpiel Kraupiſchken, 7 in Ragnit. Der Kreis Inſterburg umfaßt 


1) Kiewning⸗Lukat III ff. 

2) Goldbeck, Topographie von Oſtpreußen, S. 66. 

3) v. Below. Territorium u. Stadt, S. 83 ff. — Einzelne Ungenauigkeiten 
bei Below beruhen auf der Unzulängllchkeit ſeiner Quellen. Die Zahl der Re⸗ 
gulierungen iſt nicht maßgebend, da zu vielen Rittergütern keine Bauerndörfer 
gehort haben. Die heutigen Gutsbezirke entſprechen nicht den adligen Gütern; 
auch viele kölmiſche Güter find darunter. Die folgenden Angaben ſtammen aus 
Kühnaſt, Statiſtiſche Mitteilungen über Litauen und Masuren. Gumbinnen 
1861—63. 3 Bde. 9 

4) Es handelt ſich natürlich um die Kirchſpiele in ihrem Umfang i. J. 


1861—63. Noch heute zeichnen fih die Kirchſpiele in Litauen durch eine ab- 
norme Große aus. 
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10 Kirchſpiele; von ſeinen 61 adligen Ortſchaften gehören je 9 zu den 
Kirchſpielen Inſterburg und Norkitten, 11 zu Puſchdorf und 13 zu Jod- 
lauken. In dem Darkehmer Kirchſpiel Dombrowken ſind von 26 
Ortſchaften 24, in Trempen von 64 Orten 53 adlig. 

Dieſe Anhäufung von adligem Grundbeſitz kann man indeſſen nicht 
allein dadurch erklären, daß jede Beſitzart, wo ſie einmal eine bedeutende 
Stellung einnimmt, die Tendenz habe fich auszubreiten!) — eine Zen: 
denz, deren Träger natürlich die Grundbeſitzer ſelber wären. Von denen 
hing es aber nicht ab, ob ihr Gut adlige Rechte erhielt, ſondern von 
der Landes herrſchaft. Dieſe mußte alfo jene Tendenz mindeſtens gr: 
duldet, den Wünſchen des Adels willfahrt haben. Augenſcheinlich hat ſie 
aber ſelbſt die gleiche Tendenz verfolgt. Denn die Anhäufung adligen und 
desgleichen kölmiſchen Beſitzes findenwir auch in Gebieten, die ſchon vom 
Orden folonifiert worden find, zu einer Zeit alfo, wo die Landesherrſchaft 
gegen ihren Willen den Ständen nicht nachzugeben pflegte. 

Der Grund, weshalb die Landesherrſchaft in Litauen zur Herzog: 
lichen Zeit viel weniger „adlige“ Güter geſchaffen hat, als vordem der 
Orden in den andern Gebieten, liegt in dem Verfall der alten Heeres⸗ 
verfaſſung. Zwar haben Herzog Albrecht und auch noch feine Nadh- 
folger die Käufer „adliger“ Güter zum Kriegsdienſt verpflichtet. Aber 
mit der ſinkenden Bedeutung der ritterlichen Miliz ſchwand die Not⸗ 
wendigkeit, zu ihrer Vermehrung und Ergänzung (nach dem Verluſte 
Weſtpreußens) eine erhebliche Anzahl neuer Dienſtgüter auszutun. Ein 
guter Teil der adligen Güter in Litauen, zumal im Hauptamt Inſter⸗ 
burg, geht auf Verleihungen aus der Ordenszeit zurück. Je ſpäter die 
einzelnen Kreiſe Litauens koloniſiert worden ſind, deſto weniger adlige 
Güter enthalten ſie. 

Nun ſind nicht alle die Güter, auf denen die Pflicht zum Reiter⸗ 
dienſt ruhte, adlige Güter geworden, ſondern im weſentlichen nur die, 
deren Beſitzer mit der hohen und niederen Gerichtsbarkeit beliehen waren. 
Litauen iſt deshalb ſo arm an adligen Gütern, weil ſeine Beſiedlung in 
eine Zeit fiel, wo kein zwingender Grund mehr vorlag, viele Dienſtgüter 
zu ſchaffen; Maſuren dagegen deshalb, weil hier der Orden den kriegs⸗ 
dienſtpflichtigen Freien ſehr viel ſeltener als in den andern Gebieten die 
Gerichtsbarkeit verliehen hat. Wie dieſe verſchiedene Politik des Ordens 
zu erklären iſt, wiſſen wir heute noch nicht?). 


1) Below a. a. O. S. 26 ff. 

2) Desgleichen fehlt es an lokalgeſchichtlichen Nachweiſen, ob einer erheb⸗ 
lichen Anzahl von Dienſtgütern ohne Gerichtsbarkeit im 17. Jahrhundert die 
adlige Qualität deshalb zuerkannt worden iſt, weil ſie ſeit 1612 in adligem 
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Keinenfalls iſt aber die verſchiedene Verteilung des adligen Grund⸗ 
beſitzes von dem Stärkenverhältnis der deutſchen und undeutſchen Be⸗ 
völkerung beeinflußt geweien'). Denn im öſtlichen Natangen, wo der 
Adel dicht aneinander ſaß, z. B. im heutigen Kreis Gerdauen, iſt das 
preußiſche Element zur Koloniſationszeit ganz und gar nicht gering 
geweſen. 

In der Politik der Landesherrſchaft dürfte man aber doch nicht die 
alleinige Urſache dafür ſuchen, daß Litauen einen verhältnismäßig ſo ge⸗ 
ringen adligen Beſitz aufweiſt. Die ſpärliche deutſche Einwanderung 
nach Litauen im 16. und 17. Jahrhundert, ja ſchon der ſpäte Beginn 
ſeiner Beſiedlung, desgleichen der langſame Fortgang der Koloniſation 
Mafureng zur Ordenszeit, laſſen auf eine gewiſſe Koloniſationsmüdigkeit 
der Bevölkerung ſchließen. Gewiß war von ſehr großem Einfluß, daß 
die weitere Einwanderung aus dem deutſchen Mutterlande zu früh auf 
hörte, Schon im 15. Jahrhundert war ein zahlreicher Stand von 
freien Landarbeitern vorhanden, im 16. und 17. Jahrhundert hatte die 
Zerſplitterung des adligen und des kölmiſchen Grundbeſitzes bereits be⸗ 
denkliche Dimenſionen angenommen. Weshalb haben nun die Land⸗ 
arbeiter fi nicht als Bauern in dem neuen Koloniſationsgebiet anftedeln 
ZS Weshalb haben die Söhne von Rittern und Freien lieber einen 
wa ihres väterlichen Erbes übernommen, als daß ſie es ungeteilt einem 
Anerben überließen, um ſich in der Wildnis einen größeren Beſitz zu 
ſchaffen, der zur Ordenszeit unentgeldlich und im 16. Jahrhundert doch 
zu einem geringen Bodenpreiſe zu haben war? Hatte für die Nad- 
kommen der deutſchen Einwanderer die Eriftenz innerhalb der Sphäre der 
Kultur einen jo großen Reiz, daß fie lieber unter engeren Verhältniſſen dort 
zurückblieben, als daß ſie in dem harten Leben des Squatters ſich einen 
größeren Wohlſtand begründeten? Für das Deutſchtum im Oſten war 


SC o See Auch die Falle, wo die Entwicklung den umgekehrten Ver⸗ 
Sé nahm, wo die Güter trotz der Gerichtsbarkeit kölmiſche wurden, weil ihre 

eſitzer nicht adlig waren, ſollen nach Goldbeck S. 63 nicht ſelten geweſen ſein. 
d E ` SE Gumbinnen betrug 1840 der Flächeninhalt der adligen 
Gier SM SA waren ſchon reguliert — 20818 fulm. Hufen, der kölmiſchen 
Schubert, Ha ir Der Regierungsbezirk umfaßte 289,21 Quadratmeilen. 

1) = à der allg. Staatskunde des preuß. Staats. I, 518 (1846). 

Ermland e S. 89. Das Vorwiegen des bäuerlichen Grundbeſitzes im 

rmland (S. 91) ift auf die Wirtſchaftspolitik der Biſchöfe zurückzuführen. Die 
Biſchöfe von Ermland haben die innere Politik des Ordens fortgeſetzt. Das 
rein polniſche Bistum Poſen kann hier nicht zum Vergleich herangezogen werden. 
Die Kulmer Biſchöfe aber beſaßen kein geſchloſſenes Herrſchaftsgebiet, wie der 
von Ermland, haben alſo nicht eine eigne Wirtſchaftspolitik ausbilden konnen. 
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das ein Verlust; denn infolgedeſſen haben Litauer und Polen in großen 
Maſſen in die litauiſche und maſuriſche Wildnis eindringen können. — 

Die Geſchichte der Koloniſation des 16. und 17. Jahrhunderts iſt 
noch nicht geſchrieben. Aber in die Wirtſchaftstätigkeit der herzoglichen 
Kammer zur Zeit Albrechts gewährt das „Haushaltungsbuch“ von 
Kaspar von Noſtitz ein deutliches Bild!). Unaufhörlich klagt er über 
die ſchlechten, eigennützigen Amtleute und Diener des Fürſten, er ſucht 
in die Verwaltung einen ſtraffen, etwas fiskaliſchen Zug zu bringen, den 
Ertrag des großen liegenden Vermögens ſeines Herrn zu ſteigern, ohne 
doch Raubwirtſchaft zu treiben. Noſtitz iſt ein typiſcher Vertreter der 
älteren deutſchen Kameralpolitiker. Vierzig Jahre lang, von 1538 bis 
1578, war er Mitglied der herzoglichen Rentkammer. In dieſer Zeit 
rühmt er ſich, nicht weniger als 34 Domänenvorwerke, 37 Schäfereien, 
36 Mühlen gegründet zu haben ?). 

Die Domänenvorwerke des Ordens waren im ganzen von kleinem 
Umfange geweſen. Der Bedarf der Komtureien an Naturalien wurde 
durch das Zinsgetreide gedeckt: einen ſehr beträchtlichen Teil dieſer 
Naturalabgaben hatte der Orden obendrein exportieren konnen. Jetzt, 
nach dem Verluſt Weſtpreußens, der am beſten angebauten Hälfte des 
Staats, wurden die vorhandenen Vorwerke vergrößert und, zumal in 
Litauen und Maſuren, neue angelegt. Man erſieht aus dem Haus- 
haltungsbuch, wie überall den individuellen Verhältniſſen jedes Amts 
Rechnung getragen wurde. Man mußte ſich nach den Bodenverhält⸗ 
niffen, dem zur Verfügung ſtehenden Areal und Scharwerk richten. Wüſt 
liegende Güter oder „geräumtes“ (gerodetes) Land wurde zur Anlage 
neuer Vorwerke benutzt. Die landwirtſchaftlichen Arbeiten hatten die 
ſcharwerkspflichtigen Bauern zu leiſten. Reichte das Scharwerk nicht 
aus, jo wurden neue Bauern und Gärtner angeſetzt, oder Scharwerks⸗ 
dienſte von Dörfern, die bisher einem andern Vorwerk zugeſchrieben 
waren, dem neuen Hof zugewieſen, oder das Scharwerk wurde einfach 
erhöht. 

Im Amt Pr. Mark lag ein wüſtes Gut Feilſchmitz. Noſtitz be⸗ 
merkt, ein Teil davon ſolle mit Bauern beſetzt, ein Teil zu einem Vor⸗ 
werk gemacht werden s). In demſelben Amt lag der Hof Lixein. 
Darüber heißt es: „Der Hof Lixein iſt nicht groß, kann auch wenig 

1) Herausgegeben von Lohmeyer, 1893. (Publikationen des Vereins für 
die Geſchichte von Oft- und Weſtpreußen.) Vgl. für das Folgende Lohmeners 
Einleitung. 

2) d. a. O. S. 21. 

3) a. a. O. S. 25. 
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dazu geräumet (gerodet) werden. Nächſt daran grenzt ein wüſtes Gut, 
Kaiſerswald genannt, das kann man dazuſchlagen. Hat eine ungewiſſe 
Hubenzahl, meines Erachtens nicht viel über 30 Huben; könnte ein 
ſtattlich gut Vorwerk angelegt werden. An dies Gut Kaiſerswald grenzt 
wieder ein wüſtes Gut, Rotzigeshof genannt ... Auf dies Gut wäre 
eine Schäferei zu bauen: haben nächſt dabei eine gute Heide; konnten 
alle drei Güter zuſammengeſchlagen werden ſamt der Schäferei. Sollte 
das Getreide zu weit zu führen ſein von Rotzigeshof bis gen Lixein oder 
Kaiſerswald, jo müßte man auf Rotzigeshof einen kleinen Hof bauen.. 
Die Erfahrung wird foldes geben ).“ 

Amt Angermünde: „Wenn der Sperling (ein Wald) geräumet wird 
und die Dörfer angelegt, auch die nächſten Wälder im Inſterburgiſchen 
mit Bauern beſetzt werden, jo kann man etliche Dörfer mit dem Schar 
werk ins Inſterburgiſche ſchlagen, und kann ein neu Vorwerk und Korn⸗ 
mühle zu Popellen angelegt werden ?).“ „Mehr Bauern anſetzen!“ 
ſchreibt Noſtitz in feiner Anweiſung für Amtleute s). Das Scharwerk 
ſoll ausgenutzt werden: „Itzund iſt überflüſſig Scharwerk, wird viel 
unnütz und andern Leuten zum Beſten gebraucht,“ heißt es vom Amt 
Tilſit ). „In Inſterburg, Ragnit und Tilſit wird das Scharwerk nicht 
recht gebraucht, ſonſt könnten die Höfe beſſer betrieben werden s).“ „Bei 
dem Elenbruch (Amt Arys) kann auch ein gut Vorwerk und eine 
Schäferei angelegt werden; iſt Scharwerk dazu genug, kann auch 
mehr gemacht werden. Etliche ſehen es nicht gerne, man 
muß ſich daran nicht hindern laſſen“).“ 


Die wirtſchaftlichen Tendenzen des 16. und 17. Jahrhunderts 
werden von Knapp und ſeiner Schule in eine ſehr einfache Formel ge⸗ 
bracht. In jener Zeit ſei der landwirtſchaftliche Großbetrieb entſtanden; 
der Adel habe ſeine Vorwerksbetriebe vergrößert, und um das nötige 
Land dazu zu gewinnen, habe er Bauern gelegt; ſo habe ſich das Guts⸗ 
land bedeutend vermehrt, das Bauernland dagegen habe abgenommen. 
Das Problem ift alſo das, ob und aus welchen Gründen fih in dieſer 
Epoche die f oziale Bodenverteilung zwiſchen adligen und bäuerlichen 


1) a. a. O. S. 26. 
2) a. a. O. S. 57. 
3) a. a. O. S. 131. 
4) a. a. O. S. 81. 
5) a. a. S. S. 82. 


6) a. a. O. S. 54. 
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Wirtſchaftsbetrieben weſentlich verſchoben habe und zwar zu Ungunſten 
der Bauern. 

Für die landesherrlichen Domänen trifft, wie wir geſehen haben, 
unzweifelhaft zu, daß die Vorwerke, die zur Ordenszeit nur von geringem 
Umfange waren, erheblich vergrößert worden ſind. Zugleich vermehrte 
ſich ihre Zahl bedeutend, namentlich durch die Koloniſation von Litauen 
und Maſuren. Ebenſo ſicher aber iſt, daß zu dieſem Zweck nicht nötig 
war, Bauernland einzuziehen. Land war in Fülle vorhanden, nicht 
nur in dem jungfräulichen Koloniſationsgebiet des Oſtens und Südens, 
ſondern auch in den weiten Waldungen der anderen Landſtriche, die nun 
allmählich gerodet wurden. Bei dem landesherrlichen Domänenbeſitz iſt 
eine Expanſionstendenz der Gutswirtſchaft unleugbar vorhanden geweſen. 
Aber um Bauern zu legen, dazu fehlte jeder vernünftige Grund. Die 
Domänenwirtſchaft beruhte auf einer rationellen Verteilung des Grund- 
beſites in Vorwerke und Bauerndörfer. Zur Bewirtſchaftung der 
Domänenvorwerke wurde viel Scharwerk gebraucht; um das Scharwerk 
auszunutzen, wie es jetzt geſchah, war ein Vorwerk auf die Nachbarſchaft 
mehrerer ſcharwerkspflichtiger Dörfer angewieſen. Auch die zahlreichen 
neuen Mühlen konnten nur beſtehen, wenn genug Bauern vorhanden 
waren, um ihnen Arbeit zu geben. Wohl wurde das Scharwerk erhöht, 
aber das Bauernland wurde nicht vermindert. Im 16. Jahrhundert 
kam es wohl vor, daß Bauern transloziert wurden, aber nur dann, 
wenn ſie keine Verſchreibung beſaßen !). 

Weniger einfach lagen die Dinge bei dem adligen Grundbeſttz. 
Wir haben bereits nachgewieſen, daß der landwirtſchaftliche Gutsbetrieb 
im 13., 14. und 15. Jahrhundert exiſtierte, daß neben zahlreichen 
Gütern von 6—12 Hufen auch große Vorwerke von 30—40 Hufen und 
darüber beſtanden haben. Die Güter der Freien, die nicht in der Lage 
waren, deutſche Bauern anzufiedeln, und die doch nicht ſelten die Große 
von 40 Hufen erreichten, find durchweg eigenwirtſchaftliche Betriebe ge⸗ 
weſen. Landwirtſchaftliche Betriebe von erheblichem Umfange gab es 
alſo ſchon im Mittelalter. Iſt aber das Rittergut in der Zeit, wo 
nach Knapp die landwirtſchaftliche Großwirtſchaft bereits ausgebildet 
war, identiſch mit dem, was wir heute im Oſten unter Großwirt⸗ 
ſchaft verſtehen? und zwar verſtehen nicht nach der techniſchen Seite des 
Betriebes, ſondern nach dem Umfange des Areals? Die Hufenſchoß⸗ 


1) Val. Noſtitz' Haushaltungsbuch S. 26: „. . haben fih zwei Beultn ler 
an den See geſetzt, eben da die Breſſe laicht; iſt beſſer dieſelben wegzuſetzen, 
haben keine Verſchreibung. ...“ 
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protokolle von 1715—19 beantworten dieje Frage ſehr deutlich. Von 
511 bauerloſen adligen Vorwerken waren 10 Die nicht größer als 6 Hufen, 
40 % nicht größer als 12 Hufen und weitere 40 %% nicht größer als 
30 Hufen. Mijo über 9000 der Rittergüter waren nicht größer als 
2000 Morgen. Wie ſchon hervorgehoben, beſtanden die wirklichen 
großen Herrſchaften aus einer bedeutenden Anzahl kleiner und mittlerer 
Vorwerke und Bauerndörfer. Man darf demnach in dem Rittergut des 
18. Jahrhunderts nicht Großbetriebe modernen Umfangs erblicken wollen. 
Die moderne Großwirtſchaft iſt erſt etwa ſeit 1763 entſtanden, ſeitdem 
die moderne landwirtſchaftliche Betriebsweiſe Verbreitung fand. Will 
Mary den Begriff des Großbetriebes im Gegenſatz zur bäuerlichen Wirt⸗ 
ſchaft auf die frühere Zeit anwenden, ſo wird man fon Vorwerke von 
7 Ze (= 670 Morgen — 170 ha) als Großbetriebe anzusprechen 
aben. 

Die Ergebniſſe der Hufenſchoßprotokolle machen es wahrſcheinlich, 
daß ein ſehr großer Teil der oſtpreußiſchen Gutswirtſchaften ſich von der 
Stolonifationggeit an bis zum 18. Jahrhundert in derſelben Größe erhalten 
ag e à ift daran zu erinnern, daß wie zur Kolonialzeit, ſo auch um 
daß e orwerke und Dörfer e bor Regel voneinander getrennt geweſen, 

Rei modern geſprochen, ſelbſtändige Gutsbezirke und Landgemeinden 
en haben. Die Vorwerke, die wir um 1720 in einer Dorfs⸗ 
gemarkung im Gemenge mit Bauernland antreffen, ſind wohl ſämtlich 
ſpäter entitanden und find zweifelsohne auf früherem Bauernacker errichtet 
worden. Ihre Zahl ift aber in Oſtpreußen lange nicht jo groß, wie 
a in Schleſien. In den immerhin nicht wenigen geſchloſſenen Dörfern, 
de = D adligem Befitz befanden, kann höchſtens vorübergehend einmal 

orwerk beſtanden haben. Sind nun die geſchloſſenen Vorwerke 
on u früherem Bauernland gebildet worden? Bei den Vor⸗ 
daß e Umfange liegt keinerlei Nötigung vor anzunehmen, 
am > angeſiedelt und ſpäter gelegt worden ſeien. Wir 
sel "e? Sc jon im Mittelalter ohne Bauernſcharwerk, lediglich 
diese Se , rbeit von Gärtnern und Geſinde beſtellt wurden, und daß 
keiten e bei den Kölmern, die keine Bauern anſiedeln 
weng e ZE war. Die Anſicht, daß zu jedem Gutsvorwerk not- 
gange geit RE gehört haben müſſe, trifft für Preußen für die 

EC — LR. Jahrhundert nicht zu. Es würde des lokal⸗ 
ge Nachweiſes für jeden einzelnen Fall bedürfen, daß auf ſolchen 

einen Rittergütern Bauern anſäſſig geweſen und ſpäter gelegt worden ſeien. 
È Was die größeren Gutsvorwerke betrifft, jo haben wir geſehen, daß 
die Anbaufläche von Getreide gerade hier außerordentlich gering war, 
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daß ein ſehr hoher Prozentſatz des Bodens Wald und Unland war 
oder als extenfivite Schafweide diente. Wenn nun ein Beſitzer von 
40 Hufen aus Mangel an Dünger nur 10—15 Hufen mit Getreide 
beſtellen konnte, während ein Waldbeſtand von 5 Hufen feinen Holz⸗ 
bedarf weit über Genüge deckte, ſo war auf dem Reſt von 20 Hufen 
Raum für ein Bauerndorf. Aus dem Zins, auch aus dem Scharwerk 
der Bauern, mußte er einen größeren Nutzen ziehen, als aus der ſehr 
extenſiven Schafzucht, zumal bei dem wenig gewinnreichen Syſtem der 
Schafpacht. Und wenn er nun ein 20 Hufen großes Dorf neben ſeinem 
eigenen Betriebe von 20 Hufen auf ſeinem Gute hatte, aus welchem 
vernünftigem Grunde hätte er da wohl die Bauern legen wollen? Er 
war bei dem damaligen Stande der Landwirtſchaft nicht imſtande, 
40 Hufen wirtſchaftlich zu nutzen. Vernünftige wirtſchaftliche Motive 
die Bauern zu legen, laſſen ſich in dieſem Falle gar nicht ausdenken. 
Die Annahme einer natürlichen Expanſionstendenz der Gutswirtſchaft 
hat alſo auch für die größeren Vorwerksbetriebe nichts Wahrſcheinliches. 

Nun ſind aber im 16. und 17. Jahrhundert in dem Umfange des 
adligen Vorwerkslandes in Oſtpreußen Veränderungen bemerkbar. Es 
ſind auch Betriebsvergößerungen vorgekommen. In den Amtsrechnungen, 
den Hufenſchoßprotokollen und den Präſtationstabellen findet man nicht 
ſelten, daß ein adliger Gutsbeſitzer, ein Kölmer, ein preußiſcher Freier 
mehrere Privilegien für ſein Gut aufzuweiſen hatte, d. h. beſondere 
Handfeſten für einzelne Teile des Guts. In dieſen Fällen aber waren 
die Betriebe, zumal die der Freien und Kölmer, nicht auf Koſten von 
Bauernland vergrößert worden, ſondern es ſind kleinere Vorwerke ge⸗ 
weſen, die zu einem Betriebe vereinigt wurden ). 

Ferner kommen Vergrößerungen der Vorwerke durch Rodung vor”). 
Auch hat ſich die Zahl der adligen Vorwerke vermehrt. Es ſind neue 
Vorwerke gegründet worden; in welchem Umfange das geſchehen ſein 
mag, iſt freilich ohne lokalgeſchichtliche Unterſuchungen nicht anzugeben. 


1) Es iſt charakteriſtiſch, daß innerhalb des Kreiſes Strasburg die ſechs 
Ortſchaften, die ſeit der Ordenszeit ſpurlos untergegangen ſind: Berg, Orwanis⸗ 
dorf, Karkaw, Sachſendorf, Siebenhuben und Sponsbruck, nicht Bauerndörfer, 
Sondern Dienſtgüter geweſen find; vermutlich wurden ſie mit einem benachbarten 
Gute vereinigt. Plehn, Ortsgeſchichte des Kreiſes Strasburg. 

2) Die Größe des gräflich Dohnaſchen Vorwerks Schlobitten ſchwankt im 
16. und 17. Jahrhundert zwiſchen 8 und 12 Hufen; 1727 umfaßte es 30, 1772 
ſogar 40 Hufen. Das Dorf Schlobitten vergrößerte ſich in demſelben Zeitraume 
von 12 auf 24 Hufen. Das Areal beider iſt durch Rodung von Wald gewachſen. 
(Mitteilungen des Herrn Amtsrichter G. Conrad in Mühlhauſen, nach Urkunden 
und Karten des Schlobitter Archivs.) 
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Und nicht nur in dem litauiſchen und maſuriſchen Koloniſationsgebiete, 
wo der Adel ja ohnehin nicht viele Güter erworben hat, ſondern auch 
in den Gebieten ältern Anbaus ſind neue Vorwerke angelegt worden. 
Aber es geſchah nicht notwendig auf Bauernland. Die guökern Be- 
ſitzungen hatten Land dazu im Überfluß, Wald oder nicht in die Acker⸗ 
wirtſchaft einbezogenes Gelände; hier galt noch, was Tacitus von den 
alten Germanen ſagte: superest ager. Auf einem Gute von 40 Hufen 
konnte leicht ein zweites Vorwerk abgebaut werden. 

Ausgeſchloſſen ift freilich nicht, daß ſich das Vorwerk auch auf 
Koſten von Bauernland vergrößert hätte; nur daß es dann wohl gerade 
aus den entgegengeſetzten Gründen geſchah, als Knapp annimmt. Der 
Zweck war nicht die Vergrößerung, ſondern im Gegenteil die Verkleine⸗ 
rung des Betriebes. Die Gründung neuer adliger Vorwerke war meiſt 
die Folge von Erbteilungen; in Erbverträgen wird gelegentlich die Ab⸗ 
licht ausgeſprochen, die Zahl der Vorwerke mit der Zahl der Erben in 
Einklang zu bringen ). Mit der Realteilung eines Gutes war aber nicht 
nur eine Verkleinerung des Grundbeſitzes, ſondern häufig auch des Vor⸗ 
werkslandes verbunden. Wurde der Beſitz eines Dorfes unter mehrere 
Erben geteilt, jo kam nur die Teilung des Zinſes und eine Zerſplitterung 
ven Grundherrschaft in Frage. Wurde aber ein Gut geteilt, das nur 
> einem Vorwerk beſtand, ſo verkleinerte ſich natürlich der Betrieb. 
Am deutlichſten läßt ſich das bei den Kölmern erkennen, die ja ſtets 
ohne Bauern waren. 

„Die Vorausſetzung war, daß Land genug vorhanden war, um ein 
zweites, vielleicht noch ein drittes Vorwerk abzubauen. In einigen 
sarl kam es auf dieje Weiſe zu außerordentlichen Zerſtückelungen des 
Beſitzes. Wie aber, wenn den Erben nicht nur ein Vorwerk, ſondern 
daneben auch ein Bauerndorf gehörte? In ſolchen Fällen mögen Bauern 
gelegt worden fein, indem die mit gutem Beſitzrecht zwangsweiſe auß- 
gekauft, die mit ſchlechtem kurzer Hand zu Inſtleuten gemacht wurden. 

In der Mark Brandenburg, in Pommern und Schleſien ſcheint die 
Erwerbung der Vorwerksländereien, die wohl auch hier nicht nur in der 
en ſchon vorhandener Gutswirtſchaſten, ſondern auch in der 
e ng neuer Vorwerke beſtand, häufiger auf Koſten von Bauernland 
volgt zu fein. Für Oftpreußen fehlt es für die Zeit bis zum erſten 
a sms an Nachweiſen. Die Urſachen dieſer Entwickelung aber 


ns 1) Bgl. den Eulenburgiſchen Vertrag von 1563 (Diplomatarium le- 
urgense Ile 9 f.); den Dohnaſchen Vertrag von 1622 (Aufzeichnungen über 
die Vergangenheit der Familie Dohna [von Graf Siegmar Dohna] il, SE 
Urkundenbuch). 
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haben Knapp und feine Schule, da ſie von der Vorausſetzung ausgingen, 
hier ganz neuen wirtſchaftlichen Tendenzen gegenüberzuſtehen, nicht richtig 
erkannt. Namentlich trifft Knapps Auffaſſung nicht zu, daß die An⸗ 
derung der Kriegsverfaſſung den Ritter in einen Landwirt verwandelt 
hätte. Wieviel Zeit ſoll denn der Kriegsdienſt dem mittelalterlichen 
Grundherrn gekoſtet haben? Wieviel Feldzugsjahre kommen z. B. im 
14. Jahrhundert für den kulmerländiſchen oder ermländiſchen Landwirt 
vor? Wieviel Wochen oder vielmehr wieviel Tage dauerte ein ſolcher 
Feldzug? Sicher nicht viel mehr Zeit, als etwa ein Teil des reichen 
Adels im 18. Jahrhundert in der Reſidenz zubrachte. An der Zeit, 
„ſeine Felder zu beſehen“, hatte es dem Grundherrn im Mittelalter wahrlich 
nicht gefehlt. Auch wurden noch im 18. Jahrhundert die Vorwerke zu⸗ 
mal bei größeren Grundherrſchaften, häufig nicht von dem Beſitzer ſelbſt 
bewirtſchaftet, ſondern von Hofleuten und Arrendatoren. Kleinere Guts⸗ 
herren, die nur 4—6 Hufen beſaßen, werden fich auch ſchon im Mittel- 
alter der eigenen Wirtſchaft haben annehmen müſſen. Durch das Aufhören 
des Fehdeweſens kann der Urſprung der Gutswirtſchaft vollends nicht 
erklärt werden. Mit Recht hebt Below hervor, daß die Veränderung 
der Kriegsverfaſſung und die Unterdrückung des Fehdeweſens nicht nur 
den Oſten, ſondern auch den Weſten Deutſchlands betraf, wo ſich die 
Grundherrſchaft nicht zur Gutsherrſchaft entwickelt hat!). In Preußen 
hat ohnehin das Fehdeweſen, dank dem ſtraffen Regiment des Ordens, 
nie Eingang gefunden. 

Das hiſtoriſche Problem iſt nicht das: aus welchen Urſachen iſt die 
Gutswirtſchaft im 16. oder 17. Jahrhundert entſtanden — denn ſie 
ſtammt aus der Kolonifationszeit, ſondern vielmehr: aus welchen Gründen 
hat ſie ſich bis ins 18. Jahrhundert erhalten, wo ſie dann durch die 
Reform der landwirtſchaftlichen Technik eine neue feſte Grundlage erhielt? 
Aus welchen Gründen hat ſich die Zerſplitterung des Grundbeſitzes und 
der Grundherrſchaft, die wir in Preußen im 15 und 16. Jahrhundert 
an mehreren Orten antreffen, nicht fortgebildet? Weshalb iſt eine 
Rückbildung in die geſchloſſene Gutsherrſchaft erfolgt? In der relativ 
geringen Ausdehnung, die die Zertrümmerung adliger Güter in Oſt⸗ 
preußen im 18. Jahrhundert aufweiſt, müſſen wir eine Reaktion der 
Geſellſchaft gegen die ſozialen und wirtſchaftlichen Folgen dieſer Zer⸗ 
ſtückelung ſehen. Der maſuriſche Schlachtiz, der ſich ſelbſt vor Pflug 
und Egge ſpannte, um ſeine paar Beete Land zu bearbeiten, der ſich 
von ſeinen reichen Standesgenoſſen bezahlen ließ, um auf dem Warſchauer 


1) Below, Territorium und Stadt S. 20. 
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Reichstage ſeine Stimme abzugeben, in deſſen Macht es lag, den Reichs⸗ 
tag zu zerreißen, dieſer Schlachtiz war ein folches Zerrbild des Adels, 
daß es den deutſchen Sinn abſchrecken mochte. Man hielt den Grundbeſitz 
zuſammen. Wie ſchon erwähnt, ſetzte das oſtpreußiſche Landrecht von 
1620 Grenzen für die Realteilung adliger und kölmiſcher Güter feſt. 

Die Gutswirtſchaft bildete für den zahlreichen Teil des Adels, der 
keine Bauerdörfer beſaß, alſo keinen Bodenzins erhielt, die weſentliche, 
wenn nicht die einzige Einnahmequelle, während für die Grundherren 
im Weſten Deutſchlands der Bodenzins nur eine Einnahmequelle neben 
anderen war. Die Zerſtückelung der ſelbſtbewirtſchafteten Vorwerke 
machte den oſtdeutſchen Adligen zum Bauern, hätte ihn in weiterer 
Folge zum Proletarier gemacht, während im Weſten die Zerſplitterung 
der Grundherrſchaft durch Erbteilung nur dieſe eine Einnahme des 
Grundherrn verringerte. Die Notwendigkeit, der Zerſplitterung der ſelbſt⸗ 
bewirtſchafteten Vorwerke Einhalt zu tun, wird dann auch eine Reaktion 
gegen die Zerſplitterung der Grundherrſchaften über die Dörfer (die wie 
gezeigt, im 15. und 16. Jahrhundert in Preußen vorkommt), erzeugt 
haben. Auch die Ausbildung, die die gutsherrſchaftlichen Rechte durch 
die Einführung der Untertänigfeit erfuhren, mag in derſelben Richtung 
eingewirkt haben. 

TZ Weſentliche aber ift, daß die Wirtſchaftsform des Guts⸗ 
betriebes von Anfang an beſtand, und daß die Landwirtſchaft der Beruf 
wenigstens der kleineren Grundherren war. Die Gutswirtſchaft mit ganz 
extenſivem Betriebe war die natürliche Wirtſchaftsform für größere Unter⸗ 
nehmer in der noch ſehr dünn bevölkerten Kolonie. Je mehr die Kultur⸗ 
flache wächſt, die Bevölkerung durch Einwanderung und natürliche Ber- 
mehrung ſteigt, deſto mehr verkleinert fich der Umfang des Grundbeſitzes. 
le Entwickelung, die wir aus der Beſiedelung von Nordamerika kennen, 
finden wir auch im Ordenslande wieder. Bei fortſchreitender Kultur, 
aber bei noch ſehr extenſivem Betriebe, war der kleine und mittlere Bez 
trieb wirtſchaftlich lohnender als der große. In einem Bauerndorfe iſt 
au ſehr viel kleinerer Prozentſatz der Gemarkung unbeackert als auf 
* Gute von 40 Hufen. Die Grundherren gründeten deutſche Bauern- 
dörfer, das Gutsland verringerte ſich zu gunſten des Bauernlandes. 

Die Vollendung dieſer Entwickelung, ſo wie ſie in Altdeutſchland 
i war, hätte aber eine bedeutend ſtärkere Einwanderung 
deutſcher Bauern zur Vorausſetzung gehabt. Streubeſitz und vielfach 
geteilte Grundherrſchaft ſetzt eine ſehr ſtarke bäuerliche Bevölkerung 
voraus, die für große Gutswirtſchaften keinen Raum mehr läßt. 

Nun iſt das nordoſtdeutſche Kolonialland auch in ſeiner mittel⸗ 
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alterlichen Blütezeit niemals auch nur annähernd jo ſtark angebaut und jo 
dicht bevölkert geweſen wie das Mutterland weſtlich von der Elbe. Die 
Auswanderung deutſcher Bauern wurde je weiter nach Oſten hin deſto 
ſpärlicher. Die Altmark, die in der Tat das üÜbergangsland von dem 
Mutterland zu dem kolonialen Deutſchland iſt, hat die intenſivſte Ein⸗ 
wanderung deutſcher Bauern erfahren. Nach Kur- und Livland find 
deutſche Bauern überhaupt nicht gekommen. 

Was Preußen betrifft, ſo hatte die deutſche Einwanderung zuſammen 
mit der eingeborenen Bevölkerung in der Ordenszeit nicht ausgereicht, 
um das ganze Staatsgebiet zu koloniſieren. Selbſt nachdem ein großer 
Teil Litauens 1436 an Polen abgetreten war, blieben noch viele Ge- 
viertmeilen wüſt. Erſt durch eine polniſche und litauiſche Einwanderung 
ſind Litauen und Maſuren im 16. und 17. Jahrhundert beſiedelt 
worden. Im Kulmerland, das von dem Ordenslande am früheſten und 
mit am ſtärkſten mit deutſchen Bauern beſiedelt wurde, find mit ver— 
hältnismäßig geringen Ausnahmen die deutſchen Zinsdörfer der Ordens⸗ 
zeit heute Landgemeinden, die alten Dienſtgüter dagegen Rittergüter ge⸗ 
blieben. Die Einwanderung deutſcher Bauern reichte nicht aus, um die 
primäre Betriebsform der Gutswirtſchaft zu verdrängen. 

Dieſe relativ geringe Bevölkerung wurde dezimiert durch die pol⸗ 
niſchen Kriege des 15. Jahrhunderts !), beſonders durch den von 1454 
bis 1466. Anfang des 16. Jahrhunderts wurde namentlich das Oberland 
durch den Krieg von 1519—21 hart mitgenommen ?). Im 17. Jahr⸗ 
hundert wurden große Teile Preußens durch die beiden Schwedenkriege 
furchtbar verwüſtet. Anfang des 18. Jahrhunderts entvölkerte die Peſt 
große Strecken von Maſuren und Litauen. Es mag hier an eine Bemer⸗ 
kung des alten Hiſtorikers Baczko erinnert werden. Der urteilte von 
dem Plane Lubens von Wulffen, die preußiſchen Domänengüter zu Dër: 
zellieven: ſelbſt zu feiner Zeit hätte die Bevölkerung Preußens nicht 


1) Schon i. J. 1440 klagen die Stände: „es ist merglich zw sehn, das 
das lant szehr vorwustet; do vor gutte dorffer wohren und vill lewthe 
wohneten hyn und her, do synt nw walde und pussche, wy man das ge- 
denken muchte, das eyn iczlicher, der do lant und lewtbe under im hoth, 
das er den szeynen gnedig und nicht zw strenge sey an gerichte, schar- 
werg und ander unbeqweme bedrenglickeit, uff das sich dy lewthe widder 
ins lanth seezten und sich mehrethen, den das ist sust vorwustet.“ Stände- 
akten II, 636. 

2) Schumacher, Niederländiſche Anſiedlungen im Herzogtum Preußen zur 
Zeit Herzog Albrechts. Leipzig 1903 (Publikationen des Vereins für die Ge⸗ 
ſchichte von Oſt⸗ und Weſtpreußen) S. 21 f. 
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ausgereicht, um alle Domänen in Bauerngüter zu verwandeln und 
vollends ſie mit tüchtigen Erbpächtern zu beſetzen 1). Dabei war an 
eine Parzellierung der adligen Güter noch gar nicht einmal gedacht. 

Die beiden Schwedenkriege des 17. Jahrhunderts ſpielen in der 
Agrargeſchichte Oſt⸗ und Weſtpreußens ungefähr dieſelbe Rolle wie der 
Dreißigjährige Krieg in Pommern und Brandenburg. Wenn auch nicht 
alle Landſchaften gleichmäßig von den Kriegsleiden betroffen wurden, ſo 
haben zweifellos die Verwüſtungen einen gewaltigen Umfang erreicht. 
In der Kulmer Diözeſe war um 1670 eine große Anzahl von 
Dörfern völlig menſchenleer, die Hufen verwachſen. Allein in den 
beiden Staroſteien Strasburg und Gollub waren 9 Bauerndörfer, die 
zuſammen gegen 8500 Hektar umfaßten, und außerdem 7 Güter gänzlich 
verödet; in 13 andern Bauerndörfern, die zuſammen etwa 14 000 Hektar 
ausmachten, befanden ſich im ganzen noch 39 Bauern. Vollſtändig be⸗ 
fekt waren nur 2 Dörfer 2). Wenn die Folge dieſer Zerſtörung war, 
daß die Grundherren auf den verwachſenen Bauernhufen Vorwerke an⸗ 
legten e), jo kann eine Expanſionstendenz der Gutswirtſchaft darin natürlich 
nicht erblickt werden. 

Auch in Oſtpreußen hatte der Krieg furchtbar gehauſt. In einer 
Bittſchrift der Ritterſchaft von 1669 heißt es: „es hat der Krieg 
das Volk dünn gemacht, daß Dörfer, wo zuvor 6 oder 10 und mehr 
beſetzte Bauern ſamt ihrem Geſinde geſeſſen, jetzo kaum von 3 oder 4 
Gärtnern bewohnt werden. Dahero mancher arme Edelmann, der Hie- 
bevor der bäuerlichen Arbeit nicht gewohnt geweſen, nun aus Mangel 
der Arbeitsleute ſelbſt in ſeiner Wüſtenei mit angreifen und ſchwer 
arbeiten muß).“ Nach einem Verzeichnis von 1679 betrug die Zahl 
der wüſten Hufen in Preußen nicht weniger als 16797 — 277150 
Hektar“). — Dann wütete in den Jahren 1708—11 die Peſt, beſonders 
u Litauen und Maſuren. Einem Grafen Schlieben, beten Begüterungen 
im Amt Gerdauen lagen, waren über 1000 Untertanen geſtorben “); 
manche Landſtriche waren förmlich entvölkert. In jener Zeit ſind auch 


1) Baczko, Geſchichte Preußens VI, 331. 


2) Plehn, Straßbur ! Rue Zi Mä 
Kreisgeſchichte S. SH ger Kreisgeſchichte S. 161—63. Vgl. Märcker, Thorner 


3) a. a. O. S. 218 f. 
4 Breyſig, Urkunden u. Aktenſtücke II, 58 2. 
9) a. a. O. II, 877. Allerdings werden Hufen auch noch als wüſt geführt, 


wenn fie in irgend einer proviſoriſchen Form ſchon wieder Nutzen geben. Vgl. 
a. a. O. II, 949. 


6) Hufenſchoßprotokolle. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XVIII. I. S 
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in Oſtpreußen Vorwerke auf Bauernland angelegt worden; wohl alle 
die, die wir um 1720 in Dorfgemarkungen, im Gemenge mit Bauern⸗ 
acker antreffen, dürften nach der Kriegs- und Peſtzeit entſtanden ſein. Einige 
Notizen über die Gründung neuer Vorwerke find in den Hufenſchoß⸗ 
protokollen enthalten; wir greifen einige charakteriſtiſche Beiſpiele heraus. 

Amt Balga. Billshöfen: es iſt eigentlich kein Vorwerk, 
ſondern 3 wüſte Bauernerben, „die jetzt von dem Herrn Eigentümer bes 
ſäet werden; wenn ſich Gelegenheit finden ſollte, würden ſie wieder be⸗ 
ſetzt werden“. 

Hafſelpuſch: in dieſem Dorf find 4 Erbe wüſt, „welche, weil 
fie noch nicht wieder beſetzt, ad interim als ein Vorwerk beſtellt werden; 
wenn ſich dazu aber wieder Leute finden ſollten, ſolche wieder an Bauern 
ausgethan werden“. 

Gutenfeld: ein Vorwerk von 10 Hufen, die vormals mit 
2 Bauern und einem Schulzen beſetzt waren; „weil ſelbige aber wüſt 
geworden, ſo haben die damaligen Beſitzer aus Noth ein Vorwerk 
daraus gemacht ... der Herr Eigentümer iſt geſonnen dieſe Huben 
wieder mit Bauern zu beſetzen, wann er dazu Gelegenheit hätte, und bittet 
daher, daß ſolche Huben künftig nicht als Vorwerk ſondern als Bauern⸗ 
huben bei der Taxation zu tractiren“. 

Amt Gerdauen. Biontken: „ein in den alten polniſchen 
(Schweden⸗) Kriegen ruinirtes Dorf, woraus ein Vorwerk geſtiſtet 
worden“. 

Carpowen: neben den Bauern „ein neu angelegtes Vorwerk, ſo 
aus den durch die Contagion (Peſt) wüſt gewordenen Bauernhuben in 
Ermangelung der Leute geſtiftet worden“. 

Leukeliſchken: „dieſes iſt vormals ein Dorf geweſen, ſo aber 
bis auf einen ledigen Kerl und eine Magd mit einander an der Peſt 
ausgeſtorben“. 

Abelienen: „vormals ſind hier 4 Bauern geweſen, es ſind ſolche 
aber teils vor der Peſt abgebrannt und davon gelaufen, teils an der 
Peſt verſtorben“. 

Vorwerk Aſſaunen: „iſt ein aus 8 durch die Kontagion wüſt 
gewordenen Huben gemachtes Vorwerk“. Nachdem das Dorf bis auf 
wenige Wirte ausgeſtorben, habe der Beſitzer 15 Wirte, „ſo er hin und 
wieder zuſammengebracht, auch Geld vor ſie bezahlet, völlig mit Vieh 
und ſogar mit dem Allergeringſten, Betten, Töpfen und Schüſſeln, an- 
geſetzet und ihnen Freijahre gegeben; davon ſind nach geendigten Frei⸗ 
jahren, und wie ſie zinſen ſollten, ihrer weggelaufen, ſo nicht nur Saat 
und Brot, ſo ſie jährlich bekommen, aufgefreſſen, ſondern auch alles, 
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was ſie mit wegbringen können, mit ſich genommen, wodurch er in 
großen Schaden geſetzet iſt“. 

Mauenwald: „es ift eine Neuſaſſe vor der Peſt geweſen, wie die 
Leute aber in der Peſt ausgeſtorben, hat der Herr Beſitzer ein Vorwerk 
daraus gemacht“. 

Es liegt kein Grund vor, an der Wahrhaftigkeit dieſer Angaben 
über die Urſachen der Vorwerksgründungen zu zweifeln. Denn wo 
Bauern wirklich gelegt worden find, da wird dies in den Protokollen 
offen ausgeſprochen. Wir geben ein paar Beiſpiele. 

Amt Balga. Eichholz: hier waren 8 befetzte Bauern. Früher 
waren 10 beſetzte Bauern und ein Schulz geweſen. „Es iſt dieſer aber 
nebſt 2 Bauern, weil die Herrſchaft ihnen jährlich Saat und Brot 
geben müſſen, abgeſetzt, und weiß Herr Deponent nicht, wie es ſein Herr 
Bruder (der Beſitzer) hiemit künftig halten wird, und wie es den 
übrigen, ſo gleichfalls ſchlecht ſtehen, mit der Zeit gehen wird.“ Die 
3 unbeſetzten Erbe wurden von dem Gutsbeſitzer bewirtſchaftet. 

Liepnicken: es war vormals ein Dorf; „weil aber die Leute ſo 
ſehr verarmt, und weder Saat noch Brot gehabt, ſo ſind ſie von den 
Huben heruntergeworfen, und iſt ein Vorwerk daraus gemacht“. 

Amt Raſtenburg. Witmannsdorf früher waren hier Bauern 
geweſen; da der Beſitzer „aber ſeine Convenienz dabei nicht gefunden, 
indem auch ſchwer Leute zu bekommen, jo hat er ſelbige wieder ab- 
geſchafft“ ). 

Amt Gerdauen. Wolle: von den 10 Hufen des Dorfs ſind 
8 infolge der Peſt und der Werbung wüſt; die beiden noch vorhandnen 
Bauern ſollen auch nächſtens nach Lablack gezogen und zu Gärtnern 
gemacht werden. 

Oſchkinnen: nachdem das Dorf durch die Peſt wüſt geworden, 
hat der Eigentümer es wieder beſetzt; „weil aber die Soldaten ihm die 
Knechte weggeworben, ſo hat er die Leute wieder von den Erben nehmen 
Im. den Platz der weggeworbnen Knechte damit beſetzen müſſen“. Jetzt 
ei das Dorf ganz wüſt, die Gebäude verfallen. 

Kat diefe Falle von Bauernlegen zeugen nicht von einer Expanſions⸗ 
wirtſ o CH Gutswirkſchaft. Die Bauern wurden meiſt gelegt, weil ſie 
N untüchtig waren. Schon die Landesordnung von 1526 hatte 


D Hierher gehört auch der von Kern S. 1795 erwähnte Fall. Herr von 
Haubitz-Malſchöwen (Hauptamt Ortelsburg) hatte ſeine Bauern abgeſchafft, um 
ihnen nicht alle Jahre neues Vieh liefern zu müſſen. — Bei einem anderen 
Beiſpiel in Abſelkeim (Kern S. 1802) ift kein Grund für das Legen von Bauern 
angegeben. 
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beſtimmt: „ob auch ein Bauer ſeines Erbes oder Gutes nicht fleißig, wie 
ſichs gebührt, warten würde, ſondern dasſelbige durch ſeine Nachläſſigkeit 
oder Mutwillen verderben ließe, und von ſeiner Herrſchaft davon abzuſtehen 
gewarnt er ſolches nicht thun würde, dann mag die Herrſchaft dahin dringen, 
daß er ſolch Gut mit einem anderen, der der Herrſchaft gefällig, beſetze.“ 

Der Bauer wird alſo in der Weiſe depoſſediert, daß er zum Ver⸗ 
kauf gezwungen wurde; es war noch die Zeit des kulmiſchen Bauern⸗ 
rechts. In den Nachträgen zur Landesordnung von 1577) erhielt der 
Artikel folgenden Schluß: der Bauer ſolle „quittiret und losgezehlet“ 
werden. Das heißt, er ſoll ſeinen rückſtändigen Zins zahlen und darüber 
eine Quittung erhalten; ſodann ſoll er aus der Untertänigkeit entlaſſen 
werden. „Im Falle er aber (ſo heißt es weiter) ſolches nicht erſetzen 
könnte und wollte, aljo ſoll derſelbe, wo er tüchtig, auf einen Garten 
geſetzt und alſo mit Weib und Kind eigentümliche Untertanen bleiben. 
Da er auch auf dem Garten nicht tüchtig noch dazu zu gebrauchen, ſoll 
er wegen mutwilliger Verwahrloſung und Unterbringung des Erbes und 
dazu gehörenden Beſatzes vor gerichtliches Erkenntnis geſtellt und will⸗ 
kürlich am Gelde und nach Befindung der Sachen am Leibe geſtraft 
werden ?).“ 

Das war die Vorausſetzung, unter der in Oſtpreußen ein Bauer 
von Rechts wegen gelegt werden durfte. Und das dürfte im allgemeinen 
auch das einzige Motiv zum Bauernlegen geweſen ſein, mit dem der 
Hiſtoriker zu rechnen hat. Denn einzelne Fälle von Vergewaltigungen 
wider das Recht, etwa aus perſönlicher Laune des Herrn — und 
ſolche Fälle ſind zweifellos vorgekommen — haben für die Wirtſchafts⸗ 
geſchichte keinen typiſchen Wert. 

Wirtſchaftliche Motive, die Bauern in großem Maßſtabe zu legen, 
um die Gutswirtſchaften zu vergrößern, find in Oftpreußen nicht er- 
kennbar. Es iſt von Wichtigkeit, daß Kern, der eine ſehr genaue Kenntnis 
der einſchlägigen Archivalien beſitzt, und der dieſe Dinge ſcharf beobachtet, 
doch ſo wenige Fälle von Bauernlegen mitteilen kann. Denn ſeine Ver⸗ 
mutung, daß in einer ganzen Landſchaft, im Samland, etwa um 1750 
der ganze Bauernſtand beſeitigt geweſen ſei?), beruht auf einem 
Irrtum. Das Samland iſt von der Zeit der Koloniſation an keine 
Bauernprovinz geweſen; die Maſſe der Bevölkerung bildeten vielmehr die 
kleinen preußiſchen Freien. Und wenn hier nach dem bekannten Berichte 


1) Nicht in der Landesordnung von 1640, wie Kern S. 156 ſagt. 
2) Grube, Corpus constitutionum (1721) II, 70. 
3) Kern, Beiträge S. 180. 
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des Miniſters von Schrötter weder Untertänigkeit noch Scharwerk be- 
ſtand, da die adligen Güter „aus dem Hofe“ bewirtſchaftet wurden, 
ſo iſt dieſer Zuſtand auf die geringe Anſiedlung von Bauern in der 
Koloniſationsepoche zurückzuführen: ein maſſenhaftes Legen von Bauern 
wird ſich ortsgeſchichtlich kaum nachweiſen laſſen. 

Mit dem empfindlichen Mangel an Bauern, mit den beſtändigen 
Klagen, daß fie entliefen, daß die Städte fie nicht auslieferten, daß fie 
ſich zum Militär anwerben ließen oder zwangsweise geworben würden, 
iſt in der Tat nicht zu vereinigen, daß die Gutsherren die Bauern 
ſyſtematiſch gelegt hätten, um ihre Vorwerksländereien zu vergrößern. 
Es lag näher Bauern anzuſiedeln, als die vorhandenen, ſoweit ſie 
wirtſchaftlich tüchtig waren, zu legen. Und in der Tat ſind nicht nur 
im 16., ſondern auch im 17. und 18. Jahrhundert in Oft und Weft- 
preußen Bauern angeſiedelt worden, nicht allein von der Landesherr⸗ 
ſchaft, ſondern auch vom Adel. 

In dem Pamphlet, das die drei Städte Königsberg 1640 gegen 
die Geſindeordnung von 1633 veröffentlichten, wird die Untertänigkeit 
u. a. von dem Geſichtspunkt der Anſiedlung kritiſiert. „Nachdem die 
Landſchaft von Mannſchaft ſehr entblößt, iſt das kein bequem Mittel 
Volk hereinzulocken, damit die Huben zu bejeben oder den Acker zu be⸗ 
treiben, daß man ihnen das hölliſche Gift der Dienſtbarkeit da zum 
offenen Druck vor die Naje legt .. . Nein traun, die alte Hochlöbliche 
Herrſchaft (Herzog Albrecht) hat es beſſer bedacht und gewußt, propo- 
sitis praemiis libertatibus et privilegiis hominum animos excitari et 
ad fruges commoveri!).” So ſehr uns Heutigen dies Argument auch 
einleuchtet, jo bleibt es doch immer mißlich, an eine Epoche den Mağ- 
ſtab andrer Zeiten anzulegen. Man kann trotz Scharwerk und Unter⸗ 
täuigkeit dem 17. und 18. Jahrhundert den Beruf zur Koloniſation 
nicht abſprechen. Ein Teil der neuen Koloniſten hat die perſönliche 
Freiheit behalten. Die Koloniſten Friedrich Wilhelms I. waren Frei⸗ 
bauern, aber fie waren durch den Eid an die Scholle gefeſſelt; und ein 
ſehr großer Teil von ihnen war ſcharwerkspflichtig. Eine andre bevor⸗ 
zugte Klaſſe waren die Emphyteuten ?), die beſonders zahlreich in Weſt⸗ 


1) S. 16. 


+ Plehn. Strasburger Kreisgeſchichte S. 217. Märcker, Thorner Kreis⸗ 
geſchichte S. 62 f. — Für Oſtpreußen vgl. Kern S. 182. Identiſch mit ihnen 
find wohl die „Erbzinsbauern“ im Amt Pr. Mark, die Kern S. 196” anführt; 
jedenfalls ſind dieſe nicht zu kulmiſchem Recht angeſetzt. In der Niederung 
im Amt Marienwerder gab es viel emphyteutiſche Dörfer. In den älteſten 
Vertragen aus der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts heißt es, dieſe Bauern 
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preußen angeſetzt worden find. Sie waren ebenfalls freie Leute, ihr Schar⸗ 
werk war ein gemeßnes. Ein ſo günſtiges Beſitzrecht wie das frühere 
kulmiſche hatten fie nicht; fie machten einen für das ganze Dorf foli- 
dariſchen Pachtvertrag gewöhnlich auf 30 oder 40 Jahre, und pflegten 
ihn nach Ablauf der Friſt zu erneuern. Außer dem ziemlich hohen 
Zins hatten ſie ein Einkaufsgeld zu bezahlen. 

Auch der oſtpreußiſche Adel hat perſönlich freie Bauern!) an⸗ 
geſiedelt. Die Hufenſchoßprotokolle erwähnen freilich nur wenige Dörfer, 
deren Bauern nicht untertänig waren. So die Dörfer Gillwald, Klo— 
gehnen, Sportehnen und Pirthenen im Amt Liebſtadt; die Klogehner 
Bauern waren zum Teil aus dem Ermland eingewandert. Auch in 
Boritten (Amt Bartenſtein) ſaßen Bauern, die perfönlich frei waren. 
Desgleichen in der Holländerei Spohr ?), die zu Fuchshöfen (Amt Nen- 
hauſen) gehörte. Andre Beiſpiele aus der Zeit um 1750 gibt Kern aus 
verſchiedenen Amtern ?). 3 

An anderen Orten leifteten die neuangeſiedelten Bauern den Unter- 
taneneid. Wir geben ein paar Beiſpiele aus den Protokollen. In 
Albrechtsdorf (Amt Pr. Eylau) war früher ein Vorwerk geweſen; jetzt 
war es unter die Bauern verteilt. In Samroth (Amt Pr. Holland) 
waren 20 Hufen „an die Leute ausgethan“. In Maxkeim (Amt Barten⸗ 
ſtein) hatte der Beſitzer 1719 gerade angefangen Bauern anzuſetzen. Eine 
befondere Gattung der Anſiedlungen waren die ſog. Neuſaſſereien, die 
ſich in Oſt⸗ und Weſtpreußen häufig vorfinden. Hier wurden die An⸗ 
ſiedler nicht auf wüſte Stellen in ſchon vorhandenen Dörfern angeſetzt, 
ſondern erhielten unurbares Land angewieſen. Diefe Neuſaſſereien waren 
manchmal von erheblichem Umfange. In Winkenhagen (Amt Pr. Mark) 
waren nach und nach 15 Wirte angeſetzt. Ihnen waren 10 Freijahre 
eingeräumt. — Erwähnung verdient, daß in Weſtpreußen das Kulmer 


wären zu kölmiſchem Recht angeſetzt, obwohl der Vertrag nur auf 30—40 
Jahre läuft. In den ſpäteren Urkunden fehlt dieſe irreführende Bezeichnung. 
Vgl. Flauß, Das Amt Marienwerder (Zeitſchrift des Geſchichtsvereins für den 
Regierungsbezirk Marienwerder Heft 35) S. 16—22. 

1) Nicht mit ihnen zu verwechſeln ſind die Freien, die „alte Häuſer zu 
brechen und neue zu bauen“ haben (Kern S. 172. 181). Das ſind preußiſche 
Freie, die im Mittelalter kriegsdienſtpflichtig waren und im 18. Jahrhundert in 
dem Stande der Kölmer aufgehen. 

2) Es waren 6 Wirte, die auf den Pregelwieſen ausſchließlich Viehzucht 
trieben. Sie hatten eignen Beſatz: jeder 2—4 Pferde, 8-13 Kühe, 2—3 
Schweine. Vom Morgen gewannen fie 2—3 Fuder Heu. Getreide ſäeten fie 
gar nicht. Sie zahlten pro Hufe 30 Taler Zins. 

3) Kern, Beiträge S. 238. 241. 242 f. 251. 1961, 
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Domkapitel 1759 das Vorwerk Sugaino parzellierte und an Bauern 
austat. Im J. 1766 hob der Biſchof von Plock in ſeinem Gurznoer 
„Schlüſſel“ (im heutigen Kreiſe Strasburg) ſämtliche Vorwerke auf und 
verwandelte ſie in Bauerndörfer 1). — Daneben kam die Zeitpacht vor. 
Die erwähnte Steuertabelle von 1701 erwähnt die „Mietsleute, ſo 
Acker gebrauchen“. Sie finden ſich auch auf kölmiſchen Gütern. Am 
früheſten werden ſie erwähnt in der ermländiſchen Landesordnung von 
1529 2). 

Auch nach 1720 hat die Anſiedlung von Bauern auf adligen 
Gütern ihren Fortgang genommen. Über ihren Umfang find wir nicht 
näher unterrichtet: doch ergeben die Separationsrezeſſe und Flurkarten 
aus den erſten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts, daß auf einer ganzen 
Reihe von Gütern, die nach den Hufenſchoßprotokollen „aus dem Hof“ 
bewirtſchaftet wurden und keine Bauern hatten, hundert Jahre ſpäter 
Regulierungen vorgenommen worden find?). 

Das oſtpreußiſche Rittergut, wie es ſich uns nach den Protokollen 
darſtellt, iſt dem mittelalterlichen Wirtſchaftsbetriebe weit ähnlicher als 
dem modernen. Die Epoche von 1770—1805 hat es weit mehr von 
Grund aus verändert als etwa das Zeitalter der Reformation. Die 
Ahnlichkeit zwiſchen dem mittelalterlichen Vorwerk und dem Rittergut 
um 1720 liegt nicht nur in der extenſiven Wirtſchaft, im Dreifelder⸗ 
ſyſtem, ſondern auch in dem geringen Umfange des Betriebes. 

Vergleicht man dagegen das Rittergut um 1720 mit dem modernen 
landwirtſchaftlichen Großbetriebe, jo unterſcheiden fich beide hauptſächlich 
1. durch die Anderung der Arbeitsverfaſſung infolge der Bauernbefreiung. 
2. durch die Reform des geſamten landwirtſchaftlichen Betriebes und 
3. durch die durchſchnittliche Vergrößerung des Areals. 

Die Anderung der Arbeitsverfaſſung durch die Bauernbefreiung be⸗ 
traf nur diejenigen Vorwerke, die zum Teil oder ganz mit dem Schar⸗ 
werk der Bauern bewirtſchaftet wurden. Ein erheblicher Teil der Ritter⸗ 
guter wurde, wie wir geſehen haben, davon nicht berührt. Nach einem 
Gutachten von 1785 wurde damals „jaft der größte Teil“ der oft- 
preußiſchen Güter von den Beſitzern mit eigenen Geſpannen bewirt- 


ſchaftet +). 


1) Plehn, Strasburger Kreisgeſchichte S. 218. 

2) Anhang zum Jus Culmense Correetum (Braunsberg 1711) S. 113. 

3) z. B. im Amt Oſterode die Güter Lubehnen, Gr. Napern, Warweiden, 
Bergfriede. 


4) Kern, Beiträge S. 195 f. 
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Die Reform des landwirtſchaftlichen Betriebes beruht vor allem auf 
dem Übergang von der Dreifelderwirtſchaft zu der modernen Frucht⸗ 
wechſelwirtſchaft. Es wurde der Futterbau eingeführt, dieſer ermöglichte 
ſtärkere Viehhaltung und deshalb konnte der Acker beſſer gedüngt werden. 
Die ſtärkere Düngung führte allmählich zu einer ſehr bedeutenden 
Steigerung des Getreidebaues und einer Einſchränkung der ſchlechten 
Weiden und des Odlandes. Die landwirtſchaftliche Technik änderte fid) 
von Grund aus. Dieſe Reform ſetzte aber wieder die Inveſtierung er⸗ 
heblicher Kapitalien voraus. Das war vom privatwirtſchaftlichen Stand— 
punkt aus nur dann zu rechtfertigen, wenn Ausſicht vorhanden war, 
daß die Kapitalanlage rentierte. 

In der Tat ſtiegen Ende des 18. Jahrhunderts die Produkten 
preiſe ſehr erheblich. In Maſuren, in einer Entfernung von 12—15 
Meilen von Königsberg, dem Hauptabſatzmarkt der Provinz, gingen in 
der Zeit von 1708 — 1790 die Preiſe für Roggen und Hafer um 100 %o 
herauf, für Gerſte um 80, für Weizen um 50%. Die Preiſe für Kühe 
und Pferde ſtiegen ebenfalls in Maſuren in dem kurzen Zeitraum etwa 
von 1770—1800 um 80—120 % 1). 

Die Beſſerung der Preiſe ging vom Getreide aus. Die Urſache 
war die Preisſteigerung in England, die mit dem amerikaniſchen Frei⸗ 
heitskriege einſetzte. Für Oſt⸗ und Weſtpreußen und ebenſo für Polen 
waren Königsberg und Danzig die maßgebenden Märkte. Die Preis⸗ 
bildung in beiden Städten hing von London ab. Die Steigerung der 
Londoner Getreidepreiſe rief eine Preiserhöhung in den preußiſchen Aus⸗ 
fuhrhäfen hervor; erſt dieſe ermöglichte die Reform der Ackerbautechnik, 
die Vermehrung der Getreideanbaufläche, und zugleich führte ſie zu einer 
ſehr bedeutenden Steigerung der Bodenpreiſe. In Maſuren, bei einer 
Entfernung von 15 Meilen von Königsberg, bei den kläglichſten Ber- 
kehrswegen, ſtieg in der Zeit von 1786—1800 der Bodenpreis um 
100 140% 2). Dieſelbe Erſcheinung finden wir in andern Teilen Dfi- 
und Weſtpreußens s). 

Dieſe Entwickelung wurde 1805 durch die Kontinentalſperre unter⸗ 
brochen. Das Ausfuhrverbot nach England und der darauf folgende 
Preisſturz erzeugten eine ſchwere Agrarkriſis in Oſt⸗ und Weſtpreußen, die 
bei dem chroniſchen Preisniedergang mehrere Jahrzehnte andauerte. Epoche— 
machend für die Entwickelung der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft war die 


1) Boehme S. 42. 

2) Boehme S. 59 f. 

3) Haxthauſen, Ländl. Verfaſſung S. 184, Anm. Für Weſtpreußen vgl. 
die Kreisgeſchichten. 
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Zeit von 1770—1805. Damals begannen ſich ganz neue wirtſchaftliche 
Ausſichten zu eröffnen, und neue wirtſchaftliche Motive machten ſich 
geltend. Die Reform der landwirtſchaftlichen Technik blieb auf Jahr⸗ 
zehnte hinaus der Vorzug des Großgrundbeſitzers. Der Bauer, auf⸗ 
gewachſen im Bann der Dreifelderwirtſchaft, durch den Flurzwang an 
die bisherige Wirtſchaftsweiſe gebunden und durch den Druck der Untertan- 
ſchaft ſelbſtändiger Regungen entwöhnt, nahm an dem Aufſchwung der 
landwirtſchaftlichen Technik und an den ſteigenden Erträgen feiner Pro⸗ 
dukte auf lange Zeit hinaus keinen Anteil. Der Rittergutsbeſitzer war 
der Pionier der neuen landwirtſchaftlichen Technik, und er war es, der 
die großen wirtſchaflichen Vorteile genoß, die ſich aus ihrer Anwendung 
ergaben. Die nächſte Folge war die Ausdehnung des Getreidebaues. 
Für die Güter, deren Areal nur unvollkommen angebaut war, war die 
Möglichkeit einer größeren Kornproduktion von vornherein vorhanden. 
War die Grenze des möglichſt großen Kornbaues aber erreicht, ſo ſuchte 
man mehr Land zu erwerben. 

Die Güter vergrößerten ſich. Einmal in der Weiſe, daß die kleinen 
Rittergüter verſchwanden; ſie wurden von den Nachbarn angekauft, und 
wo H mehrere in demſelben Beſitze befanden, zu einem Betriebe gu- 
ſammengeſchlagen. Nach der Steuertabelle von 1701 gab es in Oſt⸗ 
preußen 1930 adlige „Sitze“; die Zahl der adligen Güter war größer, 
da häufig eine ganze Anzahl von Vorwerken zu einem Edelſitze gehörten. 
Im J. 1837 gab es dagegen im Gumbinner Regierungsbezirk nur 279, 
im Königsberger 981 Rittergüter; und darunter befanden ſich nicht wenige 
Güter, die früher kölmiſcher Qualität geweſen waren: 176 im Regie⸗ 
rungsbezirk Gumbinnen !). Das Geſetz über die Provinzialſtände von 
1823 erkannte in Anknüpfung an die älteren Landrechte als adlige Güter 
nur ſolche an, die mindeſtens 6 kulmiſche Hufen groß waren. 

An vielen Orten aber erfuhr das Gutsland einen ſtarken Zuwachs 
dadurch, daß die Bauern gelegt wurden, daß ſie bei der Regulierung 
einen Teil ihres Landes den Gutsherren abtraten, und daß ein beträcht⸗ 
licher Teil der Bauern, die fich in der ſchweren Agrarkriſe nicht halten 
konnten, von den Gutsherren ausgekauft wurden. In der erſten Hälfte 
os 19. Jahrhunderts hat ſich der oſtpreußiſche Bauernſtand um 20 % 
vermindert. Die Tendenz, das Gutsland auf Koſten des Bauernlandes 
zu vergrößern, begann erſt unter dem Einfluß der betriebstechniſchen 
Fortſchritte der Landwirtſchaft. Und dieſe Tendenz wurde aufs wirk⸗ 
ſamſte gefördert durch die Ideen des wirtſchaftlichen Liberalismus, die 


1) Rau's Archiv der polit. Okonomie. N. F. III, 50. 
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fich gerade in Preußen — von England über Königsberg importiert — 
äußerſt ſchnell einbürgerten. Jetzt kam die Meinung auf, daß der 
Großbetrieb dem Kleinbetrieb an ſich überlegen ſei — und daß der 
Staat im Intereſſe des wirtſchaftlichen Fortſchritts den Prozeß der 
Aufſaugung der kleinen Betriebe durch die großen nicht aufhalten 
dürfte. Daß die preußiſche Regierung 1816 das Prinzip des Bauern⸗ 
ſchutzes (der in Oſtreußen ja niemals durchgeführt worden war) aufgab, 
war vielleicht weniger ein Sieg der Rittergutsbeſitzer, als ein Sieg 
der liberalen Ideen. 


III. 


Die habsburgiſchen und die premyslidiſchen Formular- 
bücher aus der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts 
als Quelle für die Geſchichte der märkiſchen Askanier. 


Von 


Hermann Krabbo. 


Eine der wichtigſten Quellen für die deutſche Geſchichte in der 
zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts find die in den fürſtlichen Schreib- 
ſtuben entſtandenen Briefſteller. Die Kanzleibeamten beſonders der erſten 
Habsburger und der letzten Premysliden haben uns für die politiſche 
Geſchichte ſehr ergiebige Brieſſammlungen hinterlaſſen. 

Die Echtheit der in dieſen Werken uns überlieferten Dokumente 
ſteht außer allem Zweifel 1). Während die von Privatleuten zu Lehr⸗ 
zwecken verfaßten Briefſammlungen häufig frei erfundene und oft recht 
ungeſchickt erfundene Stilübungen aufweiſen, enthalten die in den fürſt⸗ 
lichen Kanzleien zum eigenen Gebrauch und zur Heranbildung des Nach- 
wuchſes an Beamten zuſammgeſtellten Briefſammlungen meiſt inſtruktive 
Stücke, die dem Einlauf und Ausgang an Korreſpondenzen, die durch die 
Hände der Notare gingen, entnommen waren; nur wurde, als für Lehr- 


1) O. Redlich, der beſte Kenner dieſer Briefſammlungen, urteilt (Mit⸗ 
theilungen des Inſtituts für öſterreichiſche Geſchichtsforſchung X [1889], 355): Ich 
bin der Anſicht, daß in den Formelſammlungen vom Ende des 13. und Anfang 
des 14. Jahrhunderts, ſoweit ſie aus fürſtlichen Kanzleien ſtammen, alle Stücke, im 
ganzen betrachtet, als unzweifelhaft echt anzuſehen ſind. Man darf ſolche For⸗ 
meln wegen anſcheinender Widerſprüche nicht einfach verwerfen, ſondern muß 
dieſe zu löſen verſuchen, oder, da dies bei der Lückenhaftigkeit der Quellen oft 
ganz unmöglich, fi damit beſcheiden. Zur gleichen, konſervativen Kritik hatte 


ie früher auch ſchon bekannt J. Heller, Deutſchland und Frankreich (1874), 
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zwecke entbehrlich, meiſt die Datierung der in die Sammlung aut- 
genommenen Stücke geſtrichen ), nicht felten wurden ferner die Eigennamen 
nur durch Siglen angedeutet oder gar geändert; hierdurch wird die hiſtoriſche 
Verwertung der in ſolchen Formelſammlungen überlieferten Briefe gewiß 
häufig ſehr erſchwert; aber trotz allem bieten ſie ein unſchätzbares 
Material. 

Bei den lebhaften Beziehungen, die zwiſchen den letzten Böhmen⸗ 
königen aus dem Premyslidenhauſe und den ihnen nahe verwandten 
märkiſchen Askaniern beſtanden — die Gattin Markgraf Ottos III., 
Beatrix, war eine Schweſter König Ottokars II. —, iſt es nicht ver⸗ 
wunderlich, daß die böhmiſchen Kanzleibücher mancherlei Stoff zur Ge⸗ 
ſchichte der askaniſchen Markgrafen liefern. Nicht minder ergiebig ſind 
bei den mannigfachen friedlichen und kriegeriſchen Berührungspunkten, 
die die mächtigen Markgrafen mit den Habsburgern hatten, auch 
die Briefſammlungen, die von deren Notaren zuſammengeſtellt wurden. 
Das ſo für die Geſchichte der Mark Brandenburg und ihrer Fürſten zu 
gewinnende Material iſt in der Riedelſchen Publikation nur in geringem 
Umfange zum Abdruck gelangt; einiges iſt auch erſt nach Abſchluß von 
Riedels Urkundenbuch?) bekannt geworden. Da aber die urkundlichen 
Quellen zur askaniſchen Zeit, ſoweit ſie im Riedel nicht enthalten find, 
für den märkiſchen Hiſtoriker ſchwer auffindbar find, jo wird eine Zu⸗ 
ſammenſtellung der aus den genannten Formelbüchern entnommenen, auf 
die märkiſche Geſchichte bezüglichen Briefe vielleicht nicht unerwünſcht fein. 

Gegenüber dem faſt völligen Mangel an erzählenden Quellen, die 
uns die Geſchichte der askaniſchen Markgrafen von Brandenburg auf: 
hellen könnten, ſind wir für dieſen Zeitabſchnitt beſonders ſtark auf die 
Urkunden angewieſen. Der Wert einer Urkunde aber, namentlich für 
die politiſche Geſchichte, iſt häufig ein minimaler; ſie betrifft vielleicht 
irgend eine kleine, wirklich ziemlich belangloſe Schenkung an einen uns 
gar nicht weiter intereffierenden, manchmal eben nur aus der einen 
Urkunde bekannten Empfänger; und wir verwerten aus ihr häufig nur 
die Datierung für das Itinerar des Ausſtellers, vielleicht iſt uns noch 
die Nennung dieſes oder jenes Zeugen wertvoll. Anders liegt die Sache 
bei den Briefen, bei denen Abſender und Empfänger beide politiſch her— 


1) In den Sammlungen ſchließen die Urkunden häufig mit den Worten: 
Datum ete., wodurch wir erkennen können, daß die Vorlage des ſammelnden 
Notars eine Datierung aufwies. Briefe mögen derſelben ſchon im Original 
oft entbehrt haben. 

2) Als letzter Band (außer den Regiſtern) erſchien 1865 der Supple⸗ 
mentband. 
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vortretende Perſönlichkeiten ſind. Gerade das macht die Briefſammlungen 
zu ſo unſchätzbaren Quellen für die politiſche Geſchichte; außerdem eröffnet 
ſich uns durch ſie ab und zu auch ein Blick in die Familienbeziehungen 
der fürſtlichen Briefſchreiber und ⸗empfänger. 

Auf die Formelbücher, aus denen ich fchöpfe, hier näher einzugehen, 
liegt für mich kein Grund vor. Ich verweiſe im allgemeinen auf 
H. Breßlau, Urkundenlehre I (1889), 640 ff., außerdem für die böhmiſchen 
Formelbücher auf J. Emler, Die Kanzlei der böhmiſchen Könige 
Premysl Ottokars II. und Wenzels II. und die aus derſelben hervor⸗ 
gegangenen Formelbücher (Abhandlungen der Kgl. Böhmiſchen Geſell⸗ 
ſchaft der Wiſſenſchaſten, VI. Folge, Bd. 9, Nr. 2, 1878), für die 
öſterreichiſchen Formelbücher auf J. Kretzſchmar, Die Formularbücher 
aus der Kanzlei Rudolfs von Habsburg (1889) ), und auf die Ein⸗ 
leitung, die O. Redlich gibt zu ſeiner Publikation: Eine Wiener Brief⸗ 
ſammlung zur Geſchichte des deutſchen Reiches und der öſterreichiſchen 
Länder in der zweiten Halfte des XIII. Jahrhunderts (Mittheilungen aus 
dem Vaticaniſchen Archive, herausgegeben von der Wiener Akademie der 
Wiſſenſchaften, Bd. II, 1894). 

Ich gebe nunmehr Regeſten der einzelnen Urkunden in chrono⸗ 
logiſcher Ordnung, jeder derſelben die nötigen hiſtoriſchen Erläuterungen 
beifügend ?). 


1) Markgraf Otto (II.) von Brandenburg ſchließt mit feinem 
Schwager, dem König (Ottokar II.) von Böhmen, ein Schutz- und Trup- 
bündnis gegen Jeden, ausgenommen den Ekzbiſchof (Ruprecht) von 
Magdeburg und ſeinen Bruder, den Markgrafen Johann (J.) von 
Brandenburg. Er verſpricht ſeine Söhne und Töchter nach den Wünſchen 
des Böhmenkönigs zu verheiraten, ſowie bei der Wahl des römiſchen 
Kaiſers fih der Stimme des Böhmenkönigs anzuſchließen. (1261 Dezember.) 
11277 Januar 22.] 


Formelbuch des Heinricus Italicus, ed. J. Voigt, Archiv für Kunde öſter⸗ 
reichiſcher Geſchichtsquellen XXIX (1863), 50 f. Nr. 42°). 
Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II (1882), 988 f. Nr. 2281). 


) Bgl. dazu die fachkundige Anzeige von O. Redlich, Mittheilungen des 
Inſtituts für oſterreichiſche Geſchichtsforſchung XI (1890), 330— 385. 

2 Runde Klammern () in den Regeſten zeigen Ergänzungen zu den For⸗ 
meln, in eckige Klammern | eingeſchloſſen find Zitate aus den Formeln, die ich 
anders deute. 

3) Voigt ſetzt die Urkunde zu 1277 oder 1278 an. 

4) Emler vermutet, daß die Urkunde in die Zeit nach dem Tode Rudolfs 
von Habsburg, in den Beginn des Jahres 1292 gehört. 
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Boehmer⸗Ficker, Regesta imperii V, 11 903. 

MG. Constitutiones II, 635 ff. Nr. 463. 

Über die Urkunde und ihre Einreihung hat A. Buſſon, Mittheilungen 
des Inſtituts für öſterreichiſche Geſchichtsforſchung VII (1886), 636 — 642, 
ſo überzeugend gehandelt, daß ich hier einfach auf ſeine Ausführungen 
verweiſen kann. 

Es handelt ſich um einen Vertrag, den Otto III. von Branden⸗ 
burg mit ſeinem Schwager König Ottokar zu Beginn des Jahres 1262 
abſchloß, als von den Kurfürſten auf Anregung Werners von Mainz 
der Plan, ſtatt der beiden Ausländer Richard und Alfons einen Deutſchen 
zum König zu wählen, erörtert wurde. Otto weilte am Weihnachtstage 
1261 mit ſeiner Gattin Beatrix, der Schweſter Ottokars, und ſeinen 
Kindern in Prag, als der Mainzer Erzbiſchof den Böhmenkönig und 
jeine Gemahlin Kunigunde krönte !). 

Unſere Urkunde iſt hervorgegangen aus den Beſprechungen, die daz 
mals zwiſchen den drei Kurfürſten ſtattfanden. 

Daß bei einer zweiten Überlieferung der Urkunde, die an Stelle des 
Markgrafen Johann den römiſchen König — gemeint kann nur Richard 
fein — ſetzt, nur eine der zahlreichen willkürlichen Anderungen der 
Formelbücher vorliegt, hat Buſſon a. a. O. mit Recht betont. 


2) (König) Olttokar II. von Böhmen) bekundet, daß durch beider⸗ 
ſeitiges Einverſtändnis und durch ſeine Vermittelung ein Ehebündnis 
zwiſchen Bela [W] und feiner Nichte Kunigunde [Agnes], Schweſter 
der Markgrafen Oltto V.) und All(brecht III.) von Brandenburg ab⸗ 
geſchloſſen und durch Austauſch von Ringen beſtätigt ſei. (1264.) 


Formelbuch des Heinricus Italicus, Arhiv f. Kunde öfterr- Geſchichtsquellen 
XXIX, 52 f. Nr. 45. 


Voigt ſieht in dem Ausſteller der Urkunde Otto den Langen von 
Brandenburg, dann ergibt ſich aber die Unmöglichkeit, daß Otto ſeine 
eigene Schweſter als neptis bezeichnete [neptem nostram, sororem domi- 
norum O. et Al. inclitorum marchionum Brandeburgensium|. Die 
genannten beiden Markgrafen hatten nur zwei Schweſtern, Kunigunde 
und Mechtild. Die letztere war mit Herzog Barnim von Pommern 
vermählt — hierüber wird ſchwerlich eine Nachricht in dem böhmiſchen 
Aktenmaterial des Kanzleibuches zu ſuchen fein —, Kunigundes erſter 
Gemahl war Bela, der Sohn König Belas IV. von Ungarn. Dieſe 
Ehe ſeiner Nichte aber hat, wie wir ſicher wiſſen, König Ottokar von 
Böhmen zuſtande gebracht. Das bezeugen die chronica marchionum 
Brandenburgensium ?), der Fortſetzer des Kosmas von Pragë), der eine 
ausführliche Schilderung der Hochzeitsfeier gibt, und Ottokars em: 


1) Böbmer⸗Will, Mainzer Regeſten II, S. 356. 

2) Ausgabe von G. Selo, Bd. I, 126 dieſer Zeitſchrift. Chronica prineipum 
Saxoniae, ed. O. Holder⸗Egger, MG. SS. XXX, 34. 

3) MG. S8. IX, 186 f. 
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chronik !). Die Beziehung unferer Urkunde auf dieje Hochzeit dürfte ſicher 
fein, und der Abſchluß dieſer brandenburgiſch⸗ungariſchen Ehe ift als 
eine Folge des brandenburgiſch-böhmiſchen Vertrages von 1262 (ebe 
Nr. 1) zu betrachten. 


3) (Die verwitwete Markgräfin Beatrix von Brandenburg) ſchreibt 
in ſehr herzlichen Worten (ihrem Bruder König Ottokar), daß es ihr, 
der Gattin (Königin Kunigunde) und Tochter (Agnes) ihres Bruders, 
ſowie ihrem Söhnchen (Otto dem Kleinen) wohl gehe. Sie überſendet 
einen Brief, den ſie von ihren Söhnen (Otto V. und Albrecht III.) 
empfangen hat, ſowie einen anderen von denſelben, der für den König 
ſelbſt beſtimmt ift, und bittet ihn, die Schreiben zu beantworten. 
(4267—1270.) 


F. Palacky, Über Formelbücher, Abhandlungen der kal. böhmiſchen Geſell⸗ 
ſchaft der Wiſſenſchaften, V. Folge, Bd. II (1843), 266 f. Nr. 4. 
Riedel B I, 104 Nr. 138. 


Die in dem Schreiben vorkommenden Perſonen ſind von Palacky 
zweifellos richtig gedeutet. Aus dieſem Briefe ſowie aus Nr. 4 und 15 
(vgl. auch 17 und 19) geht zweierlei hervor. Einmal iſt offenbar 
Beatrix bald nach dem Tode ihres Gatten Ottos III. von Brandenburg, 
1267 Oktober 9°), in ihre böhmiſche Heimat zurückgekehrt mitſamt 
ihrem jüngſten Kinde, Otto dem Kleinen. Sodann ergibt ſich aus den 
erwähnten Schreiben, daß Beatrix zu ihrem Bruder Ottokar und ihrer 
Schwägerin Kunigunde in ſehr herzlichen Beziehungen ſtand. Vielleicht 
dürfen wir daher die enge politiſche Verbindung, in der ihre Söhne, die 
Markgrafen von Brandenburg, dauernd mit ihrem Oheim in Böhmen 
ſtanden, zum Teil auf ihre Rechnung ſetzen. 
| Die ungefähre Beſtimmung der Zeit, in der der Brief geſchrieben 
iſt, ergibt ſich aus folgendem. Terminus a quo iſt der Tod Ottos III., 
1267 Oktober 9. Ihren jüngſten Sohn nennt die Mutter parvulus. 
Otto der Kleine wird zuerſt genannt in einer Urkunde ſeines Vaters 
1264 November 17°) als noch nicht ſiegelführend. Sein Ritterſchlag 
und ſeine Hochzeit finden ſtatt 1279 Anfang Februar zu Wien“); feine 
Teilnahme an der Regierung der Mark Brandenburg ift zuerit nach⸗ 
zuweiſen 1280 Januar 95). Der Mündigkeitstermin pflegte im Mittel⸗ 


1) MG. Deutſche Chroni 153 
Ante 80. ſche Chroniken V, 101 ff. Vgl. dazu Sello, a. a. O. 3 

2) Chron. March. Brand. a. a. D. 126; MG. SS. XXX, 34. — Beatrix 
erſcheint in der Mark zuletzt 1268 Auguſt 31 zu Arneburg als Zeugin in einer 
Urkunde ihres Sohnes Otto V. Riedel A XIV, 10 Nr. 15). 

3) Riedel A VIII, 166 Nr. 91. 

4) Bal. Boehmer⸗Redlich, Regesta imperii VI, 1060 a. 

5) Riedel B I, 139 Nr. 184. 
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alter mit dem vollendeten 18. Lebensjahre einzutreten). Otto der 
Kleine wird aljo etwa 1261/62 geboren ſein ?). Als parvulus kann er 
demnach nicht ſpäter als 1270 bezeichnet werden, was den terminus ad 
quem für die Abfaſſung des Briefes ergibt. 


1) Vgl. R. Schröder, Lehrbuch der deutſchen Rechtsgeſchichte (4. Aufl. 
1902) 709. 

2) G. Sello, Lehnin (1881) 123 kommt zu einem anderen Anſatz für die 
Geburt Ottos des Kleinen. Am 3. November 1264 urkundet Otto III. adhibito 
consensu unanimi feiner Söhne Johann, Otto und Albrecht (Riedel A XI, 5 
Nr. 5), in der zitierten Urkunde (vgl. S. 127 Anm. 3) vom 17. Nov. tritt dann auch 
der vierte Sohn als zuſtimmend hinzu. Daher nimmt Sello die Geburt Ottos des 
Kleinen zwiſchen dem 3. und 17. November 1264 an. Daß man aber dem noch 
nicht 14 Tage alten Prinzchen ſchon die Ehre erwies, ihn als einem Rechts⸗ 
geſchäft ſeines Vaters zuſtimmend aufzuführen, halte ich trotz der Ausführungen 
Sellos a. a. O. 123 f. nicht für wahrſcheinlich. 

Übrigens bemerke ich, daß Otto der Kleine als Knabe wenigſtens vorüber: 
gehend auch in der Mark ſich aufgehalten zu haben ſcheint. Nach ſeinem erſten 
Vorkommen 1264 in der Urkunde ſeines Vaters hören wir für einige Jahre 
nichts von ihm. Dann wird er viermal kurz nacheinander von ſeinen Brüdern 
Otto und Albrecht genannt, ſeinen Vormündern, die im eigenen Namen und in 
dem ihres Mündels handeln, nämlich 

1272 September 2, Arneburg, Riedel A VIII, 170 f. Nr. 100. 

1273 März 16, Plau, Niedel A XIV, II ff. Nr. 17. 

1273 März 18, Plau, Riedel A X, 214 Nr. 67. 

1273 April 10, Stargard, Riedel B I, 119 Nr. 154. 
Von neuem verſchwindet er darauf aus den märkiſchen Urkunden, bis er endlich 
zuerſt 1280 Januar 9 (vgl. oben S. 127 Anm. 5) als Mitregent neben ſeinen 
Brüdern wieder auftritt. Ich möchte daraus ſchließen, daß Otto der Kleine mit 
Ausnahme der Epiſode 1272/73, wo er in der Mark weilte, ſich bei ſeiner Mutter 
in Böhmen befand. 

Bei dieſer Gelegenheit darf ich einen Irrtum Sellos, der a. a. O. 123—1833 
ausführlich über Otto den Kleinen gehandelt hat, richtig ſtellen, einen Irrtum, 
wie man ihn ſonſt nicht gewohnt iſt bei dieſem gründlichen Kenner der märktſchen 
Geſchichte zu finden, deſſen zahlreiche einſchlägige Arbeiten ſo ziemlich der einzig 
kritiſche Wegweiſer durch die Askanierzeit ſind. Sello nimmt den Willebrief 
des Markgrafen Otto V. für die römiſche Kirche von 1279 September 12 
Original in Rom, Vatikaniſches Archiv, vgl. F. Kaltenbrunner, Actenſtücke zur 
Geſchichte des deutſchen Reiches unter den Königen Rudolf I. und Albrecht J., 
Wiener Mitth. aus d. Batic. Archive Bd. I [1889], 190 Nr. 181) für Otto den 
Kleinen in Anſpruch, da der ausſtellende Markgraf den König Rudolf ſeinen 
Vater nenne; der Wortlaut der flüchtig und falſch interpretierten Urkunde lautet 
(Riedel B I, 138 Nr. 183): ..... quiequid per dominum nostrum Rudol- 
phum dei gratia Romanorum regem semper Augustum, sanctissimo patri 
et domino nostro domino Nicolao pape IT. . . . . - Der pater ift alfo nicht 
Rudolf, fondern der Papſt. Vgl. über den Willebrief auch unten S. 142 Anm. 3. 
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4) (Die verwitwete Markgräfin Beatrix von Brandenburg) ſchreibt 
ſehr herzlich an (ihren Bruder König Ottokar), berichtet über das Wohl⸗ 
ergehen ihres Söhnchens (Ottos des Kleinen) und dankt für die Über⸗ 
ſendung von Geſchenken. (1267 — 1270.) 

F. Palacky, Abhandl. d. böhm. Geſ. d. Wiſſenſch., V. Folge, Bd. II, 

267, Nr. 5. 

Riedel B I, 105, Nr. 139. 

Die in dem Briefe vorkommenden Perſonen ſind von Palacky 
richtig gedeutet. Über feine Bedeutung und die Abfaſſungszeit vgl. 
die Erläuterungen zum vorhergehenden Briefe. 


5) König Olttokar II.) von Böhmen ernennt den Biſchof Bruno) 
von Olmütz und den Markgrafen (Otto V. von Brandenburg) zu ſeinen 
Bevollmächtigten für die Friedensverhandlungen mit dem römiſchen 
Könige Rl(udolf). (1276 November.) 


Formelbuch des Heinricus Italicus, Archiv f. Kunde öſterr. Del di. quellen 
XXIX, 35, Nr. 18. 

Vgl. Boehmer-Redlich 622 b. 

Die Urkunde gehört in die Zeit des erſten Feldzuges Rudolfs gegen 
Ottokar. Der Krieg wurde, ohne zu einer entſcheidenden Schlacht ge- 
führt zu haben, durch einen Friedeu beendigt. Die Unterhändler 
Rudolfs waren Biſchof Berthold von Würzburg und Ludwig, Pfalzgraf 
bei Rhein und Herzog von Bayern; die Ottokars, wie auch unſer 
Brief zeigt, Biſchof Bruno von Olmütz und Markgraf Otto der Lange 
von Brandenburg. Der Friede kam zuſtande am 21. November 1276 
vor Wien!). 


6) Markgraf Otto IV.) von Brandenburg?) ſchreibt an den 
römiſchen König Rludoli) über die Wahlvorgänge in Magdeburg; nach 


1) Boehmer⸗Redlich 623. 

2) Ich weiſe hier noch beſonders auf den Titel hin, den der Markgraf 
führt: marchyo Brandenburgensis, imperialis aule camerarius. Es iſt dies 
meines Wiſſens der erſte bekannte Fall, in dem ein weltlicher Kurfürſt ſich nach 
ſeinem Erzamte nennt. Der Willebrief Johanns von Sachſen mit dem Titel 
imperii marescaleus, den H. Hädicke, Kurrecht und Erzamt der Laienfürſten 
(Programm, Schulpforta 1872) 88 Anm. 1, verdächtigt, teils wegen dieſes Titels, 
teils wegen des unmöglichen Jahresdatums 1272 — der Herzog ſtimmt einer 
RENE Rudolfs von Habsburg zu —, ift echt, gehört aber erſt in das Jahr 

(Boehmer⸗ Redlich 1362); ſomit gebührt dem Briefe Ottos mit dem Pfeil 
chronologiſch vor dieſem Willebriefe des Herzogs von Sachſen der Vorrang. 
Otto V., der Rivale Ottos IV. in der Erzkämmererwürde, findet ſich zum erſten 
Male im Zittauer Vertrage von 1291 November 29, vor der Wahl Adolfs von 
Naſſau, bei der die Anſprüche der Vettern in Widerſtreit gerieten, bezeichnet als 
camerarius imperii (Riedel B I, 199 Nr. 255). Über die Rivalität Ottos IV. 
und Ottos V. bei der Wahl von 1292 vgl. die gründliche Unterſuchung von 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XVIII. 1. 9 
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dem Tode des Erzbiſchofs Konrad hätten die Magdeburger die an⸗ 
weſenden Wähler, die Biſchöfe von Kammin und Schwerin!) und die 
Domherren, am Tage vor der Wahl eingeſchloſſen und ſo lange bedroht, 
bis ſie gezwungen den (Günther von Schwalenberg) gewählt hätten, 
gegen den Proteſt ſeines (d. h. Ottos) Bruders Elrich) und des Hleinrich) 
von Grüneberg, die in der Nacht vor der Wahl flohen und an den 
Papſt appellierten. Er ſelbſt und Herzog Albrecht von Braunſchweig 
hätten auf fremden Pferden die Stadt heimlich verlaſſen müſſen. Er 
bittet deshalb den König, beim Papſte gegen die Beſtätigung der Wahl 
zu wirken. (1277 Ende Januar.) 

Eine Wiener Briefſammlung zur Geſchichte des deutſchen Reiches und der 
öſterreichiſchen Länder in der zweiten Hälfte des XIII. Jahrhunderts 
(Wiener Mittheilungen aus dem Vatctaniſchen Archive Bd. II, 1894), ed. 
O. Redlich 81 ff. Nr. 78. 

Boehmer⸗Redlich 679. 

Der Wert dieſes Briefes über die Magdeburger Wahl von 1277 
beſteht, wie O. Redlich?) hervorhebt, darin, daß er uns neben dem 
magdeburgiſch gefärbten Berichte, den uns die Schöppenchronik über 
dieſe recht unkanoniſche Wahl bietet s), auch eine vom brandenburgiſchen 
Standpunkt aus geſchriebene Nachricht gibt. Auf die brandenburgiſch⸗ 
magdeburgiſchen Wirren, die erſt 1283 mit der 1277 mißglückten Er⸗ 
hebung des Markgrafen Erich zum Erzbiſchof ihren Abſchluß fanden, 


DH 


hier näher einzugehen, würde zu weit führen“). 


7) Markgraf Otto (V.) von Brandenburg verſpricht dem gefangenen 
Herzog Hleinrich IV.) von Breslau, ihm die Schädigungen nicht nach⸗ 
zutragen, die er durch ihn und ſeinen Oheim, Erzbiſchof Wladislaus von 


A. Buſſon, Sitzungsberichte der Wiener Akademie der Wiſſenſchaften, philoſ.⸗ 
hiſtor. Klaſſe CXIV (1887), 9 ff. 

1) Der Biſchof von Kammin war zwar in der erſten Hälfte des 18. Jahr⸗ 
hunderts zeitweilig Suffragan von Magdeburg geweſen, 1277 jedoch war ſeine 
exemte Stellung allgemein anerkannt. Seine Beteiligung an der Wahl iſt daher 
ebenſo auffallend, wie die ſeines Schweriner Amtsbruders, der zur Erzdibzeſe 
Bremen gehörte. Die Annahme von Namensänderungen findet durch die ſonſtige 
Beſchaffenheit der Wiener Briefſammlung keine Unterſtützung. Vermutlich be⸗ 
teiligten ſich die Biſchöfe aus politiſchen Gründen an der Wahl, die ſie kirchen⸗ 
rechtlich nichts anging. 

2) Eine Wiener Briefſammlung 82. 

3) Magdeburger Schöppenchronik ed. K. Janicke (= Chroniken deutſcher 
Städte VII [1869 ), 160. 

4) Vgl. G. Sello, Geſchichtsblätter für Stadt und Land Magdeburg XXIII 
(1888) 81 ff.; Actenſtücke zur Geſchichte des deutſchen Reiches unter den Königen 
Rudolf und Albrecht I., ed. F. Kaltenbrunner (Wiener Mitteilungen aus dem 
Batic. Archive I (1889), 165 Nr. 148, 287 ff. Nr. 253—257. 
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Salzburg?) erlitten habe, und ſich jeder Feindſchaft gegen ihn zu ent⸗ 
halten. Dafür ſoll ihm der Herzog 3500 Mark Bautzener?) Silber 
nach dem Kurs, den das Silber während der letztvergangenen Oſterzeit 
hatte, nach Brandenburger Gewicht zahlen in folgenden Raten: 1200 
Mark am nächſten Martinstage (1277 November 11), 1200 Mark am 
dann folgenden Pfingſtfeſte (1278 Juni 5), und 1200 Mark wiederum 
am Martinstage (1278 November 11) ). Als Pfand für die vertrags⸗ 
mäßige Zahlung dieſes Geldes ſoll dem Markgrafen Burg und Stadt 
Kroſſen übergeben werden. Wenn die erſten beiden Zahlungstermine 
nicht inne gehalten werden, ſollen von je 1000 Mark wöchentlich 
10 Mark Zinſen hinzukommen. Wird bis zum letzten Termin nicht 
alles bezahlt, ſo ſoll der Reſt ſamt Zinſen am nächſten Walpurgistag 
(1279 Mai 1) gezahlt werden. Iſt auch dann nicht alles gezahlt, ſo 
wird das Pfand Eigentum des Markgrafen und ſeiner Brüder. Wird 
aber das Geld zu den feſtgeſetzten Terminen oder ſchon früher gezahlt, 
ſo ſoll das Pfand binnen drei Tagen zurückgeſtellt werden. Das Geld 
ſoll in Breslau gewogen und auf Gefahr des Herzogs nach, Kroſſen zur 
Auszahlung überführt werden. Während der Zeit der Pfandinhaberſchaft 
will der Markgraf von Kroſſen aus keine Kriege führen und nach 
Zahlung des Geldes keine weiteren Schadenserſatzanſprüche erheben. Für 
die Inſtandhaltung der Mauern von Kroſſen ſoll der Herzog 300 Mark 
aus den Einkünften des Kroſſener Gebietes anweiſen. Für den ge⸗ 
fangenen Herzog Hleinrich) von Breslau ſchließt den Vertrag unter an⸗ 
deren ab König Olttokar II.) von Böhmen, der hierüber eine beſondere 
Urkunde ausſtellen ſoll. (1277 nach Oſtern, 28. März.) 


Petri de Hallis liber formularum ed. F. Firnhaber, fontes rerum 

Austriacarum B VI (1853), 41 ff. Nr. 62. 

Formelbuch des Heinricus Italicus, Archiv f. Kunde öſterr. Geſch. quellen 
XXIX, 54 ff. Nr. 47. 


Vgl. Grünhagen, Regeſten zur Schleſ. Geſch. II Nr. 1524. Be⸗ 
treffs der Erläuterungen vgl. die nächſte Urkunde Nr. 8. 


1 8) (König) Olttokar II. von Böhmen) beſtätigt nach kurzer Çr- 
wähnung der Umſtände, die zum Abſchluß des Vertrages führten, die 
u inferierte Urkunde des Markgrafen Otto V. von Brandenburg 


D Wladislaus, Erzbiſchof von Salzburg 1265—1270, Adminiſtrator des 
Herzogtums Breslau ſeit 1267. 


2) Die Angabe, daß in Bautzener Silber gezahlt werden ſoll, bringt nur 
das Formelbuch des Heinricus Italicus. 

3) Als Geſamtſumme wird 3500 Mark angegeben, die Summe der Raten⸗ 
zahlungen beträgt aber 3600 Mark. Es ſcheinen alfo 100 Mart ſofort als Ent- 
geld für die Bewilligung der Teilzahlungen in Rechnung geſetzt Sec" 
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(fiche oben Nr. 7) und verſpricht, falls dieſem Kroſſen nicht vertrags⸗ 
mäßig überliefert wird, ihm dazu zu verhelfen. (1277 nach Oſtern, 
28. März.) 

petri de Hallis liber formularum, font. rer. Austr. B VI, 40 f. Nr. 61. 

Formelbuch des Henricus Italicus, Archiv f. Kunde Ditert, (Geld. quellen 

XXIX, 51 f. Nr. 44. 

Im Februar 1277 hatte Herzog Boleslaw von Liegnitz ſeinen 
Neffen Heinrich IV. von Breslau gefangen genommen. Neben Boleslaw 
von Großpolen erhob jetzt Otto V. von Brandenburg Anſprüche an den 
gefangenen Herzog. König Ottokar, der ſeit langem in den ſchleſiſchen 
Angelegenheiten das entſcheidende Wort ſprach, nahm ſich der Rechte 
Heinrichs von Breslau energiſch an, in der Hoffnung, ſich an ihm eine 
feſte Stütze zu verſchaffen. Wenn er trotz allem die weitgehenden An⸗ 
ſprüche feines brandenburgiſchen Neffen befriedigte, jo zeigt das, daß dieſer 
ihm offenbar nach wie vor der wertvollſte Bundesgenoſſe war, den vor 
den Kopf zu ſtoßen er auf alle Fälle vermeiden mußte !). Übrigens 
ließen ſich im Frühjahr und Sommer 1277 die habsburgiſch⸗böhmiſchen 
Beziehungen durchaus friedlich an; Ottokar war ehrlich gewillt, in 
Frieden mit König Rudolf zu leben?). Dennoch war er auch jetzt 
darauf bedacht, ſich den Rücken für alle Fälle freizuhalten. 


9) (König Ottokar von Böhmen) teilt den Breslauern mit, er habe 
dem Markgrafen Otto (V.) von Brandenburg verſprochen, ihm Schloß 
Pottenſtein (an der Wilden Adler, ſüdweſtlich von Königgrätz) für eine 
Summe Geldes zu verpfänden, damit er ihren Herzog Heinrich von 
Breslau nicht beläſtige, und das Bündnis, das er unter Mühe mit ihm 
zuſtande gebracht habe, nicht wieder zerreiße, und bittet, daß das Schloß 
dem Markgrafen ausgeliefert werde. (1277 Frühjahr.) 

J. Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II (1882), 993 Nr. 2290. 

Dieſe Urkunde muß zeitlich mit den beiden vorgenannten zuſammen⸗ 
fallen, da ſie ebenfalls während der Gefangenſchaft Heinrichs von Breslau 
ausgeſtellt iſt; denn ſonſt würde der Böhmenkönig an ihn und nicht an 
die Breslauer geſchrieben haben. Sie ſtellt ein weiteres Zugeſtändnis 
dar, das Ottokar im Namen des Herzogs Heinrich an Otto V. machte, 
um dieſen unter allen Umſtänden bei guter Laune zu erhalten. 


10) Graf (Hermann von Henneberg) ſchreibt an den (Burg)grafen 
(Friedrich von Nürnberg), er wolle ſeinen (Stief)bruder, den Markgrafen 
(Heinrich) von Meißen, ſeinen Schwiegerſohn, den Markgrafen (Otto V.) 
von Brandenburg, nebſt anderen Freunden und, da jetzt wirklicher Friede 
zwiſchen dem römiſchen König (Rudolf) und dem König von Böhmen 


1) über die ſchleſiſchen Wirren im Jahre 1277 vgl. Th. Löſchke, Zeitſchrift 
des Vereins f. Geſchichte und Alterthum Schleſiens XX (1886), 109 ff. 
2) Vgl. O. Redlich, Rudolf von Habsburg 291 ff. 
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(Ottokar II.) beſtehe, auch dieſen letzteren beſuchen, und bittet den Burg⸗ 
grafen, ihn wegen dieſer Reiſe bei König Rudolf vor Verleumdungen 
zu ſchützen. (1277 Juni.) 

Eine Wiener EN (Wiener Mitth. aus dem Batic. Archive Bd. II) 

97 f. Nr. 88. 

Boehmer⸗Redlich 805. 

Dieſer Brief des vorſichtigen Hennebergers, geſchrieben im Sommer 
1277, in der Zeit, wo der Friede zwiſchen Ottokar und Rudolf durch⸗ 
aus geſichert ſchien, zeigt, wie ſtark die politiſche Spannung, die über 
Deutſchland lag, auch damals war, und daß Otto der Lange von 
Brandenburg nach wie vor als Parteimann des Böhmen galt. Daran 
wird auch der Beſuch, den er im Auguſt 1277 König Rudolf in Wien 
abſtattete!), nichts geändert haben. 


11) König Ladlislaus) von Ungarn berichtet an den römiſchen König 
Rudolf), daß König (Ottokar II.) von Böhmen Geſandte an ihn ge⸗ 
ſchickt habe, um ihn für ein Bündnis zu gewinnen, dem ſchon Herzog 
Heinrich von Bayern, die Markgrafen (Otto V.) von Brandenburg, 
(Heinrich) von Meißen und ſein Sohn (Landgraf Albrecht von Thü⸗ 
ringen) ?) angehörten. (Die weiteren Mitteilungen des Briefes beziehen 
ſich nicht auf Brandenburg.) (1277 Dezember.) 

Eine Wiener e (Wiener Mitth. ans dem Batic. Archive Bd. II) 


122 ff. Nr. 
Boehmer-Redlich 899. 


Gegen Ende des Jahres 1277 hatte ſich die politiſche Lage wieder 
ſehr verſchlechtert; die Möglichkeit eines erneuten Zuſammenſtoßes zwiſchen 
Rudolf und Ottokar rückte näher heran. Der Böhmenkönig ſetzte feine 
ſchon früher angedeutetes) Politik fort, Dh den Rücken nach Möglich- 
keit durch Bündniſſe mit den Nachbarfürſten zu decken. Daß ſein Neffe 
Otto von Brandenburg zu feinen Freunden gehört, ift ſelbſtverſtändlich. 
Aber Ottokar begnügte ſich nicht damit: er ſchloß auch mit den übrigen 
Markgrafen von Brandenburg Schutz- und Trutzbündniſſe (vgl. die fol⸗ 
genden Urkunden 12 und 13) ab. 


1) Boehmer⸗Redlich 851, 852; der Markgraf Otto von Brandenburg, der 
1277 Auguſt 29 als Zeuge in Urkunden König Rudolfs vorkommt, kann nur 
Otto V. der Lange geweſen ſein, da ſein Vetter Otto IV. damals gänzlich in 
die magdeburgiſchen Wirren (ugl. oben Nr. 6) verwickelt war. 

2) O. Redlich, Eine Wiener Briefſammlung 124, nimmt an, daß der Sohn 
Heinrichs des Erlauchten von Meißen, der im Bunde mit König Ottokar ſtand, 
Markgraf Dietrich von Landsberg war. Ich halte es für wahrſcheinlicher, an 
den Landgrafen Albrecht von Thüringen zu denken, weil derſelbe im Vertrage 
Ottokars mit den Markgrafen von Brandenburg Johann II. und Otto IV. (vgl. 
die folgende Urkunde Nr. 12) ausdrücklich neben feinem Vater als Verbündeter 
des Böhmenkönigs genannt wird. 

3) S. oben S. 132 die Erläuterungen zu Nr. 8. 
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12) König Olttokar II.) von Böhmen ſchließt mit den Markgrafen 
Johann (II.) und Otto IV. [W] von Brandenburg ein Bündnis und 
verſpricht ihnen Hilfe gegen jedermann, außer gegen den Markgrafen 
Hleinrich) von Meißen und ſeinen Sohn, den Landgrafen Allbrecht) von 
Thüringen; ſollte zwiſchen dieſen und den Markgrafen von Brandenburg 
ein Zwiſt ausbrechen, ſo will er zwiſchen den Parteien vermitteln. 
(1277 Dezember.) 


Formelbuch des Heinricus Italicus, Archiv f. Kunde Ditert, Geld. quellen 
XXIX, 48 Nr. 39. 

J. Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II, 987 Nr. 2277. 

Auch dieſer Vertrag zeigt Ottokar bemüht, ſich den Rücken dadurch 
zu ſichern, daß er der Möglichkeit eines Zwiſtes zwiſchen ſeinen Ver⸗ 
bündeten vorbeugt. Er ſchließt ein Bündnis mit der ihm nicht ver⸗ 
wandten älteren Linie der askaniſchen Markgrafen. Der Markgraf W 
der Formel iſt jedenfalls ein Bruder des Markgrafen Johann, alſo ent⸗ 
weder Otto IV. oder Konrad; ich möchte an Otto denken, einmal 
weil am 10. Januar 1278 in ſeinem Heere böhmiſche Hilfstruppen 
an der Schlacht bei Frohſe teilnehmen!) infolge ſofortigen Inkraft⸗ 
tretens dieſes Bündniſſes, für das ſich auch hierdurch als Termin des 
Abſchluſſes das Ende des Jahres 1277 ergibt, und ſodann, weil Otto IV. 
nachher im Hochſommer 1278 tatſächlich am böhmiſchen Kriege und an 
der Schlacht bei Dürnkrut teilnimmt ?). 


1) Dies berichtet die Magdeburger Schöppenchronik ed. K. Janicke 157. Über 

die Schlacht bei Frohſe vgl. G. Sello, Magdeburgiſche Geſchichtsblätter XXIII 

(1888), 90 ff., 133 ff. 

2) Es ergibt ſich ſomit für den ſtreitbaren Otto IV. im Jahre 1278 
folgendes intereſſante Itinerar: 

Januar 10, bei Frohſe, Schlacht; Otto geſchlagen und gefangen. 

Januar 10 ff., Magdeburg, Otto in Gefangenſchaft. 

Januar, Tangermünde, Otto dorthin entlaſſen zur Aufbringung des Loſegeldes. 

Januar 29, Stendal, urkundet mit ſeinen Brüdern; Riedel A XXII, 371 Nr. 12. 

Februar, Magdeburg, Otto zahlt ſein Löſegeld. 

März 25, Tangermünde, urkundet mit ſeinen Brüdern; Riedel A V, 41 Nr. 4i. 

März 26, Tangermünde, desgl.; Riedel A V, 41 Nr. 42. 

April 29, Gardelegen, desgl.; Riedel A XXII, 373 Nr. 13. 

Juni/Juli, Staßfurt, Otto erobert die Stadt und belagert die Burg, welche von 
den Magdeburgern entſetzt wird; Otto erhält einen Pfeilſchuß in den Kopf 
(daher ſein Beiname „mit dem Pfeil“). 

Juni Juli, Aken, Rückzug dorthin (vgl. G. Sello a. a. O. 165 ff.). 

Auguft, nach Böhmen, Zug dorthin zur Unterſtützung ſeines Verbündeten, des 
Königs Ottokar (Oſterr. Reimchronik, MG. Deutſche Chroniken V, 202 
Vers 15245). 

Auguft 26, bei Dürnkrut, Schlacht; Niederlage der Böhmen und ihrer Ver⸗ 
bünbeten (über die Teilnahme Ottos vgl. Oſterr. Reimchronik, a. a. O. 217 
Vers 16396). 
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Nicht verwunderlich darf es ſein, wenn der König die Markgrafen 
ſeine avunculi nennt; ſeine Oheime waren fie nicht, eher könnte man ſie 
als ſeine Neffen bezeichnen: ihre Vettern von der jüngeren Linie waren 
Ottokars leibliche Neffen. Es laſſen ſich auch ſonſt Fälle anführen, in 
denen avunculus „Neffe“ bedeutet: in den beſprochenen Briefen Nr. 8 
und 9 nennt Ottokar ſeinen Neffen Otto den Langen avunculus — 
umgefehrt Freilich und mit mehr Recht heißt in Nr. 7 Ottokar avunculus 
Ottos des Langen. Sodann weiſe ich auf ein Schreiben des Mark⸗ 
grafen Otto von Brandenburg, in dem er die Geſchwiſter Otto von 
Lüneburg und die verwittwete Fürſtin Mathilde von Werle ſeinen 
avunculus und feine neptis nennt“). Sollte vielleicht avunculus gleich⸗ 
bedeutend ſein mit der im heutigen Verkehr der Fürſten untereinander 
üblichen Anrede „Vetter“, die ebenfalls ohne Rückſicht auf das beſtehende 
Verwandtſchaftsverhältnis gebraucht wird ?)? 


13) (König) Olttokar II. von Böhmen) bekundet, daß er dem 
Markgrafen Allbrecht III.) von Brandenburg, der ihm in dieſem Jahre 
mit 30 gepanzerten Streitroſſen zu Hilfe kommen will gegen den 
römiſchen König Rludolf) oder gegen jeden anderen, allen Schaden er⸗ 
ſetzen will, den er in ſeinem Dienſt erleidet, und daß er die Marſch⸗ 
koſten für ihn und ſein Gefolge innerhalb der Grenzen ſeines Reiches 
tragen will. (1278 Anfang.) 

Formelbuch des Heinricus Italieus, Archiv f. Kunde Ditert, Geſch. quellen 

XXIX, 51 Nr. 43. 

Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II, 988 Nr. 2279. 

Dies weitere Bündnis wendet ſich ſchon mit unverhüllter Offenſive 
gegen König Rudolf. Sein Abſchluß muß ſchon ins Jahr 1278 fallen, 
da es von einem Feldzuge infra presentis anni circulum ſpricht. Mark⸗ 
graf Albrecht III. iſt ein Bruder Otto des Langen und Neffe König 
Ottokars ?). 


Oktober, zwiſchen Kolin und Sedletz, vermittelt als Delegierter der Böhmen mit 
anderen Unterhändlern den Frieden zwiſchen König Rudolf und ſeinem 
Vetter Otto dem Langen (vgl. Boehmer⸗Redlich 1026 a). 

November 5, Gerswalde (Ukermark), urkundet mit ſeinen Brüdern; Riedel 
A XXI, 93 f. Nr. 8. 

1) Riedel B I, 214 Nr. 277, 1295 Auguſt 14. 

2) Ich verweiſe auch auf den oben Nr. 6 beſprochenen Brief, in dem Otto IV. 
den Herzog Albrecht von Braunſchweig feinen avunculus nennt. Die korre⸗ 
ſpondierende Bezeichnung fürt das weibliche Geſchlecht wäre dann neptis; vgl. 
die in der vorigen Anmerkung zitierte Urkunde und unten Nr. 29, wo Otto der 
Lange verſpricht, er wolle ſeine Tante (matertera) Kunigunde wieder tamquam 
neptem lieben. 

3) Ob ein Bündnisvertrag Ottokars mit ſeinen avunculi, den ihm bluts⸗ 
verwandten Markgrafen A. und B. (offenbar Siglen) — gedruckt Formelbuch des 
Heinricus Italicus, Archiv f. Kunde österr. Geſch. quellen XXIX, 48 f. Ar. 40; 
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14) (Markgraf Otto V. von Brandenburg) bittet (Königin Kuni⸗ 
gunde von Böhmen), ſich wie bisher bei ihrem Gatten (König Ottokar), 
ſeinem Oheim, ſeiner Perſon und ſeiner Angelegenheiten anzunehmen. 
(1267— 1278.) 


F. psi Abhandl. d. böhm. Gef. d. Wiſſenſch., V. Folge, Bd. II, 279 
r 


Riedel B I, 99 Nr. 132." 
Guter, Regesta Bohemiae et Moraviae II, 977 Nr. 2249. 


Die in der Urkunde vorkommenden Perſonen ſind von Palacky 
wohl richtig gedeutet. Die Abfaſſungszeit des Briefes läßt ſich nicht 
näher einſchränken als durch den Beginn der Regierung Ottos V. von 
Brandenburg und den Tod König Ottokars. Wir haben in ihm ein 
neues Zeugnis für die ſchon angedeutete Tatſache (ſiehe oben Nr. 3), 
daß die Beziehungen zwiſchen den beiden Fürſtenhöfen nicht allein auf 
politiſcher Intereſſengemeinſchaft, ſondern auch auf der Pflege der ver⸗ 
wandtſchaftlichen Bande beruhten. 


15) (Biſchof Johann von Prag) erteilt der Königin (Kunigunde) 
von Böhmen und ihrer Schwägerin (Beatrix), der Witwe des ver⸗ 
ſtorbenen Markgrafen (Okto III.) von Brandenburg, die Abjolution, 
welche am Grünen Donnerstag zu Prag ausgeteilt wird, da die beiden 
an dieſem Tage dort nicht anweſend ſind. (1269 — 1278.) 

F. Balady, Abhandl. d. böhm. Gef. d. Wiſſenſch., V. Folge, Bd. II, 280 

1 


Riedel B I, 106 Nr. 141. 
Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II, 978 Nr. 2252. 


Dieſer Brief bietet eine Beſtatigung der oben (Nr. 3) feſtgeſtellten 
Tatſache, daß Markgräfin Beatrix als Witwe in ihre Heimat zurück⸗ 
kehrte, wo ſie in der Geſellſchaft ihrer Schwägerin erſcheint. Der Brief 
kann früheſtens 1269 geſchrieben ſein — am Grünen Donnerstag 1268 
war Beatrix zwar auch ſchon Witwe, hielt ſich aber, wie es ſcheint, 
noch in der Mark auf!) — und ſpäteſtens 1278, denn ſonſt wäre wohl 
auch der Witwenſchaft der Böhmenkönigin Erwähnung getan. Der 
vermutliche Schreiber des Briefes, Biſchof Johann von Prag, war im 
Amt 1258 — 1278. 


Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II, 987 f. Nr. 2278 — ſich auf die 
brandenburgiſchen Markgrafen oder auf Heinrich von Meißen und ſeinen Sohn 
Dietrich von Landsberg bezieht (Heinrich der Erlauchte war in zweiter Ehe mit 
der damals allerdings ſchon verſtorbenen Schweſter Ottokars, Agnes, vermählt 
geweſen, ihm alſo nahe verwandt), iſt nicht zu entſcheiden; die Urkunde weiſt 
auch keinerlei Anhaltspunkte der Datierung auf und iſt deshalb für die poli⸗ 
tiſche Geſchichte unverwertbar. 

1) Sie erſcheint in der Mark zuletzt 1268 Auguſt 31, Riedel A XIV, 10 
Nr. 15. 
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16) Ottokar, König von Böhmen und Markgraf von Mähren, 
verſpricht den Markgrafen Otto (V.) und Albrecht (III.) von Branden⸗ 
burg, ſeinen vertrauten Freunden, vom heutigen Tage (1278 Juli 18) 
ab bis zum Michaelisfeſte in 4 Jahren (1282 September 29) feine 
Unterſtützung gegen jedermann, ausgenommen ſeine Freunde; ebenſo ſollen 
die Markgrafen ihn nach Kräften auf ſeinen Wunſch unterſtützen. (1278) 
Juli 18, in Ponte. 

Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II, 988 Nr. 2280. 

Der böhmiſch-habsburgiſche Krieg von 1278 brach durch das zu 
frühe Losſchlagen von Ottokars öſterreichiſchen Verbündeten aus, ehe die 
böhmiſchen Rüſtungen beendigt waren !). Ottokar mußte, ohne den Zu⸗ 
zug aller ſeiner norddeutſchen Verbündeten abzuwarten, ins Feld ziehen. 
Am 27. Juni verließ er Prag?), etwa am 15. Juli ging er von 
Brünn aus auf den eigentlichen Kriegsſchauplatzs). Jetzt, als die Ent⸗ 
ſcheidung ſchon nahe bevorſtand und die brandenburgiſchen Markgrafen 
der jüngeren Linie) noch immer fehlten, ſchloß Ottokar dieſen erneuten 
Bund mit ihnen ab, in dem er ſich für mehr als 4 Jahre mit ihnen 
verband — eine ganz ungewöhnlich lange Friſt für eine Zeit, in der 
Bündniſſe regelmäßig nur für einen kurzen, gemeinſam zu unternehmenden 
Waffengang, alſo auf wenige Wochen oder höchſtens Monate geſchloſſen 
wurden. 

Von der Urkunde iſt nur das Tagesdatum überliefert; in den Juli 
1277 kann ſie wegen der damals ganz friedlich geſtimmten böhmiſchen 
Politik nicht gelegt werden. Auch iſt es durchaus wahrſcheinlich, daß 
nur die zwingendſte politiſche Notwendigkeit den Böhmenkönig dahin 
bringen konnte, ſich politiſch für 4 Jahre die Hände zu binden. Denn 
daß ſein Neffe Otto V. ein Verbündeter war, deſſen Selbſtſucht unter 
Umſtänden recht läſtig werden konnte, das hatte er im Frühjahr 1277 
in den Breslauer Wirren (fiche oben Nr. 7—9) geſehen. 


17) (Die verwitwete Markgräfin Beatrix von Brandenburg) bittet 
ihren Bruder (König Ottokar von Böhmen) ſehr herzlich, ſein Leben im 
gegenwärtigen Feldzuge in acht zu nehmen, da ſie ohne ihn, an dem 
ſie mehr hänge als an ihren eigenen Söhnen, nicht leben könne. 
(1267— 1278.) 

F. GE d. böhm. Gef. d. Wiſſenſch., 5. Folge, Bd. II, 
Riedel B I, 105 f. Nr. 104. 


1) O. Redlich, Rudolf von Habsburg 308. 
Ne ie Je. l 


8) a. a. O. 312. 

4) Otto IV. traf, obwohl er in ſchwerem Kriege mit den Magdeburgern 
lag und eben darin verwundet war, doch rechtzeitig auf dem böhmiſchen Kriegs- 
ſchauplatz ein (vgl. oben S. 134 Anm. 2). Otto V., der Neffe des Königs, 
hätte wohl eine höhere moraliſche Verpflichtung zur rechtzeitigen Hilfeleiſtung 
gehabt, als ſein ritterlicher Vetter. 
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Geſchrieben ſein muß der Brief nach dem Tode Ottos III. von 
Brandenburg und bei Lebzeiten König Ottokars. Bei der großen Sorge der 
Markgräfin um das Leben ihres königlichen Bruders muß es ſich jeden⸗ 
falls um einen ſehr ernſten Feldzug desſelben gehandelt haben, vielleicht 
um den des Jahres 1278. Stärker noch als aus ihren früheren Briefen 
(Nr. 3 und 4) zeigt ſich gerade aus dieſem Schreiben, mit wie zärtlicher 
Liebe Beatrix an ihrem Bruder hing !). 


18) Königin Klunigunde) von Böhmen ſchreibt nach dem Tode 
ihres Gemahls dem Markgrafen Co V.) von Brandenburg, fie habe 
vernommen, der römiſche König (Rudolf), nicht zufrieden mit dem Tode 
ihres Gatten, wolle auch ſie und ihre Kinder vernichten, und bittet ihn 
deshalb, da König Ottokar für den Fall eines unglücklichen Krieges 
und ſeines Todes ſeine Familie und ſein Land dem Markgrafen be⸗ 
ſonders empfohlen habe, um ſeine ſofortige Hilfe. (1278 Anfang 
September.) 


Petri de Hallis liber formularum, font. rer. Austr. B VI, 92 f. Nr. 188. 

Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II, 492 Nr. 1145. 

Am 26. Auguſt 1278 hatte König Ottokar Schlacht und Leben 
bei Dürnkrut verloren, und ſeine Witwe ſuchte Troſt und Hilfe bei 
ihren nächſten Verwandten, die auch des Veſtorbenen bejte Stütze ge⸗ 
weſen waren, bei den brandenburgiſchen Markgrafen. Aus dieſem 
Schreiben kann mit Sicherheit entnommen werden, daß zur Zeit der 
Schlacht bei Dürnkrut Otto der Lange ſeinen Zug nach Böhmen noch 
nicht angetreten hatte. 


19) (Königin Kunigunde von Böhmen) bittet ihre Schwägerin 
(Markgräfin Beatrix von Brandenburg), ſchleunigſt zu ihr zu kommen, 
ſie in ihrem Schmerz zu tröſten und ihr mit ihrem Rat zur Seite zu 
ſtehen, da ihr verſtorbener Gemahl für den Fall ſeines Todes ihr und 
ihrem Sohne, dem Markgrafen Oltto), die Sorge für ſeine Familie und 
ſein Land empfohlen hätte. Deshalb bittet ſie, die Markgräfin möge 
auch ihren Sohn veranlaſſen, ſoſort zu kommen; ſie wolle ihm ſich 
ſelbſt, ihre Kinder und ihr ganzes Land anvertrauen. (1278 Anfang 
September.) 


Petri de Hallis liber formularum, font. rer, Austr. B VI, 93 f. Nr. 189. 
Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II, 491 Nr. 1144. 


1) Das Schreiben, welches Palacky, Abhandl. d. böhm. Geſ. d. Wiſſenſch. 
V. Folge, Bd. II, 268 Nr. 7 druckt, möchte ich bei der Unbeſtimmtheit ſeiner 
Angaben nicht als von der Markgräfin an ihren Bruder, den König, in Anſpruch 
nehmen. An hiſtoriſch verwertbarem Material enthält es nichts; es wäre höchſtens 
ein neuer Beweis der Liebe der Markgräfin zu ihrem Bruder. 
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Die Markgräfin Beatrix befand ſich, als die Nachricht von der 
Kataſtrophe bei Dürnkrut die Königin erreichte, wie dieſer Brief zeigt, 
nicht in ihrer Umgebung; ſie ſcheint ſich vielmehr in Brandenburg bei 
ihrem Sohne Otto V. aufgehalten zu haben. Vielleicht war fte fon 
vor der Schlacht dorthin im Auftrage ihres Bruders geeilt, um zur Be⸗ 
ſchleunigung der brandenburgiſchen Hilfe anzutreiben. Im übrigen vgl. 
die Erläuterungen zum vorigen Briefe Nr. 18. 


20) (König Rudolf) ſchreibt (einer Stadt in Italien) 1), er könne 
nicht eher dorthin kommen, als bis ſeine augenblicklichen Händel mit dem 
Markgrafen (Otto V.) von Brandenburg ausgetragen ſeien. (Der übrige 
Inhalt des Briefes betrifft die italieniſche Geſchichte.)?) (1278 Oktober.) 

F. J. Bodmann, Codex epistolaris Rudolfi I. (1806), 106 f. Nr. 95. 

Riedel B I, 144 Nr. 192. 

(Fedele Savio) in Civiltà cattolica (1895) serie XVI, I, 551 Nr. 1. 

Boehmer⸗Redlich 1026. 

Während König Rudolf nach ſeinem Siege durch Mähren nach 
Böhmen zog, war Otto der Lange auf den Ruf der Königin Kunigunde 
herbeigeeilt, ſodaß ein neuer Kampf bevorzuſtehen ſchien, der jedoch, als 
die Heere ſich ſchon bei Kolin gegenüberſtanden, ſchließlich abgewendet 
wurde?). Unter den Vermittlern war auf böhmiſcher Seite Markgraf 
Otto 1V., der Vetter des Langen“), tätig; wir dürfen affo annehmen, 
daß auch er ſich damals im böhmiſchen Heere befand. Otto V. erhielt 
auf fünf Jahre die Vormundſchaft über Ottokars unmündigen Sohn 
Wenzel und die Verwaltung Böhmens. Gleichzeitig wurde nach be⸗ 
währter habsburgiſcher Politik ein Ehebündnis verabredet zwiſchen 
Ottos V. jüngſtem Bruder, Otto VI. (dem Kleinen), und Rudolfs 
Tochter Hedwig. Die Ehe wurde zu Wien zu Anfang Februar des 
Jahres 1279 vollzogen ?). 


21) (König Rudolf) ſchreibt an einen (Ungenannten), daß nach 
dem Tode des Königs Ottokar Ehen geſchloſſen ſeien zwiſchen Wlenzel), 
dem Erben von Böhmen, und ſeiner Tochter (Guta), und zwiſchen (Otto), 
dem Bruder des Markgrafen Otto (V.) von Brandenburg und ſeiner 
Tochter Hedwig. (Der übrige Inhalt des Briefes bezieht ſich auf die 
italieniſche Geſchichte.) (1279 Februar.) 


F. J. Bodmann, Cod. epist. Rudolfi I. 53 f. Nr. 50. 
A. Boczek, Mähren unter König Rudolf I. (Abhandl. d. böhm. Geſ. d. 
Wiſſenſch., Neue Folge Bd. IV [1835]), 59 f. Nr. 11. 


1) Vielleicht Piſa. 
s 2) Über dieſen Brief hat ausführlich gehandelt A. Buffon, Mitth. d. Inſt. 
f. öſterr. Geſchichtsforſchung VII (1886), 156—159. 
3) Vgl. Boehmer⸗Redlich 1026 a. 
4) Otto IV. wird, Boehmer⸗Redlich 1026 a und Redlich, Rudolf von Habs- 
burg 331, irrtümlich als Neffe Ottos V. bezeichnet. 
5) Vgl. Boehmer⸗Redlich 1060 a. 
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Riedel B I, 147 Nr. 196, 11). 
Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II, 499 Nr. 1164. 
Boehmer⸗Redlich 1067. 


Vgl. die Erläuterungen zu Nr. 202). 


22) Markgraf Oltto V.) von Brandenburg, Vormund Wlenzels) 
von Böhmen, ſchreibt an den römiſchen König R(udolf), er habe alle 
Abmachungen mit der Königin (Kunigunde) von Böhmen gehalten; dies 
könnten ſeine Boten bezeugen, die auch auf ſein Geheiß die Königin in 
den Beſitz ihres Wittums eingeführt hätten. Wenn man ſonſt der 
Königin unrecht getan habe, ſo ſei ihm das ſehr unangenehm. Betreffs 
des Streites der Böhmen mit den Ungarn über die ungarischen Reichs- 
kleinodien überlaſſe er die Entſcheidung dem Könige. Wegen der Schloſſer 
im Egerlande habe er bei ſeiner letzten Zuſammenkunft mit dem Könige 
deſſen Meinung dahin verſtanden, daß dieſelben einem Unparteiiſchen 
präſentiert werden ſollten; dazu habe er den Grafen Hleinrich) von 
Caſtell auserſehen. Er nehme aber auch ohne Verzug einen vom Könige 
ernannten Unparteiiſchen an. Die Regelung weiterer Schwierigkeiten, ſo 
bei der Münze von Brod, überlaſſe er dem Könige. Die Ausſtattung 
der Tochter des Königs (Hedwig), ſeiner Schweſter (d. h. Schwägerin), 
werde er vertragsmäßig leiſten. Er bitte den König, ihn in Böhmen zu 
fördern und überſende den Grafen Hleinrich) von Caſtell als ſeinen 
Unterhändler. (1279 März April.) 

Eine Wiener Briefſammlung (Wiener Mitth. aus dem Batic. Archive 
Bd. II) 135 ff. Nr. 122. 
Boehmer⸗Redlich 1085. 

Dieſer Brief iſt ein beredtes Zeugnis für die Unzufriedenheit, die 
das Auftreten Ottos des Langen in Böhmen alsbald hervorrief. Wenn⸗ 
gleich böhmiſche Geſchichtſchreiber in ihrem Deutſchenhaß uns offenbar 
übertriebene Nachrichten von den Schrecken der brandenburgiſchen Regent⸗ 
ſchaft bringen, ſo ſteht doch feſt, daß der Markgraf ſeine böhmiſche 
Stellung im weſentlichen nur als eine Gelegenheit betrachtete, für ſich 
möglichſt viele Vorteile einzuheimſen. Hatte er doch ſchon 1277 in 
Schleſien ein merkliches Talent, im trüben zu fiſchen, bekundet ?). Es 
waren offenbar mancherlei Klagen über ihn bei König Rudolf ein⸗ 
gelaufen. und deshalb fab fih Otto V. zu ſeinem Rechtfertigungsſchreiben 


1) Riedel ſetzt den Brief fälſchlich in das Jahr 1280. 

2) Zwei weitere Schreiben, die Riedel B I, 147 f. Nr. 196, II und III 
ebenfalls mit Bezug auf die Verlobung Ottos des Kleinen abdruckt (Boehmer⸗ 
Redlich 363, 364 — daſelbſt die übrigen Drucke verzeichnet), gehören in das 
Jahr 1275 und beziehen ſich auf die Verlobung von Rudolfs Tochter Clementia 
mit Andreas, dem Bruder des Königs Ladislaus IV. von Ungarn, vgl. O. Redlich, 
Mitth. d. Inſt. f. öſterr. Geſchichtsforſchung X (1889), 394 Anm. 3. 

3) Vgl. oben Nr. 79. 
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veranlaßt. Ich erläutere kurz die einzelnen Punkte des intereſſanten 
Briefes. 

Mit der Königin Kunigunde hatte ſich der Markgraf ſofort nach 
ſeiner Ankunft in Böhmen 1278 überworfen; im Februar 1279 hatte 
er ſie dann ſamt ihren Kindern aus Prag entfernt und in ſtrenge Haft 
gebracht!). Ottos Behauptung, er habe ihr gegenüber alle vertrags⸗ 
mäßigen Verpflichtungen erfüllt, iſt alſo recht kühn. 

Der Streit um die ungariſchen Kleinodien geht noch in die 
Regierungszeit König Ottokars zurück. Im Jahre 1270 waren ſie nach 
Böhmen entführt, und bei der Feindſchaft, die ſeit Jahren zwiſchen 
Böhmen und Ungarn beſtand, auch nach dem Frieden von 1276 nicht 
zurückgeliefert worden?); und was Ottokar nicht für nötig befunden 
hatte zu tun, das ſträubte ſich auch Otto der Lange nachzuholen. 

In dem Vertrage, den Rudolf und Ottokar im Mai 1277 ab⸗ 
geſchloſſen hatten, war beſtimmt worden, daß Rudolfs Tochter Guta, 
die Braut des Prinzen Wenzel von Böhmen, als Mitgift 10 000 Mark 
haben ſolle, für die die Stadt Eger mit dem zugehörigen Gebiet dem 
Böhmenkönig als Pfand überlaſſen wurde 3). Es ſollte jetzt wohl abgeſchätzt 
werden, ob wirklich der Ertrag dieſes Pfandes dem Werte von 10 000 
Mark entſpräche. 


23) (Königin Kunigunde von Böhmen) klagt dem König (Ladis⸗ 
laus von Ungarn), daß Markgraf Oltto von Brandenburg) die Ver⸗ 
träge, die er mit ihr und dem römiſchen König Rludolf) geſchloſſen 
habe, nicht beachte, daß er ihre Kinder, ihre Schätze, ſowie Stadt und 
Burg Prag in ſeine Gewalt gebracht habe. Sie würde ſich nicht von 
ihm haben überrumpeln laſſen, wenn nicht früher der Markgraf ein 
durchaus rechtlich geſinnter Mann geweſen wäre. Sie bittet deshalb 


1) Vgl. O. Redlich, Rudolf von Habsburg 370; A. Bachmann, Geſchichte 
Böhmens 1 (1899), 661. 

2) Im Jahre 1270 war Anna, eine Tochter König Belas IV. von Ungarn, 
mit einem Teil der ungariſchen Kronſchätze nach Böhmen geflohen (A. Huber, 
Geſchichte Oſterreichs I. [1885], 556); bereits 1272 hatte Ottokar die Rücklieferung 
der Schätze an Ungarn verſprochen (A. Huber a. a. O. 560). Da dies unter⸗ 
blieben war, ſo verpflichtete ihn der Wiener Friede von 1276 November 21 
(Boehmer⸗Redlich 623), in den Ungarn eingeſchloſſen war, hierzu (vgl. Contin. 
Vindobon. MG. SS. IX, 708, wo die Schätze auch beſchrieben find). Wieder 
verzögerte ſich die Rückerſtattung. Gegen Ende des Jahres 1277, als Ottokar 
den letzten Verſuch machte, die Ungarn zu gewinnen (vgl. oben Nr. 11), ſtellte 
er um den Preis eines Bündniſſes die Rücklieferung der Kleinodien abermals 
in Ausſicht. Da Ladislaus von Ungarn jedoch an ſeinem Bündnis mit König 
Rudolf feſthielt, ſo blieben die Schätze auch ferner in Böhmen, wo ſie dann Otto 
der Lange nach dem Tode Rudolfs von Habsburg vorfand. Vgl. auch die 
folgende Nr. 23. 

3) Boehmer⸗Redlich 753. 
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den König, ihr wieder zum Beſitz ihrer Kinder und ihrer Schätze zu ver⸗ 
helfen, und verſpricht betreffs Rückerſtattung der ungariſchen Kleinodien, 
die ebenfalls der Markgraf mit Beſchlag belegt habe, nach dem Rate des 
Königs (Rudolf) zu handeln. (1279 Juni- Juli.) 


F. J. Bodmann, Cod. epist. Rudolfi I., 108 f. Nr. 96. 
A. Boczek, Abhandl. d. böhm. Gel. d. Wiſſenſch., Neue Folge, Bd. IV, 
59 f. Nr. 11. 

Riedel B I, 144 f. Nr. 193). 

Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II, 520 Nr. 1200. 

Vgl. Boehmer⸗Redlich 1085. 

Im Mai 1279 entwich Kunigunde dem Machtbereiche des Mark⸗ 
grafen ), der, ſeinerſeits nach Brandenburg zurückkehrend, ſein böhmiſches 
Mündel dorthin mitnahm?). Kunigunde hatte jetzt ganz die Partei⸗ 


1) Riedel hält König Rudolf für den Adreſſaten des Briefes. 

2) Redlich, Rudolf von Habsburg 370, vgl. Boehmer⸗Redlich 1085. 

3) Die Königſaaler Geſchichtsquellen, ed. J. Loſerth, Font. rer. Austr. 
A VIII (1875), 52 f. Nach dieſer Quelle 51 kehrte Otto, nachdem er den jungen 
Wenzel von Böhmen in Böſig gefangen geſetzt hatte, nach einiger Zeit in die 
Mark zurück, um dort die nötigen Truppen zur Behauptung feiner böhmischen 
Stellung aufzubringen. ‘Dann fam er mit diefen uno bem Biſchof Gebhard 
(nicht Eberhard, wie es a. a. O. heißt) von Brandenburg wieder nach Böhmen, 
ſetzte dort den Biſchof zu ſeinem Stellvertreter ein und ging darauf unter Mit⸗ 
nahme Wenzels zurück nach Brandenburg. 

Das leider nur mangelhaft bekannte Itinerar Ottos des Langen in der 
erſten Zeit ſeiner Statthalterſchaft iſt folgendes: 
1278 Dezember 7, Kolin, Emler, Reg. Bohemiae et Moraviae II, 497 Nr. 1157. 
1279 März / April, in Böhmen, vgl. oben Nr. 22. 
1279 Juni 29, Stargard in Mekl., Meklenb. Urkundenbuch IL 608 f. Nr. 1503. 
1279 Auguſt 26, Prag, Emler, Reg. Bohemiae et Moraviae II, 510 f. Nr. 1183. 
1279 September 12, in der Mark Brandenburg, Riedel B I, 138 f. Nr. 188. 


Dies paßt genau zu obigen Angaben. 1279 Juni 29 iſt Otto in ſeiner 
Mark, um Truppen zu ſammeln. Im Auguſt weilt er für kurze Zeit in Prag, 
um Biſchof Gebhard dort einzuführen, im September iſt er wieder im Branden⸗ 
burgiſchen, wohin er jetzt ſein Mündel mitgenommen hat. 

Daß der Brief von 1279 März/April noch in Böhmen geſchrieben iſt, be⸗ 
darf keiner näheren Begründung, er befaßt ſich auschließlich mit böhmiſchen 
Angelegenheiten. Zu beweiſen aber bleibt, warum Otto V. und nicht ſein 
Petter Otto IV. — daß an Otto VI. nicht zu denken ift, habe ich bereits 
oben S. 128 Anm. 2 erläutert — die Urkunde von 1279 September 12 aus- 
geſtellt hat und warum ſicher nicht in Böhmen (fie trägt Datum ohne Orts⸗ 
angabe). Die Urkunde iſt einer der vier Willebriefe der Askanier für die 
römiſche Kirche. Diefe find: 

1279 September 5 Johann von Brandenburg, 
1279 September 6 Konrad von Brandenburg, 
1279 September 6 Otto von Brandenburg, 
1279 September 12 Otto von Brandenburg. 
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ſtellung gewechſelt, indem fie ſich wie an den römiſchen König, ſo auch 
an Ladislaus von Ungarn um Hilfe gegen ihren brandenburgiſchen 
Reffen und Bedränger wandte. Wir werden ihr gern glauben, daß ſie 
ſich über ſeinen Charakter ſehr getäuſcht hatte, als ſie ihn im September 
1278 ins Land gerufen hatte!). Wie es aus dieſem Briefe hervor⸗ 
zugehen ſcheint, wollte Otto der Lange den Streit der Böhmen und der 
Ungarn über die Kleinodien dadurch aus der Welt ſchaffen, daß er ſich 
ſelbſt das Streitobjekt aneignete. 


24) (Markgraf Otto VI. von Brandenburg) verſpricht, wie ſchon 
früher, ſo jetzt eidlich, ſeinen Bruder, den Markgrafen (Otto V. von 
Brandenburg) treu zu lieben. (1278 1279.) 

F. Ss, Abhandl. d. böhm. Gef. d. Wiſſenſch., V. Folge, Bd. II, 312 

t 


. 1011. 
Riedel B I, 99 Nr. 183. 


Riedel deutete die Formel als einen Eid, den Markgraf Albrecht III. 
von Brandenburg ſeinem Bruder Otto V. ſchwor, und ſetzt dieſen in 
das Jahr 1268. Die Unwahrſcheinlichkeit diefer Erklärung ergibt ſich, 
wenn man fragt, wie ein ſolches Dokument wohl je in ein böhmiſches 
Formelbuch hineingelangen konnte. Wie ich ſchon früher bemerkte !), 
nahm Markgrafin Beatrix als Witwe ihren jüngſten Sohn, Otto den 
Kleinen, mit ſich nach Böhmen. Ich möchte vermuten, daß dieſer, ehe 
er mit dem Beginne des Jahres 1280 ſich neben ſeinen Brüdern an der 
Regierung beteiligte, den Eid zu leiſten hatte. So erklärt ſich auch das 
Vorkommen der Formel im böhmiſchen Kanzleibuch: Otto V. war ſeit 


(Actenſtücke zur Geſch. d. deutſchen Reiches unter den Königen Rudolf I. und 
Albrecht I., Wiener Mitth. aus dem Batic. Archive I, 189 f. Nr. 178—181.) 

F. Kaltenbrunner hat den wohl überzeugenden Nachweis erbracht (Mitth. 
d. Inſt. f. öſterr. Geſchichtsforſchung, I. Ergänzungsband [1885], 385), daß der 
päpſtliche Bevollmächtigte Giffrid von Anagni auf einer Rundreiſe durch Deutſch⸗ 
land die zahlreichen Willebriefe der Reichsfürſten ſammelte. Da ergibt ſich ohne 
weiteres, daß der Otto, der am 6. September, gleichzeitig mit Konrad, und 
einen Tag ſpäter als Johann, urkundet, der Markgraf mit dem Pfeil ſein muß, 
der hier, wie faſt immer, in der Gemeinſchaft ſeiner Brüder Johann und Konrad, 
erſcheint. Alſo urkundete Otto V. am 12. September; das Siegel des im 
Vatikaniſchen Archive noch vorhandenen Originals würde dies Ergebnis ſicher 
beſtätigen. Da aber Giffrid von Anagni bereits am 13. September den Wille⸗ 
brief Heinrichs von Braunſchweig einholt, um ſich dann dem Rhein zuzuwenden, 
wo er Ende September weitere Willebriefe ſammelt, ſo muß ſich Otto der Lange 
am 12. September an einem Orte auf dem Wege von ſeinen Vettern zum Herzog 
von Braunſchweig, d. h. ſicher nicht in Böhmen, befunden haben. 

1) Zum Teil freilich wird auch Kunigunde an den Zerwürfniſſen die Schuld 
getragen haben. Das Urteil, welches F. Graebner, Böhmiſche Politik vom Tode 
Ottokars II. bis zum Ausſterben der Premysliden (Berliner Diſſertation 1901) 8 
über den Charakter der Königin fällt, iſt hart, aber wohl zutreffend. 

2) Vgl. oben Nr. 3. 


144 Hermann Krabbe. [144 


Ende 1278 Statthalter in Böhmen und Otto VI. hatte mit ſeiner 
Mutter bisher am böhmiſchen Hofe gelebt. 


25) (König) Rudlolf) dankt dem Markgrafen (Dietrich) von Lands⸗ 
berg für ſeine treue Geſinnung gegenüber der Rebellion des Markgrafen 
Otto (V.) von Brandenburg und bittet ihn, zu dem Termine, den ihm 
der Burggraf Flriedrich) von Nürnberg angeben wird, zu ihm zu ſtoßen. 
(1280 Auguſt.) 

Eine Wiener e (Wiener Mitth. aus dem Vatic. Archive Bd. II) 


156 f. Nr. 143. 
Boehmer⸗Redlich 1222. 


Die ſteigende Unordnung, welche durch die Tätigkeit Ottos V. in 
Böhmen hervorgerufen wurde, nötigte ſchließlich den König Rudolf, 
abermals mit den Waffen dort einzugreifen. Der Brief gehört in die 
Zeit der Vorbereitungen zu dieſem Feldzuge. 


26) Biſchof Wichard von Paſſau bittet ſeinen Verwandten Ullrich) 
von Pilichdorf um Nachrichten über den Feldzug des Königs (Rudolf) 
gegen den Markgrafen (Otto V. von Brandenburg), über die Partei⸗ 
nahme der Ungarn bei dem Konflikte, und über die Fürſten und Herren, 
die den König unterſtützen. (1280 Auguſt.) 


Eine Wiener Brieſſammlung (Wiener Mitth. aus dem Vatil. Archive Bd. II) 
157 f. Nr. 144. 
Vgl. Boehmer⸗Redlich 1223 a. 


Der Brief zeigt, mit welcher Spannung man im Reiche den aber⸗ 
maligen Zuſammenſtoß des Askaniers mit dem Könige verfolgte. 


27) (König) Rudolf) ſchreibt an die Bürger von Prag und der 
übrigen böhmiſchen Städte, daß ſich die Königin Chlunigunde) von 
Böhmen ganz in ſeinen Schutz begeben habe. Für das Wohl des 
Königreichs Böhmen halte er nichts für ſo zweckmäßig, als daß Mark⸗ 
graf O(tto V. von Brandenburg) von den Beſchwerden, die er der 
Königin und dem Königreiche Böhmen bereitet habe, abſtehe, der Königin 
ihre Kinder wiedergebe und in ſein Land heimkehre. Er bittet ſie, auf 
den Markgrafen in dieſem Sinne einzuwirken; er werde dann bereit 
ſein, das Königreich ebenfalls zu verlaſſen und die Regierung der Königin 
und dem böhmiſchen Adel zu übergeben. Wenn ſie ſeinem Rate aber 
nicht folgten, müſſe er zum Schutze der Königin und ihrer Kinder andere 
Maßregeln ergreifen. (1280 September — Oktober.) 

Petri de Hallis liber formularum, font. rer. Austr. B VI, 80 f. Nr. 133. 


Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II, 526 f. Nr. 1215. 
Boehmer⸗Redlich 1225. 


Dies Schreiben iſt der Aufruf an die böhmiſchen Städte, den 
König Rudolf zur Rechtfertigung ſeines Eingreifens in Böhmen zugunſten 
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der Königin Kunigunde erließ. Auch dieſer Feldzug wurde durch einen 
Vergleich beendigt, ohne daß es zu entſcheidenden Kämpfen gekommen 
war. Otto machte den Böhmen Zugeſtändniſſe !), blieb Regent und 
einigte ſich auch mit der Königin Kunigunde. 


28) Königin Chlunigunde) von Böhmen ſchließt mit dem Mark⸗ 
grafen Otto (V.) von Brandenburg, dem Vertreter ſeines Bruders, des 
Markgrafen Allbrecht III.) von Brandenburg, des Vormundes ihres 
Sohnes, des Königs Wenzel von Böhmen, einen Vertrag betreffs ihrer 
Rechte im Königreiche dahingehend, daß ſie, was Biſchof Thlobias) von 
Prag?) und andere (Ungenannte) als Schiedsrichter zwiſchen ihr und 
dem Markgrafen Otto beſtimmen, halten will, ſo lange der Markgraf 
den Vertrag hält. Im anderen Falle halte ſie ſich an dies Verſprechen 
nicht mehr gebunden. (1280 Ende.) 


A. SÉ Abhandl. d. böhm. Gef. d. Wiſſenſch., Neue Folge, Bd. IV, 
0 f. Nr. 24. 

F. Baar, Abhandl. d. böhm. Gef. d. Wiſſenſch., V. Folge, Bd. II, 314 f- 
r. 105. 


Riedel B I, 142 f. Nr. 190. 
Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II, 528 Nr. 1221. 


Die höchſt merkwürdige Bezeichnung, die hier dem Markgrafen 
Otto gegeben wird — die Königin ſpricht von domino Othone inclyto 
marchione Brandenburgensi, qui gerit vices domini Alberti, marchionis 
Brandenburgensis, fratris sui, carissimi filii nostri, pupilli principis et 
domini regni Boemie, tutoris et capitanei generalis in regno pre- 
dieto — läßt vermuten, daß er, um ſeine wankende böhmiſche Stellung 
zu halten, das Zugeſtändnis gemacht habe, die Vormundſchaft ſeinem 
Bruder, dem Markgrafen Albrecht III., abzutreten und für dieſen, der 
zurzeit in Böhmen natürlich nicht anweſend war, einſtweilen ſtell⸗ 
vertretend den bisher inne gehabten Poſten weiter zu verwalten. Hat 
der Markgraf etwas derartiges zugeſtanden — der vorliegende Brief 
drängt zu dieſer Annahme, wenngleich keine weitere Quelle davon be— 
richtet —, ſo war dies ſicher nur ein momentanes Zurückweichen, das 
er für nötig hielt, um ſich weiterhin in Böhmen zu behaupten. Bald 
darauf urkundet er wieder wie früher, als Regent von Böhmen, und 


der Name ſeines Bruders wird nicht weiter in böhmiſchen Urkunden 
genannt. 


29) Otto (V.), Markgraf von Brandenburg und Vormund Wenzels 
von Böhmen, bekundet, daß er mit der Königin Ch(unigunde) von 
Böhmen, ſeiner lieben Tante, Frieden geſchloſſen habe und ſie wieder 
lieben wolle. Außerdem habe er mit dem Biſchof (Tobias von Prag) 


1) Redlich, Rudolf von Habsburg 371. 
2) 1279—1296. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XVIII. 1. 10 
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und anderen (Ungenannten) ſich dahin geeinigt, daß ſie der Königin 
1000 Mark Einkünfte in näher umſchriebenem Grund und Boden an⸗ 
weiſen ſollten. Ferner ſollten ihr durch die genannten Perſonen 600 Mark 
Silber in barem Geld und Zöllen überwieſen werden, ſo daß ſie im 
ganzen eine Jahreseinnahme von 1600 Mark beziehe. 1281 Anfang [kn]. 
A. 81 K 2 Zänn, d. böhm. Gef. d. Wiſſenſch., Neue Folge, Bd. IV, 
. Nr. 25. 
DT Abhandl. d. böhm. Gef. d. Wiſſenſch., V. Folge, Bd. II, 315 
r. 106. 

Riedel B 1, 143 Nr. 191. 

Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II, 529 f. Nr. 1227. 

Die beiden letztgenannten Briefe ſind ein Zeugnis für das leidlich 
wiederhergeſtellte Einvernehmen zwiſchen der Königin und dem Statt- 
halter. Die Datierung des vorliegenden Schreibens iſt in der Formel 
verſtümmelt; kn bedeutet natürlich kalendae, die Angabe des Monats 
fehlt. Jedenfalls iſt die Urkunde nicht lange nach der vorher genannten 
ausgeſtellt und wird in die erſte Zeit des Jahres 1281 zu ſetzen ſein. 
In die zweite Hälfte ſeiner böhmiſchen Tätigkeit weiſt auch der Titel 
des Markgrafen, der ſich in dieſer Formulierung erſt ſeit der Mitte des 
Jahres 1280 findet!). 


30) Der römiſche König Albrecht nimmt nach dem Beiſpiel ſeiner Vor⸗ 
gänger, der römiſchen Könige, das Kloſter Lehnin 2) in ſeinen Schutz mit allem 


1) Der Titel, den Otto V. als Regent von Böhmen führt, ift zunäachſt 
mannigfachen Schwankungen unterworfen, bis er ſich in der zweiten Hälfte ſeiner 
Statthalterſchaft zu einer feſten Formel herausbildet. Ich ſtelle zuſammen: 


1278 Dezember 7, Kolin, marchio Brandenburgensis, tutor domini Wenceslai 
illustris principis regni Boemie generalis; Emler, Regesta Bohemiae et 
Moraviae II, 497 Nr. 1157. 

1279 März / April, Brandenburgensis marchio et illustris Wenceslai tutor in 
Boemia generalis; vgl. oben S. 140 Nr. 22. 

1279 Juni 29, Stargard, marchio Brandenburgensis et regni Bohemie tutor 
generalis; Meklenb. Urkundenbuch II, 608 f. Nr. 1503. 

1279 Auguſt 25, Prag, marchio Brandenburgensis, generalis tutor domini 
Wenceslay principis et heredis regni Boemiae; Emier, Regesta Bohemiae 
et Moraviae II, 510 f. Nr. 1183. 

1280 Mai 25, Görlitz, Brandenburgensis marchio et illustris domini Went- 
cetglai in regno Bohemiae tutor et capitaneus generalis; Riedel 
C II, 4 Nr. 8. 

Dieſer Titel, lediglich mit orthographiſchen Schwankungen, bleibt nun⸗ 
mehr allein im Gebrauch; er findet ſich: 

1281 Januar 6, Prag; Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II, 531 Nr. 1231. 

1281 Anfang; in der oben beſprochenen Urkunde Nr. 29. 

1281 Oktober 6, Prag; Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae Il, 543 Nr. 1263. 

2) Das Regelt von Lichnowsky ſpricht von einem monasterium Conense, 
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Eigentum, das es von den Markgrafen Allbrecht III.) und Her(mann) 
von Brandenburg im Lande Barnim!) befitzt, ſowie auch mit den 
Gütern, die es unter dem Erzbiſchof von Magdeburg?) und dem Herzog 
von Sachſen inne hat. Da er aber ſelbſt den Schutz nur ſelten aus⸗ 
üben kann, ſo überträgt er ihn an ſeiner Statt ſeinem Schwiegerſohne, 
dem Markgrafen Hermann. (1298 — 1300.) 


Fürſt E. M. Lichnowsky, Geſchichte des Hauſes Habsburg II (1837), An⸗ 
hang S. CCLXXII Nr. 8 (Regeſt). 

Das Formelbuch König Albrechts I. ed. J. Chmel (Archiv f. Kunde öſterr. 
Geſch. quellen II [1849 ), 302 f. Nr. 61. 


Lehnin war das Lieblingskloſter der Ottoniſchen Linie der mär⸗ 
kiſchen Askanier. Als deren regierende Vertreter nennt die Urkunde 
Albrecht III. und Hermann, den Bruder und den Sohn Ottos des 
Langen — Otto der Kleine, als Mönch in Lehnin lebend, kam natürlich 
als Markgraf nicht in Betracht. Otto der Lange ſtarb 1298 Juli 
23 oder 24°) und hinterließ ſein Gebiet feinem Sohne Hermann; 
Markgraf Albrecht III. ſtarb 1300 nach November 19: zwiſchen dieſen 
beiden Terminen muß alſo die Urkunde ausgeſtellt ſein. 

Bei der nur äußerſt mangelhaften Überlieferung der Lehniner 
Urkundenbeſtände bietet die Urkunde eine wertvolle Bereicherung der⸗ 
jelben. In den — bekanntermaßen unvollſtändigen — Lehniner Ur- 
kundenverzeichniſſen findet ſie ſich nicht. Von Albrechts Vorgänger, 
König Adolf von Naſſau, ließen ſich die Lehniner Mönche ebenfalls ein 
Privileg ausſtellen (1293 September 1) ). Beide Urkunden zeigen, daß 
es im ausgehenden 13. Jahrhundert lediglich noch eine Formſache war, 
wenn der römiſche König das märkiſche Kloſter in feinen Schutz nahm ë). 
Die einzelnen Güter werden nicht, wie dies ſonſt in Beſitzbeſtätigungen 
der Druck von Chmel ſetzt dahinter in Klammern Lenense. Was Conense 
bedeutet, ob es nur eine frei erfundene Anderung des Kanzleibeamten iſt, vermag 
ich nicht beſtimmt zu ſagen. Sicher iſt, daß die Urkunde für Lehnin aus⸗ 
geſtellt iſt. 

1) Über die Beſitzungen Lehnins im Barnim vgl. G. Sello, Lehnin 63. 

2) Über die Beſitzungen Lehnins im Magdeburgiſchen vgl. Wernicke, Magde⸗ 
burgiſche Geſchichtsblätter XIII (1878), 178—192. 

3) Vgl. G. Sello, Forſchungen 3. brandenb. u. preuß. Geſch. I (1888), 159 
Anm. 66. Faſt gleichzeitig, am 27. Juli 1298, fand die Wahl König 
Albrechts ſtatt. 

4) Riedel A X, 218 f. Nr. 79. 

5) Ph. W. Gercken, Cod. dipl. Brandenb. VII (1782), 327 bemerkt beim 
Abdruck des alten Lehniner Urkundenverzeichniſſes unter dem Regeſt der Urkunde 
Adolfs von Naſſau: „Noch in dieſem Zeit⸗Puncte ließen fih die Mönche ihre 
Beſitzungen von den Kayſern beſtätigen, fo damals überflüßig, und ein Eingriff 
in die Territor. Rechte war.“ Außer der Urkunde Adolfs beſaß Lehnin an Kaiſer⸗ 
urkunden noch die heute verloren gegangenen Beſtätigungen Heinrichs VI. und 


Wilhelms von Holland (Gercken a. a. O. 334, 338). 
10 * 
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Brauch war, aufgezäglt!); und König Albrecht zieht nur eine Kon⸗ 
fequenx aus der natürlichen Lage der Dinge, wenn er die Ausübung 
des Schutzes dem Markgrafen Hermann von Brandenburg als Landes⸗ 
herrn überträgt. 


Hiermit bin ich am Ende mit den Urkunden, die, aus böhmiſchen 
und habsburgiſchen Kanzleibüchern des 13. Jahrhunderts ſtammend, ſich 
auf die Geſchichte der Mark Brandenburg beziehen. Ich möchte dieſer 
Liſte aber noch zwei weitere Urkunden anfügen, die uns aus der gleichen 
überlieferung bekannt ſind und die man mit Unrecht für die märkische 
Geſchichte beanſpruchen könnte oder beansprucht hat: ich verfolge hier alſo 
lediglich den negativen Zweck, zu warnen? ). 


31) Biſchof Albrecht von Meißen bekundet den in feiner Gegen⸗ 
wart am 30. Juni 1273 in der St. Afrakirche zu Meißen geſchloſſenen 
Vertrag zwiſchen dem Markgrafen Ch. von Brandenburg und den Mini⸗ 
ſterialen von Sſterreich betreffs der Anſprüche des Markgrafen als Erb⸗ 
herrn von Hſterreich. (1273 Juni 30, Meißen.) 


Formelbuch des Heinricus Italicus, Archiv f. Kunde öſterr. Geſch. quellen 
XXIX, 53 Nr. 46. 

Die Formel iſt voller Widerſprüche, ſo daß ſicher in der ihr zu⸗ 
grunde liegenden Urkunde Namensänderungen vorgenommen find. Biſchof 
Albrecht von Meißen regierte 1258—1266; wie konnte alſo 1273 noch 
in ſeiner Gegenwart verhandelt werden! Wer ſoll ferner Markgraf Ch. 
von Brandenburg ſein? Man kann nur an Konrad, den Bruder Ottos 
mit dem Pfeil, denken; er regierte 1266—1304. Aber wie in aller 
Welt ſollte er Erbanſprüche auf Öfterreich haben! Wir kennen den 
Stammbaum der märkiſchen Askanier ſo gut, daß wir mit Sicherheit 
ſagen können, mit den ausgeſtorbenen Babenbergern waren ſie nicht ver⸗ 
wandt oder verſchwägert; hier konnten ſie niemals auf Grund des Erb: 
rechts Anſprüche erheben. Und endlich, wie ſollte der Markgraf von 
Brandenburg dazu kommen, über ſeine Anſprüche mit den öſterreichiſchen 
Miniſterialen vor dem Meißener Biſchof zu verhandeln? 

Hier ſchafft nur die eine Annahme Erklärung!), daß im Original 
nicht Markgraf Ch. von Brandenburg, ſondern Markgraf Heinrich von 
Meißen geſtanden habe: Heinrich der Erlauchte (geſtorben 1288) war 


J) Auffallend iſt trotz allem, daß nur der Beſitzkomplex im Barnim, nicht 
aber der ältere in der Zauche wenigſtens mit einem Worte aufgeführt wird. 
Oder ſollte der mit zu den Gütern im Magdeburgiſchen gerechnet fein? Über 
die Zauche beanſpruchte das Erzbistum ſeit der brandenburgiſchen Lehnsauf⸗ 
tragung von 1196 oberlehnsherrliche Rechte, vgl. G. Selo, Magdeburgiſche Ge⸗ 
ſchichtsblätter XXIII (1888), 73. 

2) Bal. auch ſchon oben S. 135 Anm. 3, S. 138 Anm. 1, S. 140 Anm. 2. 

3) Auf dieſe Erklärung wies mich Herr Profeſſor Tangl hin. 
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in erſter Ehe vermählt geweſen mit Konſtantia, der Schweſter Fried⸗ 
ticha II., des letzten Babenbergers; er konnte aljo begründete Anſprüche 
auf die babenbergiſche Erbſchaft erheben; er mag auch über dieſe An⸗ 
ſprüche in Gegenwart des Meißener Biſchofs verhandelt haben. Sodann 
muß entweder das Datum der Urkunde oder der Name des Biſchofs ge⸗ 
ändert ſein; mir will das erſtere annehmbarer erſcheinen, und ich möchte 
die Urkunde in die Regierungszeit des Biſchofs Albrecht (1258—1266) 
jeben. Denn daß noch am 30. Juni 1273, ein Vierteljahr vor der 
Wahl Rudolfs von Habsburg !), der Meißener Markgraf auf die ſeit 
einem Menſchenalter?) erledigte Erbſchaft ſeines Schwagers Anſprüche 
erhob, iſt denn doch recht unwahrſcheinlich. Wie dem aber ei, Dir die 
brandenburgiſche Geſchichte iſt die Urkunde jedenfalls zu ſtreichen. 


32) O . . . beauftragt ſeinen Getreuen Zachitus zum Abſchluß 

eines Friedens und eines Bündniſſes mit dem Könige L... von Böhmen. 

Formelbuch des Heinrieus Italieus, Archiv f. Kunde öſterr. Geſch. quellen 
XXIX, 49 Nr. 4 


Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II, 985 f. Nr. 2273. 


Voigt ſieht in dem Ausſteller des Briefes den Markgrafen Otto 
den Langen von Brandenburg, im Empfänger den König Ottokar; 
Emler ſchließt ſich dieſer Vermutung an. Doch iſt dieſelbe meiner Mei⸗ 
nung nach zu verwerfen aus verſchiedenen Gründen. Einmal war Mark⸗ 
graf Otto niemals in der Lage, mit König Ottokar Frieden zu ſchließen, 
da er nie mit ihm in Kampf gelegen hatte. Sodann iſt Zachitus ein 
häufig vorkommender tſchechiſcher Name?); Träger desſelben finden fich 
wiederholt in böhmiſchen Urkunden; niemals aber hören wir von einem 
Vertrauten der märkiſchen Askanier, der ſo heißt. 

Ich möchte viel eher vermuten, daß die offenbar entſtellte Wendung 
der Formel, König L. von Böhmen, nicht zu ändern iſt in König O. 
von Böhmen, ſondern in König L. von Ungarn. Dann liegt nichts im 
Wege, in dem Ausſteller der Urkunde O. den König Ottokar zu ſehen, 
der ſeinen Getreuen Zachitus an Ladislaus von Ungarn ſchickt. Gegen 
Ende des Jahres 1277 ging eine böhmiſche Geſandtſchaft an König 
Ladislaus ab, die verſuchen ſollte, das geſpannte Verhältnis zwiſchen 
Böhmen und Ungarn in ein freundſchaftliches zu verwandeln und ein 
politiſches Bündnis abzuſchließen⸗). Vielleicht darf unſere Urkunde auf 
dieſe Miſſion bezogen werden. 

1) 1273 Oktober 1. 

2) Durch den Tod Friedrichs II. am 15. Juni 1246. 

) Dot, das Regiſter zu Emler, Regesta Bohemiae et Moraviae II; daſelbſt 
Zachitho, Zachitus, Zäsit. 

4) Vgl. oben S. 133 Nr. 11. 
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IV. 


Prim Heinrich von Preußen und die preußiſche Politik 
vor der erſten Teilung Polens. 


Von 
Guſtav Berthold Volz. 


Die Vollendung des 30. Bandes der „Politiſchen Korreſpondenz 
Friedrichs des Großen“, der vom Juli 1770 bis Ende Februar 1771 
führt, lenkt die Aufmerkſamkeit auf den Prinzen Heinrich, den Bruder 
des Königs. Schien er berufen, bereits nach Erledigung des polniſchen 
Thrones durch den Tod König Auguſts III. eine politiſche Rolle zu 
ſpielen, ſo ergibt ſich bei kritiſcher Prüfung der Quellen, daß die Nach⸗ 
richt von dem förmlichen Angebot der Krone, das der polniſche General 
Mokranowski Ende Juli 1764 für den Prinzen überbracht haben ſoll, nur 
auf irriger Überlieferung beruht 1). Anders verhält es ſich bei der Frage 
ſeines Anteils an der erſten polniſchen Teilung. Bekanntlich ſteht mit 
dieſem Ereignis ſein erſter Aufenthalt in Petersburg während des Winters 
1770/71 in engem Zuſammenhang, aber noch iſt das Dunkel über die 
von ihm entfaltete Tätigkeit keineswegs vollſtändig gelichtet, ſo oft auch 
die polniſche Teilung zum Gegenſtand hiſtoriſcher Forſchung gemacht 
worden iſt. Auch Krauel gelangt in ſeinem Buche „Prinz Heinrich von 
Preußen als Polititer“ 2) nicht über einen ganz allgemeinen Umriß der 
Verhandlungen zwiſchen Preußen und Rußland hinaus. Erſt von Kofer 
iſt mit voller Schärfe der „Einfluß“ betont worden, den Heinrich in 
den denkwürdigen Februartagen des Jahres 1771 auf den ent 
ſcheidenden Entſchluß“ feines königlichen Bruders gewonnen hat?); denn 


1) Siehe den Anhang S. 188 ff. 
2) S. 19 f. (Berlin 1902). 
3) König Friedrich der Große, II, 466 (Stuttgart u. Berlin 1903). 
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um mehr als nur um eine „Lehrzeit“, wie Krauel meint, handelte es ſich 
für den Prinzen Heinrich, erfuhr er doch eben damals den „folgenreichſten 
Augenblick ſeines Lebens“. So lohnt ſich wohl der Verſuch, im folgenden 
ein Bild der politiſchen Tätigkeit Heinrichs während des Winters 1770/71 
zu entwerfen, auf der Grundlage des neuen Bandes der „Korreſpondenz“, 
in dem zum erſtenmal die geſamten, noch vorliegenden Schreiben Fried- 
richs an ſeinen Bruder zur Veröffentlichung gelangen, während von den 
Briefen des Prinzen eine im weſentlichen erſchöpfende Ausleſe geboten 
wird 1). 
I 

Die Tätigkeit des Prinzen Heinrich während des Winters 1770/71 
ſtand ſo völlig im Dienſt der preußiſchen Politik, daß nur in deren 
Rahmen Urſprung und Verlauf ſeiner Reiſe nach Petersburg geſchildert 
werden kann. 

Das entſcheidende Ereignis in der europäiſchen Politik bildet nach 
Abſchluß des Hubertusburger Friedens der Tod Konig Auguſts III. 
und die Wahl des Nachfolgers. Die Frage der Beſetzung des polniſchen 
Throns gab dem König von Preußen, der ſich durch eine Allianz mit 
Rußland aus ſeiner iſolierten Stellung befreien wollte, den Anlaß zur 
Annäherung an Katharina II. Mit diplomatiſchem Geſchick vereitelte 
er ihren Verſuch, ohne Abſchluß eines Bündniſſes die preußiſche Unter- 
ſtützung für die Erreichung ihrer Abſichten in Polen zu erhalten?). 
Am 11. April 1764 erfolgte die Zeichnung der Defenſivallianz, im 
Herbſt des Jahres die Erhebung von Stanislaus Poniatowski auf den 
polniſchen Thron. Jedoch mit der Beendigung des Interregnums legte 
fih der Sturm in Polen nicht. Es entbrannte der mit aller Leiden- 
ſchaft geführte Kampf um die Reform der Verfaſſung, die ſchon auf 
dem Konvokationsreichstag im Sommer 1764 angeregt worden war, 
ſowie um die Gleichſtellung der Diſſidenten mit den Anhängern der 
römiſch⸗katholiſchen Staatskirche. Der Generalkonföderation von Radom, 
zu der die Diſſidenten auf Betreiben der Ruſſen ſich vereinigten, traten 
im Frühjahr 1768 die römiſchen Katholiken in der Konföderation von 
Bar entgegen. Für die benachbarten Mächte handelte es ſich um die 


1) Die „Œuvres de Frédéric le Grand“ bringen in Bd. 26 (Berlin 1855) 
nur eine beſchränkte Auswahl aus dem Briefwechſel des Königs mit dem Prinzen. 
Umfangreiche Mitteilungen und keineswegs immer genaue Auszüge enthält der 
Aufſatz von Duncker, „Die Beſitzergreifung von Weſtpreußen“ (Aus der Zeit 
Friedrichs des Großen und Friedrich Wilhelms III., S. 113 ff., Leipzig 1876), 
die, obwohl von der Forſchung viel benutzt, doch nur einen Notbehelf darſtellen. 

2) Vgl. Koſer, II, 426 ff. 
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Frage, ob ſie den beherrſchenden Einfluß, den Rußland in Polen aus⸗ 
übte, zulaſſen durften. Nachdem es darüber bereits zu Beginn des 
Jahres 1767 faſt zum offenen Konflikt zwiſchen beiden Kaiſerhöfen ge⸗ 
kommen war, brach im folgenden Jahr der Krieg mit der Türkei aus. 

König Friedrich, der vertragsmäßig zur Unterſtützung ſeines Bundes⸗ 
genoſſen verpflichtet war, ſetzte durch, daß dieſer ſich mit der Zahlung 
von Subſidien begnügte ). Seine Sorge, in den Krieg hineingezogen 
zu werden, wurde alsbald durch Oſterreichs Entgegenkommen bes 
ſchwichtigt; denn darin liegt die Bedeutung der im Auguſt 1769 er⸗ 
folgten Zuſammenkunft Kaiſer Joſephs II. und König Friedrichs in 
Neiße, daß ein Neutralitätsabkommen getroffen wurde, das die Erhaltung 
der Ruhe in Deutſchland für den ruſſiſch-türkiſchen Krieg ficherte?). 
Weitergehende Erwartungen, die Prinz Heinrich für ein preußiſch⸗ 
öſterreichiſches Bündnis an die Neißer Tage knüpfte?), lehnte Friedrich 
hingegen ab, wenngleich auch er mit der Möglichkeit rechnete, daß die 
ehrgeizigen Pläne des Petersburger Hofes dereinſt zu einem Zuſammen— 
ſchluß Preußens und Sſterreichs gegen dieſen führen würden!). Hatte 
er doch fogar im Hinblick darauf, daß der Kaiſer ihm „ſehr vorteilhafte 
Vorſchlage“ in Neiße machen könnte, den Abſchluß der Erneuerung der 
Defenſivallianz verzögerts), die er bei Ausbruch des Krieges mit der 
Pforte den Ruſſen vorgeſchlagen hatte. 


1) Vgl. „Politiſche Korreſpondenz Friedrichs des Großen“ (künftig zitiert: 
P. K.) 27, 597 f.; 28, 504. 

2) Vgl. P. K. 27, 586; 28, 496 f.; 29, 570 f. Kofer (II, 453 f.) hat bereits 
darauf hingewieſen, daß die erſte Anregung zu dem Abkommen von preußiſcher 
Seite erfolgte. 

3) Vgl. dafür unten S. 165 ff. 

4) Vgl. P. K. 26, 300. 304. 322 ff. Am 18. November 1769 ſchreibt der 
König dem Prinzen Heinrich im Hinblick auf ſeinen Gegenbeſuch bei dem Kaiſer: 
„Je n’entre dans toutes ces choses que pour acheminer un accommodement 
sincère entre les deux maisons et préparer d'avance les esprits à des liens 
plus étroits auxquels les desseins ambitieux des Russes pourront fournir 
l'occasion avec le temps; de sorte que je ménagerai des entrevues pour 
lavenir, afin d'avancer tout doucement, un pas après l'autre, et m’etablir 
dans la confiance de l'Empereur et, s'il se peut, de sa mère.“ Am 26. fügt 
ER einſchränkend hinzu: „Ce ne sera jamais moi, eroyez-le, mon cher frère, 
qui pourrai faire parvenir à maturité l’union de la maison d' Autriche avec 
la nôtre; il faut non seulement que le temps efface le souvenir du passé, 
mais il faut encore qu'une entière confiance s'établisse, et que l'Impératrice 
perde l'habitude [qu’jelle a contractée depuis trente ans, de me hair. 
(P. K. 29, 210 f. 224.) 


5) Friedrich an den Kabinettsminiſter Graf Finckenſtein, (3) Auguft 1769: 
P. K. 29, 11 f. 
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Erſt am 23. Oktober 1769 gelangte der neue Vertrag zur Unter- 
zeichnung. Bemerkenswert und für die Folge ſehr bedeutſam war der 
Umſtand, daß die Ruſſen, trotz ihrer bedrängten Lage und obgleich ſie 
auf die preußiſche Allianz angewieſen waren 1), dennoch dem König 
ſchwerere Bedingungen als in den früheren Verträgen aufzuerlegen ver⸗ 
mochten. Erſtreckten ſich die Verpflichtungen Friedrichs bisher nur auf 
die Erhaltung von König Stanislaus auf dem polniſchen Thron und 
auf die Unterſtützung der Ruſſen, ſobald fie von den Oſterreichern oder 
Türken in Polen angegriffen würden, ſo mußte er ſich jetzt außerdem 
zu einer Diverſion in Schwediſch-Pommern bereit erklären, für den Fall, 
daß die ſchwediſche Verfaſſung von 1720, welche die Vorrechte der Krone 
ſtark einſchränkte, umgeſtürzt oder daß Rußland von Schweden an⸗ 
gegriffen werden fote’). 

In dieſen neuen Beſtimmungen werden wir den Grund zu ſuchen 
haben, der den König veranlaßte, für den Sommer 1770 die Entſendung 
des Prinzen Heinrich nach Schweden in Ausſicht zu nehmen, um ſeine 
Schweſter, die Königin Ulrike, zur Rückſichtnahme auf Rußland zu be⸗ 
wegen; denn das ſchwediſche Königspaar zeigte ausgeſprochene Sym⸗ 
pathien für Frankreich, von der franzöſiſchen Partei war, wenngleich 
vergeblich, auf dem damals ausgehenden außerordentlichen Reichstag eine 
Anderung der Verfaſſung zugunſten der Krone beantragt worden, und 
an der finnländiſchen Grenze hatten bereits demonſtrative Rüſtungen 
gegen Rußland ſtattgefunden?). Zweimal ſchon, in den Jahren 1764 
und 1768, hatte Ulrike um den Beſuch ihres Bruders gebeten. Unter 
den „faſt unüberwindlichen Schwierigkeiten“, die der Gewährung ihres 
Wunſches entgegenſtänden, führte Friedrich 1764 das Bedenken an, „daß 
Rußland darüber einige Unruhe (jalousie) empfinden würde“, und ebenſo 
berief er ſich im Oktober 1768 für die Ablehnung auf „politiſche Rück⸗ 
ſichten“ ). Auch jetzt handelte es fih ausſchließlich um politiſche Be⸗ 
weggründe. Denn zu allererſt unterrichtete er den Petersburger Hof 
von ſeinem Entſchluß, den Prinzen Heinrich nach Schweden zu entſenden, 
wie es in dem Erlaß an den Grafen Solms vom 31. Dezember 1769) 
heißt, „unter dem Vorwand, die Königin, unſere Schweſter, wieder⸗ 


1) Friedrich an Finckenſtein, 2. November 1768: P. K. 27, 421. 

2) Vgl. P. K. 28, 503 f.; 29, 580. 

3) Vgl. P. K. 29, 585 f. 

4) Vgl. P. K. 23, 435 f.; 27, 368 f. 

5) P. K. 29, 277. Desgleichen beauftragte Friedrich am 13. Februar 
1770 ſeinen Geſandten in Stockholm, den dortigen ruſſiſchen Vertreter, Oſter⸗ 
mann, zu unterrichten (ebenda S. 343). 
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zuſehen, aber mit der Abſicht, zu verſuchen, dieſer Fürſtin Anſichten 
einzuflößen, die mehr mit ihren wirklichen Intereſſen übereinſtimmten. 
Ich verſpreche mir in dieſer Hinſicht viel von dieſer Zuſammenkunft 
und, in Anbetracht des Zieles dieſer Reiſe, ſchmeichle ich mir, daß Ruß⸗ 
land abſolut nichts dagegen einzuwenden haben, ſondern daß es vielmehr 
dieſem Entſchluß reichen Beifall ſpenden wird“. Erſt Tags darauf ging 
der Königin Ulrike die erſte Mitteilung zu, aber nicht von Friedrich, 
ſondern von Heinrich, der, zweifellos nach Abrede mit jenem, ſeinen 
Beſuch in Stockholm in Ausſicht ſtellte und ſeinen Brief mit der aus⸗ 
drücklichen Aufforderung ſchloß, ihm eine oftenfible Antwort zu ſenden 
und dem König zu ſchreiben, „daß Du mich wiederzuſehen wünſchſt“ +). 
Man wird in der Annahme nicht fehlgehen, daß Friedrich ſich größeren 
Erfolg von den Vorſtellungen bei Ulrike verſprach, wenn die Anregung 
zu der Reiſe ſeines Bruders anſcheinend nicht von ihm ſelbſt ausging. 
So betonte er denn auch in ſeinen Briefen an die Schweſter gefliſſentlich 
den verwandtſchaftlichen Charakter des Beſuchs, indem er den Prinzen 
ausdrücklich als „Sendboten der Familie“ bezeichnete ?). 

Dieſe Reiſe Heinrichs nach Schweden ſollte jedoch eine bedeutſame 
Erweiterung erfahren. Noch kein Wort darüber findet ſich in der Ant⸗ 
wort der ruſſiſchen Regierung auf Friedrichs Mitteilung aus dem De⸗ 
zember; vielmehr beſchränkte ſich Graf Panin, der Leiter der auswärtigen 
Angelegenheiten, darauf, ſeinem Beifall zu dem Entſchluß des Königs, 
die nordiſchen Höfe „über ihre wahren Intereſſen aufzuklären“, und 
ſeinem Wunſche auf Erfolg Ausdruck zu geben?). Da traf, im Auguſt 
1770, ganz unvermittelt, ohne jede vorherige Abrede und ohne daß von 
preußiſcher Seite auch nur die geringſte Andeutung gemacht worden 
war), das Schreiben der Kaiſerin Katharina II. vom 19. Juli (a. St.) “) 
ein, in welchem ſie dem König ihr „lebhaftes Verlangen“ ausſprach, 
„die Bekanntſchaft mit dem Prinzen zu erneuern“, und bat, dieſem die 
Heimkehr über Petersburg zu geſtatten. Mochte ſie auch beteuern, daß 
keine anderen als rein perfönliche Motive fie beſtimmten, die Vermutung 


D Heinrich an Ulrike, 1. Januar 1770 (P. K. 29, 277 Anm. J). Das 
daraufhin von Ulrike an Friedrich aufgeſetzte Schreiben vom 6. Februar und die 
Antwort Friedrichs vom 21., die feine Erlaubnis erhält: ebenda S. 353 f. 

2) Bgl. P. K. 30, 37. 458 f. 

3) Bericht von Solms, 19. Januar 1770: P. K, 29, 325 Anm. 2. 

4) Durch das vollſtändig vorliegende Aktenmaterial werden die Zweifel von 
Krauel („Briefwechſel zwiſchen Prinz Heinrich von Preußen und Katharina II. 
von Rußland“, S. 7, Berlin 1903) hinfällig. 

5) P. K. 30, 72. i 
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liegt nahe, daß Heinrichs Beſuch in Rußland ein Gegengewicht bilden 
ſollte zu der zweiten Zuſammenkunft des öſterreichiſchen und preußiſchen 
Monarchen in Mähriſch⸗Neuſtadt, zu der Friedrich in dieſem Augenblick 
aufbrechen wollte, hatte Katharina doch bereits das Jahr zuvor, als 
Joſephs Beſuch in Neiße bevorſtand, dem Könige ſelbſt eine Begegnung 
vorgeſchlagen, die diefer aber mit Hinweis auf die unſichere Zeitlage 
ablehnte ). 

Iſt ſo aller Wahrſcheinlichkeit nach die zweite Zufammenkunft 
Joſephs und Friedrichs der Anlaß für die Einladung des Prinzen nach 
Petersburg geweſen, jo wurde der Verlauf feines Beſuchs von den Mer: 
handlungen in Neuſtadt auf das ſtärkſte beeinflußt. 


II. 


Als Joſeph II. und Friedrich Ende Auguſt 1769 in Neiße ſich 
trennten, lud jener den König ein, im folgenden Jahre den Beſuch in 
Böhmen oder Mähren zu erwidern 2). Nicht nur um eine Fortſetzung der 
angeknüpften perſönlichen Beziehungen handelte es ſich bei dem Wieder⸗ 
ſehen in Neuſtadt, ſondern auch um eine Weiterführung der in Neiße 
begonnenen Verhandlungen. Deren Ergebnis war, wie wir ſahen, ein 
Neutralitätsabkommen für das Deutſche Reich geweſen. Indeſſen be⸗ 
gnügte ſich der König nicht damit, den gefährlichen Brand des ruſſiſch⸗ 
türkiſchen Krieges iſoliert zu haben. Er beabſichtigte, das Kriegsfeuer 
ſelbſt zu löſchen, dazu die Wirren in Polen beizulegen, und zwar in 
Gemeinſchaft mit Oſterreich. 

Von dieſer „Idee“ und der Art, wie er ihre Verwirklichung ſich 
dachte, unterrichtete er Rohd, ſeinen Vertreter in Wien, am 25. Oktober 
1769: „Würde die Pforte den Wiener Hof darum angehen, den Ver⸗ 
mittler zu machen, und könnte man tatſächlich die Dinge in Konſtan⸗ 
tinopel ſoweit bringen, und würde dann Rußland ſeinerſeits mich mit 
der gleichen Vermittlung betrauen, ſo könnten wir vielleicht Mittel und 
Wege finden, um nicht allein einen guten Frieden zwiſchen beiden krieg⸗ 
führenden Parteien herbeizuführen, ſondern auch radikal die Unruhen in 
Polen zu beendigen ?).“ Rohd, der die Oſterreicher zunächſt nur „ſondieren“ 
ſollte, konnte am 18. November bereits melden, Maria Thereſia habe ſich zur 
Übernahme der Vermittlung bereit erklärt, ſobald die Türken fie darum 


1) Bericht von Solms vom 27. Januar und Antwort des Königs vom 
12. Februar 1769: P. K. 28, 108. 

2) Vgl. P. K. 29, 571. 

3) Bal. P. K. 29, 165 f. 
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angehen oder zu erkennen geben würden, „daß ihnen ihre guten Dienſte 
genehm ſeien“ ). Nunmehr drang der König darauf, daß Thugut, der 
öſterreichiſche Reſident in Konſtantinopel, ſchon im voraus mit den 
nötigen Weiſungen verjehen und gleichzeitig zu gemeinſamem Vorgehen 
mit dem dortigen preußiſchen Vertreter Zegelin ermächtigt würde. Anderer⸗ 
jeita ließ er den Türken die öſterreichiſche Vermittlung empfehlen ?). 
Aber ſo groß auch das Einverſtändnis war, das allmählich zwiſchen 
dem Wiener und Berliner Hofe erzielt wurde, das Haupthindernis blieb 
die kriegeriſche Stimmung der Pforte, die einſtweilen auf das Gelingen 
der Friedenspläne des Königs nur geringe Ausſicht gewährte. Erſt am 
17. März 1770 konnte Zegelin berichten, daß die Türken anfingen ein⸗ 
zulenken. Zunächſt baten ſie nur, ihnen „ſchriftlich oder mündlich ... 
einige directe Propoſitiones“ für den Frieden zu machen, und zwar ſollten 
dieſe „im Namen des ruſſiſchen Hofes“ erfolgen 8), Aber ſchon vierzehn 
Tage ſpäter erklärten fie, es würde ihnen „ſehr lieb“ ſein, wollte der 
König „bei dem ruſſiſchen Hofe anfragen laſſen, auf was für Conditions 
dieſer Hof den Frieden mit der Pforte zu machen gedächte“; nur den 
Vorbehalt fügten ſie hinzu, er jolle die Pforte dabei nicht „compro: 
mittiren, als wenn dieſe um den Frieden gebeten“). Als Friedrich 
der ruſſiſchen Kaiſerin dieſe Eröffnungen zuſtellte, erſuchte fie ihn, der 
Pforte zu antworten, daß vor Beginn der Friedensverhandlungen ihr 
Geſandter Obreskow, der ſeit Oktober 1768 von den Türken in Haft 
gehalten wurde, freigelaſſen werden müſſe, ſowie daß ſie zum Frieden 
bereit jeid); aber auch fie wünſchte, nicht „compromittiert“ zu werden. 

Ließ ſich derart für den Frieden mit der Pforte alles günſtig an, 
ſo endeten die Bemühungen des Königs um die Wiederherſtellung der 
Ruhe in Polen mit einem gänzlichen Mißerfolg. Auf eine Anfrage des 
Staatskanzlers Fürſten Kaunitz, der von Rohd vorläufig unterrichtet 
worden war, hatte Friedrich ſich, Ende Januar 1770, über die Aus⸗ 
führung ſeiner „Idee“ dahin geäußert, daß die Konföderierten ſich an 
den Wiener Hof wenden, daß die öſterreichiſche Vermittlung darauf den 
Ruſſen vorgeſchlagen werden und er ſelbſt „als gemeinſamer Freund und 
Nachbar Polens“ an den Verhandlungen teilnehmen ſollte ?). Da aber die 
Ruſſen, gelegentlich einer Auseinanderſetzung mit König Stanislaus, 


1) Vgl. P. K. 29, 222. 

2) Vgl. P. K. 29, 571 u. 588. 

3) Bal. P. K. 29, 450 Anm. 1. 

4) Bericht Zegelins, 3. April 1770: P. K. 29, 460 Anm. 2. 
5) Vgl. P. K. 29, 504; 30, 1—3. 

6) Friedrich an Rohd, 28. Januar 1770: P. K. 29, 316. 
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erklärten, keine fremde Vermittlung zulaſſen zu wollen, ſah Friedrich zu 
ſeinem Bedauern ſeinen Plan vollſtändig ſcheitern !), noch bevor dieſer 
über das Stadium der Vorberatung hinausgelangt war. 

So war der Stand der Dinge, als der König ſich, Mitte Auguſt 
1770, zur Reiſe nach Mähriſch⸗Neuſtadt anſchickte. Bereits in der erſten 
Unterredung, die er am Tage ſeiner Ankunft, am 3. September, nach 
aufgehobener Tafel in einer Fenſterniſche mit dem Staatskanzler hatte, 
brachte er den ruffiſch⸗türkiſchen Krieg und die Notwendigkeit eines baldigen 
Friedensſchluſſes zur Sprache ?). 

Für die Fortſetzung der Unterredung, zu der der König ihn auf 
den folgenden Tag einlud, hatte Raunig fih ein vollſtändiges Programm 
zurechtgelegt. Ahnlich wie für Kaiſer Joſeph vor der Neiker Entrevue”), 
hatte er jetzt für fich ſelbſt die einzelnen Fragen, die zur Debatte kommen 
konnten, und die Antworten, die er geben wollte, ſchriſtlich aufgezeichnet“). 
Danach war ſeine Abſicht, in der Frage des ruſſiſch⸗türkiſchen Friedens 
„große Gleichgültigkeit“ an den Tag zu legen und, mit Hinweis auf 
das Beiſpiel von Hubertusburg, den direkten Friedensſchluß zwiſchen den 
kriegführenden Parteien ohne Dazwiſchentunft eines Dritten zu empfehlen. 
Und würde der König auf ſeine Meinungsäußerung über die Pazifizierung 
Polens dringen, ſo wollte er zu unmittelbarer Verſtändigung zwiſchen 
den Römiſch⸗Katholiſchen und den Diſſidenten raten; ſei ein Ausgleich 
erzielt, ſolle zu dieſem die Zuſtimmung der Kaiſerin Katharina, eventuell 
auch ihre Garantie verlangt werden. 

Da trat das Ereignis ein, das der Zuſammenkunft erhöhte Be- 
deutung verlieh und die Verhandlungen auf eine ganz neue Baſis rückte. 
Das formelle Geſuch der Pforte an Oſterreich und Preußen, den Frieden 
mit Rußland zu vermitteln, langte in der Nacht zum 4. September anë). 

Nicht ſofort kam in der Unterredung des 4. zwiſchen dem König 
und Fürſt Kaunitz dieſes Geſuch zur Sprache. Nachdem er um Gehör 
gebeten, begann der Kanzler, ſeinem ſchriftlichen Programm gemaß, den 

1) Friedrich an Rohd, 14. April 1770: P. K. 29, 429. 

2) Für dieſe und die folgende Unterredung am 4. vgl. den Bericht von 
Kaunitz an Maria Thereſia vom 18. September bei Beer, Die Zuſammenkünfte 
Joſephs II. und Friedrichs II. zu Neiße und Neuſtadt (im Archiv für öfterr. 
Geſchichte Bd. 47, S. 500 f.) und P. K. 30, 101 ff., wo ein berichtigter Abdruck 
des Schreibens gegeben iſt. 

3) Vgl. Beer, Zuſammenkünfte S. 446 ff. 

4) Vgl. Beer, Die erſte Teilung Polens, I, 317 ff. (Wien 1873). Die 
Niederſchrift iſt vom 27. Auguſt 1770 datiert. 

5) Bericht Zegelins vom 13, nebit dem Schreiben des Caimacam an 
Finckenſtein vom 12. Auguft: P. K. 30, 133 ff. 


159] Prinz Heinrich von Preußen und die preußiſche Politik uſw. 159 


Vortrag mit einer ausführlichen Darlegung der friedlichen Tendenz der 
öſterreichiſchen Politik und der Notwendigkeit, das derzeitige europäiſche 
Syſtem, die Allianzen zwiſchen Öfterreich und Frankreich und zwiſchen 
Rußland und Preußen, unverändert zu erhalten. Darauf entwickelte er 
die Vorteile, die aus gegenſeitiger freundſchaftlicher Verſtändigung für 
Oſterreich und Preußen erwachſen würden, und verlas im Anſchluß 
daran den von ihm ſelbſt verfaßten „Politiſchen Katechismus“ mit 
ſeinen zehn Grundregeln, die als Richtſchnur für das gegenſeitige Ver⸗ 
halten beider Mächte dienen ſollten. Mit Lebhaftigkeit ſtimmte der 
König den Ausführungen des Kanzlers zu, um dann das Geſpräch auf 
den Türkenkrieg und die Friedensvermittlung zu lenken und um Auf- 
klärung über den Inhalt der Nachrichten aus Konſtantinopel zu bitten, 
da der Schlüſſel für den Chiffre des Geſandten nicht zur Stelle war. 
Wir können die Einzelheiten übergehen. Genug, man traf, und zwar 
auf Vorſchlag von Kaunitz, der damit ſeinen urſprünglichen Plan fallen 
ließ 1), die Abrede, daß Friedrich die Kaiſerin Katharina um ihre Zu⸗ 
ſtimmung zur Übernahme der Vermittlung durch Preußen und Gſterreich 
angehen ſolle. Indem der Kanzler ferner dem König ſeine Gedanken 
über die Faſſung des Schreibens an Katharina entwickelte, regte er dann 
die Frage der Wiederherſtellung der Ruhe in Polen an, und, wiederum 
entgegen ſeiner erſten Abſicht, ſchlug er als „beſtes, vielleicht einziges 
Mittel“ vor, daß Rußland einen Pazifikationsplan entwerfen ſolle, deſſen 
Durchführung und Garantie Oſterreich und Preußen zu übernehmen 
hätten ?). 

Wie wir im folgenden ſehen werden, bilden die Ergebniſſe dieſer 
denkwürdigen Unterredung vom 4. September die Grundlage und den 
Ausgangspunkt für die Verhandlungen, die der König nunmehr mit 
Rußland anknüpfte, und deren Träger ſein Bruder, Prinz Heinrich, wurde. 


III. 


ell faut faire de nécessité vertu“, hatte der König nach Empfang 
des Briefes, in dem Katharina den Prinzen Heinrich nach Petersburg 
einlud, an ſeinen Bruder geſchrieben und bedauert, nicht früher davon 


lung ae) den vorläufigen Bericht von Thugut, daß die Pforte die Vermitt⸗ 
Sieg nachſuchen werde, hatte Kaunitz bereits erklärt, ſeine Entſchließungen 
er mehr oder minder entgegenkommenden Haltung des Königs abhängig 
y machen. Bal. feine Schreiben an Maria Thereſia und Jofeph, Auſterlitz 
30. Auguſt, bei Beer, Zuſammenkünfte S. 495 ff. SC 
8 2) Daß tatſächlich von Kaunitz die Anregung ausging, bezeugt auch ſein 
Schreiben an Maria Thereſia vom 7. September (Beer, Zuſammenkünfte S. 523). 
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unterrichtet worden zu ſein, da er ihm alsdann viele mündliche Auf- 
klärungen hätte geben können. Gleichzeitig erteilte er ihm die erſten 
Inſtruktionen, die ſich ganz allgemein auf Wahrnehmung der Intereſſen 
Preußens, wie derjenigen ſeiner Schweſter, der Königin von Schweden, 
und auf die Beobachtung von Solms bezogen, der ihm des geheimen Gin- 
verſtändniſſes mit der ruſſiſchen Regierung verdächtig erſchien ). Ende Auguſt 
fügte er hinzu: Heinrich folle verſuchen, die ruſſiſchen Friedensbedingungen 
zu ermitteln, und auf maßvolle Forderungen dringen 2). Erſt nach Neu⸗ 
ſtadt, am 9. September, ergingen die entſcheidenden Weiſungen. Der König 
unterichtete den Prinzen von dem Verlauf der Zuſammenkunft und von 
dem daſelbſt gefaßten Beſchluß, der Kaiſerin Katharina die öſterreichiſch⸗ 
preußiſche Vermittlung für den Frieden mit der Pforte anzutragen, 
ſowie von dem Plan der Pazifizierung Polens, den Kaunitz, wie wir 
ſahen, angeregt hatte. Dann ging er auf die Aufgabe des Prinzen 
ein, „dieſe Vorſchläge bei der Kaiſerin von Rußland zu unterſtützen“, — 
eine Aufgabe, die er am Schluß des Briefes mit den Worten umſchrieb: 
Heinrich habe Ausſicht, bei glücklichem Erfolge in dieſem kritiſchen 
Augenblicke „das Hauptwerkzeug der Pazifizierung Europas“ zu werden?). 
Als Heinrich am 12. Oktober in Petersburg eintraf, war die erſte Phaſe 
der Verhandlungen bereits vorüber. 

1) Friedrich an Heinrich, 12. Auguſt 1770: P. K. 30, 78 f. Schon 1767 
hatte der König Solms vorgeworfen, mehr den ruſſiſchen als den preußiſchen 
Intereſſen zu dienen, und den Argwohn geäußert, daß er ſich habe beſtechen 
laſſen. Friedrich wurde in ſeiner Auffaſſung 1770 beſtärkt durch die Mitteilungen 
Heinrichs über die Zurückhaltung, die Solms dieſem gegenüber an den Tag 
legte. Und ſelbſt als der Prinz ſein Urteil dahin modifizierte, daß Solms 
blind für die Ruſſen eingenommen ſei und infolge der Allianz zwiſchen beiden 
Mächten ſich für berechtigt halte, dem Grafen Panin nichts zu verhehlen, erklärte 
Friedrich: „Qu'il soit corrompu ou non, c’est à peu près la même chose; 
car il est d'une faiblesse singulière et capable des plus grandes bassesses; 
c'est une âme de boue. Qu'il soit le cicisbée de Panin ou qu il en soit 
amoureux, il me sert toutefois très mal.“ Seine Abberufung unterblieb, weil 
der König fürchtete, die Ruſſen dadurch zu verſtimmen. Vgl. P. K. 26, 399 
und 30, 527. — Das Mißtrauen gegen Solms hatte zur Folge, daß der König 
und der Prinz ſich für die Beförderung der geheimſten Korreſpondenz einer Deck⸗ 
adreſſe bedienten und durch die Hände des Geſandten nur die minder wichtigen 
oder überhaupt nicht chiffrierten Schreiben gehen ließen. Mit voller Berechnung 
variierte daher Friedrich in den letzteren nur das Lob der Perſönlichkeit Katha⸗ 
rinas und ihrer Verdienſte um die ſittliche und kulturelle Hebung Rußlands 
(vgl. P. K. 30, 527), ein Thema, das Heinrich ſpäter in feiner Korreſpondenz 
mit der Kaiſerin fortſetzte. 

2) 30. und 31. Auguft (P. K. 30, 92 ff.) 

3) Vgl. P. K. 30, 122 ff. und 525. 
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Wir beſchränken uns darauf, die Verhandlungen in großen Zügen 
zu ſchildern. Sofort nach ſeiner Rückkehr nach Potsdam hatte der 
König ſeinem Geſandten, dem Grafen Solms, das Vermittlungsgeſuch 
der Pforte zur Mitteilung an die ruſſiſche Regierung überſandt und, 
gemäß dem Neuſtädter Beſchluß, in einem eigenhändigen Schreiben vom 
14. September die Kaiferin Katharina davon unterrichtet. Gleichzeitig 
brachte er die Pazifizierung Polens in Vorſchlag !). 

Zwei Hinderniſſe traten der Annahme der Vermittlung in Peters⸗ 
burg entgegen. Zunächſt hatten die Ruſſen ſelbſt Verhandlungen mit 
den Türken angeknüpft. Der Feldmarſchall Rumänzow war beauftragt 
worden, „für ſich und in ſeinem Privatnamen“ an den Großvezier zu 
schreiben und die Freilaſſung Obreskows, ſowie die Entſendung „bevoll⸗ 
mächtigter Commiſſäre“ nach Ismail zu fordern, „um die Friedens⸗ 
unterhandlungen daſelbſt anzufangen“ 2). Der König verhehlte ſich 
keinen Augenblick, daß, ſelbſt wenn die Vermittlung noch angenommen 
wurde, Öfterreich und Preußen fie „nur dem Namen nach“ haben, daß 
es „eine Vermittlung ad honores“ ſein würde. „Man mokirt ſich über 
uns“, rief er voller Unmut aus?). 

Die zweite Schwierigkeit lag in der Frage der Zuziehung Eng⸗ 
lands. Rußland wollte dieſe, aus Gründen der „Reciprocität“ und mit 
Rückſicht auf ein früher den Engländern gegebenes Verſprechen, fordern, 
ſobald Oſterreich die Vermittlung erhalten würde. Den „hauptſäch⸗ 
lichſten gordiſchen Knoten“ in dieſer Angelegenheit bildete jedoch der 
Umſtand, daß, wie Kaunitz bereits in Neuſtadt angekündigt hatte), für 
den Fall der Beteiligung Englands auch Frankreich auf Zulaſſung be⸗ 
ſtehen würde, während Katharina II. nicht gewillt war, die franzöſiſche 
Einmiſchung zu dulden? ). 


1) Erlaſſe an Solms vom 12. und das Schreiben an Katharina vom 
14. September: P. K. 30, 125 ff. u. 138. 

2) Bal. P. K. 30, 533. Die obigen Worte, nach dem Erlaß an Zegelin 
SZ 3 Oktober (ebenda S. 189 f.) angeführt, bilden die wörtliche Überſetzung 
28 e Schreiben, das Solms abſchriftlich mit ſeinem Bericht vom 
ann Bee überſandt hatte. Der Schluß lautet: „pour entamer les négo- 
Si Geh SE et entrer dans la négociation effective de la paix“. 
e 290 f. 11 11. 1 o Schreiben wie Panin ſpäter behauptete (ebenda 
ehe ið 15 als die preußiſche Mitteilung über die Vermittlung, läßt ſich 

ntſcheiden, ſobald das ruſſiſche Aktenmaterial vollſtändig vorliegt. 

3) An Rohd und Heinrich, 14. u. 15. Oktober 1770 (P. K. 30, 190—192). 

4) Vgl. P. K. 30, 113. 

5) Bal. P. K. 30, 528 und 533. 

Sorti. z. brand. u. preuß. Geſch. XVIII. 1. 11 
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Da die Ruſſen die Entſcheidung des Großveziers abwarten wollten!“), 
verfuhren ſie dem König gegenüber dilatoriſch. Dem entſprach die 
Antwort Katharinas auf ſein Schreiben vom 14. September, die Friedrich 
kurz mit den Worten charakteriſierte: „Die Kaiſerin lehnt die Ver⸗ 
mittlung weder ab noch nimmt ſie ſie an 2).“ Und in der Tat lief 
der weſentliche Inhalt auf die Wiederholung ihrer Forderung hinaus, 
daß Obreskow vor Eröffnung der Friedensverhandlungen freizulaſſen fei. 
Nach Angabe Katharinas ſollte ſich hierauf allein auch Rumänzows 
Schreiben bezogen haben?). Dem Dilemma aber, in das die Frage der 
Zuziehung Englands ſie verſetzte, ſuchte ſie dadurch zu entgehen, daß ſie 
vorſchlug, „Namen und Formalitäten einer Vermittlung“ zu vermeiden, 
und daß ſie ſich lediglich zur Annahme der „guten Dienſte“ Preußens 
und Öfterreich® bereit erklärte. Der König trat den Rückzug an; hatte er 
ſchon bei der erſten Nachricht von dem Briefe Rumänzows auf das 
Mittleramt verzichten wollen!), jo äußerte er jetzt, er überlaſſe ſehr 
gern dieſe Ehre den Engländern, und empfahl der Kaiſerin die direkte 
Verhandlung durch Rumänzow ”). 

Damit ſchließt die erſte Phaſe. Beide Teile bewahrten nunmehr 
Zurückhaltung; denn erſt, ſobald die Antwort des Großveziers in den 
Händen der Ruſſen ſei, erwartete der König ihre „definitive“ Erklärung“). 

Allein nicht ungenützt verſtrich die Zwiſchenzeit. Sofort nach ſeiner 
Ankunft am 12. Oktober hatte Prinz Heinrich begonnen, eine emſige 
Tätigkeit zu entfalten, und ſeinem energiſchen Eingreifen war es zu 
danken, daß nunmehr der ruſſiſche Pazifikationsplan für Polen zuſtande⸗ 
kam. Panin verfaßte ihn auf Grund eines Entwurfes, den Solms nach 
dem ausdrücklichen Befehl des Prinzen angefertigt hatte“). Am 
31. Oktober war die ruſſiſche Denkſchrift in Heinrichs Händen. Die 
Bedingungen fanden den vollen Beifall des Königs; „ſie ſind“, ſchrieb 


1) Val. P. K. 30, 533. 

2) An Heinrich, 26. Oktober (P. K. 30, 219). Das Schreiben Katharinas 
vom 28. und die es begleitende miniſterielle „Note“ vom 29. September (a. St.): 
ebenda S. 221 ff. und 215 ff. 

3) Nach dem Bericht Heinrichs vom 18. Oktober erklärte Panin, man wolle 
durch Rumänzow ermitteln, ob die Pforte überhaupt zu verhandeln gedenke. 
(Vgl. Duncker S. 211), 

4) An Solms, an Heinrich, 14. und 15. Oktober (P. K. 30, 188. 192). 

5) An Solms und an Katharina, 26. u. 28. Oktober (P. K. 30, 214 f. 
und 223). 

6) Vgl. Erlaß an Rohd, 18. November (P. K. 30, 273). 

7) Vgl. P. K. 30, 261 f. 267 ff. 521. 525. Der Entwurf von Solms: 
abgedruckt mit der Überſchrift „plan de pacification“ bei Beer (Teilung Polens, 


163] Prinz Heinrich von Preußen und die preußiſche Politik uſw. 163 


er ſeinem Bruder !), „jo, wie man fie nur wünſchen kann, und ich bin 
ſicher, es dahin zu bringen, daß der Wiener Hof ſich dafür einſetzt“; 
denn niemand könne ſich beklagen, da die Kaiſerin ſich einfach auf die 
Erhaltung von König Stanislaus beſchränke und alles übrige dem 
Reichstag überlaſſe. 

Mit gleichem Eifer, wie für die polniſche Pazifikation, war der 
Prinz für den ruſſiſch⸗türkiſchen Friedensſchluß tätig. Er erzielte den 
Erfolg, daß die ruſſiſche Regierung ſich bereit erklärte, von der Zuziehung 
Englands zur Vermittlung abzuſehen, nicht nur wenn die Öfterreicher 
ſich mit „guten Dienſten“ begnügten, ſondern auch für den Fall, daß 
ſie die Vermittlung erhielten und daß von Englands Beteiligung als⸗ 
dann die franzöſiſche Einmiſchung zu beſorgen ſtände ?). 

War damit auch das eine der Hinderniſſe aus dem Wege geräumt, 
ſo konnte, trotz aller Verſicherungen Panins, daß Rumänzow nur über 
Obreskows Auslieferung, aber nicht über den Frieden verhandeln ſolle, 
daß nach Katharinas Überzeugung der Friedensſchluß „ohne Dazwiſchen⸗ 
kunft von Mittelsmächten“ nicht möglich jei), dennoch die Verhand⸗ 
lung ſo lange nicht zum Ziele führen, als die Entſcheidung des Sultans, 
dem der Großvezier Rumänzows Schreiben zugeſchickt hatte, ausſtand. 

Dazu kam noch, daß keineswegs völlige Übereinftimmung in den 
ruffiſchen Regierungskreiſen über die Frage der Beendigung des Krieges 
herrſchte. So hatte die Kaiſerin ſelbſt den Prinzen Heinrich gefragt, 
ob er ihr raten würde, den Rubikon, d. h. die Donau, zu überſchreiten, 
kame der Friede nicht zuſtande, und als der Prinz auf die Gefahr des 
Ausbruchs eines allgemeinen Krieges hinwies, hatte ſie lachend erwidert: 
„Man muß alſo Frieden ſchließen ?).“ 

Immer wieder ſchoben die Ruſſen die endgültige Entſchließung über 
Annahme oder Ablehnung der Vermittlung und über die Mitteilung 
ihrer Friedensbedingungen hinaus. „Man wird ſehen, der Frühling 
kommt,“ ſchrieb Friedrich unmutig am 16. Dezember dem Prinzen 
Heinrichs), „und man wird ſagen, daß man nicht umhin könne, den 


e S. 112 ff.), mit der irre leitenden Anmerkung, daß Panin ihn 
der Een Heinrich übergeben habe; der ruſſiſche Pazifikationsplan („Precis 

entiments du comte de Panin“); abgedruckt ebenda S. 109 ff. und P. K. 
30, 262 ff. 

9 a be November 1770 (P. K. 30, 271). 

von Solms und Schrei inri d este 

30, 291. 294 f. und 533). chreiben Heinrichs vom 13. November (P 

3) Bericht von Solms, 13. November (P. K. 30, 290 f.). 

4) Bericht Heinrichs vom 27. Oktober (B. K. 30, 255). 

5) P. K. 30, 322. 

ID 
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Krieg fortzuſetzen.“ Und ſelbſt als die Erklärung der Pforte, daß ſie 
auf Preußens und Sſterreichs Vermittlung beharre 1), eintraf, genügte 
die Nachricht von einem neuen kleinen Erfolg im Felde, um einen aber⸗ 
maligen Auſſchub zu veranlaſſen ?). Endlich am 22. Dezember konnte 
Heinrich dem König melden, daß Panin ihm die Denkſchrift mit den 
Friedensbedingungen nebſt einem Begleitſchreiben der Kaiſerin für den 
König übergeben habe !). 
Damit ſetzt die zweite Phaſe der Verhandlungen ein. 


IV. 


Bevor wir den Gang der Verhandlungen weiter verfolgen, haben 
wir den politiſchen Erörterungen und Kombinationen, die neben ihnen 
einen breiten Raum einnehmen, uns zuzuwenden. 

Nicht Panin, wie man behauptet hat, ſondern Prinz Heinrich iſt 
es geweſen, der die Initiative ergriff). Der Anſtoß ging allerdings 
von dem erſteren aus: er ſprach dem Prinzen gegenüber von Vorteilen, 
die die Öfterreicher hätten erringen können, wenn ſie gemeinſam mit 
Rußland in den Krieg gegen die Pforte eingetreten wären. Als der 
Konferenzrat von Saldern, der Panins Vertrauen genoß, bei einer Unter⸗ 
redung an dieſe Außerung erinnerte, benutzte Heinrich den Anlaß, 
um zu erklären: „Wollte man ſich mit politiſchen Träumen (rêves 
politiques) unterhalten, ſo könnte man für den Fall, daß es unmöglich 
wäre, von den Türken den Frieden zu erhalten, daran denken, alsdann 
eine Tripelallianz zwiſchen Preußen, Rußland und Oſterreich zu errichten, 
in der man gegenſeitige Vorteile für alle drei Mächte ausbedingen 
würde, ſobald man die Türken zum Frieden gezwungen hätte.“ Als 
Saldern darauf eingehen wollte, lehnte jener ab, ſich poſitiv weiter zu 
äußern 5). 

1) Vgl. P. K. 30, 538. 

2) Vgl. P. K. 30, 347. 349. 

3) P. K. 30, 356. 

4) So ſpricht Beer (Teilung Polens Bd. II, S. 45 und „Friedrich II. und 
van Swieten“, Einleitung S. 6 f.; Leipzig 1874) „von einer erſtaunlichen Pro⸗ 
duktivität Panins in neuen Projekten“. Nach Reimann („Neuere Geſchichte des 
Preußiſchen Staates vom Hubertusburger Frieden bis zum Wiener Kongreß“, 
Bd. I, S. 351 ff.; Gotha 1882) haben ſogar die Ruſſen während des ganzen 
Verlaufs dieſer Verhandlungen die Führung. 

5) Poſtſkript vom 31. zum Berichte vom 30. Oktober (P. K. 30, 268 f. und 
526). Nur dieſen erſten Bericht vom 31. erwähnt Krauel („Prinz Heinrich als 
Politiker“ S. 20) mit der kurzen Abfertigung, daß der Prinz „in vorſichtigen 
Wendungen“ dem König gegenüber die „Möglichkeit“ des Dreibundes erörtert habe. 
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Wie ſich der Prinz die Verwirklichung feines „Traumes“ dachte, 
erhellt aus ſeinen ferneren Berichten. Er erklärte, dem König nur dann 
nützen zu können, wenn es dieſem gelänge, die Oſterreicher zur Teil- 
nahme zu bewegen und ſie dahin zu bringen, daß ſie für die preußiſchen 
Intereſſen einträten. Ja, ſeinem Rate zufolge ſoll Friedrich ſeinen Ge⸗ 
winnanteil vorher mit dem Wiener Hof vereinbaren; dann will Heinrich 
fait die Garantie übernehmen“, ihm Rußlands Zuſtimmung zu bers 
ſchaffen. Sollten hingegen die Verhandlungen darüber in Petersburg 
beginnen, ſo, befürchtet er, würde man ſich allen Wünſchen des Königs 
gegenüber „entſetzlich ſchwierig“ zeigen. Aber nicht etwa, fährt er fort, 
die Motive des gefürchteten ruſſiſchen Widerſtandes erläuternd, daß man 
dem König einen Gewinn mißgönne, ſondern man ſei nur einer Ver⸗ 
größerung Preußens aus polniſchem Gebiet entgegen. Der Prinz ſagt 
geradezu: „Könnteſt Du Dich in Deutſchland vergrößern, ſo würde man 
hier über Polniſch⸗Preußen zu Gunſten aller der Fürſten verfügen, die 
zu Deiner Vergrößerung beitragen müßten !).“ 

Der Gedanke an eine Verſtändigung mit Oſterreich und an Gr- 
werbungen in Deutſchland, den Heinrich ſeinem königlichen Bruder 
vortrug, läßt ſich weiter zurück verfolgen. Wir ſtreiften ſchon kurz die 
politiſche Diskuſſion, die zwiſchen ihnen nach der Neißer Zuſammenkunft 
ſich entipann. In Neiße hatte fig Friedrich ſkeptiſch geäußert, als 
Joſeph zu ihm von den Vorteilen, die ein friedliches Einvernehmen, 
„ohne Schwertſtreich“, beiden Mächten verſchaffen könnte, ſprach und 
den großen moraliſchen Eindruck ihrer Verbindung und deren günſtige 
Folgen für die Erhaltung des Friedens in Europa hervorhob, das ſie 
Zn Kordon vom Adriatiſchen bis zum Baltiſchen Meer in zwei 
Hälften teilten ?). Friedrich hatte ihm erklärt, nur mit der Zeit werde 
ſich dieſes „patriotiſche deutſche Syſtem“ herſtellen laffen; es fei ſchwer, 
zu einem verſöhnten Feinde ſofort volles Vertrauen zu faſſen. Dieſelben 
Bedenken brachte er vor, als Heinrich, in merkwürdiger Übereinſtimmung 
mit den Ausführungen des Kaiſers, die Idee einer preußiſch⸗öſterreichiſchen 
Allianz erörterte. Schwungvoll ſchilderte der Prinz in feinem Schreiben 


ke a Bericht vom 27. November (P. K. 30, 317). Reimann (I, 353) verkennt 
e ganze TESCH indem er aus dieſem Berichte folgert, daß die Ruffen den 
önig „einluden“, „ſeine Forderungen zu ſtellen“. 

2 Bgl. P. K. 29, 41 Anm. 8 und v. Arneth, Maria Thereſia und Jofeph II., 
Ze Korreſpondenz, Bd. L S. 300 f. (Wien 1867). In gleichem Sinne, wie zu 
CN König, ſprach fih Jofeph- auch zu Rohd über die Vorteile eines engen Cin- 
s HORUE zwiſchen Preußen und Oſterreich aus. Vgl. Bericht Rohds vom 
4. Februar 1770: P. K. 29, 371. 
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vom 22. November 17691) die Macht, die Preußen und Öfterreich ver⸗ 
bunden über Europa auszuüben vermöchten. Sie würden die nordiſchen 
Mächte in Reſpekt halten und in ihrer beherrſchenden zentralen Stellung 
gleichzeitig den Franzoſen, Spaniern und Engländern Schranken ſetzen. 
Werde Friedrich, in innigem Einvernehmen mit Joſeph, nach dem Vor⸗ 
bild von Oktavian und Antonius, das Reich mit dieſem teilen, jo be- 
deute das nicht allein „das größte Glück“, ſondern auch „die höchſte 
und ſicherſte Stufe“ der Macht, zu der er gelangen könne. Zur Ver⸗ 
wirklichung dieſer Allianz erſchien dem Prinzen, wie er im folgenden 
ausführte, die damalige Zeitlage günſtig: Frankreich ſei erſchöpft und 
von Mitteln eutblößt, England von innerem Streit zerriſſen; ſo verdiene 
allein Rußland Beachtung, aber auch dieſes werde ſich hüten einzugreifen 
und auch noch lange Zeit nach geſchloſſenem Frieden mit der Pforte 
nicht dazu imſtande ſein. 

Aber Heinrich geht noch weiter mit dem Vorſchlag, die politiſche 
Lage nicht nur zur Stiftung der Allianz, ſondern auch zur beiderſeitigen 
Vergrößerung auszunutzen. Und zwar ſollen ſich Preußen und Sſter⸗ 
reich darüber in einem Vertrage einigen, der ſeinerſeits wieder ein neues 
Bindemittel zwiſchen beiden Mächten darſtellen würde?). Mit der Ant⸗ 
wort des Königs, daß für Erwerbungen erſt der „vielleicht noch vierzig 
Jahre“ entfernte Augenblick des Todes des bayriſchen Kurfürſten in 
Betracht kommen werde?), will fih der Prinz jedoch nicht begnügen. Als 
Friedrich die Notwendigkeit betont, an der Allianz mit dem Peters⸗ 
burger Hofe feſtzuhalten“), erwidert Heinrich, daß es nicht nur im 
ruſſiſchen Intereſſe läge, die Bundesgenoſſenſchaft Preußens zu bewahren, 
ſondern auch zu ſeiner Vergrößerung beizutragen. Und zwar iſt es ein 
Stück polniſchen Gebietes, das er als Entſchädigung für die Zahlung 
der Subſidien beanſprucht?). 


1) P. K. 29, 223 f. Die Diskuſſion mit dem Prinzen knüpft an das 
Schreiben Friedrichs vom 18. November 1769 (f. oben S. 153 Anm. 4) an. Schon 
v. Arneth (Geſchichte Maria Thereſias Bd. 8, S. 192 f., Wien 1877) hat auf die 
Übereinſtimmung der Ideen Joſephs und Heinrichs hingewieſen. 

2) Schreiben Heinrichs, 1. Dezember 1769 (P. K. 29, 235 Anm. 2). 

3) Der König antwortet am 3. Dezember (P. K. 29, 235): „Cela roulera, 
selon toutes les apparences, sur la mort de l'électeur de Bavière. C'est 
un prince qui peut encore vivre quarante ans; mais, ce cas arrivant, je 
crois qu'avec un peu d'adresse et d'activité on en retirerait un bon 
morceau.“ 

4) An Heinrich, 9. Februar 1770: P. K. 29, 336 f. 

5) Heinrich ſchreibt, Berlin 12. Februar 1770: „Leur interöt demanderait 
qu'ils fissent tout au monde pour conserver votre alliance, mon trés cher 
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Zur weiteren Ausgeſtaltung ſeiner Ideen führte ein beſonderer Vor⸗ 
fall. Als der König dem öſterreichiſchen Geſandten Grafen Nugent, der 
aus Geſundheitsrückſichten heimkehrte, am 6. Mai 1770 die Abſchieds⸗ 
audienz erteilte und das Geſpräch auf die geographiſche Lage beider 
Länder und die „Inconvenienzen“ eines nicht in ſich abgeſchloſſenen 
Staatgebiets kam, warf er den Gedanken auf, daß Oſterreich ſich durch 
Bayern oder durch ſeine früheren Provinzen Elſaß und Lothringen oder 
endlich in Italien abrunden könne. Darauf machte Nugent einen Gegen- 
vorſchlag für Preußen: „Zöge man,“ ſagte er dem König, „eine Linie 
von den Grenzen Preußens über Graudenz, Thorn, Poſen bis Glogau, 
ſo würde alles Land zwiſchen dieſer Linie und dem Meer Eurer Majejtät 
gut zuſagen, und die Verbindung eines großen Teils Ihrer Staaten 
wäre hergeſtellt.“ Endlich ſollte das von preußiſchem Beſitztum rings 
umgebene Ermland die Abrundung vervollſtändigen !). 

Friedrich ließ das Thema fallen, machte indeſſen ſeinem Bruder 
von Nugents Antwort Mitteilung 2). In Heinrich erweckten „dieſe, ob⸗ 
gleich vagen Vorſchläge“, wie er ſich in ſeinem Schreiben vom 22. Juni“) 
ausdrückt, „Ausſichten zur Vergrößerung“ auf der Grundlage einer „auf- 
richtigen Verbindung“ mit Sſterreich. Und ſo ſchrieb er, Nugents 
Vorſchlage ſich zu eigen machend, an Friedrich: „Ich möchte Dich als 
Herrn der Ufer des Baltiſchen Meeres und mit der ſtärkſten Macht 
Deutſchlands den Einfluß teilen ſehen, den dieſe vereinigten Kräfte in 
Europa ausüben können.“ Hat es danach zunächſt den Anſchein, als ſei 
Heinrich auf ſeinen Lieblingsgedanken einer preußiſch⸗öſterreichiſchen 
Allianz zurückgekommen, ſo ergibt ſich aus einem weiteren Schreiben 
vom 30. Junit), daß er, offenbar infolge des Meinungsaustauſches 
mit dem König, der das ruſſiſche Bündnis nicht preisgeben wollte, ſeine 
urſprünglichen Anfichten modifiziert hat; denn als eine Kombination der 
Anſchauungen Friedrichs mit feinen eigenen ſtellt fich der Plan dar, den 


frère; ils devraient travailler à votre agrandissement, qui formerait le nœud 
T see liaison, et ils en recueilliraient l'avantage qu'aucune autre puissance 
ZS GC ER pourrait jamais les attaquer, tandis que vous seriez uni avec 
Ki 01 2 ans la Pologne ils pourraient jouir (à l'exception d'une bonne 
ir 10 reviendrait) de tout le pouvoir et de la plus grande autorité, 
un roi polonais qui ne serait que l'instrument de leurs 

volontés.“ [Berlin, Geh. Staatsarchiv.] 

1) Sol. v. Arneth Bd. 8, S. 574 f. und P. K. 29, 463 f. 

2) Wahrſcheinlich auf der Durchreiſe nach Berlin, als er in Spandau am 
19. Mai bei Heinrich ſpeiſte (val. P. K. 29, 474). 

3) Vgl. Beilage I, S. 187. 

4) Vgl. Beilage II, S. 187 f. 
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er nunmehr faßte. Danach handelt es fih um den Entwurf eines 
„Projektes“ für Erwerbungen, der die preußiſchen, ruſſiſchen und öfter- 
reichiſchen Intereſſen befriedigen ſollte; der Prinz beabſichtigte die 
preußiſchen Intereſſen durch die Bedingung gegenſeitiger Garantierung 
ſicher zu ſtellen. Aber auch dieſes „Projekt“ wollte er noch während 
der Dauer des ruſſiſch-türkiſchen Krieges ausgeführt ſehen, da er fürchtete, 
daß nach Friedensſchluß die Oſterreicher und Ruſſen ſich nicht mehr um 
Preußens Gunſt bewerben würden. 

Keine Hoffnung blieb auf Erfüllung ſeiner Pläne, ſobald Friedrich 
mit ſeiner Anſicht Recht behielt, daß beide Mächte gleich ſcheel auf 
Preußens Vergrößerung blickten). Der Prinz ließ ſich indeſſen nicht 
entmutigen. Er ergriff, wie wir ſahen, den erſten Anlaß, der ſich ihm 
bot, um die Tripelallianz in Petersburg vorzuſchlagen. Zu ihrer aus⸗ 
drücklichen Vorbedingung machte er, daß zur Erhaltung des Gleich⸗ 
gewichtes die Eroberungen, die Öfterreich im Kampfe gegen die Türken 
davontrüge, dem Könige durch neue Erwerbungen „vergütet“ würden?). 
Und abermals drang er in ſeinen Bruder, ſich mit Sſterreich zu ver⸗ 
ſtändigen ?). 

Heinrich fand ſofort bei den Ruſſen Entgegenkommen. Noch am 
ſelbigen Abend, nachdem er mit Saldern geſprochen hatte, ſuchte Panin 
ihn am Hofe auf, um ihm zu ſagen: wollten die Türken ſich nicht auf 
Frieden einlaſſen, würde es gut ſein, wenn man Maßnahmen zur Ver⸗ 
meidung eines allgemeinen Krieges träfe. Indem er fit nähere Mit- 
teilungen vorbehielt, bemerkte er nur ſoviel, daß es fih um eine „be⸗ 
ſondere Konvention“ und um „Maßregeln für einen Feldzug“ handle. 
Aus Panins Eröffnungen zog Heinrich den Schluß: daß man entweder 
Vergrößerungsabſichten verberge oder tatſächlich hoffe, zu einem Dreibund 
zu gelangen, käme der Friede nicht zuſtande?). Die letztere Vermutung 
fand acht Tage ſpäter ihre Beſtätigung, als Panin ihm gegenüber, unter 
dem Siegel des Geheimniſſes, direkt die Tripelallianz als die „ſchönſte 
und glücklichſte Idee, die man haben könne“, bezeichnete; doch wollte 
er zunächſt der Kaiſerin noch nichts davon mitgeteilt wiſſen?). Und fo 


1) Friedrich an Heinrich, 9. Februar 1770: „Les Russes sont peut-être 
aussi jaloux de notre agrandissement que les Autrichiens“ (P. K. 29, 336 f.). 
Vgl. auch Heinrichs Schreiben vom 30. Juni 1770 (Beilage IL). 

2) Vgl. P. K. 30, 316 f. 

3) Vgl. P. K. 30, 526. 

4) Poſtſkript II vom 31. zu dem Bericht Heinrichs vom 30. Oktober: P. K. 
30, 269. 

5) Bericht Heinrichs vom 8. November 1770: P. K. 30, 294 f. 
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erklärte denn auch in den letzten Novembertagen, ohne daß Heinrich ihn 
eingeweiht hätte, Solms dem Prinzen: der ruſſiſche Hof werde die 
Tripelallianz „allen Vorteilen, die man würde fordern können“, vor⸗ 
ziehen. Gleichzeitig jedoch ſprach Panin ſelbſt von Maßnahmen für 
einen „allgemeinen Krieg“, wenn man bei den Sſterreichern Schwierig⸗ 
keiten begegne !). 

Die Haltung des Königs war völlig ablehnend. „Point de con- 
vention nouvelle quelconque“, lautete ſeine Antwort bei Empfang der 
erſten Mitteilungen ſeines Bruders ?). Die beiden Haupteinwürfe, die 
er gegen den Vorſchlag der Tripelallianz jetzt und in der Folge immer 
wieder erhebt, waren der Hinweis auf die Unmöglichkeit, Oſterreich von 
Frankreich zu trennen und auf Oſterreichs Beiſtand für Eroberungen in 
der Türkei zu rechnen?); hatte doch Kaunitz in Reuſtadt ihm ſelber als 
leitenden Geſichtspunkt ſeiner Politik die Erhaltung der beſtehenden 
Allianzen und des Gleichgewichts im Orient bezeichnet. 

Gegen den Abſchluß einer „beſonderen Konvention“ führte er vor 
allem die Rückſicht auf die preußiſchen Intereſſen und die geringe 
Ausſicht auf die Erfüllung der rufſiſchen Verheißungen ins Feld. So 
ſchrieb er dem Prinzen am 13. Dezember: „Wenn ein allgemeiner Krieg 
ſtattfindet, werde ich ſeine ganze Laſt tragen. Schöne Verſprechungen 
wird man mir machen, aber ſie werden nur imaginär ſein, und ich 
würde vielleicht die Öfterreicher und die Franzoſen allein auf dem Halſe 
haben. Auf dieſe Weiſe läßt ſich nichts großes ausrichten, und beim 
Friedensſchluß würde ich höchſtens meine gegenwärtigen Beſitzungen be⸗ 
halten, aber Heer und Provinzen wären ruiniert, das ganze Geld im 
Dienſte Rußlands ausgegeben, und das alles würde mir höchſtens ein 
ſchönes Kompliment und einen Zobelpelz eintragen).“ Und ſelbſt als 
die Kaiſerin Katharina und der Kriegsminiſter Graf Tſchernyſchew, auf 
5 Nachricht von der Beſitznahme der polniſchen Grenzſtaroſteien durch 
Oſterreich, in jener berühmt gewordenen Unterredung mit dem Prinzen 
am Abend des 8. Januar 1771 den König auffordern ließen, gleichfalls 
zuzugreifen und das Bistum Ermland zu beſetzen, änderte das nichts an 
Air r et In ſeiner Antwort an Heinrich vom 24. prophe⸗ 
Gë och für das laufende Jahr den Ausbruch eines Krieges mit 

eich, wofern Rußland bei ſeinem Plane, die Pforte zu vernichten, 


1) Bericht Heinrichs vom 27. November 1770: P. K. 30, 316 f. 
2) An Heinrich, 16. November 1770 (P. K. 30, 269). 

3) Dal. P. K. 30, 524. 

4) Vgl. P. K. 30, 318 und 524. 
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beharre. „Ich,“ fo fuhr er fort, „ich werde mich gezwungen feben, in 
dieſem Streite neutral zu bleiben; denn der Krieg ift für uns noch ver- 
früht. Derjenige, aus dem wir kommen, iſt allzu verderblich und allzu 
heftig geweſen, als daß wir ſobald einen neuen unternehmen könnten, 
und was man uns in der Perſpektive zeigt, das Ermland, nicht ſechs 
Dreier lohnt es für dieſe Erwerbung auszugeben.“ Er formulierte ſeine 
Entſchließung: „Ich will abwarten, ob die Ereigniſſe für eine Erwerbung 
günſtig find, oder aber ich bleibe, wie ich bin !).“ „Das Spiel ift nicht 
die Kerze wert,“ ſo wiederholte er wenig ſpäter, als Heinrich nochmals 
zur Beſetzung von Ermland riet, wofern die Nachricht von der Beſitznahme 
der polniſchen Gebiete durch Öfterreich fich bewahrheite. Dagegen, meinte 
der König, würde die Erwerbung von Polniſch-Preußen, ſelbſt mit Aus⸗ 
ſchluß von Danzig, ſich lohnen; „denn wir würden die Weichſel und 
die freie Verbindung mit dem Königreich erhalten, und das wäre ein 
wichtiger Punkt. Handelte es ſich darum, Geld auszugeben, das würde 
der Mühe wert fein, und reichlich würde ich zahlen“ 2). 

Das war der letzte Brief des Königs an den Prinzen vor deſſen 
Rückkehr nach Berlin und zugleich das letzte Schreiben, in welchem 
Heinrich die polniſchen Erwerbungen berührte. 


V. 


Die zweite Phaſe der Verhandlungen ſetzte ein mit der Überſendung 
der ruſſiſchen Friedensbedingungen an den Königs). Sie waren nach 
drei Geſichtspunkten geordnet: der erſte Teil betraf die Schwächung der 
Pforte, um die Wiederholung eines neuen Angriffes auszuſchließen; 
daher ſollten, außer einigen Abtretungen an die Georgier, Azow und die 
beiden Kabardien im Kaukaſus den Ruſſen zurückgegeben und die Tar- 
taren für unabhängig erklärt werden. Der zweite Abſchnitt handelte 
von der Entſchädigung der Ruſſen für die Kriegskoſten, die durch 
Sequeſtrierung der Moldau und Walachei auf 25 Jahre zu erfolgen 
hatte, und der dritte Teil erſtreckte fich auf Stärkung des Friedens und 
des friedlichen Verkehrs beider Nationen durch Erleichterung ihrer 
Handelsbeziehungen; zu dieſem Zweck wurde die Handelsfreiheit auf dem 


1) Poſtſkript zum Bericht Heinrichs vom 8. und Antwort des Königs vom 
24. Januar 1771: P. K. 30, 406 f. Darüber, daß es ſich bei Ermlands Er⸗ 
werbung „nur um einen Kampfpreis“ handelte, vgl. auch Kofer, II, 465. 

2) Bericht Heinrichs vom 11. und Antwort des Königs vom 31. Januar 
1771: P. K. 30, 417 f. 

3) Schreiben Katharinas vom 9. Dezember 1770 (a. St.) nebſt einer Denk⸗ 
ſchrift, welche die Bedingungen enthielt: P. K. 30, 364 ff. 
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Schwarzen Meer und die Abtretung einer Inſel im Archipel als 
Handelsniederlaſſung von den Ruſſen gefordert. Vorbedingung für die 
Eröffnung der formellen Verhandlungen blieb nach wie vor die Frei⸗ 
laſſung Obreskows, ſowie die Entſendung von Bevollmächtigten nach 
einem noch zu beſtimmenden Kongreßort in der Moldau oder in Polen. 

Auf Grund aller bisher aus Petersburg ihm zugegangenen Mit⸗ 
teilungen hatte der König mäßige Forderungen erwartet, hatte doch 
Panin immer wieder erklärt, daß Rußland keine Eroberungen machen 
und nur den türkiſchen Hochmut dämpfen wolle !). Um jo größer war 
jetzt ſeine Enttäuſchung über den „unannehmbaren“ ruſſiſchen „Pazifi⸗ 
kationsplan“. „Hörner ſind mir gewachſen, lieber Bruder, ſo ſchrieb 
er dem Prinzen Heinrich am 3. Januar 1771, „als ich die Friedens- 
vorſchläge der Ruſſen erhielt.“ Und in einem zweiten Schreiben von 
demſelben Tage erklärte er empört, daß ſie „völlige Uneigennützigkeit“ 
geheuchelt hätten, aber „gieriger als Korſaren“ jeien ). In der Antwort 
an Katharina vom 4. Januar?) bezeichnete der König die Mitteilung 
des Pazifikationsplanes an die Pforte und den Wiener Hof als un⸗ 
möglich und forderte den Verzicht auf die Bedingungen betreffend die 
Tartaren, die Donaufürſtentümer und die Archipelinſel, indem er erklärte, 
gleichwie bei der Nachricht von dem Schreiben Rumänzows an den 
Großvezier, er werde von der Vermittlung abſtehen, wenn die For⸗ 
derungen nicht ermäßigt würden. 


Die Hauptſchwierigkeit bildete die Frage des Schickſals der Donau⸗ 
fürſtentümer. Bereits Prinz Heinrich hatte bei der Zuſtellung der Be⸗ 
dingungen darauf hingewieſen, daß ihre Beſitznahme den bſterreichiſchen 
Intereſſen zuwiderlaufe. Darauf hatte Panin von der „Alternative“ 
geſprochen, fie für unabhängig zu erklären!“). Aber in der Begleitnote 
zu dem Schreiben an die Zarin erwiderte der König, daß „felbſt die 
Unabhängigkeit dieſer ihren Staaten benachbarten Provinzen nicht nach 
dem Geſchmack der Oſterreicher“ fein würde, und fügte mit Berufung 
cui Kaunitzens Ausführungen in Neuſtadt hinzu, ſeiner Überzeugung nach 
würde der Wiener Hof eher einen Krieg beginnen, als erlauben, „daß 
dieſe Fürſtentümer einen Beſitzwechſel erlitten“. Die Mitteilung der 


1) Bgl. P. K. 30, 584. 

2) Bal. P. K. 30, 357. 360. 

3) Das Schreiben (P. K. 30, 370 ff.) wurde von einer Note begleitet, melche, 
nach eigenhändiger Weiſung des Königs (ebenda S. 363 f.) aufgeſetzt : das 
mort auf die ruſſiſche Denkſchrift enthielt. 

4) Vgl. P. K. 30, 355. 
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Bedingungen an Sſterreich, ſo ſchrieb er ſeinem Bruder, komme einer 
Kriegserklärung gleich !). 

Von neuem trat damit der alte Gegenſatz zwiſchen Öfterreich und 
Rußland in voller Schärfe zu Tage. Zu Beginn des Jahres 1767 
war es, um Polens willen, faſt ſchon zum offenen Kampf gekommen. 
Das beiderſeitige Mißtrauen wucherte fort, und als der Krieg zwiſchen 
Rußland und der Pforte ausgebrochen war, ſtellte Panin, um über die 
Abſichten der Öfterreicher Klarheit zu gewinnen, im Frühjahr 1769 in 
Wien die Anfrage, ob man den alten, noch beſtehenden Verträgen gemäß 
die ausbedungene Hilfe gegen die Türken leiſten wolle. Aber fie er- 
klärten, an die Verträge von 1745 und 1756 nicht mehr gebunden zu 
ſein, nachdem Katharina II. ſeit 1762 ihre Verpflichtungen gebrochen 
habe?). Und als der König im September 1770 die preußiſch⸗öſter⸗ 
reichiſche Vermittlung antrug, konnten die Ruffen, trotz aller Ber- 
ſicherungen Friedrichs, ſich des Mißtrauens in die Aufrichtigkeit der 
Wiener Regierung nicht erwehren ?). Vor allem fürchteten fie deren 
Beeinfluſſung durch die verhaßten Franzoſen ). Daher hätte Panin am 
liebſten die Öfterreicher von der polniſchen Pazifikation ausgeſchloſſen 
und die Vermittlung bei der Pforte allein dem König übertragen?). 
So erging auch jetzt allein an Friedrich die Mitteilung der Friedens⸗ 
bedingungen. Panin rechnete ferner bei den Vorſchlägen, die Heinrich 
für die Tripelallianz machte und die er ſelbſt billigte, doch ſofort mit 
ihrem Scheitern und faßte den Abſchluß der „beſonderen Konvention“ 
mit Preußen ins Auge‘). Und war es auch der Wunſch der ruſſiſchen 
Regierung, die Öfterreicher zum gemeinſamen Kampf gegen die Pforte 
zu gewinnen '), jo ſollte es doch nur durch Preußens Dazwiſchenkunft 
erfolgen?). 

Die Öfterreicher ihrerſeits beobachteten mit ſteigender Unruhe das 
Wachſen der ruſſiſchen Macht, bildete auch nach Joſephs Ausdrucks) der 
König die „Avantgarde“ Europas gegen Rußland; fie betrachteten un- 
mutig die Vorherrſchaft der Ruſſen in Polen und deren Siegeslauf im 


1) An Heinrich, 3. Januar 1771: P. K. 30, 358. 
2) Vgl. P. K. 28, 379 f. und 505. 

3) Vgl. P. K. 30, 524. 527. 

4) Vgl. P. K. 30, 535. 

5) Bal. P. K. 30, 256 und 291. 

6) Vgl. oben S. 168. 

7) Vgl. P. K. 30, 528. 

8) Vgl. P. K. 30, 417. 

9) Vgl. P. K. 29, 46. 
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Kampf mit der Pforte ). Neuen Anlaß zur Verſtimmung gab der Gang 
der Verhandlungen über die Vermittlung. Um ſich der Ablehnung nicht 
auszuſetzen, hatten die Öfterreicher die Anfrage dem König übertragen ay, 
forderten dann, auf die Nachricht, daß England an ber Vermittlung 
teilnehmen ſollte, die förmliche Einladung von Seiten Rußlands. Die 
Annahme allein der „guten Dienſte“ faßten ſie als Ablehnung auf, ſie 
erklärten, auf die Vermittlung zu verzichten?), und baten den König, 
in der Frage ihrer Beteiligung von weiteren Schritten abzuſtehen 4). 
Ebenſo lehnten ſie ſeinen Vorſchlag ab, auf der Baſis der ruſſiſchen Be⸗ 
dingungen die Friedensverhandlungen zu eröffnen). 

Spitzte ſich der Gegenſatz zwiſchen Rußland und Oſterreich auf der 
einen Seite immer ſchärfer zu, ſo begann andererſeits in Erfüllung zu 
gehen, was Heinrich im Sommer 1770 dem Könige prophezeit hatte, 
daß der Krieg beide Mächte dazu bringen werde, um Preußens Gunſt 
zu werben. Wie Panin die „beſondere Konvention“ ins Auge faßte und 
der ruſſiſche Hof den König durch die Aufforderung zur Erwerbung Erm⸗ 
lands an fit zu feſſeln hoffte, jo erklärten die Hſterreicher fich bereit, 
auf alles einzugehen, „was er nur immer zur Hintertreibung der ruffi⸗ 
ſchen gegenwärtigen oder künftigen Vergrößerung, wenn es auch mit ge⸗ 
waltſamen vereinigten Maßnahmen geſchehen folte, . .. in Vorſchlag 
bringen würde“ ). Dabei fiel das eigentümliche Mißverſtändnis vor, daß 
der König die Wiederholung ihrer Erklärung, nur in „vollkommenem 
Einverſtändniſſe“ mit ihm handeln zu wollen, als „Einladung zu einer 
förmlichen Allianz“ auffaßte. Er beſchied fie völlig ablehnend ), ein⸗ 
mal, weil er an dem Bündnis mit Rußland feſtzuhalten entſchloſſen 
war, und zweitens, weil jede nähere Verbindung mit Oſterreich feinem 
„Prinzip“ widerſprach, das er in dem Erlaſſe vom 7. Februar an ſeinen 
Minifter Finckenſtein s) dahin umſchrieb: fich weder von Rußland noch von 
Oſterreich „verblenden“ zu laſſen und auf nichts einzugehen, was ſeinem 
„Neutralitätsplan“ entgegen jei, „den ich beabſichtige, abſolut und um 
jeden Preis aufrecht zu erhalten“. 


1) gl. P. K. 27, 599; 28, 505; 29, 572 f.; 30, 518. 
ech 2) Kaunitz an Maria Thereſia, 7. September 1770 (Beer, Zuſammenkünfte 
525). Vgl. P. K. 30, 113. 115. 
i Ze P. K. 30, 535 f. 
udienz Swietens bei dem König, 30. Dezember 1770: P. K. 30, 342 ff. 

5) Vgl. P. K. 30, 396. 448. E i i 

6) Audienz van Swietens bei öni 3 E 
30, 342 f. bei dem König, 30. Dezember 1770: P. 

7) Vgl. P. K. 30, 424. 441. 450 f. 

8) Vgl. P. K. 30, 432. 
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Immer bedrohlicher wurde die Haltung der Sſterreicher. Ende 
Januar 1771 empfing Friedrich die Nachricht, daß ſie begannen, mili⸗ 
täriſche Maßnahmen zu ergreifen !). Sofort ließ die Wiener Regierung 
ihn von dieſen „Vorkehrungen“ unterrichten und gleichzeitig die Zuſage 
der Neutralität von ihm für den Fall fordern, daß ſie Rußland, „jedoch 
nicht in Polen, zu bekriegen gezwungen würde“. Er lehnte die Abgabe 
dieſer Erklärung als verfrüht ab?), billigte indeſſen die Rüſtungen, ſo⸗ 
lange fie den Rahmen der Demonſtration nicht überſchritten 9). 

Vielleicht, daß dieſe „Oſtentation“ auf Rußland ſtärkeren Eindruck 
machte, als feine Vorſtellungen, die ungehört verhallten und ihm oben- 
drein den Vorwurf von feiten Katharinas eintrugen, der Advokat der 
Türken zu feint). Denn ihre Antwort, die der Kurier am 10. Februar 
überbrachte, war nach Heinrichs Charakteriſtik nur ein „Panegyrikus“ 
des erſten Pazifikationsplans 5). Die Kaiſerin „rekapitulierte“ lediglich 
die früheren Bedingungen, wie oft auch Panin und der Prinz verſichert 
hatten, daß dieſe nur den „Canevas“ der Verhandlungen bilden ſollten “). 
So erhielt ſie denn auch, trotz der Warnung des Königs, alle For⸗ 
derungen aufrecht ?); ja, fie erklärte geradezu das auf Erhaltung des 
Gleichgewichts im Orient gegründete Syſtem des Wiener Hofes für 
„frivol“. 

Immer mehr zog ſich Friedrich „aus dem Spiel zurück“ 2). Schon 
in der Denkſchrift von Anfang Januar hatte er den Ruſſen empfohlen, 
über die Geſinnung des Wiener Hofes fih durch ihren dortigen Ge- 
ſandten ſelbſt zu unterrichten, und mit Genugtuung hatte er ihren von 
Katharina ihm jetzt beſtätigten Entſchluß begrüßt, mit den Hſterreichern 
über die Vermittlung direkt zu verhandeln ?). In feiner Antwort an die 


1) Vgl. P. K. 30, 514 f. Es handelt ſich um die Errichtung eines Lagers 
in Ungarn. 

2) Audienz van Swietens, 14. Februar 1771: P. K. 30, 425. 451. 

3) Vgl. P. K. 30, 437. 450 f. 455. 

4) Bericht Heinrichs, 23. Januar 1771: P. K. 30, 431. 

5) Das Schreiben Katharinas, 19. Januar 1771 (a. St.): P. K. 30, 460 ff.; 
Heinrichs Urteil in dem Bericht vom 29. Januar: ebenda S. 460 Anm. 3. 

6) Vgl. P. K. 30, 535. 

7) Die Konzeſſion, daß ſie eventuell ſtatt des Sequeſters die Unabhängig⸗ 
keit der Donaufürſtentümer fordern würde, hatte der König ſchon in der 
Begleitnote zur Antwort vom 4. Januar für unzulänglich erklärt. 

8) An Heinrich, 11. Januar 1771: P. K. 30, 385. So ermahnte er auch 
dieſen am 3. und 11. Januar zur Heimkehr (ebenda S. 358. 385). 

9) Vgl. P. K. 30, 373. 463. 524. 536. 
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Kaiſerin vom 19. Februar!) befolgte er den Rat feines Bruders, den 
Widerſtand gegen die Bedingungen den Sſterreichern und Türken zu 
überlaſſen ?). Er beſchränkte fich darauf, beſchwichtigend auf die Kaiſer⸗ 
höfe einzuwirken, indem er in Petersburg zur Mäßigung und zum 
Frieden, in Wien zum Entgegenkommen mahnte !). Lediglich die Türken 
ſtachelte er an, nach wie vor auf die Teilnahme Sſterreichs an der Ber- 
mittlung zu dringen). 

In dieſem Augenblicke der Kriſis, da, wie es in der Antwort an 
Katharina heißt, der Zündſtoff gehäuft war und ein einziger Funke ges 
nügte, den Brand eines allgemeinen Krieges zu entfachen, erfolgte die 
Wendung. Prinz Heinrich traf am 18. Februar in Potsdam ein, und 
unter ſeinem Einfluß ſchlug der König in den denkwürdigen Erlaſſen an 
Solms vom 20. und 27. Februar den Ruſſen die Teilung Polens 
vors). Sie eröffnete den Ausweg aus der „Verwicklung der großen 
Angelegenheiten“ 6); denn verzichtete der Petersburger Hof auf ſeine For⸗ 
derungen in der Moldau und Walachei und ſuchte die Entſchädigung in 
Polen, ſo ſchwand die drohende Gefahr der Störung des Gleichgewichts 
im Orient und damit der unmittelbare Anlaß, der den Gegenſatz der 
Kaiſermächte und ihrer Intereſſen unverföhnlich machte. So bezeichnet 
auch Friedrich in ſeinen „Denkwürdigkeiten“ als den „Hauptgrund“ für 
den Vorſchlag zur Teilung die Abfidt, „einen allgemeinen Krieg zu 
vermeiden, der dicht vor ſeinem Ausbruche ſtand“ ). Sie war, wie er 
weiter dort ſagt, „das einzige Mittel, das blieb, um neue Wirren zu 
vermeiden und alle Welt zu befriedigen“. 


1) P. K. 30, 468f. 

2) Bal. P. K. 30, 355. 385. 431. 460. 

25 3) Unterredungen des Königs und Heinrichs mit van Swieten, 14. und 
„Februar 1771: P. K. 30, 447. 450. 476. 

4) Konig an Zegelin, 13. Februar 1771: P. K. 30, 444. 

5) Vgl. P. K. 30, 466 ff. 483 und unten S. 184 f. Wie Friedrich einſt Heinrich 
als „Werkzeug“ zum europäiſchen Frieden, fo bezeichnete er in dem weiteren Erlaß 
vom 20. März 1771 Solms als „Werkzeug“ zur Vergrößerung Preußens. 
wel Ae L. b; Rante, „Friedrich der Große und Friedrich Wilhelm IV. 
Fürst graphien (Leipzig 1878), S. 47, und „Die deutſchen Mächte und der 

h (Leipzig 1871), Bd. I, S. 12. 
prête 3 Zeg GE raison était celle d'éviter une guerre générale toute 
Gr ( uvres Bd. 6, S. 35). Mit etwas anderen Worten wieder⸗ 
olt es v. Ranke („Die deutſchen Mächte“, Bd. I, S. 17): „Für Friedrich war 
eines der wichtigſten Motive dafür, daß ſich nur auf dieſem Wege die Erhaltung 


des Friedens zwiſchen Oſterreich und Rußland, die für ihn das größte Bedürfnis 
war, erreichen ließ.“ 
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> VI. 


Daß aus dem „Konflikt der großen Intereſſen“ der Gedanke zur 
Teilung Polens entſprang und dieſe nicht als das Ergebnis einer Politik 
anzuſehen iſt, die als ihr Ziel mit Konſequenz die Erwerbung von 
Polniſch⸗Preußen verfolgte, lehrt endlich auch ein Rückblick auf die Jahre 
jeit dem Hubertusburger Frieden, in denen mehr als einmal von Gr- 
werbungen die Rede geweſen iſt. 

Zunächſt iſt an den Plan des Königs aus dem Februar 1768 zu 
erinnern, auf dem Wege gütlicher Übereinkunft gegen die 1704 als 
Pfand für preußiſche Forderungen übergebene und noch in ſeinen Händen 
befindliche polniſche Krone die Stadt Elbing einzutauſchen, deren Terri⸗ 
torium er bereits beſaß. Doch gab er dieſes Tauſchprojekt ſofort auf, 
als er erfuhr, daß er auf Rußlands Zuſtimmung nicht rechnen durfte ). 
Und äußerte er zwei Jahre ſpäter in einem Erlaß an feinen Geſandten 
in Stockholm den Wunſch, daß die Schweden in ihrer Finanznot darauf 
kommen möchten, Schwediſch-Pommern zu verkaufen, ſo ließ er auf die 
Mitteilung, daß ſie nicht daran dächten, ebenſo umgehend das Thema 
fallen ?). 

Die Frage einer Erwerbung kam ferner während der Verhandlungen 
über den preußiſch⸗ruſſiſchen Deſenfivvertrag von 1764 zur Sprache. Und 
zwar war es Panin, der, nach dem Solms'ſchen Bericht vom 30. De⸗ 
zember 1763, dem König vorſchlug, durch ſeine Truppen die ruſſiſchen 
Pläne in Polen zu unterſtützen, mit der Verheißung: der König werde 
dieſe Entſchließung nicht zu bedauern haben, da, „wenn gegen alles Er⸗ 
warten die Dinge zum äußerſten kamen“, er dafür bürge, daß Preußen 
ebenſogut wie Rußland „ſeine Mühe bezahlt und daß man nicht um⸗ 
ſonſt gearbeitet haben folte”. Friedrich lehnte dieſes Anſinnen ab, in⸗ 
dem er ſich auf die Unmöglichkeit berief, Preußen ſobald wieder der 
Gefahr eines Krieges auszuſetzen. Er fügte hinzu, er glaube, „die wüſten 
Abſichten“, die Panin heimlich auf Polen hege, durchſchaut und erkannt 
zu haben, daß die Ruſſen ihn allmählich in die polniſchen Dinge hinein⸗ 
verwickeln wollten, bis er nicht mehr zurück könne, um dann die Allianz 
zum Abſchluß zu bringen?). Solms meinte, in feiner Antwort vom 
31. Januar 1764, den ruſſiſchen Miniſter rechtfertigen zu müſſen, und 
ſprach ſich dahin aus, daß ſeiner Anſicht nach dieſer ſowohl gegen einen 


1) Vgl. P. K. 22, 511. 547. 

2) Bal. P. K. 24, 194. 218. 

3) Bericht von Solms, 30. Dezember 1763, und Antwort des Königs, 
17. Januar 1764: P. K. 28, 254 f. 


177] Prinz Heinrich von Preußen und die preußiſche Politik uſw. 177 


neuen Krieg wie gegen Eroberungen fei. Nur in dem Fall, daß die 
Oſterreicher angriffen, ſei Panin entſchloſſen, „jemanden die Kriegskoſten 
bezahlen zu laſſen“, doch habe er ſich noch nicht darüber geäußert, ob 
Polen oder Öfterreich fie tragen ſollte 1). 

Der König ging damals nicht auf dieſe Frage weiter ein, jedoch 
kam er auf die beiden Berichte von Solms zurück, als er die Konvention 
vom 4. Mai 1767 anregte. Wie ſchon erwähnt, kam es über die Ein⸗ 
miſchung der Ruſſen in Polen und die Unterſtützung der Diſſidenten faſt 
zum Krieg mit Oſterreich. Die erſten Meldungen von kriegeriſchen Maß⸗ 
nahmen gingen dem König Ende Dezember 1766 zu; waren dieſe auch 
übertrieben?), ſo liefen doch bald übereinſtimmende Nachrichten aus 
Oſterreich und Schleſien ein, auf Grund deren er am 25. Januar 1767 
erklärte, die Sachlage „ernſter als bisher“ auffaſſen zu müſſen “). Be- 
reits am 26. ſtellte er ſie zur Warnung dem ruſſiſchen Hofe zu und 
ließ dem Grafen Panin eröffnen: er erwarte, daß die ruſſiſche Regierung 
Verpflichtungen mit ihm eingehen und ſich verbindlich machen werde, 
„ihn für alle Verluſte zu entſchädigen“, die er erlitte, wenn es anläßlich 
der Diſſidentenfrage zu Unruhen kommen ſollte. In einem zweiten 
eigenhändig verfaßten Erlaß von demſelben Tage ſprach er ſich noch 
deutlicher aus, indem er Solms befahl, zur Mitteilung an die Zarin dem 
ruſſiſchen Miniſter zu erklären, „daß notwendig ſein wird, daß wir un⸗ 
ſerem Vertrage eine Konvention hinzufügen, zur Regelung von Fragen, 
die die gegenwärtigen Konjunkturen, den Krieg, der mir unvermeidlich 
erſcheint, und die Entſchädigungen betreffen, die ich mit Recht für die 
Ausgaben und die Gefahren, denen ich mich auszuſetzen habe, verlangen 
darf“. Der ſofort nach der königlichen Weiſung im Miniſterium auf⸗ 
geſetzte Entwurf behandelte zunächſt die Verpflichtung des Königs, mit 
ſeinen geſamten Streitkräften eine Diverfion nach Öfterreich zu unter- 


e 1) „Si, contre toute probabilité, la cour de Vienne voudrait courir les 
risques d'une guerre, en ce Cas il paraît que le comte Panin est décidé de 
faire payer les frais de la guerre à quelqu'un, mais jusqu'ici il ne s'est pas 
Sieger encore si ce serait aux depens de la Pologne ou A ceux de 
ns [Berlin, Geh. Staatsarchiv.] — Die Behauptung von Reimann 

I. S. 369), daß Panin damals und wiederum im Oktober 1766 die 

Wii, Waffenhilfe „durch ein Stück polniſchen Landes“ ſich habe verſchaffen 
25 en, trifft nach obigem für 1763, wenigſtens in dieſer poſitiven Faſſung, nicht 
Gaich Oktober 1766 dagegen iſt von der Verheißung eines Landgewinns über⸗ 
Ze 1 Rede geweſen (vgl. den Bericht von Solms, 25. Oktober 1766: 

2) Vgl. P. K. 25, 339 f.; 26, 4. 11 f. 
3) Vgl. P. K. 26, 21. 
Jorſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XVIII. 1. 12 
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nehmen, ſobald der Wiener Hof die Feindſeligkeiten gegen die ruſſiſchen 
Truppen in Polen eröffnete, und er enthielt zweitens die Verpflichtung 
der Ruſſen nicht nur zur Unterſtützung des Königs, würde er ſeinerſeits 
angegriffen, ſondern auch zu einer „angemeſſenen Entſchädigung für die 
Kriegskoſten“. Entwurf und Begleiterlaß an Solms wurden, nach Rück⸗ 
ſprache mit den Miniſtern, bis zum Eintreffen der Antwort auf die Er⸗ 
öffnungen vom 26. Januar zurückbehalten und gelangten erſt, der letztere 
mit einigen Abänderungen, am 19. Februar zur Ausfertigung und Ab⸗ 
ſendung !), als Panin um den Entwurf gebeten und vorläufig erklärt 
hatte, die Entſchädigung werde keinerlei Schwierigkeiten begegnen, doch 
dürfe ſie nicht „auf Rußlands Koſten“ gefordert werden 2). Ausdrücklich 
nahm der König in dem Begleiterlaß an Solms auf die früheren Be⸗ 
richte vom 30. Dezember 1763 und 31. Januar 1764 und auf die 
Außerungen Panins über die Vergütung der Koſten und Mühen Bezug. 
Und der Hinweis auf deſſen jüngſte Erklärung trat an die Stelle der in 
der erſten Faſſung enthaltenen Weifung, Panin an die „ganz poſitiven Ver⸗ 
ſprechungen“ zu erinnern, ſobald die Forderung der Entſchädigung auf 
Widerſtand ſtieße ?). Überraſchend ſchnell fand indeſſen dieſe Frage ihre 
Erledigung; wie Solms bereits am 12. Februar melden konnte, erteilte 
die Kaiſerin die Zuſage, die Waffen nicht eher niederlegen zu wollen, 
als bis die auf Koſten des Angreifers ausbedungene Entſchädigung für 
den König verwirklicht jeit). Auf Rußlands Wunſch wurde der Kon⸗ 
vention endlich noch eine Garantie, betreffend einen Angriff ſeitens der 
Pforte, hinzugefügt). Da die Oſterreicher einlenkten, ging die Kriegs⸗ 
gefahr vorüber. 

Wenn wir bedenken, daß bereits im Vertrage von 1764 die 
Waffenhilfe und im Notfall die Unterſtützung mit geſamter Macht aus⸗ 
bedungen war, werden wir den Schwerpunkt der Konvention nicht auf 


1) Erlaſſe an Solms, 26. Januar und 19. Februar 1767: P. K. 26, 20 ff. 
u. 62 ff.; Vertragsentwurf: ebenda S. 33 ff. — Die Behauptung von Loebl (Oſter⸗ 
reich und Preußen 1766—1768, in: Archiv für öſterreichiſche Geſchichte Bd. 92, 
S. 424 Anm. 1), daß der „Urſprung der Entſchädigungsfrage in der bisher 
noch nicht erfüllten preußiſchen Forderung einer Entſchädigung für die Räumung 
Sachſens ſtecke, wird durch Friedrichs ausdrückliche Erklärung in dem Schreiben 
an Katharina vom 22. Dezember 1762 widerlegt: er verzichte „aus vollem Herzen“ 
auf „Entſchädigungen“ und beſtehe einzig auf die vollſtändige Rückgabe feiner Bez 
ſitzungen (P. K. 22, 410 f.). 

2) Bericht von Solms, 6. Februar: P. K. 26, 61. 

3) Vgl. P. K. 26, 64 Anm. 1. 

4) Vgl. P. K. 26, TI. 

5) Vgl. P. K. 26, 120 ff. und 398. 
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die neue Formulierung dieſer Beſtimmungen legen dürfen. So hat denn 
auch der König von Anfang an die Frage der Entſchädigung, deren 
Garantierung angeſichts des als „unvermeidlich“ betrachteten Krieges 
von größter Wichtigkeit wurde, in den Vordergrund geſtellt. Auf ihrer 
Feſtſetzung ruht für ihn die eigentliche Bedeutung der Konvention. 
Hatte Friedrich in der Konvention Beſtimmung und Auswahl der 
Entſchädigung dem ruſſiſchen Hofe anheimgegeben, ſo faßte er von vorn⸗ 
herein das Objekt ins Auge, das er ſich bei Erneuerung der Allianz 
von 1764 als „Vorteil“ ſicherte: die Verbürgung der Erbfolge in Ans⸗ 
bach und Baireuth oder eines entſprechenden Aquivalents !). Hat man 
gegenüber den neuen Verpflichtungen, die er in dieſem Vertrage vom 
23. Oktober 1769 übernahm 2), auf die Geringfügigkeit dieſes „Vor⸗ 
teils“ hingewieſen, ſo ſind dafür mehrere Umſtände zu berückſichtigen. 
Zunächſt ſollte die Verbürgung der Erbfolge, wie der König in dem 
Erlaß an Finckenſtein vom 2. November 1768 8) ausdrücklich jagt, nur 
die Entſchädigung für die an Rußland während des Türkenkriegs zu 
zahlenden Subfidien bilden, in der Erwartung, daß „in anderen Zeit⸗ 
läuften“ die Ruſſen ihm die gleiche Hilfe, die er ihnen jetzt gewährte, 
leiſten würden. Auch dachte er an die Aufſtellung „noch vorteilhafterer 
Bedingungen“, die er von dem Grade der Beſtürzung, den der Kriegs⸗ 
ausbruch in Petersburg hervorrief, abhängig machen wollte). Im 
Laufe der Verhandlungen aber verſchob ſich die Sachlage dadurch, daß 
es nicht allein bei dieſer einen Forderung der Bürgſchaft blieb, ſondern 
daß auch die Ruſſen für deren Übernahme Gegenleiſtungen beanfpruchten. 
Daraufhin dachte Friedrich an Abbruch der Verhandlungen und eine 
Verſtändigung mit Ofterreich?); endlich entſchloß er fih zur Annahme 
ihrer Bedingungen, nachdem er dieſe auf ein beſcheideneres Maß herab⸗ 
gedrückt hattte “). 
Eine weitere Erklärung findet die Beſcheidung des Königs in der 


V Die Möglichkeit des Tauſches behielt fih der König vor, um zu ver- 
hindern, daß die Erwerbung der Markgrafſchaften, wegen der benachbarten Lage 


von Baireuth und Böhmen, ein „Zankapfel“ zwiſchen Preußen und Öfterreich 
würde. (Vgl. P. K. 29, 7.) 

2) Bal. oben S. 154. 

3) P. K. 27, 421. 


40 König an Finckenſtein, 4. November 1768: P. K. 27, 423 f. Auf diefe 


Feſtſtellung allein bezieht Dé die Anfrage bei Benoît vom 7. November (ebenda 


S. 427), in der Reimann (I, 258; II, 702) den erſten Schritt für Erwerbungen 
in Polen ſehen will. 


5) Vgl. oben S. 153. 
6) Vgl. P. K. 27, 597; 28, 503 f.; 29, 580. 
12* 
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Erkenntnis, daß er nicht mehr zu erreichen vermochte; denn, wie er dem 
Prinzen Heinrich ſchrieb: „Von einem ſchlechten Zahler muß man nehmen, 
was man kann“ 1). 

Meinte Solms während der Verhandlungen, daß Rußland gegen 
die Einverleibung von Schwediſch-Pommern nichts einzuwenden haben 
werde?), ſo beweiſt das nur, wie ſchlecht er über die Stimmung der 
maßgebenden Kreiſe in Petersburg unterrichtet war, wollte doch die Zarin 
in dem Artikel, der von der eventuellen preußiſchen Diverſion gegen 
Schweden handelte, nicht einmal die Erwähnung von Pommern dulden ?). 

In dieſe Zeit fällt die Epiſode des Lynarſchen Projektes, das als 
die Aufforderung zur Teilung Polens und damit als ihr Urſprung auf- 
gefaßt, dann aber auch nur als „Fühler“ bezeichnet worden iſt, wie 
Rußland ſich zu einem Landzuwachs Preußens nach der polniſchen Seite 
ſtellen würde“). 

Das Projekt ſteht in engem Zuſammenhang mit den Verhandlungen 
über die Erneuerung der Allianz. Nur langſam waren dieſe in Gang 
gekommen. Die Initiative ergriff der König mit dem Befehl an Solms 
vom 2. November 17685), ihm ungeſäumt und ausführlich zu be⸗ 
richten, wie die Ruſſen ihre Lage an der Pforte auffaßten und was ſie 
daraufhin zu tun gedächten, „damit ich weiß, woran ich mich halten 
ſoll, und damit ich mich über die geeigneten Maßnahmen entſcheiden 
kann, um meine Bande mit Rußland noch enger und ganz unlöslich zu 
knüpfen“. Am 15. meldete Solms, Panin habe auf die Mitteilung des 
Erlaſſes ihm erwidert, daß er noch nichts „poſitives“ ſagen könne, weil 
„noch nichts entſchieden“ ſei, daß indeſſen noch desſelbigen Tages ein 
außerordentlicher Staatsrat ſtattfinden und daß man dem König „die 
Ideen“ vorlegen werde, um ſeine Anſicht zu erfahren und ſich mit ihm 
über die Mittel zu ihrer Ausführung zu verſtändigen. Darauf ant⸗ 
wortete Friedrich, er erwarte mit Ungeduld, daß man anfinge, in ein- 
gehende Erörterung über das einzutreten, was man, wie ihm ſcheine, 


1) Vgl. P. K. 29, 336. In dieſem Zuſammenhange erwähnte der König 
auch die Eiferſucht der Ruffen (vgl. oben S. 168). 

2) Bericht von Solms, 10. Januar 1769: P. K. 28, 65. 

3) Vgl. die von Martens (Recueil des Traités et Conventions Bd. VI, 
S. 50; Petersburg 1883) mitgeteilte Randbemerkung Katharinas: „Ne vaudrait-il 
pas mieux ne point nommer la Poméranie Suédoise, parceque l’acquisition 
de celle-ci donnerait au roi de Prusse des ports aussi bons que Danzig et, 
par conséquent, une flotte dans la Baltique?“ 

4) Vgl. Kofer Bd. II, 456; Beer, Teilung Polens Bd. II, 39. 

5) P. K. 27, 420. 
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„noch in tiefem Geheimnis“ verborgen halte (ce que l’on tient, ce me 
semble, encore caché dans le fond du mystère) !). Am nächſten Poft- 
tag erklärte Solms wiederum, daß die Ruſſen „noch unentſchieden“ 
ſeien, in welcher Weiſe ſie den preußiſchen Beiſtand in Anſpruch nehmen 
ſollten. In einem weiteren Bericht ſprach er von einer Art „discrétion“, 
die ſie davon zurückhalte, mit Vorſchlägen an den König heranzutreten ?). 
Obwohl Friedrich ſie „kommen ſehen“ wollte?), entſchloß er ſich, als 
Solms „die Saite noch immer nicht anrührte“, in dem Schreiben an 
Katharina vom 15. Dezember 1768 4) den Vorſchlag zur Verlängerung 
der Allianz zu wiederholen. Erſt dieſer Schritt ſetzte der „Unſchlüſſig⸗ 
keit“ der Ruſſen, nach Solms' Bericht vom 3. Januar 1769, ein Ende, 
und nunmehr erging die Aufforderung an den König zur Zuſtellung 
des Entwurfes 5). Sofort wurde dieſer nach Petersburg überſandt. 
Faſt vierzehn Tage verſtrichen, da erfolgte unter dem 2. Februar, 
als Poſtſkript zu einem Erlaſſe vom 1., die Mitteilung des Lynarſchen 
Projektes an Solms, das die Grundzüge zur Teilung Polens enthielt, 
und zwar ſollte Rußland durch ſeinen Gewinnanteil für die Kriegs- 
koſten, Öfterreich für die Unterſtützung gegen die Pforte entſchädigt 
werden, während Preußen einen „Maklerlohn“ einheimſte“). Der bisher 
vermißte direkte Anlaß zu dieſer ſeltſamen Mitteilung läßt ſich vielleicht 
in dem Bericht des Geſandten, der in dem Hauptſchreiben vom 1. be⸗ 
antwortet wurde, ermitteln. Da findet ſich, daß der König, von Panin 
um ſeinen Rat angegangen, die Anfrage Rußlands in Wien wegen des 
Beiſtandes gegen die Türken“) vollkommen billigt, da fie zu dem ges 
wünſchten Ziele führen könne, „die Abfichten der Öfterreicher gänzlich 
aufzudecken“. Es wäre nicht unmöglich, daß Friedrich die „Idee“ der 
Hilfeleiſtung Hfterreich® gegen die Pforte aufgegriffen und zu dem 
Lynarſchen Projekte ausgeſtaltet hätte, um ſeinerſeits die Ruſſen zur 
Sprache zu bringen. Denn wir ſahen, welch ſchleppenden Gang die 
Verhandlungen nahmen, wie es des erneuten Eingreifens des Königs 


s 1) Bericht von Solms vom 15., Antwort des Königs vom 30. November 
68: P. K. 27, 481. 483. 


2) Berichte von Solms : 
„18. November, 13. Dezember 1768 und 3. Januar 

a &. 27, 487. 542; 98 41 f n 

3) König an Finckenſtein, 5. D d 

‚5. Dezember 1768: P. K. 27, 495. 

4) P. K. 27, 514 f. 4 2 

a 5) P. K. 28, 43. Der Entwurf erging mit einem Begleiterlaß vom 
. Januar an Solms (ebenda S. 51 ff.). 
6) Vgl. P. K. 28, 84; Kofer Bd. II, 465. 
7) Vgl. oben S. 172. Der Erlaß vom 1. Februar 1769: P. K. 28, 80 f. 
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bedurft hatte, um die „Unſchlüſſigkeit“, die „Diskretion“ der Rufen zu 
überwinden. Vielleicht, daß es auf dieſem Wege gelang, zu ergründen, 
was ſie, wie er argwöhnte, etwa „noch in tiefem Geheimnis“ verborgen 
hielten. Für dieſe Annahme ſpricht endlich der Umſtand, daß, ſtatt be- 
ſtimmte Weiſungen, wie anläßlich der Konvention von 1767, zu geben, 
Friedrich es völlig dem Ermeſſen ſeines Geſandten anheimſtellte, von dem 
„Projekt“ Gebrauch zu machen, daß er ſpäterhin nicht wieder darauf 
zurückgekommen iſt !). 

Gab Panins Bitte um Rat wegen der Anfrage in Wien den An⸗ 
ſtoß zum Entwurf des Lynarſchen Projekts, ſo iſt, in merkwürdigem 
Widerſpiel, anderthalb Jahre ſpäter ſeine Außerung des Bedauerns über 
die Ablehnung der Ofterreicher, am Kampf gegen die Pforte teilzunehmen, 
der Anlaß für den Prinzen Heinrich zum Vorſchlag der Tripelallianz 
geweſen?). 

Auf Polen weiſt das „Politiſche Teſtament“, deſſen neue Redaktion 
der König am 7. November 1768 vollendete. Wie 1752 erklärte er 
die Erwerbungen von Sachſen, Schwediſch⸗Pommern und Polniſch-Preußen 
zur „Konſolidierung“ des preußiſchen Staates für erforderlich?). Wohl 
bildeten ſie die „Richtſchnur ſeiner Politik“, aber nicht ein Programm; 
denn indem er dieje Betrachtung in das Kapitel der „Träume und 
chimäriſchen Projekte“ verwies, ſchied er „ſehr genau das Gebiet der 
zukunftgeſtaltenden politiſchen Phantaſie und die wirkliche Lage der Gegen⸗ 
wart mit ihren praktiſchen Möglichkeiten“ ). 

In der erſten Teilung Polens verwirklichte fich der „Traum“ der 
Erwerbung Weſtpreußens. 

Entgegen der weitverbreiteten Auffaſſung, daß die Beſetzung der 
Zips durch die Oſterreicher den erſten Anſtoß gegeben habe, muß betont 
werden, daß dieſe ſich bereits im Sommer 1769 und ohne jedes öffent⸗ 
liche Auffehen vollzog. So begnügte ſich König Friedrich, die Nachricht 
davon ohne Kommentar an ſeinen Geſandten in Petersburg zu ſenden; 


1) Beiläufig feien die abenteuerlichen Anerbietungen von franzoſiſcher Seite 
zur Erwerbung von Hamburg und Danzig, von Kurland und Ermland und 
eines Teils von Hannover in den Jahren 1768 bis 1770 erwähnt (vgl. P. K. 
27, 448; 28, 492; 30, 307). So plante auch Kaunitz im Dezember 1768 für 
Preußen die Erwerbung von Kurland und eines Teiles von Polniſch-Preußen 
gegen Abtretung eines Stückes von Schleſien an Sſterreich (vgl. Beer, Teilung 
Polens, Dokumentenband S. 266). 

2) Vgl. oben S. 164. 

3) Vgl. Duncker S. 176 f; Reimann Bd. II, 701. 

4) Vgl. Hintze, Das politiſche Teſtament Friedrichs des Großen von 1752 
(Univerſitätsprogramm, Berlin 1904), S. 11 f. 
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ebenſowenig legte er der Meldung, daß öſterreichiſche Garniſonen in die 
Städte der Zips verlegt wurden, Bedeutung beit). Erſt nach Jahres⸗ 
friſt, nachdem ſte geſehen, „daß dieſe Grenzerweiterung im Ausland kein 
Geſchrei hervorrief“ ?), ſetzten fich die Oſterreicher in den Beſitz weiterer 
Grenzgebiete, zunächſt der Staroſtei Novitarg. Auch jetzt hielt Friedrich 
für „nicht wahrſcheinlich“, daß ſie ſich dieſe aneignen wollten, meinte er 
doch ſogar, daß ſie die Zips nicht ohne Rückerſtattung der ſeinerzeit 
empfangenen Pfandſumme den Polen wieder abnehmen konnten 3). Bwar 
erhoben König Stanislaus und die Polen lauten Einſpruch, aber im 
Ausland fand das Vorgehen der Öfterreicher erft mit dem Augenblick 
ernſtere Beachtung, da ſie Ende November 1770, alte Anſprüche vor⸗ 
ichübend, die Ausübung von Hoheitsrechten begannen und die Gebiete 
für „wiedervereinigt mit dem Königreich Ungarn“ erklärten. Den Bericht, 
den Rohd ihm darüber erſtattete, ließ König Friedrich dem ruſſiſchen 
Geſandten in Warſchau, Fürſt Wolkonski, mitteilen?). Schon im März 
1770 hatte dieſer von einer Beſchlagnahme der Grenzprovinzen durch 
Preußen und Rußland für den Fall geſprochen, daß die Polen die durch 
den Reichstagsbeſchluß von 1768 feſtgelegte Verfaſſung brächen 5). Auf 
die ihm jetzt zugehenden Eröffnungen äußerte er den Wunſch, daß die 
Öfterreicher bei ihrem Entſchluß beharren und Preußen und Rußland 
ſich über die Beſitznahme eines noch bedeutenderen Stückes einigen 
ſollten ©). Ahnlich erklärte man in den Petersburger Salons: „wenn 
Oſterreich das Beiſpiel zur Teilung Polens gabe“, würde man Unrecht 
tun, nicht ebenſo zu handeln, und man ſetzte hinzu, daß Preußen für 
die Subſidienzahlung durch Ermland, Rußland für die Kriegskoſten 
durch Polniſch⸗Livland fih entſchädigen folle”). Wir hörten, daß die 


1) Der König an Solms und Rohd, 30. April und 17. Mai 1769: P. K. 
28, 292, 329. — Wenn Reimann (I, 363) die Beſetzung des Gebiets von Elbing 
durch preußiſche Truppen im Oktober 1769 als „höchſt wahrſcheinliche Folge? 
der Beſitzergreifung der Zips durch die Oſterreicher bezeichnet, ſo iſt demgegen⸗ 
über zu konſtatieren, daß der Befehl dazu im Hinblick auf bedrohliche Anſamm⸗ 
lungen der Konföderierten von dem Gouverneur von Oſtpreußen, General von 
o a aa gegeben und erft nachträglich vom König gebilligt worden iſt. 
gl. die Ordre an Alt-Stutterheim vom 8. Oktober 1769: P. K. 29, 128. 
2) Vgl. P. K. 30, 455 u. 517 f. 
2 er: König an Rohd, 23. Auguſt 1770: P. K. 30, 86. 
, ohds Bericht, 22. Dezember 1770: P. K. 30, 347 f.; Erlaß an Benoît, 
30. Dezember 1770: ebenda S. 349. 
5) Bericht von Benoît, 7. März 1770: P. K. 28, 388. 
6) Bericht von Benoit, 12. Januar 1771: P. K. 30, 403. 
= 7) Bericht von Solms, 8. Januar 1771: P. K. 30, 405. In Petersburg 
ar man durch den ruſſiſchen Geſandten in Wien unterrichtet worden. 
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Kaiferin Katharina und Tſchernyſchew, auf das Vorbild des Wiener 
Hofes hinweiſend, König Friedrich zur Beſetzung Ermlands ermunterten. 
Für und wider die Teilung ſtritten am ruſſiſchen Hofe die Parteien. 

Viel kühler als die Ruſſen betrachtete Friedrich die Sachlage. Er 
wollte in Öfterreich® Vorgehen nur Schutzmaßregeln gegen die im Often 
verheerend wütende Peſt erblicken. Auf den Rohdſchen Bericht, der 
Wolkonski veranlaßt hatte, von einer Teilung Polens zu ſprechen, er 
klärte er, daß die öſterreichiſchen Truppen nach Friedensſchluß zurück⸗ 
gezogen werden würden; jedenfalls aber, wie er etwas ſpäter hinzufügte, 
ſobald die den Schutzkordon bildenden preußiſchen Truppen Polen ge- 
räumt hätten!). Als er dann über die Stimmung der Petersburger 
Kreiſe und des Hofes unterrichtet wurde, gab er wohl zu, daß die 
übrigen Mächte befugt ſeien, ihre Anſprüche geltend zu machen, wenn 
Öfterreich die polnischen Gebiete behalten wolle. Aber er erklärte gleich- 
zeitig, daß nach Friedensſchluß Zeit ſei, ſich über dieſe „Bagatellen“ zu 
verſtändigen 2), und er wies mit aller Entſchiedenheit die Beſetzung Erm- 
lands, das man als „Kampfespreis“ ihm bot, zurück. So gab er noch 
am 17. Februar, als Rohd abermals auf die polniſchen Pläne der Sſter⸗ 
reicher einging, ſeiner Anſicht Ausdruck: entweder würden ſie die „kleinen 
Parzellen“, denen keine Bedeutung beizumeſſen fei, bei Friedensſchluß 
herausgeben, oder, „wenn ſie die formelle Eroberung beabſichtigten“, 
würden die Nachbarmächte ihrerſeits in gleicher Weiſe „irgendwelchen 
alten Anſpruch auf Polen“ erheben ?). 

Man ſieht: den Gedanken einer Erwerbung weiſt Friedrich nicht 
völlig zurück, aber er macht ihn abhängig von Gſterreichs Vorgang; die 
Entſcheidung ſoll bei dem Friedensſchluß fallen; der Friede bleibt die 
Hauptſache. 

Stellen wir dem nun den Erlaß an Solms vom 20. Februar gegen⸗ 
über, in dem das Reſultat der Beratungen mit dem Prinzen Heinrich vor⸗ 
liegt ). Erſchienen dem Konig die Abſichten der Öfterreicher bisher noch 
zweifelhaft, fo bezeichnet er jetzt als ihren „feſten Entſchluß“, das okkupierte 
Gebiet zu behalten?). Da es ſich nach der neu formulierten Frage- 


1) Vgl. die einzelnen Belege: P. K. 30, 518. 

2) König an Solms: 23. und 27. Januar 1771: P. K. 30, 406. 410. 

3) Bericht Rohds vom 9. und Antwort des Königs vom 17. Februar 1771: 
P. K. 30, 455 f. 

4) Vgl. oben S. 175. 

5) Man beachte, daß ſämtliche Mitteilungen über das Vorgehen der Öfter- 

reicher in Polen, aus denen Friedrich ſeine neue Anſicht herleitet, auf Berichte 
Rohds zurückgehen, deren letzten er eben am 17. Februar beantwortet hatte. 
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ſtellung nicht mehr darum handelt, Polen unverſehrt zu bewahren, ſondern 
allein darauf es ankommt, das veränderte Gleichgewicht zwiſchen Diter- 
reich und Preußen wiederherzuſtellen, erklart er nunmehr, ſeinerſeits alte 
Anſprüche geltend machen und polniſches Gebiet beſetzen zu wollen!). 
Und ſoll auch jetzt noch Hſterreichs Vorgang maßgebend bleiben, ſo doch 
nur für die endgültige Behauptung, aber nicht mehr für die einſtweilige 
Beſitznahme des Gebietes. Indem Friedrich endlich am 27. Februar 
den Ruſſen vorſchlägt, ihre Entſchädigung aus polniſchem Gebiet zu 
nehmen, wird die Teilung Polens aus einer bei Friedensſchluß zu 
regelnden Streitfrage zu deſſen Vorläufer und Grundlage. 

Die entſcheidende Wendung, welche die preußiſche Politik in dieſen 
Februartagen des Jahres 1771 nahm, ſteht nicht in Widerſpruch zu 
ihrer Vergangenheit, die wir ſeit dem Hubertusburger Frieden an uns 
vorüberziehen ſahen. Die preußiſche Politik, unter dem Zeichen des 
„Retabliſſements“ ſtehend, war friedlichen Charakters. Ging Friedrich 
auch nicht auf Eroberungen aus, verſäumte er doch keine Gelegenheit, 
das Intereſſe und den Vorteil feines Staates wahrzunehmen. So ſuchte 
er zu Anfang 1767, auf einen Krieg zwiſchen Rußland und Ofterreich 
gefaßt, ſich die Entſchädigung für ſeine Bundeshilfe von vornherein zu 
ſichern. Er bemühte ſich, als der ruffijch = türfifche Krieg ausbrach und 
er die Erneuerung des Bündniſſes mit den Ruſſen anregte, zur Gnt- 
ſchädigung für die Subſidienzahlung einen Gewinn einzuheimſen. Er 
entſchloß ſich in der Folge, obwohl von Rußland und Öfterreich um⸗ 
worben, in dem drohend bevorſtehenden allgemeinen Kriege abwartende 
Neutralität zu bewahren, und das Mittel, das ſich ihm zeigte, dem Aus⸗ 
bruch dieſes Kampfes vorzubeugen und gleichzeitig einen Gewinn für Preußen 
davonzutragen, ergriff er und ſchlug den Ruſſen die Teilung Polens vor. 

; Den Entſchluß dazu bei dem König herbeigeführt oder, um 
Friedrichs Wort zu gebrauchen, „als erſter den Eckſtein zu dieſem Ge⸗ 
bäude gelegt zu haben“, iſt das Verdienſt des Prinzen Heinrich; denn 


Auch die Antwort von Kaunitz an den polniſchen Großkanzler, auf die er ſich 
. war ihm längſt bekannt, da Benoît fie bereits mit ſeinem Bericht vom 
„Januar abſchriftlich überſandt hatte. 
CS WEE ſich dabei nach öſterreichiſchem Muſter des „Vorwandes 
Kabine it zu bedienen, taucht zum erſtenmal in dem Bericht der 
König em Wir, vom 27. Februar auf (vgl. P. K. 30, 487); noch am 17. hatte 
base. Sei das „Anſuchen“ des Woiwoden von Kaliſch, den Kordon „noch 
der fid i SEN zu laffen", mit Hinweis auf die „günſtigen“ Nachrichten „von 
gute Immer mehr mindernden Peſtkrankheit“ abgelehnt und deſſen gänzliche 
17 ebung in Erwägung gezogen. Vgl. die Erlaſſe an Benoît und Schlichting, 
„Februar 1771: P. K. 30, 456 f. 
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nach ſeinem Geſtändnis verdankte er dem Prinzen die Kenntnis der 
günſtigen Stimmung des Petersburger Hofes für Preußen, auf der er 
den Teilungsplan aufbaute !). Hatte dieſer Plan doch nur dann Mus- 
ſicht auf Gelingen, wenn Rußland zu preußiſchen Erwerbungen in Polen 
die Hand bot. Die „Diffikultäten“, die trotz alledem in Petersburg zu 
überwinden waren, und die ſich vor allem gegen die Erwerbung von 
Pommerellen richteten ?), darzuſtellen und den Gang der Verhandlungen 
weiter zu verfolgen, liegt außerhalb unſerer Aufgabe. 

Nur darauf haben wir noch hinzuweiſen, daß der Einfluß des 
Prinzen fich nur auf den Entſchluß des Königs, die Teilung anzuregen, 
aber nicht auf deffen Ausführung erſtreckte; denn als Heinrich in Peters- 
burg daran gegangen war, fein „Projekt“ zu verwirklichen, hatte er bei 
feinem Bruder vor allem auf Herſtellung des Einvernehmens mit Öfter- 
reich gedrungen ?). Friedrich dagegen lehnte ausdrücklich den Gedanken— 
austauſch mit dem Wiener Hofe ab?) und beſchränkte fich, entſprechend 
ſeinem politiſchen Syſtem, zunächſt auf die Verſtändigung mit Rußland. 

Gleichwie der Prinz Zeit ſeines Lebens eine unbegrenzte Vorliebe für 
Frankreich bewahrt hat, ſcheint er auch fernerhin an feiner Lieblingsidee, 
den König als „Herrn der Ufer des baltiſchen Meeres“ zu ſehen, feit- 
gehalten zu haben. Denn in einer Denkſchrift aus dem Juli 17865) 
berichtet der franzöſiſche Geſandte in Berlin, Graf Eſterno, Heinrich ſei 
davon überzeugt, daß die „prekäre Lage“ der preußiſchen Monarchie 
durch Erwerbungen „konſolidiert“ werden müſſe, und er legt ihm die 
Worte in den Mund: „Wir haben keine Grenzen, wir müſſen Herren 
des Elblaufes ſein, uns zwiſchen Elbe und Weichſel verſtärken und 
niemanden in unſerem Rücken haben.“ Das Programm umfaßte nach 
Eſternos Angabe „Schwediſch-Pommern, die Staaten Anhalt, Mecklen— 
burg, Holſtein und vielleicht auch Jütland“. Das fei das Ziel, diefe 
Aufgabe fei zu erfüllen. Und fo läßt er den Prinzen emphatiſch 
ſchließen: „Wenn hernach ein König von Preußen nach weiterer Ber- 
größerung ſtrebt, ſoll er verflucht ſein!“ 


1) Am 2. Oktober 1771 ſchrieb der König dem Prinzen: „C'est vous qui 
avez placé le premier la pierre angulaire de cet édifice; et, sans vous, je 
n'aurais pas cru pouvoir former de tels projets, ne sachant pas bien, avant 
votre voyage de Pétersbourg, dans quelles dispositions cette cour se trouvait 
en ma faveur.“ (Œuvres Bd. 26, ©. 355.) 

2) Vgl. P. K E 

3) Vgl. oben S. 165. 168 f. 

4) König an Solms, 20. Februar 1771: P. K. 30, 468 f. 

5) Paris, Archives des affaires étrangères. Vgl. auch „Diaries and 
Correspondence of James Harris“, Bd. 3, S. 169 f. (London 1845). 
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Beilagen’). 
L Prinz Heinrich an den König, Rheinsberg, 
22. Fun 79 . 
Nach der Urſchrift. Auszug. 

C’est le plus grand art de la politique que de savoir tirer parti 
des circonstances. Celle des magasins que les Autrichiens établissent 
sur leurs frontières en Hongrie, et que vous faites valoir, mon très 
cher frère, à la cour de Pétersbourg, entre dans la combinaison de 
tant de choses dont vous savez tirer parti. 

Je pense que vous avez grande raison, mon très cher frère, de 
penser que votre voyage en Moravie fera beaucoup d'impression sur 
cette Impératrice heureuse et arrogante, mais je souhaite qu'elle ait 
sujet d'appréhender l'entrevue que vous aurez avec l'Empereur, et que 
les vues d’agrandissement qu’on peut fonder sur une vraie liaison, 
deviennent riches. J'avoue que mon imagination a été frappée de cette 
idée à la première fois que vous m'avez fait l'honneur de me parler 
des propositions (quoique vagues) qui vous furent faites®). Mais si 
c’est A moi une chimère, elle est cependant si agréable que j'ai peine 
à y renoncer. Je voudrais vous voir maître des bords de la mer 
baltique, partager avec la puissance la plus formidable de l'Allemagne 
l'influence que ces forces réunies pourraient avoir en Europe. Si 
[cest] un rêve, il est très gracieux, et vous pensez bien que l'intérêt 
que je prends à votre gloire, m'en fait souhaiter la réalité. 


II. Prinz Heinrich an den König, Rheinsberg, 
30. Juni 1770. 
Nach der Urſchrift. Auszug. 
Lorsque je forme des vœux pour votre agrandissement, mon très 
Cher frère, vous ne devez pas être surpris, s’ils sont vastes et étendus, 


1) Beide Stücke find dem Königl. Geheimen Staatsarchiv zu Berlin ent⸗ 
nommen. 

2) Bgl. dazu oben S. 167. Der König hatte am 17. Juni dem Prinzen 
e Br petit voyage en Moravie fera des impressions plus paci- 
En l'impératrice de Russie que toutes les troupes et toutes les revues 
e, e 115 GE Autrichiens forment des magasins sur leurs frontières de 
11318 e fe éi vous E la vérité, je ne les crois pas bien considérables, 
75 5 À ais valoir à Pétersbourg le mieux qu'il m’est possible, et je me 

te que la paix se fera l'hiver prochain, ou la guerre pourrait bien de- 
venir générale l’année prochaine“ (P. K. 29, 520.) 

3) Durch den oſterreichiſchen Geſandten Nugent bei feiner Abſchiedsaudienz 
am 6. Mai 1770 (vgl. oben S. 167). 

4) Vgl. dazu oben S. 168 f. Der Brief des Königs, der die Antwort auf 
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et si je desire de voir accompli un projet qui augmenterait votre 
gloire et serait utile à vos intérêts. Je ne suis pas à portée de 
connaître tous les intérêts politiques. Je me suis flatté que les cir- 
constances où la Russie et l'Autriche se trouvent maintenant, pouvaient 
contribuer à la réussite d'un dessein aussi utile, Ce que vous me 
faites l'honneur de me dire, mon très cher frère, sur le peu d'em- 
pressement que la Russie et l'Autriche ont de concourir à votre 
agrandissement, me fait beaucoup de peine, Car je m'étais flatté 
que, si l’on pouvait former un projet par lequel tous les intérêts se 
trouveraient satisfaits, qu’alors ceux qui vous sont particuliers, le 
seraient avec une entière sûreté; ils seraient fondés sur une garantie 
réciproque que tous les intéressés naturellement devraient se donner. 
Sans un évènement comme celui que j'espère, je crains que, la paix 
rétablie entre les Tures et les Russes, ces deux puissances se refroi- 
diront et ne seront plus si empressées à vous rechercher, et si les 
Autrichiens reprennent leurs anciennes vues, qu’ils ne recherchent de 
nouveau alors les Russes. Vous me pardonnerez, mon très cher frère, 
de vous exposer si librement mes pensées. 


Anhang. 
Prinz Heinrich von Preußen und die polniſche Krone. 


Als am 5. Oktober 1763 König Auguſt III. ſtarb, war Katha⸗ 
rina II. entſchloſſen, den polniſchen Thron mit einem Kandidaten ihrer 
Wahl zu beſetzen, während Auguſts Sohn, Kurfürſt Friedrich Chriſtian 
von Sachſen, unterſtützt von Öfterreich und Frankreich, ernſten Anſpruch 
auf die Nachfolge im Jagellonenreiche erhob. Ein Krieg drohte aug- 
zubrechen, aber die unmittelbare Gefahr ſchwand, als auch dieſen, den 
gefährlichſten Nebenbuhler, noch vor Jahresſchluß am 17. Dezember 
der Tod dahinraffte. 

An ſeine Stelle traten nunmehr zahlreiche Thronkandidaten, teils 
polniſche Magnaten, teils fremde Fürſten. Neben den Brüdern des 
jüngſtverſtorbenen Kurfürſten, den Prinzen Karl und Xaver von Sachſen, 
werden Prinz Ferdinand von Braunſchweig!), der bekannte Führer der 


die Ausführungen des Prinzen vom 22. bildet, und auf den ſich das obige 
Schreiben bezieht, liegt nicht vor. Desgleichen fehlt die Antwort auf dieſes 
Schreiben vom 30. Juni. 

1) Vgl. Askenazy, Die letzte polniſche Konigswahl, S. 43 u. 44 Anm. 1 
(Diſſ., Göttingen 1894). 
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alliierten Armee gegen die Franzoſen im Siebenjährigen Kriege, ſodann 
aber auch Prinz Heinrich, der Bruder Friedrichs des Großen, genannt * 
Durch Prüfung der vorliegenden Berichte und mit Heranziehung bisher 
noch gar nicht oder nur unzureichend benutzten archivaliſchen Materials 
wollen wir im folgenden die Löſung der Frage verſuchen, wie es zum 
Angebot der Krone an Heinrich und zu ihrer Ablehnung durch König 
Friedrich kam. 

Noch vor dem Tode Friedrich Chriſtians, am 10. Dezember 1763, 
meldete der preußiſche Geſandte Benoît aus Warſchau dem König: „Es 
geht ein Gerücht in den Provinzen, daß mehrere Polen zu Eurer Majeſtät 
geſandt hätten, Sie um Ihren Bruder, den Prinzen Heinrich, zu bitten, 
um ihn zu ihrem König zu machen.“ Sofort erklärte Friedrich dieſes 
Gerücht für „falſch und abſolut erfunden“ ). 

Nach dieſem Vorſpiel, wie man es nennen darf, erfolgte das an⸗ 
gebliche Angebot der Krone ein halbes Jahr ſpäter. Dieſe Epiſode 
hängt mit dem Beſuche zuſammen, den der polniſche General Graf 
Andreas Mokranowski Ende Juli 1764 am preußiſchen Hofe abſtattete. 

Vergegenwärtigen wir uns kurz die allgemeine politiſche Lage. 
Schroff waren ſich in Polen die Parteien gegenüber getreten, die Czar⸗ 
toryski und die Poniatowski oder die „Familie“, wie ſie kurzweg hieß, 
mit ihrem Anhang, und die ſogenannten „Patrioten“ unter dem Kron⸗ 
feldherrn Branick! und dem Fürſten Karl Radziwill. Hinter jenen 
ſtanden die Ruſſen, von den „Patrioten“ aufs heftigſte bekämpft. Der 
innere Streit, die „Gewalttätigkeiten“ Radziwills, gaben der ruſſiſchen 
Regierung den Anlaß, zum Schutze ihrer Partei Truppen in Polen ein⸗ 


1) Vgl. J. D. E. Preuß, Friedrich der Große, Bd. IV, S. 10 u. 15 
(Berlin 1834); Duncker S. 133; Reimann Bd. I, S. 99; Askenazy S. 120; 
Krauel, Prinz Heinrich als Politiker S. 14 f. — Auf Grund der Mitteilung 
des Grafen Poniatowski an den engliſchen Reſidenten Wroughton, Katharina 
habe dem König von Preußen geſchrieben, „daß ſie die polniſche Krone für ihn 
En zählt v. Raumer auch König Friedrich zu den polniſchen Thron⸗ 
EE Indeſſen nicht von dem in öſterreichiſchen Dienſten ſtehenden Grafen 
FGEC Zi Raumer mißverſtändlich annimmt (Beiträge zur Neueren Geſchichte 
Seren S 1 S. 327 u. 335, Leipzig 1839), ſondern von ſeinem Bruder, dem 
te Keen 12 55 Auguſt, geht dieſe Mitteilung aus, und ſie bezieht ſich auf 
ug Auguft Bonn 6. Oktober 1763 (a. St.), in welchem ſie sue 
P. K. 23, 167 f. i dem König als ihren Kandidaten bezeichnet. Vgl. 
_ E GE an Benoit, 19. Dezember 1763 (P. R. 23, 220). Die Beftätigung 
tu pfangs des Berichtes vom „1. Dezember“ beruht auf einem Schreib- 

er des den Erlaß aufſetzenden Kabinettsſekretärs. 
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rücken zu laſſen. Schon im März 1764, während des Landtages in 
Graudenz, auf dem die Landboten der preußiſchen Woiwodſchaften für 
den Reichstag gewählt wurden, kam es zu einem Zuſammenſtoß zwiſchen 
den ruſſiſchen Soldaten und den „Patrioten“. Als darauf im Mai der 
Konvokationsreichstag in Warſchau ſich verſammelte, um die Wahl des 
Königs vorzubereiten, legten die ruſſenfeindlichen Landboten Proteſt ein, 
und da dieſer Verſuch, den Reichstag zu ſprengen, mißlang, räumten ſie 
das Feld. Branicki verließ mit ſeinem Anhang Warſchau und, nachdem 
ſeine Truppen von den Ruſſen geſchlagen waren 1), flüchtete er nach 
Ungarn. Er beſchloß nunmehr, den König von Preußen, Rußlands 
Bundesgenoſſen, um ſeine Vermittlung anzugehen. 

Im Frühjahr 1764 war es König Friedrich endlich gelungen, die 
Bündnisverhandlungen mit Katharina II. zum Abſchluß zu bringen. 
In dem Defenſivvertrage, der am 11. April unterzeichnet wurde, ver⸗ 
pflichtete er fich, die Wahl des Stolnik (Truchſeß) von Litauen, Stanis⸗ 
laus Auguſt Poniatowski, zum polniſchen Könige in Gemeinſchaft mit 
Rußland durchzufetzen. 

In dieſer Konſtellation der politiſchen Verhältniſſe langte Bra⸗ 
nickis Sendbote, Mokranowski, ſeinen Weg über Dresden nehmend 2), 
am preußiſchen Hofe an. Sein Auftrag war ein doppelter. Er ſollte 
Friedrich beſtimmen, jede auf eine Stärkung des Königtums abzielende 
Veränderung der polniſchen Verfaſſung zu verhindern und zweitens die 
beiden Parteien zu verſöhnen ?). So bat denn Branicki in einem Schreiben 
vom 26. Juni den König um Gehör für Mokranowski, der ihm die 
Lage in Polen ſchildern ſolle, „die traurigen Umſtände, in denen ſich 
unſere Republik befindet, und die ihr drohende Gefahr, ihre Freiheit zu 
verlieren durch den Umſturz der Geſetze, welchen der angebliche War⸗ 
ſchauer Reichstag vorbereitet, um den König abjolut und unabhängig 
zu machen“ ). Friedrich wünſchte, Mokranowski „insgeheim“ zu ſprechen; 


1) Vgl. P. K. 23, 399. 

2) Für die Verhandlungen in Dresden mit den Prinzen Karl und Kaver, 
den Miniſtern Flemming und Einſiedel, dem franzöſiſchen Geſandten Paulmy 
und dem von Radziwill dorthin entſandten Referendar Podoski über die Lage 
in Polen vgl. Röpell, „Das Interregnum. Wahl und Krönung von Stanislaw 
Auguſt Poniatowski“ S. 186 f. (Poſen 1892). 

3) Nur auf dieſe beiden Punkte, und nicht auf das Kronangebot, wie Rei⸗ 
mann (I, 99 Anm. 1) meint, bezieht ſich das von ihm angeführte Schreiben 
Flemmings vom 1. Auguſt. Ebenſo betrifft die von Radziwill durch Pac in 
Berlin eingeleitete Verhandlung (ebenda I, 99 Anm. 1) nur perſönliche An⸗ 
gelegenheiten des erſteren (vgl. ebenda I, 97 und P. K. 23, 412). 

4) P. K. 23, 446 Anm. 5. 
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dieſer traf daher „unter dem Namen eines Kapitäns von Kersky, der 
mit polniſchen Pferden handelt“, in Potsdam ein!), wo am 26. Juli 
die Unterredung ſtattfand. Die oben genannten „Vorſchläge“ Branickis 
hat Mokranowski danach ſchriftlich formuliert?), und in eigenhändige 
Randbemerkungen auf der Denkſchrift hat ſich Friedrich zu ihnen ge⸗ 
äußert s). Ebenſo allgemein gehalten wie das Schreiben Branickis iſt 
denn auch die Antwort des Königs vom 27. Juli, die nach ſeinen 
Weifungen*) in dem Kabinettsminiſterium aufgeſetzt worden iſt. 

Das Angebot der Krone an den Prinzen Heinrich iſt in dieſen 
Dokumenten mit keiner Silbe berührt; Erwähnung findet es vielmehr 
nur in mehreren Berichten, die auf Mokranowski entweder direkt zurück⸗ 
gehen oder auf ihn zurückgeführt werden?). 

Die erſten Berichte, die gedruckt vorliegen, ſind in den beiden 
älteſten Biographien des Prinzen enthalten. Guyton de Morveau, der 
als Verfaſſer der anonym erſchienenen „Vie privée d'un prince célèbre“ ©) 
gilt, beruft fih für die Darſtellung der „geheimen Anekdote“, wie er 
dieſe Epiſode nennt, ausdrücklich auf Mokranowski, der deren Rich⸗ 
tigkeit nicht nur nicht „desavouiert“, ſondern ſogar „mit eigenem Munde 
beſtätigt“ habe ?). Der Bericht Morveaus erregt ſtärkſtes Bedenken. 
Mag es auch nur ein Verſehen fein, daß er Mokranowski als „Woi⸗ 
woden von Maſuren“ bezeichnets), jo ift ein Mißverſtändnis völlig 
ausgeſchloſſen, wenn er als Auftraggeber nicht Branicki, ſondern die 
Konföderierten nennt, wenn er den Auftrag nur auf das Angebot der 
Krone an Heinrich beſchrankt, wenn er endlich die Sendung, ohne Jahres⸗ 
angabe, in viel ſpätere Zeit und in eine ganz andere Situation verlegt. 


1) Finckenſtein an den Kabinettsſekretar Eichel, 24. Juli (P. K. 23, 446 
Anm. 4), 
2) „Propositions du général Mokranowski au nom du grand-général 
de la couronne“ (P. K. 23, 447 f.). 
3) Vgl. P. K. 23, 447 f. 
4) Eichel an Finckenſtein, 26. Juli (P. K. 23, 446 f.). 
SC 5) Ebenſowenig wie in den Memoiren des Königs, wird in dem Brief- 
und Ser feinem Bruder Heinrich, ſoviel ich fehe, der Beſuch Mokranowskis 
1774 di Angebot der Krone behandelt. Nur Benoît erwähnt am 26. Oktober 
Denda 1 „PrOJets qu’on formait sur le prince Henri, frère de Votre Majeste, 
nt le dernier interrègne“ (Reimann I, 99 Anm. 1). 
Hen de vie privée d’un prince célèbre ou Détails des loisirs du prince 
ri de Prusse dans sa retraite de Rheinsberg“ (Veropolis 1784), ©. 47 ff. 
7) S. 48 Anm. 
S 8) Graf Mokranowski war Staroſt von Janow; Woiwode von Maſuren 
ar feit 1763 Opalinski, 1766—1784 Moſtowski. 
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Soll ja doch Mokranowski nach ſeinen eigenen Worten den Auftrag 
nur unter der Bedingung übernommen haben, „daß die Republik dem 
König, den zu berauben die Notwendigkeit zwinge (que la nécessité 
forçait à dépouiller), fo ziemlich dasſelbe Los bereiten merde, wie 
Frankreich einſt Stanislaus dem Wohltätigen“ ). Danach müßte die 
Sendung nach dem Oktober 1770, wo der polniſche Thron von den 
Konföderierten für erledigt erklart wurde, erfolgt fein. Sie ſoll aber 
geradezu während der Verhandlungen Rußlands, Preußens und Diter- 
reichs über die polniſche Teilung ſtattgefunden haben; denn nicht nur 
hatten „die Kabinette, die ſeitdem das Reich geteilt haben“, wie Mor⸗ 
veau jagt, „ſchon ihre Anteile beſtimmt“, als Mokranowski nach Berlin 
ging, ſondern Morveau erblickt auch in der Ablehnung des Kronangebots 
durch König Friedrich „die Sanktion“ dafür, „daß ſein Wort ſchon zu 
den Konventionen gegeben war, die er mit den mit ihm teilenden 
Mächten abſchloß“ ?). 

Der Inhalt der Unterredung, Angebot der Krone durch Mofra- 
nowski und ihre Ablehnung durch Friedrich, deckt ſich völlig mit dem 
Bericht Bouilles, auf deſſen Zeugnis man ſich für dieſe Epiſode vor⸗ 
nehmlich berufen hat, in der gleichfalls anonym veröffentlichten „Vie 
privée, politique et militaire du prince Henri de Prusse“ ). Nennt 


1) Stanislaus Leszezynski (Stanislas le bienfaisant) erhielt 1738 für den 
Verzicht auf Polens Krone die Herzogtümer Lothringen und Bar auf Lebenszeit. 

2) Für einen Teil des Berichtes Morveaus liegt vielleicht eine Verwechs⸗ 
lung vor mit dem Kronangebot an den Landgrafen Friedrich II. von Heſſen⸗ 
Kaſſel, das durch Moſtowski zu Beginn des Jahres 1771 erfolgte. Vgl. das 
Schreiben des Landgrafen vom 28. Februar und die Antwort König Friedrichs 
vom 4. März 1771 in P. K. Bd. 31 (in Vorbereitung befindlich). — Nebenbei 
ſei erwähnt, daß im November 1770 der preußiſche Geſchäftsträger in Paris, 
Sandoz, über eine Unterredung mit dem polniſchen Grafen Wielhorski berichtet, 
der u. a. von der Erhebung des Prinzen Heinrich auf den polniſchen Thron als 
erblicher Herrſcher mit franzöſiſcher Hilfe ſprach. König Friedrich vermutete, daß 
Choiſeul dahinter ſtecke, und verbot Sandoz, ſich weiter mit den Polen einzulaſſen 
(P. K. 30, 282). 

3) Paris 1809. Fälſchlich wird auch der Adjutant des Prinzen, de la Roche⸗ 
Aymon, als Verfaſſer der Biographie genannt. Ferner wiederholen, gleichfalls 
ohne Quellenangabe, den Bericht Morveaus: Grimoard in ſeinem Buch „Tableau 
historique et militaire de la vie et du règne de Frédéric le Grand“, S. 231 f. 
(Paris 1788) und in feinen „Souvenirs“ (abgedruckt in: „Lettres particulières 
du baron de Vioménil sur les affaires de Pologne en 1771 et 17724, 
S. 101 f., Paris 1808), v. Bülow, „Prinz Heinrich von Preußen. Kritiſche Ge⸗ 
ſchichte ſeiner Feldzüge“, S. 330 f. (Berlin 1805) und die „Anekdoten, Cha⸗ 
rakterzüge und Kriegsfahrten aus dem Leben des Prinzen Heinrichs von Preußen“, 
3. Sammlung, S. 61 ff. (Göttingen 1804). 
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dieſer auch nicht feine Quelle, jo ſchwindet doch jeder Zweifel angeſichts 
der faſt wörtlichen Übereinſtimmung, wie ſie die Gegenüberſtellung beider 


Berichte dartut. 


Morveau (S. 47 ff): 


Le palatin de Masovie eut la 
commission des Confédérés d'aller 
offrir la couronne de Pologne à Fré- 
derie, pour en couronner Henri 
Le palatin ne se fut pas plutôt 
acquitté de la commission dont il 
était chargé, que le premier mot du 
Roi fut de lui demander: s’il avait 
vu son frère? — Non, lui répondit-il, 


Bouillé (S. 160 f.): 


Les Polonais . . . jetèrent les yeux 
sur le prince Henri ... La pro- 
position en fut portée à Frédéric. Ce 


. prince. . rejeta cette offre avec une 


sorte d’&pouvante et demanda avec 
vivacité au député de la Diète: 87 
avait vu son frère? et sur ce qu'il 
lui répondit que non: Partez donc, 
reprit le Roi, et ne le voyez pas. 


J'arrive, et mes premiers pas se sont 
adressés vers Votre Majesté. — En ce 
cas, reprit le Roi, repartez, ne le voyez 
Dos, Et ce fut sa réponse. 


Zeigt fich Bouillé auch darin von Morveau abhängig, daß er 
Mofranometi gleichfalls zum „Woiwoden von Maſuren“ ſtempelt und 
ihm nur den einen Auftrag, das Angebot der Krone, zuerteilt, ſo laßt 
er den polniſchen General hingegen zweimal in der gleichen Miſſion am 
preußiſchen Hofe erſcheinen, zuerſt im Jahre 1764, als „Abgeſandten des 
Reichstags“, darauf im Jahre 1768) als Sendboten der „unglücklichen 
Polen“: „Ihr Wunſch wurde von neuem,“ ſo erzählt Bouillé”), „vor 
den König von Preußen gebracht, durch den Woiwoden von Maſuren, 
Mokranowski, denſelben, der ſchon im Jahre 1764 an ihn abgeſandt 
worden war. Seine Antwort war dieſelbe.“ Aber tatſächlich iſt Mo⸗ 
kranowski nur im Juli 1764 in Berlin geweſen. Demgemäß überträgt 
Bouille den ihm von Morveau überlieferten Inhalt der Unterredung 
auf dieſes Jahr, und da er deſſen Zeitangabe nicht ganz fallen laſſen 
will, konſtruiert er einen zweiten, ganz analog verlaufenden Beſuch, für 
den er allerdings einen früheren Zeitpunkt als jener annimmt. 

Bouillés teils abgeleiteter, teils willkürlich gemodelter Bericht kann 
alſo für uns ebenſowenig in Betracht kommen, wie die mit nachweis⸗ 
Beer? Irrtümern und falſchen Angaben durchſetzte und aus apokrypher 
Quelle geſchöpfte Darſtellung Morveaus. Wir haben uns nunmehr mit 


1) Der nicht angegebene Zeitpunkt iſt nach dem Zuſammenhang beſtimmt, 
in dem die Sendung erzählt wird; denn unmittelbar vorher wird über die Bil⸗ 
dung der Konföderationen in Polen und ſogleich darauf über den Ausbruch des 
ruſſiſch⸗türkiſchen Krieges berichtet. 

2) S. 165. 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XVIII. 1. 13 
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der Glaubwürdigkeit der weiteren Zeugniſſe für die Unterredung zwiſchen 
dem König und Mokranowski zu befaſſen. 

Sofort nach ſeiner Rückkehr aus Berlin erſtattete der poluiſche General 
ſeiner Partei Bericht. Leider ſind wir auch hier auf Angaben aus zweiter 
Hand angewieſen; denn nur Aufzeichnungen, die nach ſeinen mündlichen 
Mitteilungen gemacht worden ſind, liegen uns vor: einmal in dem 
Schreiben des Krongroßtruchſeß Grafen Mosczynski vom 10. Auguſt 1764 
und darauf in dem von einem nicht näher bezeichneten Mitgliede der 
Partei gleichzeitig abgefaßten , Précis de ce que le général Mokranowski 
a dit à son retour le Berlin“ !). 

Wir dürfen die von Mosczynski kurz rekapitulierten Verhandlungen 
über den Hauptgegenſtand der Unterredung, Erhaltung der polniſchen 
Verfaſſung und Ausſöhnung der Parteien 2), als unſerer Aufgabe ferner 
liegend, hier beiſeite laſſen. Weſentlicher find für die folgende Unter: 
ſuchung die ſonſt zur Sprache gekommenen Punkte, die er weiterhin 
aufzählt, damit eine Kritik der Anſchauungen des ihm „entweder vor 
eingenommen oder über die Vorgänge wenig unterrichtet“ erſcheinenden 
Königs verbindend. Zum Beweiſe führt er die Behauptung Friedrichs 
an, „daß wir die Czartoryski hätten zerſchmettern (écraser) wollen!) 
und daß unſer Ziel geweſen wäre, unſere Armee mit einem Korps von 
40 000 Sſterreichern zu vereinigen, die ſich an der Grenze Ungarns be⸗ 
fanden“), daß aber die Ruſſen uns daran gehindert hätten“. Als be- 
merkenswert iſt aus dem Schreiben Mosczynkis ferner die angebliche 
Außerung Friedrichs hervorzuheben, „daß wir uns darauf verſteiften, 
einen ſächſiſchen oder öſterreichiſchen Prinzen wählen zu wollen“. Aber 
hier liegt ein offenbares Mißverſtändnis vor, das in gewiſſer Weiſe be- 
reits im „Précis“ richtig geſtellt wird; demzufolge hatte er erklärt: „er 
würde jeden anderen König als den Herren Stolnik angenommen haben, 
vorausgeſetzt daß weder Öfterreich noch Sachſen ſich eingemiſcht hätten“ 
— eine Erklärung, die ſich jedenfalls auf das Übereinkommen zwifchen 
Friedrich und Katharina bezieht, jeden öſterreichiſchen und jeden von 
Frankreich unterſtützten Bewerber von der Wahl auszuschließen “). 


1) Beide Schriftſtücke (vgl. unten S. 199 ff.) überſandte der in Polen 
weilende Adjutant des Prinzen Xaver, Major Bratkowski, als Beilagen zu 
ſeinem Schreiben vom 16. Auguſt 1764 an den Miniſter Flemming nach Dresden. 

2) Vgl. oben S. 190. 

3) Vgl. P. K. 23, 333. 

4) Über die Nachricht, daß die Öfterreicher ein Korps unter Laudon an 
der ungariſchen Grenze bereit hielten, vgl. P. K. 23, 244. 247. 253 — 255. 

5) Vgl. P. K. 22, 525; 23, 4. 5. 
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Nach dem Précis“ kam endlich auch die Rede auf das Gerücht 
von der geplanten Vermählung Katharinas mit Stanislaus Poniatowski. 
Wenige Tage vor der Audienz hatte der König die Meldung ſeines Ge- 
ſandten in Konſtantinopel erhalten, dem Sultan ſei nicht auszureden, 
„daß dieſer Poniatowski, wo nicht gar die ruſſtſche Kaiſerin, doch eine 
öſterreichiſche oder franzöſiſche Prinzeſſin heiraten würde“ ). Darauf 
hatte er ſofort durch Solms der ruſſiſchen Regierung die Notwendigkeit 
vorgeſtellt, „ohne Aufſchub und während des Interregnums den Stolnik 
eine Heirat mit irgend einer polniſchen Dame vollziehen zu laſſen“ 2 
So konnte er denn auch Mokranowski mitteilen, daß feiner Anficht nach 
der Stolnik gut daran tun würde, ſich ſobald als möglich zu ver⸗ 
mählen, um dieſes Gerücht verſtummen zu machen. Aber freilich hat 
er es dieſem nicht geſchrieben, wie nach dem „Précis“ angenommen 
werden muß. 

Decken und ergänzen ſich inhaltlich das Schreiben Mosczynkis und 
der „Précis“, ſo geſchieht hingegen nur in dem letzteren des Angebots 
der polniſchen Krone an den Prinzen Heinrich Erwähnung. 

Bevor wir hierauf eingehen, haben wir noch auf den ausführlichen 
Bericht über die Audienz Mokranowskis, den Rulhidre in feinem Werke 
über Polen gibts), einen kurzen Blick zu werfen. Nicht wie bei ſeiner 
Darſtellung der ruſſiſchen Thronumwälzung von 1762, die er als 
Sekretär des franzöſiſchen Geſandten Marquis Breteuil in Petersburg 
miterlebte, war es ihm vergönnt, als Augenzeuge zu ſchreiben, als er 
1768 von feiner Regierung mit der Abfaſſung einer Geſchichte der pol- 
niſchen Unruhen für den Dauphin, den nachmaligen König Ludwig XVI., 
beauftragt wurde. So verſuchte er es dann wenigſtens, wie Daunou, 
der Herausgeber ſeines Buches, in der Vorrede!) jagt, ſich von Mugen- 
zeugen und aus politiſchen Korreſpondenzen möglichſt ſichere Kunde zu 
verſchaffen. 
uber ſeine Quelle für die Darſtellung der Audienz Mokranowskis, 
in der mit wörtlicher Anführung Rede und Gegenrede wiedergegeben 
find, hat Rulhiere fih nicht ausgeſprochen. Für einen Teil läßt ſich 


1) Bericht Rexins vom 28. Juni 1764 (P. K. 23, 438). 
Sat 2) An Solms, 22. Juli (P. K. 28, 440). Am folgenden Tage beauftragt 
Rn, Vertreter in Warſchau, die dortigen ruſſiſchen Geſandten über den In⸗ 
Anm a Erlaſſes an Solms vertraulich zu unterrichten (olg. P. K. 23, 440 
a 3) Histoire de l'anarchie de Pologne et du démembrement de cette 

publique, Bd. II, S. 239—242 (Paris 1807). 
4) S. XIV. 
gé 
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nun eine ſchriftliche Vorlage nachweiſen, und zwar ift es das oben er- 
wähnte Schreiben von Mosczynski, das mit wörtlicher oder faſt wört⸗ 
licher Anlehnung benutzt worden iſt. Auch bei Rulhiere findet Mokra⸗ 
nowski den König „ſchlecht unterrichtet über die Ereigniſſe in Polen oder 
beſtrebt, ſo zu erſcheinen“. Dieſes Urteil wird, in der gleichen Weiſe 
wie bei Mosezynski, begründet mit der den „Patrioten“ beigemeſſenen 
Abſicht, die Czartoryski in ausführlicher Darlegung gezeigt?). Nur was die Ent- 
ſtehung des Patentes vom 18. März betrifft, will ich mich noch in 
einem Punkte mit Thimme beſonders auseinanderſetzen. Es handelt ſich 
dabei um den Paſſus im Briefe Bodelſchwinghs vom 30. März 1848 
über den Plan einer Maſſendemonſtration am 19. März vor dem 
Schloſſe; er lautet: „Ich glaubte ihnen zuvorkommen zu müſſen, weil 
ſelbſt ein Verſuch ſchon den Schein des Ertroßten habe, dadurch jedes 
Geſchenk ſchwächen müſſe. Darum ſchrieb ich in der Nacht vom 17. 
bis 18. das Patent vom 18. März und ſandte Boten ab an den Ober- 
bürgermeiſter, den Stadtverordnetenvorſteher, den Polizeipräſidenten mit 
der Weiſung, alles aufzubieten, damit keine Aufwiegelung ſtattfände. 
Es ſei der Tag erſchienen, wo durch großartigen Entſchluß des Königs 
Deutſchland und Preußen?) in eine neue Phaſe treten werde. Jede 
bedeutende Demonſtration könne dieſen Schritt unmöglich machen oder 
den Zweck vereiteln.“ Aus dem letzten Satze dieſes Paſſus hatte ich 


wenigſtens ift dieſes Verhalten Preußens völlig korrekt geweſen.“ Es gibt un- 
zählige politiſche Maßregeln, die „völkerrechtlich und formell korrekt“ ſind, die 
aber doch eine Zuſpitzung der politiſchen Gegenſätze bewirken und von der Gegen⸗ 
partei als „hoſtil“ empfunden werden. 

1) Vgl. dazu jetzt Hiftor. Vierteljahrsſchrift 1904, Heft 2. 

2) Siehe ebendaſelbſt. Bezüglich Radowitz und ſeiner Wiener Miſſion ruft 
Thimme aus: „Fürwahr ein merkwürdiger Staatsmann, der ſeit dem Herbſt 1847 
(immer nach Rachfahl) als leitenden Gedanken die Ausſchließung Oſterreichs aus 
Deutſchland verfolgte und dann in der Mitte der öſterreichiſchen Politiker ganz in 
deren Fahrwaſſer ſegelt!“ Die Radowitzſche Denkſchrift von 1847 gipfelte in dem 
Gedanken, daß Preußen in der Bundesreform zunächſt in Gemeinſchaft mit Öfter: 
reich, erft dann aber, wenn Öfterreich ſeine Mitwirkung verſage, allein vorzugehen 
habe. Metternich hatte ſich zur Wiener Konvention vom 10. Marz verſtanden; 
Radowitz handelte alſo ganz konſequent im Sinne ſeiner Denkſchrift, wenn er die 
innigſte Fühlung mit den öſterreichiſchen Staatsmännern zu behalten trachtete. 
Daß es freilich mit ſeinen diplomatiſchen Fähigkeiten nicht eben weit her war, iſt 
an zuerkennen. 

3) Hier it nun einmal „Deutſchland“ dem Worte „Preußen“ voran: 
geſtellt. Sollte man daraus etwa den Schluß ziehen, daß in dieſem Momente 
Bodelſchwingh das allgemein -deutſche dem ſpezifiſch-preußiſchen Intereſſe voran⸗ 
ſtellte? 
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geſchloſſen, Bodelſchwingh habe beſorgt, die Ausführung der geplanten 
Demonſtration könnte den König von der Publikation der Reform ab- 
halten, damit dieje nicht im Lichte des Ertrotzten erſcheine. Dagegen 
wendet ſich Thimme mit folgenden Worten (S. 218 Anm. 2): „Dieſe 
Interpretation iſt, wie ein näheres Zuſehen ſofort ergibt, hinfällig. 
Bodelſchwingh gibt in ſeinem Briefe direkt nur der Erwägung Raum, 
daß ſchon der Schein des Ertrotzens jedes Geſchenk ſchwächen, mit anderen 
Worten den Eindruck der geplanten geſchenkweiſen [sic!] Konzeſſionen 
herabmindern mëlle, Um dem Geſchenk feinen vollen Wert zu erhalten, 
galt es aljo, auch den Schein des Ertrotzten zu verhindern. Wenn der 
Miniſter dies auf die Weiſe zu erreichen ſuchte, daß er den in Frage 
kommenden Behörden die Warnung zur Weitergabe an das Publikum 
ſoufflierte, jede Demonſtration könne den großartigen Entſchluß des 
Königs unmöglich machen, A ift das weiter nichts als ein geſchickter 
Schachzug des Miniſters, beweiſt aber nichts für eine wirkliche Beſorgnis 
des Miniſters in beier Richtung. M. E. kann der Ausdruck Bodel- 
ſchwinghs: ‚ich glaubte ihnen zuvorkommen zu müſſen“, wenn er anders 
die Auffaſſung des Miniſters vom 17. März getreu widerſpiegelt, nur 
in dem Sinne gedeutet werden, daß das Patent vom 18. März ſeinen 
Urſprung weſentlich der Beſorgnis vor der Revolution verdankt und ihren 
Ausbruch zurückhalten will.“ Ich kann dieſe Argumentation nicht als richtig 
anerkennen. Wenn Thimme im Inhalte des letzten Satzes in dem eben 
zitierten Paſſus aus Bodelſchwinghs Briefe „weiter nichts als einen geſchickten 
Schachzug des Miniſters“ erblickt, ſo iſt das lediglich eine unbewieſene und 
unbeweisbare Vermutung, die dem Wortlaute und Sinne der Bodel- 
ſchwinghſchen Erklärung widerſpricht. Wenn Thimme weiterhin aus dem 
erſten Satze desſelben Paſſus („Ich glaubte ihnen zuvorkommen zu müſſen“) 
herauslieſt, daß der Miniſter durch die Beſorgnis vor dem unmittelbaren 
Ausbruche der Emeute zum Erlaſſe des Patents getrieben wurde, ſo iſt 
das nicht weniger unſtatthaſt; denn davon ſteht in dem ganzen Abſchnitt 
nicht ein Wörtchen. Warum will Bodelſchwingh die Demonſtration 
verhüten (d. h. „ihnen zuvorkommen“)? Ausdrücklich gibt er den Grund 
an: einmal weil die bereits beſchloſſene oder im Prinzipe vom Könige 
gewährte Reform nicht „den Schein des Ertrotzten“ haben darf; denn 
ſonſt wird die Wirkung abgeſchwächt, die ſich das preußiſche Kabinett 
von ihrer Publikation auf Deutſchland und für ſeine deutſche Politik 
verſpricht; ſodann weil die Demonſtration den König, der nicht in den 
Verdacht terroriſtiſcher Einſchüchterung geraten will, aus der Reformbahn 
abdrängen könnte. Es iſt offenbar, daß dies die richtige Interpretation 
des zitierten Paſſus iſt. Die Ausdrücke „Geſchenk“ und „großartiger 
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Entſchluß“ wären auch mehr als unangebracht, wenn es ſich wirklich 
um eine bloße „Konzeſſion“ vor der „Emeute“ handelte; Bodelſchwingh 
fürchtet auch gar nicht, daß durch die beabſichtigte Demonſtration dem 
Könige wirklich etwas abgetrotzt werden könnte, ſondern er will nur 
verhindern, daß das ſchon freiwillig beſchloſſene „Geſchenk“ den „Schein 
des Ertrotzten“ annehme oder gar vom Geber zurückgezogen werde. Es 
iſt alſo auch dieſer neue Verſuch, das Patent vom 18. März als der 
unmittelbaren Revolutionsfurcht entſprungen hinzuſtellen, als geſcheitert 
zu betrachten. 
* E * 

Um uns nun den Kontroverſen zuzuwenden, die fich auf den Ber- 
lauf der Revolution ſelbſt beziehen, ſo erhebt, was zunächſt den Ausbruch 
des Barrikadenkampfes betrifft, Oncken dagegen Einſpruch, daß ich den 
inneren Gegenſatz zwiſchen dem Heere und dem Bürgertume für die Er⸗ 
klärung der Beteiligung der Berliner Bürgerſchaft an der Revolution 
nur als „ein Moment neben anderen und zwar nicht als das ent⸗ 
ſcheidende“ betrachte; er beſtreitet, daß als ſolches vielmehr „die aktuelle 
Erbitterung“ über das Vorgehen der Truppen in den Tagen bis zum 
18. März anzuſehen ſei. Er hält „an ſeiner Formulierung feſt, daß 
eine längſt vorhandene politiſche Antipathie, geſchärft allerdings durch 
dieſe aktuelle Verbitterung, das urſächliche Motiv gebildet, und in jenen 
Vorfällen nur den äußeren Anlaß zur Entladung geſucht und gefunden 
hat“. Wie ich ſchon in meinem Buche (S. 127 Anm. 1) ausgeführt 
habe, leugne ich durchaus nicht die Exiſtenz des ſcharfen Gegenſatzes 
zwiſchen Heer und Bürgertum; die bei dieſem herrſchende Abneigung 
gegen den militäriſchen Charakter des Staatsweſens iſt die unerläßliche 
Vorausſetzung, unter der allein die Möglichkeit einer Beteiligung der 
Bürgerſchaft am Barrikadenkampfe zu begreifen iſt. Aber hier handelt 
es ſich um die Frage: was veranlaßte das Gros des Bürgertums, am 
Nachmittage des 18. März entweder ſelbſt auf die Barrikaden zu ſteigen 
oder doch wenigſtens den Barrikadenkämpfern ſeine Sympathien zu 
widmen ? Das war eben nicht allein oder in erſter Reihe der latente 
Gegenſatz zwiſchen Militär und Bürgerſchaft, ſondern die aktuelle 
Spannung, indem jener durch dieſe gleichſam geſchürt wurde und neue 
Nahrung erhielt, ſo daß jetzt die Exploſion erfolgte. Die von mir 
neuerdings (Preuß. Jahrb. 110 S. 292—295 und S. 461 f.) ge⸗ 
machten archivaliſchen Mitteilungen enthalten übrigens poſitive Quellen- 
belege zu gunſten meiner Auffaſſung. Ich leugne auch keineswegs, daß 
die radikal⸗proletariſche Gruppe provozierend auftrat (vgl. jetzt dafür ebd. 
S. 277, 281, 461 f.), um die Bürgerſchaft gegen das Militär noch 
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mehr aufzuſtacheln, daß fich insbeſondere aus ſolchen Elementen die 
Schreier am Mittage des 18. März vor dem Schloſſe rekrutierten. 
Aber daß die eigentliche Bürgerſchaft ſich von ihnen fortreißen ließ, daß 
ſie den extravaganteſten Gerüchten über militäriſche Exzeſſe Glauben 
ſchenkte, das iſt nicht nur aus dem politiſchen Gegenſatze der beſſeren 
Berliner Bürgerſchaft gegen den Militarismus zu begreifen. Ausdrücklich 
bezeugt ja auch Nobiling, er habe auf den Barrikaden „auch nicht einen 
Laut vernommen, der auf einen politiſchen Gedanken hätte ſchließen 
laſſen“. Über den nach Oncken „doch nicht völlig harmloſen Gedanken 
der Maffenpetition“ vgl. jetzt auch die Mitteilungen Nobilings (a. O. 
S. 282 f.), durch die meine früheren Ausführungen (Deutſchland u. |. w. 
S. 309 ff.) vollauf beſtätigt werden. Auch jetzt noch kann ich mich 
nicht damit einverſtanden erklären, daß die Berliner Bürgerſchaft in 
ihrer großen Menge bewußt darauf ausgegangen ſei, den König durch 
die Entfernung des Militärs zu entwaffnen und ihn dadurch dem popu- 
lären Drucke völlig preiszugeben. Am Abende des 19. März gab die 
Berliner Schützengilde, die am Tage vorher den Barrikadenkampf vor⸗ 
nehmlich geführt hatte und jetzt die Bewachung des Schloſſes über⸗ 
nahm, „die größte Bereitwilligkeit und den Wunſch zu erkennen, ge⸗ 
miſchte Poſten zu beziehen“; das aber wurde, und zwar aus leicht zu 
durchſchauenden Gründen, „von militärischer Seite verhindert“ (Preuß. 
Jahrbb. 110 S. 447). In den folgenden Tagen haben dann die 
Bürger ſelbſt, voran der bekannte Barrikadenheld Urban, den König um 
die Rückkehr der durchaus nicht populären Wünſchen zufolge aus Berlin 
entfernten Truppen gebeten). Dies beweiſt doch wohl, daß wenigſtens 
im damaligen Stadium der Berliner Bewegung die Bürgerſchaft 
durchaus nicht aus politiſchen Gründen die Entfernung der Truppen — 
geſchweige denn gar ihre Abſchaffung! — verlangte. Im Munde der 
eigentlichen Bürgerſchaft bedeutete der Ruf „Militär weg!“ und das Verlangen 
nach Bürgerbewaffnung damals in der Tat nur den Wunſch nach Auf⸗ 
rechterhaltung der öffentlichen Ruhe in der Stadt anſtatt durch das 
verhaßte Militär durch Männer aus ihrer eigenen Mitte, um nicht 
weiter dem Wüten der Soldateska (ſo faßte man das Auftreten des 
Militärs auf) ausgeſetzt zu ſein, keineswegs aber das Streben „nach 


1) Über die Rückkehr der Truppen vgl. Roon (Denkwürdigkeiten I, 156: 
„Heute find die erſten Truppen, ungeachtet des Widerſpruches der anarchiſchen 
Partei, in Berlin eingerückt ... und mit großem Jubel und Ehre empfangen 
worden“), ſowie S. 150 der Memoiren von Abeken zum 28. März: „Die Bürger 
verlangten herzlich nach der Rückkehr des Militärs, weil ihnen der Wachtdienſt 
noch ſauer wird.“ 
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Entwaffnung der Regierung“. Die Aufzeichnungen des Miniſters von 
Canitz, die Oncken (S. 550 f.) anführt, find keine Nachrichten von 
hiſtoriſchem Quellenwerte, ſondern ſtellen ſich dar gleichſam nur als fub- 
jeftive Randgloſſen des früheren Miniſters zu den Märzereigniſſen aus 
ſpäterer Zeit und als arge Übertreibungen. — 

Eines der Hauptergebniſſe meiner Unterſuchungen über die Berliner 
Märzrevolution war der Nachweis von dem apokryphen Charakter und 
der Unglaubwürdigkeit der ſogenannten „Perthes'ſchen Aufzeichnungen“, 
d. h. der Aufzeichnungen des Hiſtorikers Perthes in Bonn von Außer⸗ 
ungen angeblich zuverläſſiger Gewährsleute über die Berliner Revolution 
und insbeſondere über das perſönliche Verhalten des Königs während 
des Aufſtandes. Meinecke ſelber muß zugeben: „Ich geitehe, daß dieje 
im einzelnen durchgeführte Argumentation viel beſtechendes und wahr⸗ 
ſcheinliches hat. Der Quellenwert der Perthes ſchen Aufzeichnungen iſt 
an einigen wichtigen Stellen überzeugend erſchüttert, und ein Verdacht 
gegen das Übrige ift geweckt.“ Er ſchränkt dieſes Zugeſtändnis aller⸗ 
dings ſofort ein, indem er hinzufügt: „Aber wie ſchon einmal geſagt, 
in einem ſkeptiſchen Quellenkritiker muß ſich auch gleich der Gegen⸗ 
verdacht regen, ob dieſer ‚Klatich‘ nicht auch Züge des echten Sach⸗ 
verhaltes bergen könnte.“ In der Tat findet er eine Aufzeichnung, die 
er zur Begründung eben dieſer Anſicht heranziehen zu dürfen glaubt; es 
iſt die bei Sybel und Buſch den Clou der Darſtellung bildende Notiz: 
„In der Nacht vom 18. auf den 19. war der König nicht dazu zu 
bringen, einen Befehl zu geben; er lag mit dem Geſicht in den Händen, 
fuhr bei jedem Schuß auf: „Nein, es kann nicht ſein, mein Volk liebt 
mich!“ Die Königin flehte ihn fußfällig an, dem Kampfe ein Ende 
zu machen.“ 

Zwar erkennt Meinecke an, daß ich mit Recht die Behauptung 
Sybels zurückgewieſen habe, der dieſe Nachricht dem Grafen Goltz zu⸗ 
geſchrieben hatte; trotzdem meint er, daß dieſes „Zeugnis und gerade 
eines der intereſſanteſten ſchon aus äußeren Gründen nicht in einen Topf 
mit den übrigen Aufzeichnungen von Perthes geworfen werden darf“. 
Hören wir nun, welches „die äußeren Gründe“ ſind, die Meinecke zu 
ſeinem Widerſpruche berechtigen! Die Notiz entſtammt nämlich, jo er: 
zählt er uns, „wie mir Profeſſor Perthes freundlichſt mitteilt, überhaupt 
nicht den Aufzeichnungen ſeines Vaters, ſondern iſt von ihm ſelbſt, 
wahrſcheinlich [11] nach mündlichen Erzählungen der Kinder des Miniſters 
v. Bodelſchwingh, zu Papier gebracht worden“. Ich will über den 
Wert der Editionsprinzipien des Herausgebers der Perthesſchen Auf- 
zeichnungen kein Wörtchen verlieren; aber dürfte die Herkunft der Notiz, 
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wie wir ſie ſoeben erfahren haben, wirklich geeignet ſein, ſie vor dem 
Schickſale zu bewahren, zum „Klatſch“ gezählt zu werden? Indeſſen 
Meinecke bringt noch einen weiteren Beleg für ihre Authentizität, 
nämlich eine briefliche Mitteilung des Herrn Paſtor v. Bodelſchwingh, 
die folgendermaßen lautet: „Was Ihre ſpezielle Anfrage über die Haltung 
des Königs (Perthes S. 534) betrifft, jo erinnert fih meine Schweſter, 
die zu jener Zeit 22 Jahre alt war, ebenſo wie ich, der ich in meinem 
18. Jahre ſtand, daß der Vater ausſagte, er könne das Schießen nicht 
mehr aushalten, bei jedem Schuß zucke er zuſammen, er könne es nicht 
mehr ertragen, daß auf ſein Volk geſchoſſen würde. Es iſt möglich, daß 
Perthes von mir, aus meinem Munde beftätigt, dieſe Mitteilung hat, 
und ſie entſpricht unbedingt der Wahrheit.“ Ich nehme an, daß die 
am Schluſſe befindliche Verſicherung des Herrn Paſtors v. Bodelſchwingh 
in gutem Glauben abgegeben iſt und ſelbſt dem Sachverhalte entſpricht: 
aber auch wenn man dies alles zugibt, was läßt ſich dann aus ſeinen 
Angaben mit Gewißheit herausleſen? Doch nur ſoviel, daß der König 
das Schießen auf ſein Volk auf das tiefſte empfand, daß jeder Schuß 
ihn erſchütterte. Bei einem Landesvater, der ſein Volk aufrichtig liebt, 
iſt das doch wohl zu verſtehen; man müßte gerade der Anſicht fein, 
daß Blut kein beſonderer Saft ſei. Erzählt der Herr Paſtor v. Bodel⸗ 
ſchwingh aber etwas davon, daß der König nicht dazu zu bringen war, 
einen Befehl zu geben, daß er das Geſicht in die Hände barg, daß die 
Königin ihn fußfällig anflehte, daß alle dieſe Szenen in der Nacht 
paſſierten uſw.? C'est le ton qui fait la musique. Der „Ton“ der 
Notiz bei Perthes, d. h. das prononzierte Hervortreten von Würdeloſig⸗ 
keit und Faſſungsloſigkeit in der Haltung des Königspaares, ſtammt 
eben nicht aus dem, was Herr Paſtor v. Bodelſchwingh als ſein ſpe⸗ 
zifiſches Zeugnis anführt, ſondern aus dem „wahrſcheinlich nach münd⸗ 
lichen Erzählungen der Kinder des Miniſters v. Bodelſchwingh“. Und 
das ſoll kein „Klatſch“ ſein? Anſtatt vom „Klatſche“ etwas zu retten, 
bieten die Mitteilungen Meineckes vielmehr einen recht hübſchen Beitrag 
für die Geſchichte der Entſtehung und Ausbildung dieſes „Klatſches“. 

Um ſeine Rettung der von mir beanſtandeten Notiz zu krönen, 
fährt Meinecke fort: „Es ſteht ihr [sc. der Notiz] nicht entgegen, daß 
Rachfahl andere ſichere und glaubwürdigere Zeugniſſe für eine feſtere 
Haltung ſowohl des Königs wie der Königin beizubringen vermag. In 
Stunden, wo ſo gewaltige Eindrücke auf die Seele einſtürmen, wechſeln 
auch die Affekte, und kann der eine Zeuge dieſen, der andere jenen Gin- 
druck davontragen.“ Meinecke vergißt bei dieſer „pſychologiſchen Analyſe“ 
nur eines: daß ich nämlich für meine Behauptungen wirklich, wie er 
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ja ſelbſt zugeben muß, über vollkommen „ſichere und glaubwürdigere 
Zeugniſſe“ verfüge, daß das aber bei ihm durchaus nicht der Fall iſt. 
Im übrigen können wir jetzt des Königs Verhalten an der Hand poſi⸗ 
tiver Quellennachrichten vom Ausbruche des Barrikadenkampfes bis nach 
Mitternacht jaft von Stunde zu Stunde verfolgen; von einem unwür⸗ 
digen Auftreten in der Weiſe, wie der Klatſch will, iſt dabei nicht das 
Geringſte zu merken. Nach Mitternacht hat der Fürſt Radziwill zuletzt 
den König geſehen und wurde von ihm in überaus gnädiger und freund— 
licher Weiſe entlaſſen; am nächſten Morgen früh um 6 Uhr ſprach zus 
erſt der Schriftſteller Rellſtab mit dem Könige; dieſer „ſah angegriffen, 
doch ruhig gefaßt aus, ſein Blick war wohlwollend“ ). Alſo mußte 
der in den Perthesſchen Aufzeichnungen mitgeteilte Vorfall, deſſen Glaub⸗ 
würdigkeit Meinecke retten will, in die Zeit nach Mitternacht bis 6 Uhr 
früh fallen: wer ift nnn der „Zeuge“, der ihm beigewohnt hat? Bodel⸗ 
ſchwingh war damals ſicherlich nicht auf dem Schloſſe; er hatte es ſchon 
vor der Audienz des Freiherrn v. Vincke verlaſſen, die um 11 Ur 
ſtattfand. Wer ift nun gar der „Zeuge“, der den nächtlichen Wahn⸗ 
ſinnsanfall des Königs bekunden könnte, an welchem ja Meinecke auch 
noch feſthält? Was die Königin betrifft, ſo wird uns gerade bezeugt, 
daß ſie „ruhig und ſtill litt“, und zwar in ausdrücklich hervorgehobenem 
Gegenſatze zur Prinzeſſin von Preußen, die „in ſehr uufgeregter Stim⸗ 
mung“, „offenbar wie im Fieber“ war, „und nicht wußte, was ſie 
that“ 2). 

Wir beſitzen jetzt über das Auftreten des Königs ſo viele authen⸗ 
tiſche Nachrichten, daß wir auf das, wie ich Meinecke zugeſtehe, proble⸗ 
matiſche und auch, wie Oncken (a. a. O. S. 552) gezeigt hat, mehr⸗ 
deutige Zeugnis Dieſts, des Neffen Bodelſchwinghs, ruhig verzichten 
dürfen. Daß die Dieſtſche Notiz zu Ausſtellungen Anlaß gibt, habe ich 
ohnehin ſchon früher (Deutſchland S. 158 Anm. 1) angedeutet, indem 
ich darauf hinwies, daß Bodelſchwingh unmöglich erft „gegen Mitter- 
nacht“, wie Zielt erzählt, nach Haufe gekommen ſein kann. Meinecke 
will mir (S. 44 Anm. 4) konzedieren, daß Bodelſchwingh wahr- 
ſcheinlich [warum dieſe Einſchränkung?] der Audienz Vinckes nicht 
mehr beigewohnt hat. Da nun aber die Vinckeſche Audienz ficher etwa 
um 11 Uhr ftattfand, jo kann Bodelſchwingh nicht mehr, wie Meinecke 


1) Zwei Geſpräche mit Seiner Majeſtät dem Könige Friedrich Wilhelm IV. 
Mitgeteilt von L. Rellſtab. Berlin 1849. S. 67. 

2) Nach den Zeugniſſen von Manteuffel und Rauch, Preuß. Jahrbb. 110, 
S. 301 f. 
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(S. 44/45) will, als Zeuge für den „ſeeliſchen Zuftand“ des Königs 
„gegen Mitternacht“ gelten, zumal da wir für dieje Zeit die das Gegen⸗ 
teil beſagenden poſitiven Angaben von Prittwitz und Radziwill haben, 
ſondern höchſtens für die Stunden vor 11 Uhr. Nun wiſſen wir, daß 
gerade damals, von c. 9—11 Uhr, die Einnahme der Barrikade vor 
dem köllniſchen Rathauſe vor fih ging. Das Getbſe dieſes Kampfes 
mußte man allerdings im Schloſſe hören, und der König mochte davon 
ſehr wohl erſchüttert ſein. Aber Befehle zum Einſtellen des Feuers hat 
er dabei nicht gegeben; die militäriſchen Einzelmaßregeln bei dieſer 
Operation waren durchaus der zuſtändigen Kommandoſtelle überlaſſeun; 
in eben jenen Stunden hat der König überhaupt keine Entſchließungen 
und Anordnungen von irgendwie entſcheidender Bedeutung getroffen. 
Denn unzweifelhaft falſch iſt der von Bodelſchwingh in dieſem Zu⸗ 
ſammenhange gemachte Verſuch, die Entſtehung der Proklamation „An 
meine lieben Berliner“ aus dieſer „Erſchütterung“ und der „Einſchüch⸗ 
terung durch Vincke“ zu erklären; Bodelſchwingh erweiſt ſich hier, wie 
überall, als ein tendenziöſer und unzuverläſſiger Berichterſtatter. 

Es muß überhaupt als ausgeſchloſſen bezeichnet werden, daß ſo 
verſchiedenartige Zeugniſſe, wie die von authentiſchen Augenzeugen (als 
da find: Gerlach, Manteuffel, Prittwitz, Radziwill, Rellſtab u. a.) auf 
der einen und die Perthesſchen Aufzeichnungen auf der anderen Seite 
miteinander vereinbar ſind. Schon deshalb iſt die von Meinecke be⸗ 
hauptete Möglichkeit des Wechſels der Affekte abzulehnen. Beide Nach⸗ 
richtenreihen widerſprechen ſich vielmehr in dem Grade, daß die eine 
die andere ſchlechterdings ausſchließt. Ein Mann, der fo feſt und be- 
ſtimmt, wie gegenüber der Berliner Deputation, und ſo gelaſſen und 
ruhig⸗freundlich, wie gegenüber Prittwitz, Radziwill und Rellſtab auf⸗ 
tritt, kann wohl dem Ernſte der Situation zufolge „aufs Tiefſte 
erſchüttert“ oder auch „angegriffen“ erſcheinen; man kann bemerken, daß 
ihm „furchtbar zugeſetzt“ war; alles das habe ich nie geleugnet (vgl. 
Deutſchland S. 151); aber er kann Haltung und Würde nicht ſo durch⸗ 
aus verloren haben, wie das nach den Perthesſchen Aufzeichnungen der 
Fall geweſen fein müßte. Und wenn er auch wirklich tief erſchüttert 
war, ſo bedeutete dies noch immer nicht den „völligen Zuſammenbruch 
ſeiner Welt⸗ und Staatsauffaſſung“; gerade ſeine Proklamation an die 
Berliner iſt dagegen der fprechendſte Beweis. Meine Ausführungen 
über das Verhältnis des Königs zu den militäriſchen Operationen im 
einzelnen (Deutſchland S. 146 f.) werden übrigens auch dadurch nicht 
widerlegt, daß Oncken (S. 553) einen „nicht von Prittwitz erteilten 
Befehl“ (betreffend das Vorgehen am Alexanderplatze) namhaft machen 


208 Felix Rachfahl. 208 


kann. Daß der Befehl vom Könige ausging, oder vielleicht durch „eine 
Willensmeinung des Königs gedeckt“ wurde, iſt zudem nur Vermutung, 
die Einheitlichkeit des Oberbefehls im ganzen wurde jedenfalls dadurch 
nicht aufgehoben !). 

Sowohl Meinecke als auch Oncken, alſo Kritiker von gewiß ganz 
entgegengeſetztem Standpunkte, ſtimmen in der Hauptſache mit meiner 
Beurteilung des Verhaltens von Prittwitz überein?). Beide freilich mit 
gewiſſen Vorbehalten. Oncken findet, daß das peſſimiſtiſche Urteil, das 
Prittwitz in der Nacht vom 18. zum 19. März dem Könige über den 
Stand und die Ausſichten des Barrikadenkampfes vortrug, doch wohl 
dem wirklichen Sachverhalte nicht in dem Grade widerſprochen habe, wie 
ich behaupte. Er meint, die militäriſche Lage ſei am Abende des 18. 
für die Barrikadenkämpfer nicht ſo ſehr ungünſtig geweſen, wie das nach 
meiner Schilderung anzunehmen wäre. Was die von mir (Deutſch⸗ 
land uſw. S. 164 ff.) beigebrachten Zeugniſſe ſowohl von bürgerlicher 
wie auch von militäriſcher Seite betrifft, ſo erklärt er, ſich mit dieſen 
in ſeiner Beſprechung nicht im einzelnen auseinanderſetzen zu können, 
drückt aber im allgemeinen ſeine Anſicht dahin aus, er ſehe die Lage 


1) Thimme äußert S. 222 und 227 dieſelbe Anſicht, wie ich. 

2) Neuerdings hat einen energiſchen Verſuch zur Verteidigung von Prittwitz 
Thimme (a. a. O. S. 222 ff.) gemacht. Da ſeine Argumente ſich teilweiſe mit 
denen Onckeus und Meineckes decken, beſchränke ich mich darauf, zu ihnen nach⸗ 
träglich hier und in den folgenden Anmerkungen Stellung zu nehmen. Zunächſt 
beſtreitet Thimme (S. 223), daß das bekannte Urteil Gerlachs über Prittwitz vom 
Jahre 1852 als ein Argument dafür heranzuziehen ſei, daß der General die Sach⸗ 
lage in ſeinem Gutachten vom 18. März 1848 nicht korrekt dargeſtellt habe; er 
meint, daß die betreffende Stelle bei Gerlach (L, 729 f.) ſich auf dieſes Gutachten 
überhaupt nicht beziehe: denn „genau genommen“ ſpreche Gerlach hier nur „vom 
Skandal des 19. März“, ſowie nur von einem „Mangel der Truppen“. Aber 
Gerlach hat an der erwähnten Stelle unzweifelhaft das Gutachten des Generals 
von Prittwitz vom 18. (oder richtiger 18/19. März, da es um Mitternacht er⸗ 
ſtattet wurde) im Auge, das ihm ſehr wohl bekannt war, und dem er einen 
„ſtarken“ Anteil an dem „Skandale“ des 19. März allerdings beimaß. Der 
Ausdruck „Mangel der Truppen“ iſt, wie der ganze Zuſammenhang zeigt, ein 
aus Nachläſſigkeit begangener Stilfehler; Gerlach will damit nicht etwa ſagen, 
daß die Truppen Mangel litten, ſondern daß es an Truppen mangelt. Wenn 
Thimme endlich, um die Beziehung des Paſſus bei Gerlach auf das Prittwitzſche 
Gutachten zu leugnen, bemerkt, daß im letzteren „von der Möglichkeit, die Stadt 
verlaſſen zu müſſen, nicht jo eigentlich geſprochen“ worden jei, „ſondern hochſtens 
von der Rätlichkeit der Maßregel“, ſo iſt darauf zu erwidern, daß dieſe „Rätlich⸗ 
keit“ doch die „Möglichkeit“ einſchließt; d. h. um im Sinne vom Prittwitzſchen 
Gutachten zu reden: Möglicherweiſe wird es ratſam erſcheinen, die Stadt zu 
verlaſſen. 
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„trotz des Sieges nicht fo einfach an, wie die neueren, in dieſer Frage 
doch auch parteiiſchen militäriſchen Beurteiler“. Aber nicht dieſe neueren 
militäriſchen Beurteiler ſind es, auf die ich meine Anſicht ſtütze, ſondern 
die unmittelbaren Gewährsmänner aus beiden Lagern, Hohenlohe, Gerlach, 
Alvensleben, der Oberſt v. Schulz, Wolfgang Menzel, Fontane, und 
damit ſtimmen die Erklärungen Naunyns vor dem Könige überein. 
Oncken bemerkt nun freilich: „Wenn R. Fontane als Gewährsmann für 
die Kläglichkeit der Leiſtungen der Aufrührer anführt, ſo wären doch 
auch die Gegenargumente zu erwägen, die den alten, klugen Mann — 
freilich unter dem Eindrucke von Prittwitzens Gutachten — nachträglich 
an feiner früheren Auffaffung haben irrig werden laſſen.“ Durch die in 
der Parentheſe enthaltenen Worte korrigiert ſich Oncken ſelbſt: die ſpäteren 
Gegenargumente Fontanes ſind eben lediglich der Widerhall des Pritt⸗ 
witzſchen Gutachtens, kommen alſo als unmittelbares Quellenzeugnis 
gar nicht in Betracht. Es läßt ſich wohl verſtehen, daß eine Erklärung 
des kommandierenden Generals ſelber, er habe den Straßenkampf für 
ausſichtslos gehalten, auf Fontane den größten Eindruck machte, zumal 
da er die Abſicht nicht kannte, von der des Generals damaliges Gut⸗ 
achten getragen war ). 


Wenn Oncken die Entfernung des Königs aus der Stadt, die von 
Prittwitz und der Militärpartei angeſtrebt wurde, als einen „eben ſo 
ſehr politiſchen als militäriſchen Akt“ bezeichnet, ſo muß ich ihm jetzt, 
nachdem ich Kenntnis von den Nobilingſchen Papieren genommen habe, 
darin beipflichten. Nur inſoweit möchte ich noch einen Vorbehalt machen, 
als ich der Anſicht bin, daß Prittwitz urſprünglich bei ſeinem Rate, 
die Stadt zu räumen, von rein militäriſchen Erwägungen ausging). 


1) Gegen Thimme (S. 223 f.) bemerke ich nur, daß, wenn ich von einer 
„Entſtellung der Sachlage“ im Gutachten von Prittwitz rede, das nicht ſo zu ver⸗ 
ſtehen ift, als ob ich ihm den Bericht falſcher Tatſachen oder die Verſchweigung 
irgendwelcher Tatſachen vorwerfen will, ſondern im Sinne der Übertreibung der 
Möglichkeit eines ungünſtigen Ausgunges des Barrikadenkampfes für die Truppen, 
trotz der bisher errungenen Erfolge. 


2) Thimme bemerkt, daß das Gutachten, vom militäriſchen Standpunkte aus 
betrachtet, ſehr empfehlenswert war. Ich ſchließe mich in dieſer Hinſicht dem 
Urteile Nobilings (Preuß. Jahrbb. 110, S. 306) an: „So vernünftig dies alles 
vom militariſchen Standpunkte genannt werden muß, jo war dieſer Standpunkt 
aber kein vernünftiger.“ Der Fehler des Generals lag eben darin, daß er die mili⸗ 
täriſchen Erwägungen und Intereſſen ganz allein zur Geltung kommen laſſen 
wollte und ſich der Direktive nicht unterordnete, die der König gemäß ſeinen poli⸗ 
tiſchen Intentionen gab. Das kaun auch Thimme (S. 236 zweiter Abschnitt und 
folg.) nicht ganz in Abrede ſtellen. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XVII. 1. 14 
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Schon am 3. März, als von irgendwelcher „Konzeſſionspolitik“ des 
Königs noch keine Rede war, erörterte er dieſes Projekt (Preuß. Jahrb. 
110, S. 272), und es läßt ſich nicht leugnen, daß ſein Vorſchlag, vom 
militäriſchen Standpunkte aus betrachtet, ſehr viel für ſich hatte. Auch 
in den folgenden Tagen hielt Prittwitz an feinem Plane aug mili- 
täriſchen Gründen feſt, bis daß der Ausmarſch wirklich erfolgte. Auf 
dasſelbe Ziel arbeiteten einige hervorragende Mitglieder der altpreußiſchen 
Partei hin!); dieje ließen fich dabei allerdings von politiſchen Neben⸗ 
abſichten leiten, indem ſie ſo den Bruch zwiſchen der Krone und den 
populären Tendenzen für immer herbeiführen wollten; gerade darum 
konnte der Monarch hier wiederum das Prittwitzſche Projekt nicht billigen, 
weil er deſſen politiſche Konſequenzen wohl begriff. Das Gutachten, 
das Prittwitz am 18. März um Mitternacht dem Könige über die mili- 
täriſche Lage erſtattete?), erwog ernſtlich die Möglichkeit eines mehr⸗ 


1) Thimme weiſt darauf hin (S. 225 f.), daß nicht alle Führer der alt⸗ 
preußiſchen Partei von Anfang an für die Abreiſe des Königs aus der Mark 
waren. In meinem Buche (S. 173) hatte ich dasfelbe konſtatiert. Die „retro⸗ 
spektive Bemerkung“ des Oberſten von Schulz ift aber nicht ſo belanglos, wie 
Thimme (ebd. Anm. 3) meint: man hat darin, angeſichts der Tatſache, daß das 
Schulzſche Buch von Prittwiß inſpiriert iſt, ganz gewißlich einen Ausdruck des 
Bedauern? von Prittwitz, ſowie einen nachträglichen Vorwurf darüber zu erblicken, 
daß der König im März 1848 nicht dem Rate zur Abreiſe gefolgt war. Bis zu 
einem gewiſſen Grade mögen ja die Bemühungen des Generals von Prittwitz und 
die Aktion der Führer der altpreußiſchen Partei unabhängig voneinander 
wenigſtens eingeſetzt haben; wir vermögen allerdings nicht in dieſem Punkte mit 
voller Klarheit zu ſehen; ein gewiſſer Zuſammenhang iſt jedoch bei der beſtän⸗ 
digen Berührung zwiſchen Prittwitz und den Führern jener Partei mehr als 
wahrſcheinlich. Vgl. dazu die folgende Anmerkung. 

2) Thimme (S. 226) hebt mit Entſchiedenheit hervor, daß Prittwitz erſt die 
Nacht vom 19. zum 20. März als den früheſten Zeitpunkt zum Verlaſſen der 
Stadt bezeichnete, daß er erklärte, es damit gar nicht eilig zu haben uſw.; er 
zieht daraus deu Schluß, daß der Prittwitzſche Vorſchlag eher die Wirkung gehabt 
haben konnte, den König von einer Überſtürzung der Abreiſe abzuhalten. Nun 
iſt aber zu beachten, daß Prittwitz in ſeinem Gutachten vom 18./19. über: 
haupt nicht von der Entfernung des Königs, ſondern nur des Heeres, der Vorräte 
des Zeughauſes, des Staatsſchatzes uſw. geſprochen, die Nacht vom 19. zum 20. 
März alfo nur für dieſe Objekte als den früheſten Termin der Entfernung für 
ratſam erklärt hat. (Das geht allerdings aus der Form, in der Thimme S. 226 
3. 3 und 4 v. o. die Relation von Prittwitz wiedergibt, nicht hervor; die Worte 
nämlich dem eines Ausmarſches der Garniſon mitſamt dem Könige“ gehören 
gar nicht zum Texte dieſer Relation, ſondern ſind eine von Thimme ſelbſt ein⸗ 
geſchaltete Bemerkung, zu der ihn der Wortlaut der Relation gar nicht berechtigt.) 
Prittwitz ſelbſt hatte alfo in feinem Gutachten auf die Entfernung des Königs 
aus der Stadt gar nicht gedrungen; es konnte für ihn und für den Hof allerdings 
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tägigen Barrikadenkampfes, und zwar unter einer ſo ſtarken Betonung 
dieſer Eventualität!) und der damit verbundenen Gefahren, wie ſie beim 
Stande des Kampfes, bei dem bisher errungenen Siege und der mm: 
zweifelhaften Überlegenheit der Truppen unangebracht und überflüſſig 
war. Unverkennbar gipſelte der Bericht in dem Gedanken: zwar haben 
wir geſiegt, und unſere jetzigen Erfolge genügen vielleicht zur Unter⸗ 
werfung der Stadt; mein militäriſches caeterum censeo aber ift, daß 
die Notwendigkeit einer Blockade immer berückſichtigt werden muß, und 
dafür iſt (ſo dürfen wir hinzuſetzen) die Entfernung des Herrſchers aus 
Berlin die unerläßliche Vorbedingung. Nun konnte es ſich zwar erſt in 
einigen Tagen zeigen, ob das bisherige Syſtem des Kampfes gegen die 
Revolution nicht genügte und ſomit eine Blockade unvermeidlich wurde; 
trotzdem ſprach Prittwitz davon, ſchon in der nächſten Nacht den Aus⸗ 
marſch vorzu nehmen, und leitete ihn ſogar ein, — unzweifelhaft ein Be⸗ 


kein Zweifel darüber beſtehen, daß ein Verbleiben des Königs ohne die Truppen 
in Berlin undenkbar ſei. Wann ſollte nun der König für den Fall, daß er den 
Ausmarſch der Truppen und die Blockade der Stadt im Prinzipe bei jener Audienz 
gebilligt hätte, ſeinerſeits Berlin verlaſſen? Die Beantwortung dieſer Frage wird 
uns nicht ſchwer fallen, wenn wir hören, daß in der Tat bereits in der Nacht 
vom 18. zum 19. März durch einen uns unbekannten, aber ſehr hoch ſtehenden 
und einflußreichen General (vgl. Sybel, Vorträge und Abhandlungen S. 251, 
Rachfahl, Deutſchland uſw. S. 173 und S. 318) „alles für die Fahrt des Königs 
und der Königin nach Potsdam hergerichtet“ worden war. Sollte wirklich zwiſchen 
dieſen Vorkehrungen und dem Gutachten von Prittwitz gar kein Zuſammenhang be⸗ 
ſtanden haben? Etwa in der Weiſe, daß man im Falle der Annahme des Prittwitzſchen 
Vorſchlages, betreffend den Ausmarſch der Truppen, alsbald dem Könige die Be⸗ 
nutzung der zur „Fahrt nach Potsdam“ getroffenen Vorbereitungen dringend nahe 
zu legen gedachte? In der Tat war der König am Abende des 18. eine Zeitlang 
entſchloſſen, Berlin zu verlaſſen; er hat dieſen Gedanken aber in Rückſicht auf das 
Befinden der Königin aufgegeben. Daß das Prittwitzſche Gutachten die Tendenz 
oder auch nur die Wirkung haben konnte, den König noch in der Stadt zurück⸗ 
zuhalten, vermag ich demnach nicht anzuerkennen. 

1) Daran ändert der Umſtand nichts, daß Prittwitz dieſen Fall einmal als 
„kaum zu erwartend“ bezeichnet. Denn im Widerſpruche damit ſteht die Tatſache, 
daß das Gutachten in der Hauptſache der Erörterung dieſer Eventualität und der 
ſich möglicherweiſe daran knüpfenden Konſequenzen und Gefahren gewidmet iſt; 
eben daraus gewinnt man den Eindruck, daß es dem General in der Hauptſache 
bei dem Gutachten darum zu tun war, den König für feinen Lieblingsplan 
einer Blockade Berlins zu gewinnen. Für „den allerſchlimmſten Fall“ bezeichnete 
Prittwitz, nachdem er faſt in demſelben Atemzuge verſichert hatte, „er fühle gar 
keine Eile, die Stadt zu verlaſſen“, doch ſchon „die Nacht vom 19. bis 20. März 
als den früheſten Zeitpunkt zur Ausführung eines ſolchen Planes“: konnte man 
denn überhaupt um Mitternacht des 18/19. März einen früheren Zeitpunkt ins 
Auge faſſen? Wie jehr Prittwitz an dem Ausmarſche der Truppen gelegen war, 
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weis dafür, daß trotz einiger Zurückhaltung im Vortrage beim Könige 
die ſchleunige Entfernung des Königs und des Heeres aus Berlin als 
notwendig erachtet und mit allem Eifer angeſtrebt wurde. Es iſt weiter⸗ 
hin zu erwägen, daß in Abweſenheit des Herrſchers der General, ſelbſt 
wenn es nicht zum Ausmarſche gelangte, freiere Hand zur Bekämpfung 
des Aufſtandes hatte, da dann die unmittelbaren Verſöhnungsverſuche 
im Schloſſe aufhielten: es iſt kaum denkbar, daß ſolche Erwägungen bei 
Prittwitz keinen Raum gefunden haben ſollten 1). Schon dadurch fühlte 


erhellt daraus, daß er ihn und die Zernierung der Stadt, obwohl er die Er⸗ 
laubnis des Königs dafür nicht erhalten hatte, dennoch nach dem beſtimmten 
Zeugniſſe Gerlachs (vgl. Deutſchland uſw. S. 177) aus eigener Initiative noch in 
derſelben Nacht (18./19) einleitete. Und ſollte fih Gerlach, der, wie man ſieht, 
ſogar mit den zu dieſer Sache gehörigen Einzelmaßreln durchaus vertraut war, 
ſo ganz ohne Grund zu dem Urteile verſtiegen haben, daß ſchon beim Gutachten 
vom 18./19. oppofitionelle Regungen bei Prittwitz im Spiele waren? 

1) Damit hängt die Frage zuſammen, mit welchem Zeitpunkte die „Oppo⸗ 
ſition“ von Prittwitz einſetzt. Ich hatte die erſten Anzeichen einer gewiſſen Ver⸗ 
ſtimmung des Generals ihon am Nachmittage des 18. finden zu können gemeint, 
und zwar auf Grund einer Perthesſchen Aufzeichnung, die auf den Grafen Oriola 
zurückgeht, Prittwitz ſei darüber ſehr „erboſt“ geweſen, daß der König nicht per⸗ 
ſönlich bei der Übertragung des Kommandos mit ihm verhandelt habe. Thimme 
(S. 227 Anm. 4) wendet dagegen ein, daß dieſe Angabe ja auch zum „Offiziers 
klatſche“ gehöre und daher „ganz unkontrollierbar“ ſei; zum mindeſten gehe aus 
ihr noch nicht hervor, daß Prittwitz feiner Stimmung Einfluß auf ſein Handeln 
eingeräumt habe. Im allgemeinen zeigen fih aber die Gewaͤhrsmänner von 
Perthes über die Vorgänge im Lager der altpreußiſchen Partei und des Heeres 
gar nicht ſo ſchlecht informiert, und gerade was ſie über Prittwitz berichten, dem 
ſie ja ſehr nahe ſtanden, macht durchaus keinen ſo unglaubwürdigen Eindruck. 
Die Perthesſchen Aufzeichnungen ſind unbedingt nur da zu verwerfen, wo fid) 
ihre Unrichtigkeit beſtimmt nachweiſen läßt, und das iſt in der Regel der Fall, 
inſoweit ſie ſich auf den König ſelbſt beziehen. Ob und inwieweit Prittwitz ſeiner 
„Erboſtheit“ in dieſem Falle Einfluß auf ſein Handeln eingeräumt hat, laſſen wir 
mit Thimme ganz dahingeſtellt; für uns kommt es nur darauf an, nach Anhalts⸗ 
punkten zu ſuchen, um das Entftehen einer etwaigen „Verſtimmung“ des Generals 
gegen den König zu erklären, und dafür erſcheint die erwähnte Angabe nicht ganz 
belanglos. Thimme polemiſiert weiterhin (S. 222) gegen meine Annahme, daß 
ſich Prittwitz durch die Vermittlungsbeſtrebungen vom Nachmittage des 18. und 
ſpeziell durch die Siſtierung des Angriffs gegen die Barrikade vor dem köllniſchen 
Rathauſe behindert gefühlt habe; er weiſt darauf hin, daß ich ja ſelber nad: 
gewieſen habe, daß der König im allgemeinen in die militäriſche Leitung nicht 
eingegriffen habe. Auf den erſten Anſchein entbehrt dieſes Argument nicht der 
Berechtigung. Aber daß man in den Kreiſen der altpreußiſchen Partei ſchon am 
18. März die Anweſenheit des Königs in Berlin als ein Hindernis für Prittwitz 
aufgefaßt hat, geht aus den Außerungen des Miniſters v. Thile hervor: „Wie 
alles Steht. und wie die Individualität des Königs beſchaffen iſt, muß derſelbe fort 
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ſich Prittwitz nicht gerade angenehm berührt, daß der Herrſcher auf das 
ihm ſo angelegentlich unterbreitete Projekt mit keinem Worte einging; 
das klingt durch die Bemerkung am Schluſſe des Berichtes über die 
nächtliche Audienz hindurch: „S. M. der König ſchien es vermeiden zu 
wollen, auf eine gründliche und umſtändliche Erörterung dieſer An⸗ 
ſichten (nämlich über die Chancen der Fortſetzung des Barrikadenkampfes 
und die Rätlichkeit des Ausmarſches) einzugehen.“ Trotz dieſer Zurück⸗ 
weiſung ſeines Lieblingsplanes nahm Prittwitz keinen Anſtand, mit deſſen 
Ausführung bereits zu beginnen, — ein Unternehmen, deſſen Eigen⸗ 
mächtigkeit wohl ſchwerlich in Abrede geſtellt werden kann. Immerhin 
zweifelte Prittwitz noch keineswegs daran, daß der König wenigſtens zur 
Fortſetzung des Kampfes entſchloſſen ſei; er dachte, wie er ſich ſelber 
ausdrückt, „nicht an eine andere Lage der Dinge als die, welche ſich 
durch die Gefechte gebildet hatte, d. h. den entſchiedenen Kriegszuſtand 
und die daraus folgende auch räumliche Abſonderung der ſtreitenden 
Parteien, und ebenſo nicht an eine Rückkehr zu den fünf Tage lang 


und dem kommandierenden General Befehl geben, ſelbſtändig und auf ſeine Ver⸗ 
antwortung unter jeder Bedingung Berlin zur Ordnung zu bringen.“ (Preuß. 
Jahrbb. 110, S. 303.) Wie könnte Thile dieſe Forderung aufſtellen, wenn ſich 
nicht Prittwitz tatſächlich darüber beklagt hätte, daß er bisher nicht „ſelbſtändig“ 
genug und nicht genug „auf ſeine Verantwortlichkeit“ habe operieren können? Da 
nun weitere Eingriffe des Königs in die Kommandogewalt des Generals nicht 
bekannt ſind, ſo liegt es nahe, an die auf Befehl des Königs erfolgte Siſtierung 
des Angriffs auf die köllniſche Barrikade zu denken; die Annahme dürfte weiterhin 
gerechtfertigt ſein, daß überhaupt die fortwährenden Verhandlungen des Königs 
mit den Deputationen den Militärs und der altpreußiſchen Partei als ein 
Hemmnis der Operationen und ihnen daher die Entfernung des Königs als er⸗ 
forderlich erſcheinen ließen. Wenn aber, wie es mir mehr als wahrſcheinlich 
dünkt, hinter der Forderung Thiles Prittwitz ſelber ala Hintermann ſteht, ſo er⸗ 
gibt ſich daraus ein neues Argument für den von mir (S. 210 Anm. 1 und 2) 
angenommenen Zuſammenhang zwiſchen den Bemühungen von Prittwitz, die Gr- 
laubnis zum Ausmarſch der Truppen zu erlangen, und der Aktion der alt⸗ 
preußiſchen Partei behufs Entfernung des Königs und den in der Nacht vom 18. 
zum 19. dafür bereits getroffenen Vorbereitungen. Zur Kritik der Prittwitzſchen 
Relationen über die Ereigniſſe des 18. März (abends) bringe ich hier im An⸗ 
ſchluſſe an die Bemerkungen Thimmes S. 226 Anm. 1 noch eine Notiz aus den 
Nobiling⸗Prittwitzſchen Manuſkripten, nämlich eine Gloſſe Nobilings: „Alle dieſe 
Dinge find [se. bei Prittwitz] höchſt einſeitig dargeſtellt und nur die Meinung 
einiger Phantaſten [d. h. nach dem Nobilingſchen Sprachgebrauche: der Anhänger 
der altpreußiſchen Partei] iſt darin enthalten. Die allerdings nur geringe Zahl 
der Ruhigen und Beſonnenen mißbilligte das Einſchreiten mit den Waffen als 
ganz unnütz und unmotiviert. General v. Belows Außerung im Jahre 1850 in 
Gegenwart feines Schwagers, des Generals v. Wrangel, hierüber.“ 
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beſtandenen Zwitterzuſtande.“ Als er am Morgen des 19. die in⸗ 
zwiſchen vom Könige verfaßte Proklamation „An meine lieben Berliner“ 
zu Geſicht bekam, mußte er erkennen, daß auch die Aufrechterhaltung 
„des entſchiedenen Kriegszuſtandes“ nicht einmal in den Intentionen des 
Herrſchers lag. Da flammte ſeine leidenſchaftliche Erbitterung auf; er 
verbiß ſich fortan in oppoſitionellen Trotz und ſinnwidrigen Buchſtaben⸗ 
gehorſam, die durch die folgenden Ereigniſſe des Morgens, die Verhand⸗ 
lungen des Königs mit den ſtädtiſchen „Deputationen“ und den Befehl 
zum Abzuge der Truppen aus den Stellungen vor den Barrikaden, aufs 
höchſte geſteigert wurden !). 

Der oppoſitionelle Trotz des kommandierenden Generals von Prittwitz 


1) Vgl. Deutſchland uſw. S. 184 f. Thimme (S. 230 f.) erhebt gegen das 
Urteil, das ich über die Handlungsweiſe des Generals bei dieſer Gelegenheit fälle, 
Einſpruch; er findet vielmehr, daß Priltwitz ſofort „im Momente“, als er die 
Proklamation empfing, „die Weiſungen des Herrſchers angemeſſen und ver⸗ 
ſtändnisvoll ausgeführt hat, ſo wenig er auch mit ihnen einverſtanden war“. 
Zunächſt iſt zu bemerken, daß er durch die Proklamation „Weiſungen“, die er in 
eben „dieſem Momente“ auszuführen gehabt hätte, ganz und gar nicht erhielt. 
Die Proklamation wurde ihm zugeſtellt, als er eben im Begriffe ſtand, „verdächtig 
aussehende Menſchenmaſſeu“, die fih dem Verſuche der Abſperrung einiger Straßen 
widerſetzten, auseinandertreiben zu laſſen. Das wäre durchaus keine „aggreſſive 
Maßregel“ geweſen, ſondern eine Maßregel lediglich zur Aufrechterhaltung der 
Ruhe und Ordnung in den Straßen. Ein derartiges Vorgehen war ihm aber 
durchaus nicht durch die Proklamation verboten, und ebenſowenig lag es in deren 
Intentionen, wenn Prittwitz jetzt nach ihrer Kenntnisnahme davon Abſtand 
nahm. Auch wenn ein „Kriegszuſtand“ nicht oder nicht mehr beſtand, mußte 
doch auf jeden Fall für die Erhaltung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit ge⸗ 
ſorgt werden. Prittwitz führt zu ſeiner Entſchuldigung als Folge der Prokla⸗ 
mation an: „Das Abſchütteln der läſtigen Volksmenge mußte demnach vorläufig 
ausgeſetzt bleiben.“ Gerade in dieſem Ausſpruche tritt „ſeine geradezu maßloſe 
Übertreibung und Verzerrung der wahren Intentionen des Kbnigs“ deutlich zu 
Tage. Wenn der König feine Bereitwilligkeit zu Verhandlungen mit ſeinen 
Untertanen erklärte, ſo hieß das doch nicht, bedingungslos vor dem Pöbel zu 
kapitulieren und alle Inſulten des Pöbels ruhig über ſich und das Heer ergehen 
laſſen zu wollen. Gerlach fügt bei der Erzählung des Auftrittes bei der Ankunft 
der Proklamation die Worte hinzu: „Jede Maßregel unterblieb nun;“ deutlich 
ſchimmert dadurch der Tadel über das Verhalten von Prittwitz hindurch. Auch 
die Mitteilungen des Generals von Griesheim über dieſelbe Szene ſind nicht 
kurzerhand abzuweiſen; auch von ihnen gilt, was ich im Anfange der Anm. 1 
S. 212 über die Notiz des Grafen Oriola geſagt habe; beſonders wertvoll ift 
Griesheims Außerung über den leidenſchaftlichen und auffahrenden Charakter von 
Prittwitz, die uns auch durch andere Zeugniſſe beſtätigt wird. Hier darf ſchon 
zur Erklärung des Generals von Prittwitz die „pſychologiſche Analyſe“ in ihre 
Rechte treten, zumal da wir hier poſitive Quellenangaben beſitzen. 
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iſt die unmittelbare Urſache des „Sieges der Revolution“, d. h. des 
Eindringens des Pöbels in das Schloß und der dadurch bewirkten De⸗ 
mütigungen des Königs, geworden. Nach Möglichkeit ſucht nun Oncken 
Prittwitz in dieſer Hinſicht zu entlaſten; er entſchuldigt die Oppoſition 
des Generals gegenüber dem Könige durch das Argument: „Die Aus⸗ 
übung der militäriſchen Mittel fordert in ihrem Bereiche eine durch 
keinerlei Eingriffe von anderer Seite beeinträchtigte einheitliche Ver⸗ 
antwortlichkeit.“ Ich kann dieſem Satze in ſeiner Allgemeinheit nicht 
beiſtimmen. Sowohl im Kampf gegen den äußeren Feind als auch im 
Inneren iſt die Armee lediglich das Inſtrument der Politik, und die 
beſten militär⸗techniſchen Erwägungen haben ſich der von höchſter poli- 
tiſcher Stelle erteilten Direktive unterzuordnen, wenn politiſche Rück⸗ 
ſichten andere Mittel und Wege ratſam erſcheinen laſſen. Dem Inhaber 
der Kommandogewalt, der darin eine ſchwere Gefährdung oder gar voll: 
ſtändige Vereitelung der militäriſchen Aktion erblickt, bleibt dann eben 
nichts anderes übrig, als dieſe ſeine Anſicht dem Kriegsherrn vorzu⸗ 
tragen, die Verantwortlichkeit für den Gang der Dinge, inſoweit er durch 
jenen höchſten Befehl beſtimmt wird, abzulehnen und eventuell ſein 
Kommando niederzulegen. In dem vorliegenden Falle war durch die 
Eingriffe des Königs wohl eine gewiſſe Erſchwerung der militäriſchen 
Aufgabe des Kommandierenden bewirkt, die fich indes bei einigem guten 
Willen, Takte und Geſchick überwinden ließ; keineswegs jedoch ſah ſich 
der General vor ein Problem geſtellt, an dem alle militäriſche Kunſt 
hätte ſcheitern müſſen. Bei den untergebenen Offizieren kann das Feſt⸗ 
halten an ſogenannten „militäriſchen Imponderabilien“ im Falle ent⸗ 
gegengeſetzter Direktive von oben noch viel weniger als eine „berechtigte, 
ſogar notwendige Triebkraft“ anerkannt werden. In entſcheidenden 
Momenten kann auch das Heer eine Stellung und Bedeutung, ſowie 
Rückſichtnahme auf das ſpezifiſch⸗militäriſche Intereſſe und Moment 
nur inſofern beanſpruchen, als ſich das mit den allgemeinen ſtaatlichen 
Zwecken, Bedürfniſſen und Erforderniſſen verträgt. Dem Könige, der 
den zwiſchen ſeiner Politik und der Tragweite des Prittwitzſchen Vor⸗ 
ſchlages obwaltenden Gegenſatz fehr wohl erkannte, kann freilich der 
ſchwere Vorwurf nicht erſpart werden, daß er nicht kräftig durchgriff, 
den General über ſeinen eigenen Willen durchaus nicht im Zweifel ließ 
und beſtimmte Unterordnung ausdrücklich von ihm heiſchte. Aber das 
war eben nicht ſeine Art; hier ſtoßen wir wieder auf das individuell⸗ 
pſychologiſche Moment. Er hörte des Generals Vorträge und Rat- 
ſchläge an, ohne ſich darüber zu äußern oder die eigenen Intentionen 
ſcharf und klar auszuſprechen; anſcheinend wohlwollend oder gar durd- 
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aus teilnahmslos (vergl. Preuß. Jahrb. a. O., S. 419, Anm. 45) ließ 
er den General reden — offenbar deshalb, weil er den Straßenkämpfen 
und Tumulten überhaupt wenig Wert beilegte und wirklicher Gefahr 
ſich nicht beſorgte. Daß Prittwitz aus ſolcher Behandlung, die eine 
gewiſſe Mißachtung in ſich ſchloß, gerechtfertigten Anlaß zu Verſtimmung 
nehmen konnte, iſt zuzugeben, und die von Oncken (S. 556 f.) ange⸗ 
führten Momente find zur Erklärung ſeines Verhaltens am Morgen des 
19. März ſehr wohl geeignet. Aber alles das „erklärt“ doch nicht ſeine 
ungenügende Beſetzung des Schloſſes am Mittage dieſes Tages unter 
Nichtbeachtung des mehrfachen und ausdrücklichen Befehles des Königs, — 
geſchweige denn, daß es im ſtande wäre, dieſe auch, rein militäriſch be⸗ 
trachtet, ſchwere Unterlaſſungsfünde zu entſchuldigen oder zu rechtfertigen. 
Ich kann allerdings in der vom Könige verfügten Zurückziehung vom 
Alexanderplatze, falls die Barrikaden dort eingeebnet würden, einen ſo 
ſchweren Fehler nicht finden: denn wenn dort die Barrikaden fielen, 
was ſollten dann noch die Truppen? Daß dadurch ein „Loch in die 
ganze Aufſtellung, in den einheitlichen Plan“ geriſſen wurde, iſt wieder 
eine einheitliche Hervorhebung der militär⸗techniſchen Geſichtspunkte; auch 
ſtand man kaum noch anderswo vor „der Ausſicht auf Fortführung des 
Kampfes“. Die Gefangennahme des Generals von Möllendorf war auch 
keineswegs ohne weiteres eine Folge der Zurückziehung der Truppen, 
ſondern der eigenen Unvorſichtigkeit und übergroßen Vertrauensſeligkeit 
dieſes Offiziers. 

Der ſoeben kritiſierten Anſicht Onckens nähert ſich (S. 48 f.) 
Meinecke, wenn er „den Rückzugsbefehl des Königs an ſich, auch ohne 
die groben Verſäumniſſe der Ausführung (durch Prittwitz], verhängnis⸗ 
voll“ nennt, und zwar deshalb, weil die Zurückziehung der fiegreichen 
Truppen geeignet war, „den Glauben an die Tatkraft des Königs, Au: 
mal bei den Fürſten, zu erſchüttern“. Auf die Entſchließungen der 
Fürſten haben, wie es ſich beſtimmt nachweiſen läßt, entſcheidend ganz 
andere Motive eingewirkt. Wenn Meinecke behauptet, die perſönliche 
Demütigung des Königs am Nachmittage des 19. März habe „ihren 
ſchlimmen Charakter“ durch ihren Zusammenhang mit dem vorausge— 
gangenen Rückzugsbefehle erhalten, ſo iſt gerade das Umgekehrte richtig: 
der Abmarſch der Truppen aus den Stellungen vor den Barrikaden er: 
hielt ſeinen „ſchlimmen Charakter“ erft durch die nachher erfolgte Ze: 
mütigung des Königs und durch den Ausmarſch der Truppen aus 
Berlin; ohne dieſe beiden letzteren Momente wäre jenes erſtere eine 
Epiſode ohne größere Tragweite geblieben, und ohne ſie wäre des Königs 
„politiſcher Kredit“ überhaupt nicht „erſchüttert“ worden. Im übrigen 
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iſt es eine arge Übertreibung, den Abmarſch der Truppen aus den 
Stellungen vor den Barrikaden als „einen freiwilligen Rückzug vor der 
Revolution“ zu bezeichnen. Denn der Kampf hatte bereits aufgehört, 
als die Soldaten abrückten. Zwar waren die Barrikaden noch nicht 
niedergelegt, ſondern ſie blieben als Verkehrshindernis noch bis zum 
Abende ſtehen, aber verlaſſen und unbeſetzt. Etwas Demütigendes konnte 
in dieſer Maßregel niemand erblicken, ſondern lediglich die Wiederherſtellung 
des Friedens, und ſo wurde ſie tatſächlich von der Berliner Bürgerſchaft 
aufgefaßt. Und ſelbſt nach der Demütigung vom 19. konnte der König 
die Fürſten noch haben, — wenn er nur ernſtlich wollte. Das „Ver⸗ 
hängnisvolle“ in dieſer Hinſicht lag nicht in der Zurückziehung der 
Truppen am Vormittage des 19. März, ſondern in der Preisgabe des 
Kongreßprojektes und im ganzen politiſchen Syſteme Preußens nach der 
Entlaſſung von Canitz. Durch die von Meinecke ſelbſt dankenswert bei⸗ 
gebrachten Zeugniſſe (a. O. S. 47 Anm. 2 und S. 48 Anm. 2) wird 
meine Auffaſſung des Verhaltens von Prittwitz beſtätigt. Meinecke iſt 
freilich, was Prittwitz und ſeine Geſinnungsgenoſſen anbetrifft, der An⸗ 
ſicht, daß ich „zu ſtark mit dem Begriff einer ‚Militärpartei‘ operiere“, 
und bemerkt: „daß z. B. die ‚gefamte Militärpartei‘ Prittwitz zu ent⸗ 
laſten verſucht habe (S. 267), wird durch Rachfahls eigene Ausführungen 
auf der folgenden Seite ſchon widerlegt.“ Von den auf S. 268 meines 
Buches namhaft gemachten Militärs (Krauſeneck, Natzmer und Gerlach) 
iſt aber nur Gerlach als zur „Militärpartei“ gehörig zu rechnen, und 
ihn gerade nehme ich, was ſein Urteil über Prittwitz angeht, ausdrücklich 
von ſeinen Parteigenoſſen aus. Im übrigen gebe ich zu, daß man beſſer 
von einer „altpreußiſchen Partei“ ſpricht, da die neueren nationalen 
Tendenzen ſelbſt im Militär bis zur Generalität hinauf zahlreiche An⸗ 
hänger hatten. Immerhin entbehrt ja auch der Ausdruck „Militär⸗ 
partei“ inſofern nicht ganz der ſachlichen Berechtigung, als der Kern 
dieſer Partei tatſächlich aus hohen Militärs beſtand, und als die Aufrecht⸗ 
erhaltung der militäriſchen Prärogative, ſowie des ſpezifiſch-militäriſchen 
Charakters, wie er bisher dem preußiſchen Staate zu eigen geweſen war, 
ihr weſentliches Ziel war. 

Den umfaſſendſten und am weiteſten gehenden Verſuch zur Recht⸗ 
fertigung des Generals von Prittwitz hat Thimme unternommen. Wir 
haben uns ſchon mit ſeiner Anſicht auseinandergeſetzt, daß bis zum Morgen 
des 19. überhaupt keine Spur von oppoſitioneller Verſtimmung bei ihm 
gegen den König zu bemerken ſei. Was nun weiterhin ſein Verhalten 
am 19. anbelangt, ſo leugnet Thimme zwar nicht, daß ſich Prittwitz — 
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und zwar mit gutem Grunde!) — an dieſem Tage zwar von einer 
„inneren Oppoſition“ gegen den Monarchen nicht freigehalten habe; 
deshalb aber habe ſich Prittwitz dennoch, jo behauptet Thimme (S. 230 ff.) 
zu keiner „äußeren Oppoſition“ hinreißen laſſen, ſondern „den Weg des 
vollen und uneingeſchränkten Gehorſams“ gewählt. In feinen Erörte⸗ 
rungen aber übergeht Thimme den wichtigſten Punkt, nämlich die Nicht⸗ 
beſetzung von Schloß, Zeughaus uſw. trotz ausdrücklichen Befehles des 
Königs 2): das war die einzige poſitive militärische Maßregel, die in der 
Proklamation an die Berliner ausdrücklich angeordnet und vorhergeſehen 
war, und ſelbſt dieſes Wenige wurde von Prittwitz verabſäumt. Man 
darf ſogar getroſt behaupten: ſelbſt wenn dieſe Maßregel nicht aus⸗ 
drücklich vom Könige ſtatuiert worden wäre, hätte ſie Prittwitz aus 
eigener Initiative treffen müſſen: denn der Schutz und die Sicherheit der 
Perſon des Monarchen iſt die erſte und vornehmſte Aufgabe der Truppen 
in ſolchem Falle. An dieſem Punkt ſcheitern alle Bemühungen, das 
Verfahren von Prittwitz zu entſchuldigen und als tadelfrei hinzuſtellen. 


1) Eben wegen der Durchkreuzung der militäriſchen Operationen durch die 
Proklamation des Königs und ſeine weiteren Verhandlungen mit den „Deputa⸗ 
tionen“. Vgl. über die Berechtigung dieſes Momentes meine Bemerkungen S. 213 ff. 
(gegen Oncken) und Anm. 2 S. 209. 

2) S. 209 Anm. 4 meint Thimme, bei der ſonſtigen Unzuverläſſigkeit Bodel⸗ 
ſchwingh fei es möglich, daß diefer „den in dem anfänglichen Beſchluß enthaltenen 
Zuſatz, daß das Schloß, die Zeughäuſer und andere öffentliche Gebäude mit ſtarker 
Hand beſetzt bleiben ſollten, irrtümlich auch in die ſpätere Wiedergabe des von 
ihm überbrachten Befehls übernommen hat, ohne daß dieſer Zuſatz in dem tat- 
ſächlich überbrachten Beſcheide enthalten geweſen wäre“; er macht darauf auf⸗ 
merkſam, daß von allen unmittelbaren Berichterſtattern außer Bodelſchwingh nur 
Natzmer dieſen „Zuſaß“ anführt, und daß dieſer vielleicht durch Bodelſchwinghs 
Artikel in der Kreuzzeitung vom November 1848 „in feiner Erinnerung irre 
geführt ſein könne“. Das iſt eine bloße Vermutung, die ſogar der Wahrſchein⸗ 
lichkeit entbehrt. Es fehlt uns jeder Anhaltspunkt dafür, daß Natzmer den Bodel⸗ 
ſchwinghſchen Artikel gekannt oder benutzt hat; anderſeits war Natzmer „Ohren⸗ 
zeuge“, und ſein ganzer Bericht über den Morgen des 19. macht ſchon wegen 
der darin enthaltenen Irrtümer den Eindruck, daß er ſich auf eigener Erinnerung 
aufbaut. Wenn Bodelſchwingh irrtümlich in feiner Relation Melen „Zuſatz“ Hingu: 
gefügt hätte, ſo wäre er ohne Zweifel bei der Wichtigkeit gerade dieſes Punktes 
in den literariſchen Erörterungen korrigiert worden, die ſich in der nächſten Zeit 
zwiſchen den Hauptbeteiligten entſpannen. Daß Prittwitz bei der Bodelſchwingh⸗ 
jhen Erklärung wahrſcheinlich nicht im Sternenſaale zugegen war, habe ich 
übrigens ſelbſt hervorgehoben (Preuß. Jahrbb. 110, S. 430 Anm. 57). Zur 
Entſchuldigung gereicht ihm das freilich nicht, weil er vom Kriegsminiſter v. Rohr 
noch einmal nachdrücklich auf die Notwendigkeit der Sicherung des Schloſſes auf⸗ 
merkſam gemacht wurde. 
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Wenn Thimme weiterhin (S. 233) anführt, daß der durch Bodelſchwingh 
überbrachte Beſcheid des Königs auf die Naunynſche Deputation Prittwitz 
erſt recht „im Glauben beſtärken mußte“, daß die Proklamation an die 
Berliner „fortdauernd die Richtſchnur ſeines Handelns zu bilden habe“, 
ſo gibt er dadurch ſelber die Unhaltbarkeit ſeines Urteils über Prittwitz 
zu. Denn wenn Prittwitz ſonſt an der Proklamation feſthielt, ſo mußte 
er ſich deren Weiſung betreffend die Beſetzung des Schloſſes, Zeug⸗ 
hauſes uſw. erſt recht aufs feſteſte einprägen, — abgeſehen davon, daß 
er auf die Notwendigkeit dieſer Maßregel von autoritativer Stelle — 
nämlich durch den Kriegsminiſter — rechtzeitig und ausdrücklich auf⸗ 
merkſam gemacht worden war. 

Für den Hiſtoriker iſt es die „Hauptfrage“, ſo ſagt Thimme 
(S. 234 f.), „welche Motive Prittwitz bei feinem Tun und Laſſen geleitet 
haben, ob es weſentlich ſeine militäriſche Überzeugung war, ob Gehorſam 
und Unterordnung unter den Willen des Königs, oder ob Trotz und 
Leidenſchaft“. Indem er leugnet, daß Trotz und Leidenſchaft im Spiele 
waren, will er nur die vorher genannten Motive als vorhanden an⸗ 
erkennen. Aber mit dieſer Anſicht werden doch nicht alle Schwierigkeiten 
gehoben. Läßt ſich die Nichtbeſetzung von Schloß, Zeughaus uſw. aus 
„militäriſcher Überzeugung“, aus Gehorſam und Unterordnung unter den 
Willen des Königs erklären? Welche Rolle hat bei dieſer Unterlaſſungs⸗ 
jinde etwa das „Streben nach möglichſter Abſonderung des Militärs 
von der Bevölkerung“ geſpielt? Und ſelbſt wenn man zugeben würde, 
daß Gründe der militäriſchen Überzeugung, die freilich höchſt fragwürdiger 
Art geweſen ſein müßten, dabei wirkſam waren, ſo würde man doch 
ſchwerlich behaupten können, daß der General dabei „den Weg des vollen 
und uneingeſchränkten Gehorſams wählte“. Durch dieſe beſchönigende 
Redensart könnte es höchſtens bemäntelt werden, daß er die Truppen 
gegen die Inſulten des Pöbels nicht einſchreiten ließ; aber dann hätten 
wir es eben wieder mit jenem Buchſtabengehorſam zu tun, der durch 
Sinnwidrigkeit ins Gegenteil verkehrt wird. Wenn ich dieſer Auffaſſung 
hier Raum gebe, ſo handelt es ſich dabei nicht um ein ſubjektives Urteil 
meinerſeits; denn es laffen fich poſitive Quellenzeugniſſe dafür beibringen, 
daß das Verhalten des Generals in dieſer Hinſicht keineswegs korrekt 
und nicht einmal als durch den Drang der Umſtände geboten erſchien !). 
Prittwitz behauptet, er habe am Vormittage des 19. März vor „der 
Alternative“ geſtanden, entweder „zu gehorchen, dann aber auch ganz 


) Vgl. die Bemerkungen Nobilings, eines Prittwitz ſonſt ſehr wohlwollend 
gefinnten Mannes, Preuß. Jahrbb. 110, S. 428 f. 
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und ohne Einſchränkung, oder ſich aus eigener Machtvollkommenheit 
zwiſchen den König und die Einwohnerſchaft zu ſtellen“. Schon der 
ſonderbare Ausdruck „ganz und ohne Einſchränkung“ deutet darauf hin, 
daß Prittwitz es für nötig hält, dem Vorwurfe zuvorzukommen, ſein 
„Gehorſam“ ſei ein allzu formeller und daher nur äußerlicher Art ge⸗ 
weſen, keineswegs dem Sinne der Intentionen des Königs angepaßt. 
Und ſelbſt Thimme kann ſich im Grunde dieſer Erkenntnis und Beur⸗ 
teilung nicht verſchließen; ſagt er doch ſelbſt (S. 236): „Das freilich 
kann nicht zweifelhaft ſein, daß bei Prittwitz die militäriſchen Rückſichten 
den Vorrang ſelbſt vor der Rückſicht auf die königlichen Wünſche be⸗ 
haupteten“; er gibt zu, „daß für ihn nicht regis voluntas, ſondern 
salus ac honor militaris die suprema lex war“. Aber auch für den 
Militär, und für ihn erſt recht, muß der Wille des Königs das höchſte 
Gebot ſein, und wenn wir unbefangen die Sachlage prüfen, ſo werden 
wir finden, daß bei der mangelnden „Rückſicht auf die königlichen 
Wünſche“, oder richtiger geſagt, bei der „inneren und äußeren Oppo⸗ 
ſition“ des Generals nicht nur „militäriſche Rückſichten“, ſondern auch, 
als er dieſelben an höchſter Stelle hintangeſetzt erblickte, perſönliche 
Motive, nämlich Groll und leidenſchaftliche Aufregung, mitwirkten; die 
ungenügenden Anordnungen für die Sicherung des Schloſſes ſind jeden⸗ 
falls auf die Rechnung eines mit unter dem Einfluſſe dieſer Stimmung 
entſtandenen Mangels an Umſicht, Entſchloſſenheit und Tatkraft zu 
ſetzen!). Wenn er auch nur die Portale und die Paſſage durch das 
Schloß geſperrt hätte (wofür die im Schloſſe befindlichen Truppen aus⸗ 
gereicht hätten), ſo hätte die „Kataſtrophe“ vermieden werden können?). 


1) Thimme betont (S. 235 Anm. 1), Prittwitz habe die Truppen ſich gar 
nicht „verkrümeln“, vielmehr in geſchloſſener Ordnung abrücken laſſen. Ganz 
richtig! Aber Prittwitz hat ſelbſt dieſen Ausdruck zuerſt vom Abzuge der Truppen 
von den Schloßplätzen gebraucht. Allerdings trifft er ſachlich — darin hat 
Thimme durchaus recht — gar nicht zu; Prittwitz wandte ihn aber an, um ba: 
durch ſeine Schuld an der Entblößung des Schloſſes zu bemänteln. 

2) Vgl. auch die Urteile von Minutoli und Nobiling über die Maßregeln 
von Prittwitz, betreffend die Verteidigung des Schloſſes, Preuß. Jahrbb. 110, 
S. 438 f.: insbeſondere hebt Minutoli hervor, daß auch die Zurückziehung der 
Truppen von den Schloßhöfen gegen den Befehl des Königs war. An Befehlen 
hat es der König wahrlich nicht fehlen laſſen, nur daß Prittwiß fie nicht befolgt 
hat. Beide heben auch hervor, daß das paſſive Verhalten der Truppen gegenüber 
den Inſulten des Pöbels unnötig war. Vgl. auch meine Bemerkungen ebd. S. 442 
Anm. 68 und 70. Charakteriſtiſch iſt es auch für den kommandierenden General, 
deſſen Obhut die Perſon des Königs anvertraut war, daß er ſich gerade in den 
Stunden der Gefahr „in Zivilkleidern“ aus dem Schloſſe entfernte (ebd. S. 445). 
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Daß des Generals Verhalten durchaus nicht einwandfrei war, 
geſteht auch Thimme ein; aber indem er — allzu einſeitig — dafür 
lediglich deſſen mangelnde Intelligenz, nämlich ſein abſolutes Unver⸗ 
ſtändnis für alles, was über das Reinmilitäriſche hinausging, zur Er⸗ 
klärung heranzieht, faßt er ſein letztes Urteil (S. 238) in dem Satze 
zuſammen: „Was man auch immer dem General von Prittwitz vor⸗ 
werfen mag, es fällt alles mehr oder weniger auf Friedrich Wilhelm 
zurück.“ Oder, wie es an einer anderen Stelle (S. 236 Anm. 3) 
heißt: „Rachfahl nennt das Verhalten Prittwitz, betreffend die Ver⸗ 
teidigung des Schloſſes, ſchwächlich. Ganz recht, aber es beruht auf dem 
ſchwächlichen Verhalten des Königs.“ Mag nun aber die Haltung des 
Königs während der Revolution noch ſo ſchwächlich geweſen ſein, mag 
er im einzelnen noch ſo unklare, widerſpruchsvolle und ſchwer ausführ⸗ 
bare Anordnungen erlaſſen haben, — in einem Punkte hat er eine 
ganz beſtimmte, eindeutige und militäriſch einfache Weiſung gegeben, 
und ſie bezieht ſich gerade auf „die Verteidigung des Schloſſes“. Gerade 
in dieſem einen Punkte — und ſollte es ſelbſt der einzige fein — laſſen 
ſich die Verfehlungen der Untergebenen nicht auf ein Verfagen der Ent- 
ſcheidung an höchſter Stelle zurückführen, und gerade dieſer Punkt iſt 
der entſcheidende; denn durch ihn ift das herbeigeführt worden, was man 
den „Sieg der Revolution“ in Berlin genannt hat. Alle anderen Um⸗ 
ſtände, die Thimme anführt, um eben hierin die Verantwortung von 
Prittwitz auf den König abzuwälzen, haben keinen Beſtand, — ſo wenn 
er dem Könige vorwirft, er habe es unterlaſſen, „dem mangelnden Ver⸗ 
ſtändniſſe des Generals durch fortlaufende und genaue Direktiven aufzu⸗ 
helfen, ſowie deſſen Fehler zu korrigieren“. Bis zum Momente des 
Abmarſches der Truppen aus den Stellungen vor dem Schloſſe hatte 
Prittwitz keinen Fehler begangen, der dem Könige bekannt geworden 
wäre, den er hätte korrigieren, oder auf Grund deſſen er den General 
hätte von ſeinem Kommando entheben ſollen. Und als die Truppen aus 
dieſer Poſition abmarſchierten, warum ſollte da der König „Einhalt“ 
gebieten? Mit dieſem Abmarſch brauchte ja doch noch keine voll⸗ 
kommene Entblößung des Schloſſes verbunden zu ſein. Allerdings wäre 
noch im letzten Momente die Heranziehung einiger Bataillone zur Ver⸗ 
ſtärkung der Schloßbeſatzung wohl möglich geweſen; aber es war doch 
nicht die Sache des Königs, die Stärke der Schloßbeſatzung zu prüfen 
und für etwaigen Erſatz zu ſorgen, ſondern die des Kommandierenden, 
dem die Sicherung des Schloſſes die höchſte Pflicht und zumal noch 
ausdrücklich vom Könige und vom Kriegsminiſter anbefohlen war; der 
war freilich ſeiner Aufgabe ſo wenig gewachſen und widmete ihr ſo ge⸗ 
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ringe Sorgfalt, daß er nicht einmal darüber orientiert war, wieviel Truppen 
fich überhaupt im Schloſſe befanden (vergl. Deutſchland uſw. S. 242 f.). 
Das iſt denn doch eine unbillige Forderung, von einem Herrſcher zu 
verlangen, fih um ſolche Einzelheiten dauernd zu bekümmern: follte er 
nicht das Recht haben, in dieſen Stücken ſeinen Hilfsorganen vertrauen 
zu dürfen? Ein kommandierender General, der ſelbſt hierin unzuverläſſig 
iſt und einer beſtändigen Kontrolle ſeitens ſeines königlichen Kriegsherrn 
bedarf, ſtellt wohl allerdings in Preußen glücklicherweiſe eine Ausnahme 
dar. Keineswegs iſt es oder war es je meine Abſicht, die Fehler und 
Schwächen, die Friedrich Wilhelms IV. Auftreten ſowohl auf dem Ge- 
biete der deutſchen Politik als auch gegenüber dem Berliner Aufſtande 
im März 1848 zeigte, zu verdecken und zu beſchönigen. Die Über- 
tragung des Oberbefehls an Prittwitz war ſowohl vom politiſchen Stand⸗ 
punkte als auch in Anbetracht der Perfönlichkeit des Generals ein arger 
Mißgriff; die Art und Weiſe ſeiner Kommandoführung überſtieg freilich 
bei weitem alles, was der König irgendwie hätte vorausſehen können. 
Nachdem er ihn nun aber einmal damit betraut hatte, mußte er engere 
Fühlung mit ihm unterhalten, ihn zu beſſerem Verſtändniſſe für ſeine 
Intentionen heranziehen und anleiten. Es kann endlich nicht geleugnet 
werden, daß ſich am Nachmittage des 19. März, als im Schloſſe alles 
ohne Ausnahme den Kopf verlor, auch der König von der allgemeinen 
Panik überwältigen ließ. Anſtatt Ruhe und Beſonnenheit zu bewahren 
und, was ſo ſchwierig durchaus nicht war, durch einige kaltblütige und 
(man verzeihe das Wort) ſchneidige Maßnahmen die vou ſeinem Generale 
begangenen Fehler wieder gut zu machen, ließ er ſich von der Gefahr 
brechen. Dieſe innere „Gebrochenheit“ des Königs zu leugnen, iſt mir 
nic in den Sinn gekommen; nur dagegen habe ich mich gewandt, daß man 
ſie allzufrüh ſchon feſtſtellen zu können meinte. Vor dem Mittage des 
19. März wird das Verhalten Friedrich Wilhelms IV. gegenüber dem 
Aufſtande ſeiner Hauptſtadt wahrlich nicht durch die Stimmung der 
„Gebroch enheit“ charakteriſiert, ſondern eher dadurch, daß er die Sache 
allzuwenig ruft nahm. Als aber die Gefahr wirklich eintrat, über 
ſchätzte er ſie, und ſein bisheriges Selbſtvertrauen und ſeine Zuverſicht 
erlitten einen allzu ſtarken Rückſchlag. Daß dieſe Gefahr eintreten 
konnte, dafür fällt die Verantwortung allerdings einzig und allein 
Prittwitz zu. Auf einem ganz anderen Brette ſteht freilich die eigentliche 
„Kataſtrophe des preußiſchen Staatsweſens“ in jenen Tagen, die, wie 
ich ſtets betont habe, mit dem „Siege der Berliner Märzrevolution“ 
nur in einem ſehr loſen und mittelbaren Zuſammenhange ſteht, nämlich 
das Scheitern jener Phaſe der deutſchen Politik Preußens, deren Träger 
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in der Hauptſache der Graf Canitz war: wem dafür meines Erachtens 
die Verantwortung zufällt, darüber habe ich niemals einen Zweifel 
gelaſſen 1). — — 

Durch den Ausmarſch der Truppen aus Berlin am Abende des 
19. März und in den folgenden Tagen wurde der Eindruck des „Sieges 
der Revolution“ vervollſtändigt. In meinem Buche hatte ich (S. 247ff.) 
die Anſicht ausgeſprochen und begründet, daß die Militärs der alt⸗ 
preußiſchen Partei gegen den ausdrücklichen Willen des Königs den Aus⸗ 
marſch der Truppen betrieben und angeordnet hätten, um den König 
zum Verlaſſen der Stadt zu nötigen. Thimme (a. O. S. 236) beſtreitet 
zunächſt, daß der König das Verbleiben der Truppen in der Stadt aus— 
drücklich gewünſcht habe. In der Relation des Generals von Prittwitz 
heißt es über dieſen Punkt: „General von Prittwitz kam auf das Schloß 
und fand, daß man aller Gegenvorſtellungen ungeachtet die Anſicht feſt⸗ 
hielt, daß die Truppen in den Kaſernen bleiben müßten. Der König 
war nicht ſichtbar, der mehr als niedergebeugte Kriegsminiſter ebenfalls 
nicht“ (Preuß. Jahrb. 110, S. 451). Aus dieſer Stelle geht bervor, 
daß der König und der Kriegsminiſter zwar nicht perſönlich mit Prittwitz 
in dieſer Sache verhandelt haben; aber wer „im Schloſſe“ war wohl 
befugt, den Wünſchen und Dispofitionen des kommandierenden Generals 
ein Veto entgegenzuſtellen, wenn nicht der König ſelbſt? Daß Prittwitz 
die Truppen aus der Stadt ausmarſchieren ließ, wird ja auch von 
Thimme als ein Akt des Zuwiderhandelns „gegen den Wunſch und 
Willen des Königs“ anerkannt, und ohne Zweifel hatte der Beſcheid, 
den Prittwitz „im Schloſſe“ empfing, die Bedeutung einer „ausdrück⸗ 
lichen Willensäußerung des Königs“, wenn er auch nicht dem General 
vom Herrſcher perſönlich erteilt wurde. Vom Vorwurf direkten Uns 
gehorſams vermag Prittwitz hier nicht freigeſprochen zu werden. Thimme 
widerſpricht weiterhin meiner Anſicht, daß der Zweck der Entfernung der 
Truppen aus der Stadt in dem Streben auch nach Entfernung des 
Königs aus Berlin zu ſuchen ſei. Nur als eine „Vermutung“ (Deutſch⸗ 
land uſw. S. 250) habe ich urſprünglich dieſe Meinung geäußert; als 
ſolche entbehrt fie aber keineswegs aller „Anhaltspunkte“ (ebd. S. 249f.). 
Daß fih übrigens Nobiling an manchen Stellen in anderem Sinne aug- 
ſpricht e), ift mir ſehr wohl bewußt; ich habe lediglich behauptet, daß 


8 1) Vgl. meine Bemerkungen in der Hiſtoriſchen Viertelsjahrsſchrift 1902 
211 ff. 

2) Aber ſelbſt Nobiling, ſo ſehr er ſonſt in dieſer Frage wenigſtens den 
Verſicherungen von Prittwitz, betreffend die Erſchütterung der Disziplin, Folge zu 
leiſten geneigt iſt, kann ſich nicht verhehlen, daß zwiſchen dem Ausmarſch der 


trotzdem die in feinem Manufkript enthaltenen Ausführungen zu dieſem 
Punkte geeignet ſind, meine „Vermutung“ zu ſtützen. Denn das 
Material, das er in feinen Gloſſen zu den betreffenden Partien der Pritt- 
witzſchen Darlegungen zuſammenſtellt, beweiſt m. E., daß es ſich in den 
Fällen, wo Prittwitz entweder Disziplinloſigkeit der Truppen oder Ge- 
fährdung der Kaſernen durch den Pöbel konſtatieren zu dürfen glaubt, 
um Übertreibungen und nichtige Vorwände handelt. 

Zur Frage des Ausmarſches der Truppen aus Berlin iſt im Mai⸗ 
hefte 1903 der Preußiſchen Jahrbücher eine Erklärung des General- 
kommandos des Gardekorps erſchienen, worin entgegen dem Urteile 
Nobilings der Nachweis verfucht wird, daß die Disziplin bei den Truppen, 
inſonderheit bei den Grenadier-Bataillonen des Kaiſer-Alexander⸗ 
Regiments, keineswegs derart erſchüttert war, daß ſie deshalb aus der 
Stadt zurückgezogen werden mußten. Auch ich finde, daß Nobiling unter 
dem Eindrucke der Mitteilungen des Prittwitzſchen Manuſkriptes, wenn⸗ 
gleich die von ihm wiedergegebenen Einzeltatſachen ſchwerlich anfechtbar 
ſind, in ſeinem Kommentare zur Prittwitzſchen Relation die Gefahr der 
Indisziplin der Truppen zu hoch anſchlägt. In dem eingeſandten 
Artikel findet ſich weiterhin der Paſſus: „Übrigens ſchränkt Nobiling fein 
Urteil bezüglich der Disziplinlockerung ein, ſoweit es nicht die beiden 
Grenadier⸗Bataillone des Kaiſer⸗Alexander⸗Regiments betrifft. Er ſucht 
ſpäter zu beweiſen, daß die Regimentskommandeure ohne ernſten Grund 
die Lockerung der Disziplin als Vorwand für den Ausmarſch vorgegeben 
hatten. Dieſe Behauptung zeugt von geringem Verſtändnis deſſen, 
was der preußiſche Soldat ‚Die Ehre feines Truppenteiles nennt. Wo 
findet ſich ein Regimentskommandeur, der leichten Herzens melden würde: 
‚Die Disziplin in meinem Regimente iſt nicht mehr aufrecht zu erhalten“! D 
Nun ift es eine Tatſache, daß auf Grund einer Beratung mit den höheren 


Truppen und dem Drängen der altpreußiſchen Partei auf Abreiſe des Königs ein 
Zuſammenhang obwaltete; vgl. Preuß. Jahrbb. 110, S. 454 f.: „Wahrſcheinlich 
auf einen geheim gehaltenen und den Führern der Truppen auch nicht mit⸗ 
zuteilenden Plan zur Abreiſe des Königs ſollte das Gardeküraſſierregiment nicht 
vor dem folgenden Morgen abmarſchieren“; ferner S. 456: „Der General v. Rauch 
giebt eine ſo übertriebene Schilderung von der Möglichkeit eines maſſenhaften An⸗ 
griffes durch Horden, daß man in Verbindung mit ſeiner ſtelen Anſicht, die Ab⸗ 
reiſe des Königs zu bewerkſtelligen, ſowie daß er ſelbſt zum Theil den Befehl zum 
Abmarſch der Truppen überbracht hat, entſchieden dafür halten muß, daß er aus 
eigener Machtvollkommenheit die letztere Maßregel bewirkt hat und ſeine Angaben 
zur Beſchönigung und Rechtfertigung derſelben dienen ſollen: Bekannt iſt, daß der 
König am heutigen Tag [21. März] ſich auf das Schärfſte über den gegen 
ſeinen Willen geſchehenen Abmarſch der Truppen ausgeſprochen hat.“ 
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Offizieren am Vormittage des 20. März Prittwitz die Regiments⸗ 
kommandeure zum Auszuge aus der Stadt ermächtigte, falls die Dis⸗ 
ziplin der Truppen es nötig mache, oder falls die Kaſernen nicht mehr 
ohne ernſtlichen Waffengebrauch gegen das Volk zu halten wären. In 
der Tat machten die Regimentskommandeure von dieſer Erlaubnis bald 
Gebrauch, und zwar zum Teil ausdrücklich unter der Meldung (z. B. 
bei den Garde-Dragonern): „Man mußte für die Disziplin fürchten.“ 
Indem nun die erwähnte Berichtigung die Nachrichten von der Disziplin— 
loſigkeit der Truppen beſtreitet, während doch ſolche Meldungen wirklich 
ergangen ſind, ſtellt ſie ſich ſelber auf den Standpunkt, den ſie bei 
Nobiling urgiert, daß nämlich der Ausmarſchbefehl tatſächlich ohne ge- 
nügenden Grund erteilt wurde. Gegen poſitive Quellenangaben iſt mit 
Gefühlsargumenten nichts ausgerichtet. Im übrigen wird die Glaub- 
würdigkeit der Mitteilungen Nobilings durch die Zuſchrift des General⸗ 
kommandos erhöht. Sie enthält die Ausſagen zweier alten Offiziere, 
von denen der eine als der Oberſt v. d. Trenck namhaft gemacht wird; 
durch ihre Zeugniſſe wird die von Nobiling geſchilderte Abſchiedsſzene 
des Majors von Koſchkull außer Zweifel geſtellt. Wenn ein Offizier 
des Koſchkullſchen Bataillons, der jetzige Generalmajor von Schrabiſch, 
erklärt, von dieſem Auftritte nichts gehört zu haben, ſo iſt das ſelbſt⸗ 
verſtandlich kein Beweis dagegen, daß dieſe Szene ſtattgehabt hat. — 

Die Summe feines Urteils über meine Unterſuchung der Verlaufes 
der Märzrevolution faßt Meinecke in den Sätzen zuſammen: „Überall, wo 
den Verfaſſer feine Hypotheſe vom drängenden preußiſchen Ehrgeize des 
Königs nicht vexiert, iſt ſeine Kritik vorzüglich. Aber leider vexiert ſie 
ihn an den entſcheidenden Stellen.“ Meinecke wird nunmehr nicht umhin 
können, ſich mit denjenigen Stellen der Nobilingſchen Papiere aus⸗ 
einanderzuſetzen, die für meine „Hypotheſe“ ſprechen. Ich will mich hier 
nur noch mit einem Argumente Meineckes (S. 46) gegen meine Auf 
faſſung abfinden. Er zieht nämlich eine Stelle aus einer Denti- 
ſchrift von Canitz (II, 254) heran, in der es heißt: „Es war dem 
Könige ein durchaus widerwärtiger Gedanke, ſeine Untertanen ſeiner 
Reſidenz in offener Empörung gegen fich zu ſehen. Er ſtieß dieſen Ges 
danken von ſich, ſo unabweislich er auch war, um den Gedanken Bahn 
zu brechen, die eben feine Seele erfüllten; ... den Kampf abbrechen, 
dem Blutvergießen Einhalt gebieten, der Treue des Volles vertrauen, 
das erſchien dem Könige ein grandioſer Akt.“ Meinecke kommentiert 
dieſe Auslaſſungen folgendermaßen: „Kein Wort finden wir hier davon, 
daß Canitz dem Könige zutraute, um ſeiner deutſchen Politik willen den 
Frieden geſucht zu haben“; er fügt hinzu, Canitz ſei zwar in den 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XVII. 1. 15 
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Stunden vom 18. zum 19. März nicht in dem Schloß gewefen, ſpricht 
aber die Hoffnung aus, daß ich wohl nicht „ſo ſtumpf“ fein würde [!!], 
deswegen ſeine Meinung gering zu achten. Nun muß ich zunächſt be⸗ 
merken, daß Canitz davon ganz und gar ſchweigt, ob und inwiefern das Auf⸗ 
treten des Königs gegenüber der Märzrevolution durch Momente ſeiner 
deutſchen Politik beeinflußt worden iſt; von einer Geringſchätzung ſeiner 
Meinung kann ſchon aus dieſem Grunde nicht die Rede ſein. Gegen 
ein Argumentum ex silentio aber müßte ich proteſtieren, denn wenn 
auch Canitz vom Zuſammenhange der Haltung des Herrſchers mit ſeiner 
deutſchen Politik nichts meldet, ſo werden wir doch darüber aus anderen 
Quellen unterrichtet. Ich will weiterhin nicht in Abrede ſtellen, daß 
die Schilderung von Canitz, wenngleich etwas allgemein gehalten, im 
ganzen und großen zutrifft: Friedrich Wilhelm glaubte, der Treue ſeiner 
Bürger vertrauen zu dürfen; denn er zweifelte nicht daran, daß jeine 
Bürger, ſobald ſie ſeine Friedensliebe und das vorliegende „Miß— 
verſtändnis“ (vergl. Preuß. Jahrb. a. O. S. 299) erkännten, zur Bes 
finnung und zur Ruhe zurückkehren und ſich von den „Emiſſären“ zurück⸗ 
ziehen würden; er fühlte ſich zu dieſem Vertrauen um ſo eher berechtigt, 
als er ſich bewußt war, mit ſeiner neuen Politik einen Weg beſchritten 
zu haben, der, wie ſeine Bürger bei ruhiger Überlegung begreifen mußten, 
auch der ihrige war. Und welches waren denn die Gedanken, die eben 
damals, um mit Canitz zu ſprechen, ſeine Seele erfüllten? Wir können 
jetzt nach den Nobilingſchen Papieren dieſe Frage zur Evidenz beantworten. 
Es beſchäftigten ihn, wie er ſelber am Nachmittage des 18. der Berliner 
Deputation erklärte, „die wichtigſten Entſchlüſſe über die Zukunft 
Preußens und Deutſchlands“, ſpeziell die Verlegung des Fürſtenkongreſſes 
von Dresden nach Potsdam; er beſchwerte ſich, daß man ihn davon 
„fortwährend durch Nebendinge abzog“. Dieſe „Neben dinge“ waren — 
der Aufſtand ſeiner Bürger und der Straßenkampf. Noch am Morgen 
des 19. machten die Verhandlungen darüber ſo wenig Eindruck auf ihn, 
daß man es ihm anſah, „daß er wohl die höheren politiſchen Gedanken 
im Auge hatte, und das ganze Getriebe ihm ſehr untergeordnet erſchien“. 
Wenn man dem Könige einen Vorwurf wegen ſeiner Haltung gegenüber 
der Revolution bis zum Mittage des 19. März machen will, ſo iſt es 
nicht der, daß ihn der Aufſtand „in einen Zuſtand von Gebrochenheit 
und Faſſungsloſigkeit“ (fo gibt Meinecke a. O. S. 43 „die bisherige, 
von Sybel und Buſch vertretene Annahme“ wieder) verſetzte, ſondern, 
daß er die Bewegung viel zu leicht nahm und ihre Gefahr unterſchätzte. 
Eine erſchöpfende Darſtellung der „letzten Tage der alten preußiſchen 
Monarchie“ wollte Canitz in dem von Meinecke herangezogenen Auſſatze 
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jedenfalls nicht geben. Selbſt die Darſtellung ſeiner eigenen Wirkſamkeit 
(S. 247) iſt ſo ſummariſch, lückenhaft und ungenau, daß man leicht er⸗ 
kennt, wie ſehr er bemüht war, über diejenige Phaſe der deutſchen 
Politik Preußens, deren vornehmſter Träger er ſelber war, und als deren 
Ausfluß ſich die Haltung des Königs gegenüber der Berliner Revolution 
darſtellt, tunlichſt ſchnell hinwegzuſchlüpfen. Nach Meineckes Argumentier⸗ 
kunſt müßte man in Abrede ſtellen, daß Canitz im März 1848 über⸗ 
haupt deutſche Politik getrieben hat; denn auch davon erzählt der 
Miniſter nichts in ſeinem Berichte. 

Gewiß iſt es ſomit nicht „eitel Konſtruktion“, wenn wir aus 
Friedrich Wilhelms deutſcher Politik zwar nicht „das alleinige“, aber 
doch „das entſcheidende Motiv“ für feine Nachgiebigkeit gegen die Revo- 
lution machen. Es iſt mir natürlich nie eingeſallen zu leugnen, daß 
auch rein menſchliche Gründe mit im Spiele waren, daß es den König 
aufs tiefſte ſchmerzte, gegen ſein Volk kämpfen laſſen zu müſſen, und 
noch dazu in dieſem Augenblicke (vergl. Deutſchland uſw. S. 154). 
Meinecke findet, Oncken und ich hätten es uns „leicht gemacht“, die 
traditionelle Auffaſſung zu bekämpfen, indem wir immer nur von 
„weinerlicher Schwäche“ und „unmännlicher und ſentimentaler Weich⸗ 
heit des Königs“ ſprachen. Er gibt uns den wohlgemeinten Rat, 
die von uns bekämpfte Auffaffung „erſt einmal in ihrer wirklichen Ge⸗ 
ſtalt zu ſtudieren“; mir wirft er insbeſondere vor, daß meine Be⸗ 
merkungen (Deutſchland S. 145, Anm. 1) zu den Ausführungen Buſchs 
(S. 20) betreffend den Jammer des Königs über den Zuſammenbruch 
feiner Staats- und Weltanſchauung „recht verſtändnislos“ feien. Ich 
bedauere dieſe Verſtändnisloſigkeit durchaus nicht; denn ſelbſt gejegt den 
Fall, daß die Anſicht von Buſch „eines tieferen geſchichtlichen Gehaltes 
nicht entbehrt“, ſo ſtellt ſich doch die Schilderung Buſchs vom Zuſammen⸗ 
bruche der Welt- und Staatsanſchauung des Herrſchers („in der Ver⸗ 
zweiflung .. ., die ihn ſchließlich nicht nur jeder Fähigkeit des Ent⸗ 
ſchluſſes, ſondern auch jeder ruhigen überlegung überhaupt beraubte“ 
uſw.) als eine ſo ungeheuerliche, allen beſſeren Quellen ſo ſehr wider⸗ 
ſtreitende Übertreibung dar, daß ich zu meinem Einſpruche dagegen ſehr 
wohl berechtigt war. Und die von Meinecke herangezogene, ſoeben von 
uns beſprochene Stelle aus den Staatsſchriften von Canitz beweiſt auch 
keineswegs etwas für die Exiſtenz eines „Gegenſatzes zwiſchen der wirk⸗ 
lichen Welt und der Welt der Phantaſie des Königs“, ſowie für den 
Zuſammenbruch dieſer letzteren, ſondern lediglich für die einer patriar⸗ 
chaliſchen Auffaſſung feiner Stellung, eines allzuweitgehenden Vertrauens 
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Am ſchlimmſten freilich finde ich es, daß Meinecke (S. 55) ſogar 
„die Möglichkeit pathologiſcher Störung des Gleichgewichts“ beim Könige 
wieder ins Treffen führt. Auch nicht ein einziger poſitiver Quellenanhalt 
berechtigt uns, dieſe „Möglichkeit“ anzunehmen. Wie ſchon erwähnt 
wurde, können wir des Königs Verhalten und Befinden am 18. bis 
nach Mitternacht, am 19. von früh 6 Uhr an verfolgen: wann ſollte 
da wohl ein Krankheitsanfall ſolcher Art ſtattgefunden haben? Wenn 
er in der Nacht von etwa 1 Uhr bis 6 Uhr erfolgte, ſo müſſen die 
Spuren davon ſehr ſchnell verflogen fein. Denn Rellſtab traf den König 
um etwa 6 Uhr zwar „angegriffen“ (was nach einer allzu kurzen 
Nachtruhe leicht erklärlich iſt), doch „ruhig und gefaßt“; „iein Blick 
war wohlwollend“; er ſprach „ſehr ruhig und ſanft“, nahm Wider⸗ 
ſpruch „durchaus mit Wohlwollen“ auf und entwickelte „mit ruhiger Klar- 
heit alle Gründe, die ihn zu ſeiner Annahme beſtimmten“; er „ſprach mit 
größter Ruhe und Klarheit; in jedem ſeiner Ausdrücke lag bei beſtimm⸗ 
teſter Bezeichnung doch Mäßigung, und keine Leidenſchaftlichkeit irgend⸗ 
welcher Art bewegte ihn“; er ſprach „mit einer Faſſung“, die auf Rell⸗ 
ſtab „einen um ſo tieferen Eindruck machte, je mehr er ſelbſt ſich von 
den unruhigſten' Wogen auigeregter Empfindungen bewegt fühlte”. „Der 
hohe Ernſt, die innerſte Bewegung und doch jo ſtarke Beherrſchung der⸗ 
ſelben“, die der König an den Tag legte, „erſchütterten“ Rellſtab „in 
unvergeßlicher Weiſe“ uſw. Iſt das das Benehmen eines Kranken, den 
ſoeben ein Gehirnſchlag getroffen hat? Iſt das auch nur das Benehmen 
eines Mannes, den „Verzweiflung nicht nur jeder Fähigkeit eines Ent⸗ 
ſchluſſes, ſondern auch jeder ruhigen Überlegung überhaupt beraubt?“ 
Wahrlich, niemals iſt durch elenden Klatſch und gedankenloſes Nach⸗ 
ſprechen ſeitens „exakter Forſcher“ die Wahrheit mehr in ihr Gegenteil 
verkehrt worden. Nach der ganzen Natur der Krankheit, von der der 
König gegen Ende ſeines Lebens befallen wurde, und der er ſchließlich 
erlegen iſt, iſt es nicht gerade ſehr wahrſcheinlich, daß frühere Anfälle 
gleichen Weſens in jahrelangen Intervallen voraufgegangen ſind. Nach 
den im zweiten Bande von Gerlachs Denkwürdigkeiten enthaltenen An⸗ 
gaben handelt es fih, wie mir von ſachverſtändiger Seite gütigſt mit⸗ 
geteilt wird, beim Leiden des Königs ſeit 1857 um Gefäßzerreißung und 
Gefäßverſtopfung; bei der Art dieſer Krankheit liegt nicht gerade die 
Wahrſcheinlichkeit früherer Anfälle vor “). 


1) Meinecke (a. a. O. S. 45) behauptet allerdings, daß die geiſtige Er⸗ 
krankung des Königs nachweisbar bis 1842 zurückreiche: „Selbſt die Möglichkeit 
pathologiſcher Störungen ſeines Gleichgewichtes darf, nachdem wir erfahren haben, 
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Das pathologiſche Moment läßt ſich ſomit nicht zur Erklärung 
des Verhaltens Friedrich Wilhelms IV. verwenden; es würden alſo nur 
ſeine pſychologiſchen Eigentümlichkeiten übrig bleiben, um darauf ferneren 
Widerſpruch gegen meine Auffaſſung aufzubauen. Mit welcher Willkür 
nun freilich meine Rezenſenten damit verfahren, dafür bietet ein treffendes 
Beiſpiel Prutz !). Er macht gegen mich geltend, des Königs „geiſtiges 
und ſittliches Weſen“ ſei „viel zu widerſpruchsvoll und im Grunde 
innerlich unwahr“ geweſen, als daß man aus feinen Reden und Hand- 
lungen ohne weiteres auf feine wirkliche Überzeugung ſchließen dürfe; 
er habe allzu oft gegen ſeine Überzeugung Zugeſtändniſſe machen müſſen, 
von denen loszukommen er immer im geheimen getrachtet hätte, ſo daß 
man nicht „jede Außerung derart von ihm ernſt nehmen und als ſo 
politiſch beweiskräftig einſchätzen dürfte, wie hier [sc. in meinem Buche] 
geſchehen iſt“: ſo lange ich „nicht das Gegenteil davon bewieſen habe,“ 
daß fih jhon 1842 Spuren feiner Erkrankung zeigten, nicht außer Acht gelaſſen 
werden.“ Zum Beweiſe dafür beruft ſich Meinecke auf Poſchinger, O. v. Man⸗ 
teuffel III, 299. Zur Kenuzeichnung der „Exaktheit“, mit der die moderne 
„pſychologiſche Analyſe“ arbeitet, wollen wir die zitierte Stelle hier wörtlich 
wiedergeben. Es handelt ſich dabei um einen Bericht des Polizeirats Goldheim 
aus Tegernſee vom 2. Auguft 1858; er lautet: „Der König iſt von dem vor 
einigen Tagen durch Erkältung zugezogenen Schnupfen wieder ziemlich hergeſtellt; 
dahingegen haben ſich ſeit geſtern Erſcheinungen von Podagra 
eingeſtellt, das von den Arzten und namentlich von Geheimrath 
Dr. Schönlein welcher Sonnabend nachmittag hier eingetroffen 
ift, als ein ſehr erfreuliches Zeichen begrüßt wird, weil ſich daran 
die Hoffnung knüpft, daß das bisherige tiefere Leiden eine Ab⸗ 
leitung und dadurch eine günſtigere Wendung bekommen dürfte. 
Bereits im Jahre 1842 und auch nachher haben ſich bei dem hohen 
Herrn Spuren jener Krankheit gezeigt, die, weil fie vorüber⸗ 
gehend waren, unbeachtet gelaſſen wurden. Geheimrath Dr. 
Schönlein jedoch legt dieſer Erſcheinung eine größere Bedeutung 
bei und will deshalb ſeinen Aufenthalt hier weiter verlängern, 
als er urſprünglich die Abſicht hatte, um ſelbſt alle Vorkommen⸗ 
heiten demnächſt beobachten zu können. Alle Hoffnungen beleben 
ſich jetzt hier wieder, und auch der König hat mit großer Be⸗ 
ruhigung diefe Wahrnehmung der Arzte entgegengenommen“... 
Selbſtverſtändlich ift die Krankheit, von der hier gejagt wird, daß fie bereits 1842 
und auch nachher, jedoch nur vorübergehend, aufgetreten ſei, dem ganzen Zu⸗ 
ſammenhange nach nicht „das bisherige tiefere [geiftige] Leiden“, ſondern das 
Podagra, von deſſen Erſcheinung Schönlein Beſſerung für die geiſtige Erkrankung 
hoffte, allerdings umſonſt, da das Podagra in den nächſten Tagen bereits wieder 
verſchwand. 

J) Ø. Prutz, Rettungen zur preußiſchen Geſchichte, Beilage zur Allgemeinen 
Zeitung 1902, Nr. 261. 
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müſſe meine Auffafſung als Hirngeſpinſt bezeichnet werden. Nun iſt 
zwar ſoviel zuzugeſtehen, daß man die Außerungen des Königs in der 
Tat ſehr kritiſch aufnehmen und beurteilen muß; man darf aber daraus 
noch nicht den Schluß ziehen, daß alle Schritte des Königs in der 
deutſchen Frage ſeit ſeiner Thronbeſteigung eine fortlaufende Kette von 
Lug und Trug geweſen ſeien. Inwiefern hat denn der König, als er 
Metternich Anfang und Mitte der vierziger Jahre zu gemeinſamem Vor⸗ 
gehen in der deutſchen Frage drängte, „im Drange des Augenblickes den 
Verhältniſſen, die er zu feinem Kummer nicht ändern konnte, oder denen 
er ſich gar nur innerlich knirſchend beugte, Zugeſtändniſſe gemacht gegen 
ſeine Überzeugung?“ Außerem Zwange kann er dabei nicht gefolgt 
ſein, da ein ſolcher nicht auf ihn einwirkte; im Gegenteile kämpfte er 
gegen den Druck der äußeren Verhältniſſe an, die ſeinen Reformplänen 
im Wege ſtanden. Wenn Bismarck, deſſen Zeugnis doch wohl auch in 
Betracht kommen dürfte, von einem „latenten deutſchen Ehrgeize“ des 
Königs ſpricht, ſo bringt er eben damit zum Ausdrucke, worin ſeiner 
Kenntnis zufolge „die innere überzeugung“ des Königs wurzelte. Von 
Intereſſe iſt die zitierte Stelle bei Prutz noch in einer anderen Hinſicht. 
Allgemein ſind meine Kritiker der Anſicht, daß meine Auffaſſung der 
deutſchen Politik Friedrich Wilhelms IV. ſchon deshalb verfehlt ſei, weil 
fie mit „dem Charakterbilde des Königs, wie es bisher von Freund 
und Feind im weſentlichen übereinſtimmend gezeichnet worden iſt, nicht 
zutrifft“. Leider ift es mit dieſer jo emphatiſch beteuerten weſentlichen 
Übereinftimmung bei meinen Kritikern ziemlich übel beſtellt. Prutz weiß 
nicht genug Worte zu finden, um des Königs „Unwahrhaftigkeit“ zu 
brandmarken, in deren Nichtbeachtung er den Grundfehler meines Buches 
findet; bei Meinecke (a. O. S. 29) leſen wir die Behauptung: „Es iſt 
nie des Königs Art geweſen, die Sprache zu gebrauchen, um feine Ge- 
danken zu verbergen.“ Von einer wirklichen Kenntnis der pſychologiſchen 
Eigentümlichkeiten Friedrich Wilhelms IV. zeugt dieſe Behauptung keines⸗ 
wegs; überdies erzählt Meinecke eine Seite zuvor (S. 27/28) einen 
Vorfall, der das gerade Gegenteil dartut, und der wäre nicht das einzige 
Beiſpiel, das ſich in dieſer Hinſicht anführen ließe. Die „weſentliche 
Übereinſtimmung“ in der Beurteilung des Charakters Friedrich Wil- 
helms IV. zwiſchen meinen Kritikern beſteht alſo lediglich darin, daß ſie 
aus ihrer „pſychologiſchen Analyſe“ des Königs nach Belieben Argumente 
gegen meine Auffaſſung entnehmen zu dürfen glauben. — 

Zum Schluſſe noch einige Bemerkungen theoretifcher Art. Ich hätte 
mir ſie lieber erſpart, darf mich ihrer indes nicht entheben, da erſt jüngſt 
wieder Angriffe in dieſer Richtung gegen mich erhoben worden ſind. In 
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des Königs deutſcher Politik den beſtimmenden Beweggrund für ſein 
Verhalten gegenüber der Märzrevolution zu erblicken, das iſt, wie 
Meinecke ausführt, „eitel Konſtruktion“, und zwar ſucht er deren „letzten 
Urſprung in den allgemein geſchichtlichen Anſchauungen und Tendenzen 
der von Rachfahl und Oncken vertretenen Schule“. Die Eigenart dieſer 
Schule beſteht nach Meinecke darin, daß ſie in Anknüpfung an die 
Rankeſche Geſchichtsauffaſſung das Individuelle vor dem Allgemeinen 
zurücktreten läßt, das Subjekt zum Ausdrucke einer auch außer ihm vor⸗ 
handenen allgemeinen Tendenz macht. In dieſer Schule gibt es nun 
wieder eine Richtung, der anch ich angehöre, und dieſe geht insbeſondere 
darauf aus, „das Irrationelle in den Handlungen ſtaatsmänniſcher 
Perſönlichkeiten möglichſt zu eliminieren, klare, plauſible, den großen 
politiſchen Zuſammenhängen entnommene Motive dafür einzulegen“; das 
iſt zwar ein individualiſtiſcher Zug, aber „nicht der echte, ſondern ein 
rationaliſierter Individualismus, und diefen“, ſo fügt Meinecke hinzu, 
„bekämpfen wir“. 

Gegen dieſe Kennzeichnung der „Richtung“, der ich angeblich 
angehören ſoll, muß ich entſchieden Verwahrung einlegen. Nie⸗ 
mals war es die Eigenart der Methode, wie ich ſie verſtehe und vertrete, 
das ſpezifiſch⸗ individuelle Element in den Handlungen der geſchichtlichen 
Perſönlichkeiten durch Motive zu erſetzen, die willkürlich den großen Zu⸗ 
ſammenhängen entnommen find; immer bin ich vielmehr darauf bedacht 
geweſen, die Bedeutung der Individualität und zugleich der politiſchen 
Situation für die Erkenntnis der einzelnen hiſtoriſchen Vorgange zu er⸗ 
faſſen und ihr gegenſeitiges Verhältnis nach Gebühr feſtzuſtellen. Denn 
zwei Momente ſind es, die für die Erkenntnis einer beſtimmten Handlung 
für den Hiſtoriker in Betracht kommen 1): einmal die pſychologiſche 
Eigenart des Handelnden, ſeine Individualität, ſodann die Geſamtheit 
der Vorgänge und Zuſtände, unter deren Eindrücken und Einflüſſen er 
handelt, d. h. die in ſtetem Fluſſe befindliche Lage der Dinge, in die 
und vor die ſich der Handelnde jeweils geſtellt ſieht. Dieſe Situation 
und die in ihr enthaltenen Momente ſind es, die auf den Handelnden 
dadurch wirken, daß er aus ihnen ſeine Motive wählt. Für die Art 
und Weiſe aber, wie er ſich durch dieſe Momente beeinfluſſen läßt und 
ihnen alſo die Motive entnimmt, die zu Triebfedern ſeines Handelns 
werden, desgleichen für die Art und Weiſe, wie er die Zwecke, die er 
ſich ſomit geſetzt hat, zu erreichen unternimmt, iſt maßgebend die Eigenart 


1) Die folgenden Ausführungen find eine Erweiterung von einigen Bemer- 
kungen, die ich in der Deutſchen Literatur⸗Zeitung 1903 Sp. 792 gemacht habe. 
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feiner Individualität. Der Löſung des Problems, das uns die Indi⸗ 
vidualität bietet, ſuchen wir uns durch das Mittel der pſychologiſchen 
Analyſe zu nähern. Aber alle pfychologiſche Analyje ſchwebt gleichſam 
in der Luft und ermangelt des realen Untergrundes, ſolange wir die 
Situation nicht genau kennen, die dem Handelnden ſeine Motive liefert, 
und die diefer gemäß feiner Individualität beurteilt und benützt. 

Die genaueſte Kenntnis der Situation ift für uns ſchon als metho- 
diſches Prinzip von der größten Wichtigkeit, — nämlich deshalb, weil 
wir aus ihr in Verbindung mit der aus ihr hervorgegangenen Handlung 
oft durch Kombination das Motiv oder die Motive der Handelnden zu 
erſchließen vermögen, wo die Ausſagen der Quellen hinſichtlich der Motive, 
die als treibend für eine beſtimmte Handlung anzuſehen ſind, fehlen oder 
doch zum mindeſten zweifelhaft und ungenügend ſind. Eben dieſes Ver⸗ 
fahren iſt es, das ich bei meiner erſten Unterſuchung über die Berliner 
Märzrevolution zur Anwendung brachte. Aus der politiſchen Situation 
entnahm ich, daß die Motive des Königs für ſein Verhalten am 18. und 
19. März, für die uns poſitive Quellenzeugniſſe nur ſpärlich vorlagen, 
in feinen deutſchen Aspirationen zu ſuchen feien. Als einen „rationali= 
ſierten Individualismus“ hat Meinecke dieſes Verfahren gebrandmarkt 
und als methodiſch unzuläſſig erklärt. Aber nichts iſt ſicherer, als daß 
wir es hierbei mit einem höchſt nützlichen und fruchtbaren Hilfsmittel 
für die Motivenforſchung zu tun haben, deſſen Anwendung allerdings 
keineswegs leicht iſt, ſondern zu den ſchwierigſten Aufgaben der hiſtoriſchen 
Methode gehört und jedenfalls ganz beſonderer Umſicht und Vorſicht 
bedarf. 

Keineswegs können wir dieſes ſoeben charakteriſierten Prinzipes für 
die Motivenforſchung entraten. Denn ſonſt würde gerade auf dieſem 
Gebiete bei der Unzulänglichkeit und Lückenhaftigkeit des Materials, die 
fih hier eben vorzugsweiſe geltend machen, für uns die Möglichkeit, zu 
brauchbaren Ergebniſſen zu gelangen, zu Unrecht verringert, während 
doch die Motivenforſchung zu den bei weitem vornehmſten Aufgaben 
der Hiſtorie gehört. Jeder hiſtoriſche Vorgang gelangt ja erſt dann zu 
vollkommener Erkenntnis, wenn wir die Motive aufgedeckt haben, von 
denen ſich die dabei beteiligten Perſönlichkeiten leiten ließen. Man muß 
daher vor allem zu ergründen trachten, von welchen Motiven die ein— 
zelne Handlung getragen iſt. Wir dürfen nicht nur mit allgemeinen 
Redensarten von Individualität, mit traditionell überlieferten Vorſtel⸗ 
lungen von den Charaktereigenſchaften der hiſtoriſchen Perſönlichkeiten 
operieren: die Nichtbeachtung dieſer Forderung iſt die eigentliche und 
letzte Fehlerquelle der falſchen Urteile über das Verhalten Friedrich 
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Wilhelms IV. zur Berliner Märzrevolution; ſie ſind zurückzuführen auf 
eine ungenügende Methode der Unterſuchung, indem das zu Grunde 
liegende politiſche Problem vernachläſſigt wurde. Denn die Erforſchung 
der jeweils für den Handelnden maßgebenden Situation iſt ja nichts 
anderes als die Erfaſſung und Erkenntnis des politiſchen Problems, das 
dem beſtimmten hiſtoriſchen Vorgange zugrunde liegt. Bei unzuläng⸗ 
licher Erfaſſung des politiſchen Problems aber ſchwebt, wie gejagt, jede 
pſychologiſche Analyſe in der Luft, zumal wenn fie noch dazu [mit 
quellenmäßig nicht zur Genüge geprüften und verifizierten Vorſtellungen 
von den pſychiſchen Eigentümlichkeiten des Handelnden operiert; eben 
darum könnte man eine Methode dieſer Art mit vollem Recht einen 
irrationellen Individualismus nennen. Sichere und feſtgegründete Er- 
gebniſſe gewährt jedenfalls erſt die eingehende Kenntnis der Situation 
und der daraus für die Perſönlichkeiten entſprungenen und wirkſam gr 
wordenen Motive. 

Durch poſitive Quellenzeugniſſe, die durch das Studium zwar nicht 
durchaus neuer, noch viel weniger unbekannter oder erſt von mir „gefun⸗ 
dener“, bisher jedoch nicht genügend verwerteter Archivalien gewonnen worden 
find, ift nunmehr im weſentlichen die Grundanſchauung beſtätigt worden, 
zu der ich in meiner erſten Unterſuchung durch Kombination gelangt 
war. Ich bedauere es daher um ſo weniger, daß ich nicht ſchon im 
Anfange den Verſuch gemacht habe, des archivaliſchen Materials habhaft 
zu werden. Denn gerade ſo iſt es offenbar geworden, daß ſich jenes 
methodiſche Verfahren, das Meinecke als „rationaliſierenden Individua⸗ 
lismus“ ſtigmatiſiert und verurteilt hat, vielmehr in Wahrheit als ein 
höchſt fruchtbares methodiſches Prinzip bei richtiger Anwendung be- 
währt. Auf abſolute Richtigkeit freilich wird kein Forſcher Anſpruch 
erheben dürfen; ſo habe auch ich bei der Anwendung dieſes Prinzips in 
einigen Einzelheiten über das Ziel hinausgeſchoſſen. Das einzugeſtehen, 
nehme ich keinen Anſtand, um ſo weniger, als ich nur der Sache diene 
und dieſe gefördert wiſſen will. Immerhin glaube ich, durch die An— 
wendung des „rationaliſierten Individualismus“ der Wahrheit von An⸗ 
jang an nähergekommen zu fein, als meine Gegner mit ihrer „pſycho⸗ 
logiſchen Analyſe“. Und keineswegs wird durch die Betonung der Not- 
wendigkeit, betreffend die Erfaſſung der politiſchen Situation die Bedeu- 
tung der Perſönlichkeit irgendwie herabgeſetzt, ſondern eben dadurch ge— 
langt man erſt zu ihrer vertieften und wahren Kenntnis. 

In ſeiner Rezenſion meiner Schrift gibt Thimme (S. 204) der 
Meinung Ausdruck, „noch fei das Ende“ meiner Entgegnungen nicht ab- 
zuſehen. Dieſe Ausſicht iſt unbegründet; ich bin nicht gefonnen, die 
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literariſche Diskuſſion über die Märzrevolution vorderhand fortzuſetzen. 
Wenn ich auf weitere Angriffe ſchweige, ſo wird man das, wie ich meine, 
wohl ſchwerlich darauf zurückführen, daß ich, durch deren Wucht betäubt, 
kein Wort zur Abwehr und zum Widerſpruche fände. Aber man wird 
es verſtehen, wenn ich nicht auf jeden neuen Vorſtoß antworte, da doch 
zumeiſt darin immer wieder dieſelben Punkte und mit ziemlich denſelben 
Argumenten berührt werden. Denn ich finde, daß das Intereſſe an der 
Diskuſſion einigermaßen erſchöpft ift. Sowohl das Geſamtproblem als 
auch die damit zuſammenhängenden Einzelfragen find eingehend und alf- 
ſeitig erörtert worden; bei dem prinzipiellen Gegenſatze der Aufſaſſung, 
der zudem noch dadurch verſchärft wird, daß auch theoretiſche und ſelbſt 
politiſche Meinungsdifferenzen hereinſpielen, dürfte ein weiteres Herüber 
und Hinüber ſchwerlich zur Förderung der Sache beitragen. Und ander⸗ 
ſeits habe ich keinen Anlaß, mit dem bisherigen Ergebniſſe des Kampfes 
unzufrieden zu ſein. Denn es hat ſich in ſeinem Verlaufe herausgeſtellt, 
daß meine literariſchen Gegner, weit entfernt von irgend welcher Ein⸗ 
mütigkeit, vielmehr untereinander derart geſpalten ſind, daß es kaum eine 
einzige wichtigere Einzelfrage gibt, zu der ſie nicht in entgegengeſetztem 
Sinne Stellung genommen hätten, indem der eine mir in biefem Falle 
beipflichten, der andere entſchieden widerſprechen zu müſſen glaubt, 
d. h. mit anderen Worten: es gibt unter den wichtigeren Ergebniſſen 
meiner Unterſuchungen kaum eines, das nicht von dem einen oder dem 
anderen Gegner acceptiert worden wäre. Dafür einige Belege: Während 
Prutz z. B. es überhaupt beſtreitet, daß Friedrich Wilhelm IV. eine 
ernſtlich und aufrichtig gemeinte deutſche Politik getrieben habe, geben 
Meinecke und Thimme das ohne weiteres zu; ſie weichen voneinander 
wieder freilich inſofern ab, als jener als Triebfeder für die deutſche 
Politik des Königs lediglich die Rückficht auf das nationale Ideal unter 
Hintanſetzung des preußiſchen Intereſſes erblickt, dieſer dagegen die Rück⸗ 
ſicht auf das preußiſche Sonderintereſſe als ganz allein und ausſchließlich 
maßgebend betont; mein Standpunkt hierin iſt charakteriſiert durch das 
Beſtreben, zwiſchen dieſen beiden Extremen zu vermitteln. In der Be⸗ 
urteilung der Radowitzſchen Denkſchrift von 1847 und der ganzen Auf⸗ 
faſſung der Haltung des preußiſchen Kabinetts feit 1847 gehen Meinecke 
und Thimme abermals weit auseinander. Während Kaufmann in der 
Haltung des Bundestages im Anfange des März nur den Ausdruck der 
Furcht und des Schreckens ſieht, ſprechen Meinecke und Thimme bereits 
von einer „friſchen Aktionspolitik des Grafen Dönhoff“. Der geringſten 
Zuſtimmung habe ich mich bisher bei meiner Kennzeichnung der deutſchen 
Politik Preußens vom 11. bis 18. März als einer antiöſterreichiſch ge- 
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richteten erfreut, — wobei meine Gegner allerdings überſehen haben, 
daß ihr — objektiv betrachtet — das Kriterium einer antiöſterreichiſchen 
Wendung ſelbſt dann anhaften würde, wenn ſie wider Willen durch 
die revolutionären Ereigniſſe und durch das Bedürfnis nach Selbſt⸗ 
erhaltung in dieſe Richtung hineingeſtoßen wäre; ich behaupte allerdings, 
daß ihr jogar eine ſubjektive antibſterreichiſche Tendenz beigemiſcht war; 
und daß man ſich eben in dieſe Bahn gegen Sſterreich zum mindeſten 
nicht ſo ganz ungern hineindrängen ließ, den „Zwang“ als eine vis haud 
ingrata empfindend. Thimme nimmt hier mir gegenüber eine ganz 
abweiſende Haltung ein; Meinecke dagegen iſt nicht abgeneigt, mir einige 
Konzeſſionen zu machen. Er erklärt es für „richtig“, daß ſich Preußen 
durch die Annahme der Parlamentsidee „eigenmächtig“ über das Pro⸗ 
gramm hinwegſetzte, mit dem Radowitz nach Berlin entſandt worden 
war; er „leugnet nicht die Möglichkeit, daß ſich ein heimliches Gelüſte, 
die öſterreichiſche Regierung bei Seite zu ſchieben und die lockenden An⸗ 
erbietungen der ſüddeutſchen Regierungen für Preußen auszubeuten, in 
der Seele der leitenden preußiſchen Staatsmänner bereits [nämlich in 
den Tagen vom 11. bis 15. März] geregt haben mag“; er hielt es für 
„höchſt wahrſcheinlich“, daß die Verlegung des Fürſtenkongreſſes „auch 
die Tendenz hatte, Oſterreichs Einfluß zurückzudrängen“ uſw. Gegen 
Kaufmann und Meinecke, die gegen mich die Glaubwürdigkeit Bodel⸗ 
ſchwinghs verteidigt hatten, erklärt es Thimme für mein „Verdienſt, die 
Unzuverläſſigkeit von Bodelſchwingh an vielen einzelnen Beiſpielen nach⸗ 
gewieſen zu haben“. Was meine Kritik der Perthesſchen Aufzeichnungen 
betrifft, ſo wurde ſie von Kaufmann „zu den ſchwachen Stellen meiner 
Arbeit“ gerechnet; Meinecke fand unter einigen Vorbehalten, daß ich 
„ihren Quellenwert an einigen Stellen überzeugend erſchüttert hätte“, 
und Thimme geſteht rundweg ein, ich hätte „überzeugend dargetan, daß 
das Benehmen Friedrich Wilhelms in den beiden Tagen nicht ſo 
jämmerlich geweſen iſt, wie noch Buſch auf Grund der Perthesſchen Auf⸗ 
zeichnungen annehmen zu ſollen glaubte“. Zwar meint er, es dürfte 
ſchwerlich zu erweiſen ſein, daß in den „Prittwitz⸗Nobilingſchen“ Auf- 
zeichnungen die „Hypotheſe von dem drängenden preußiſchen Ehrgeize des 
Königs“ ihre Beſtätigung finde. Ohne mich auf eine weitere Aus⸗ 
einanderſetzung damit einlaſſen zu wollen, bemerke ich nur, daß dieſe 
Formulierung gar nicht von mir ſtammt, und daß ich ſo viel wenigſtens 
erwieſen zu haben glaube, daß die Motive des Königs bei ſeinem Ver⸗ 
halten gegenüber der Revolution im weſentlichen auf dem Gebiete ſeiner 
deutſchen Politik liegen, gleichgültig, welches Urteil man auch immer 
über dieſe fällen möge. Hinſichtlich der Auffaſſung des Auftretens des 
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Generals von Prittwitz gehen Meinecke und Thimme wieder auseinander. 
Meinecke nähert ſich mehr meinem Standpunkte und ſieht es als ein 
„Verdienſt“ meinerſeits an, „mit Nachdruck betont zu haben“, daß 
Prittwitz die genügende Sicherung des Schloſſes verſäumt hat. Bei allem 
prinzipiellen Widerſpruche gegen meine Anſicht kann aber ſelbſt Thimme 
nicht umhin, die Handlungsweiſe von Prittwitz „ſchwächlich“ zu nennen. 
Soviel iſt ſicher, daß Prittwitz nicht mehr, wir noch bei Buſch, in den 
Darſtellungen der Berliner Märzrevolution als der Held des Tages wird 
figurieren können. Man hat es mir als einen ſchülermäßigen methodiſchen 
Fehler zur Laſt gelegt, daß ich bei meinem Buche, das doch gleichſam 
eine Anklageſchrift gegen Prittwitz ſei, deſſen Selbſtverteidigung in den 
Archiven nicht eingeſehen habe. Nun, aus den Prittwitz⸗Nobilingſchen 
Exzerpten hat fih durchaus nichts ergeben, was mich zwänge, zum Sybel- 
Buſchſchen Urteile über Prittwitz zurückzukehren, und ſollte einmal die 
ganze Schrift von Prittwitz, die im Archive des Kriegsminiſteriums ruht, 
ans Licht gebracht werden, ſo wird auch ſie ſchwerlich eine Reviſion 
des Urteils über Prittwitz in eben dieſem Sinne zu bewirken vermögen. 

Wie man ſieht, habe ich alſo allen Angriffen und Anfeindungen, 
allen Rufen der Entrüſtung und Geringſchätzung über Inhalt und 
Methode, mit denen mein Buch über die Berliner Märzrevolution bei 
ſeinem Erſcheinen begrüßt wurde, zum Trotze allen Grund, mit ſeiner 
Wirkung zufrieden zu ſein. In einigen Punkten iſt es ſelbſt bei meinen 
Gegnern durchgedrungen; in anderen find feine Ergebniſſe zwar noch be- 
ſtritten, aber ohne daß meine Gegner darüber einig wären, was zu ver- 
werfen ſei, und ſelbſt wo ſie mir insgeſamt widerſprechen, ſtimmen ſie 
doch untereinander keineswegs überein. Daraus iſt denn doch wohl zu 
entnehmen, daß meine Ausführungen nicht ſo durchaus indiskutabel, nicht 
ſo völlig unbegründet ſind, daß ſie nicht zum mindeſten eine gewiſſe 
Beachtung verdienten und das Problem zu fördern, ſowie ſeiner endlichen 
Klärung entgegenzuführen geeignet ſeien. Und wenn es denn wirklich 
ein Unterſchied der Methoden oder Schulen und Richtungen ſein ſoll, 
der den entgegengeſetzten Auffaſſungen und Reſultaten zugrunde liege, fo 
will ich es getroſt der Zukunft überlaſſen, darüber die Entſcheidung zu 
fällen, von welchen von beiden Seiten für die Erkenntnis der Vorgänge, 
die das Objekt unſerer Unterſuchung bildeten, ein Mehreres als dauernder 
Gewinn für die Wiſſenſchaft beſtehen bleiben wird. 


Kleine Mitteilungen. 


Das Bekenntnis Joachims II. 
Mitgeteilt von Paul Stein müller. 


Unter dem obigen Titel befindet ſich im Geh. Staatsarchiv zu 
Berlin (Rep. II. 1) eine ſehr intereſſante kleine Schrift, auf welche die 
märkiſchen Hiſtoriker unſerer Tage erſt wieder aufmerkſam gemacht haben. 
Aller Wahrſcheinlichkeit nach haben von ihr früher nur der Chroniſt 
Chriſtoph Entzeld, der von 1517—1583 lebte (Altmärkische Chronica 
bis 1579), und der ungenannte Verfaſſer des „Verſuchs einer hiſtoriſchen 
Schilderung der Hauptveränderungen der Religion, Sitten uſw. der 
Reſidenzſtadt Berlin“, Berlin 1792 (A. König?), Kenntnis gehabt. Dieſe 
Schrift iſt die Aufzeichnung des am 16. September 1566 an der Peſt 
verſtorbenen Propſtes Antonius König zu Kölln an der Spree und wurde, 
nachdem ſie in der Familie des Auktors viele Jahre hindurch ſorgfältig 
aufbewahrt war, am 29. Juli 1624 von einem Enkel mit einer Be⸗ 
merkung verſehen. Bald darnach dürfte ſie dem Staatsarchiv einver⸗ 
leibt worden ſein. 

Die Veranlaſſung zu dieſer merkwürdigen Aufzeichnung der Propſtes 
Anton König iſt aber die. Joachim II. war im Oktober 1562 zur 
Wahl des ſpäteren Kaiſers Maximilian II. von Berlin abgereiſt, aber 
zu Wolfenbüttel ſo ernſtlich erkrankt, daß er ſich mit dem Gedanken an 
fein Ende vertraut machte und nach ſeiner Geſundung feinen lebten 
Willen auffetzte. Es verlangte nun den alle öffentlichen Darſtellungen 
ſehr liebenden Fürſten, in ſeiner von ihm aufs prächtigſte ausgeſtatteten 
Stiftskirche, in welcher er dereinſt den erſten öffentlichen Abendmahls⸗ 
gang nach evangeliſcher Weiſe getan hatte, ſein Teſtament und Glaubens- 
bekenntnis vor einer geladenen Verſammlung kund zu geben und daran 
als oberſter Biſchof ſeines Landes Ermahnungen und Erklärungen zu 
knüpfen. Dies geſchah denn auch am 19. April 1563, am Montag 
nach Quaſimodogeniti, des Morgens um 9 Uhr. 

In die neben dem Schloß gelegene und mit dieſem durch einen 
Gang verbundene Stifts⸗ und Hofkirche waren die Spitzen der Berliner 
Geiſtlichkeit entboten worden: Johann Agricola Eisleben; Georg Buch⸗ 
holtzer, Propſt zu Berlin; der Pfarrer von Kölln, Joachim Paſcha, der 
infolge ſeiner Verbindungen mit dem Hof — er hatte die Schweſter 
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der „ſchönen Gießerin“, Eliſabeth, geehelicht — Hofprediger, nach 
Joachims Tode aber Pfarrer zu Wuſterhauſen wurde; ferner der Ber- 
faſſer unſerer Schrift; ein Geiſtlicher namens Sebaſtian und das ge⸗ 
ſamte Domkapitel. Der Kurfürſt erſchien mit dem Kanzler Diſtelmeier, 
den Kammerſekretären Pantaleon Thum und Hans Bretſchneider, dem 
Kanzleiſchreiber Antonius Fueß, dem Rentmeiſter Rüdiger Roſt, und es 
begann nun unter Joachims Leitung jener „Prozeß“, welcher faſt vier 
Stunden währte und deffen Beſchreibung uns hinterlaſſen ijt. 

Nach einer Predigt Paſchas bewegte ſich die Verhandlung in der 
Hauptſache um zwei Punkte: 

1. Die Regelung perſönlicher Angelegenheiten des Kurfürſten 
und ſein Glaubensbekenntnis. 

2. Die Beſprechung von Lehrſtreitigkeiten in der Landeskirche 
und die Auseinanderſetzung mit Georg Buchholtzer. 

Das kleine, ſtellenweiſe recht flüchtig verfaßte Schriftſtück enthält 
aber nicht nur mancherlei intereſſante Einzelheiten aus der märkiſchen 
Reformations⸗ und Kirchengeſchichte: es ift für die Charakteriſtik 
Joachims II. in ſeinen ſpäteren Jahren überhaupt und für ſeine Stellung 
zu der durch ihn zum Siege gebrachten evangeliſchen Kirche im beſon⸗ 
deren bezeichnend wie kaum ein anderes Zeugnis. Wohl iſt in dem 
alternden Herrſcher die jugendliche Begeiſterung für hohe Dinge noch 
nicht erloſchen; bei der Erinnerung an die großen Geſchehniſſe ſeiner 
Jugend flammt ſie in ihm auf. Aber es fällt auf, daß aus dem 
freiblickenden Jüngling ein jo kurzſichtiger Mann wurde, der über dem 
Parteihader ſeiner Geiſtlichkeit zu Gericht ſitzt, ohne über ihm zu ſtehen, 
der von den Dogmen Agricolas derartig gefeſſelt wurde, daß er den erſten 
evangeliſchen Prediger in ſeiner Stiftskirche wegen geringer Lehrunterſchiede 
dem Teufel anheimgibt. 

Der ungenannte Verfaſſer jener erwähnten „Religionsveränderungen 
Berlins“ ſagt darum auch nach dem Bericht über jenen Streit (Bd. I. 95) 
„Pfaffen und ſchöne Weiber wirken auf ein Herz voll ſolcher Eigen⸗ 
ſchaften, und daher war auch Joachim nicht von ihnen frei.“ 


Marggraff und Churfürſt zu Brandenburgk, Joachimus Sekundus 
öffentliche Bekentnus wegen des ſtiefts und Domkirchen zu Cöln an der 
ſpreuw weg. J. Ch. G. teſtament und letzter wille. Item ein geſpräche 
ſo S. Churf. G. mitt den Probſt zum berlin, George Buchholzer ge- 
nant, gehalten. Im Jare u. tage wie oben gemeldet. Anno 1563 
Montags nach Quaſimodogeniti. 

S. Churf. it mit dem Probſt Ern Georg Buchholzer wegen necessität der 
guten werck übel zufrieden. 

[Marginale des Enkels.] Dies iſt meines großvater Von der Mutter 
Herrn Anthony Könige, Probſtes zu Cölln an der Spree, ſeine eigene 
Handt, welche mir mein Ohmb Tobias Königk Zum gedächtnis Berehret 
am 29. Julii ao. 1624. 

Anno 1563 Montags nach Quasimodogeniti hat unſer g. h. der Churfürſt, 
Marggraff Joachim 2. fordern laſſen in die Thumkirche den würdigen Ern. 
M. Joann. Agri. Isle., Jörge, probſt zu berlin, Joachim Pascha, pfarrer zu 
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collen, mich und Sebastian, das gantze Thum⸗Kapitel des morgens halwege 
neun. Der Churfürſt hat fich vor den früemeßaltar geſetzt und angefangen: 
„Nachdem ich euch hirher habe fordern laſſen, etwas anzuzeigen, daran euch, mir 
und ſonderlich got viel gelegen!“ Und hat zum gebete vermanet, ſingen laſſen das 
Veni, creator u. Veni, Sancte Spiritus ... Darnah hat er ſich vor den 
Altar geſatzt und angefangen, das Ihn von dieſem werk Kranckheit, geſchäffte des 
reichs und das er außerhalben landes geweſen und ſonderlich vom Teuffel (welches 
er gewiß glaubet) were verhindert worden. Nun er aber durch gottes gnade wider 
zur beſtendigen geſundheit kommen, kond er ſolch werk nicht lenger aufzihen und 
were erſtlich das, das er wolt anzeigen, was Inen verurſacht Dette, den Thum 
zu ſtifften, weil er wol wuſte, das mancherlei hirvon gered würde. Nemlich Zwo 
urſachen: Erſtlich, das er von ſeinem vetter gotſeliger und hochlöblicher gedechtnis 
des cardinals zu Maintz M. Albrechten und ſeinen Eltern und preceptoribus 
von Jugend auf zu Kirchengeſengen gezogen, auch da er noch ſo klein geweſen, 
und ein ſolcher geſelle war, das er dem cardinal zwiſchen den beinen geſeßen were, 
und noch nicht wol hette können zu wege bringen, noch verſtehen, wenn man ge⸗ 
jungen: Qui tollis. Et in terra pax! Nun er aber durch gottes gnade ſolches 
wol wüſte. Und da er hernach zu weiterem verſtand kommen und geſehen, 
das in der kirchen durchs Jar durch faſt die gantze Biblia geleſen und 
geſungen und der Articulus justifieationis rein getrieben, wie man neulich ge⸗ 
ſungen in der öſterlichen prefation: Qui mortem nostram moriendo destruxit, 
und vitam resurgendo reparavit, und Lutherus gotjeliger als der Deudſchen 
prophet darzu kommen; bey welchem er Anno 1519 geweſen, da er vom Reichs⸗ 
tage gezogen, von welchem er den usum gelernt, hette er deſto größere Luſt darzu 
bekommen und fich deſto vleißiger darinnen geübet und wolt ſich nicht ſchemen zu 
bekennen: Seinen glauben hette er in der kirchen gelernt, aber aus des Luthers 
bericht und ſchreiben den usum bekommen: Nemlich das wir allein durch den 
Sohn gottes und ſonſt durch nichts, welcher am creuße vor unſer Sünde genug 
gethan, und das gelitten, das wir arme Sünder hetten leiden ſollen, haben ver⸗ 
gebung der Sünden, das ewige leben und ſind Heilig und gerecht durch Ihn. 
Vor ſolche unausſprechliche liebe der liebe Sollen wir ja got billich rühmen, 
preyſen und danken, welches mich auch allein bewogen, neben dem, das ich von 
jugent auf dazu erzogen, diß Stifft zu fundiren, das got weiß, darauß Ir ja 
ſehen und vermerken könd, das ichs auß keinem vorwitz oder ſonſt umb eines ver⸗ 
dienſtes willen gethan, Sondern allein wie gemelt, das gottes ehre hirinnen ſolt 
geſuchet werden; denn da ichs gedacht anzufangen, Setzt mein probſt wolfgank 
Rehdorffer in die fundation: „Zu gottes ehren und wolfart meiner Sehlen!“ 
welchs ich allbalde auch gethan; denn ich bereits lange zuvor gewußt durch gottes 
gnade, das zur Seligkeit nichts Hilffe als allein gottes gnade uns armen Sündern 
in Ohristo geſchenkt, durch den wir auch ſchon ſind ſelig worden, das ich noch 
jage: kein vorwitz oder etwas anders hat mich Hirau gebracht, als das mann allein 
hirinnen got ſol ehren; wie ich denn alſbalde beſchaft, das nichts unchriſtliches 
geſungen, geleſen oder gebet fol werden, wie ſolches meine Kirchen⸗Ordnung mit 
bringet, die gotſeliger Dr. Luther beſtetigt; do ich noch briwe über Habe, daz 
rinnen ich mit Im auch öffentlich gered, reden laßen, deßgleichen mit Dr. Pomer, 
Jonas, Rhegio und derer treffliche Leute, welche dazumal geweſen, welche alle 
mit mir zufrieden geweſen und Sonderlich Luther, gotſeliger, der mir durch 
Meinen Ohm, fürſt Jorg, jagen ließ: „wenn der Articulus justificationis rein 
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gepredigt würde! Hette ich nicht an einer veſper genug, Ich ſolt Ir Zwei ſingen 
laßen.“ Welchs mich hirzu deſto mehr bewogen und gedacht, das ich mit ſolchen 
Leuten kann gehen; nachdem ich alles, was dem wort gottes zuwider were, ab⸗ 
gethan, ſo großen ſchaden nicht thet, als das ich luſt hette, das die Landesknechte 
in meinem Lande mit langen Spißen lieffen, Jedermann das Ire nemen, weiber 
Schendeten, alle gottesleſterung trieben; welchs leider bei unſern nachbarn ge⸗ 
ſcheen, wie wir erfaren haben. Darvor ich mein land mit gottes Hülffe und 
ſegen bisanher behütet und bewart, auch noch mit gottes Hülffe zu thun geſinnet 
bin und achte nicht, das Leute Selzam hirvon reden, doch offentlich darzu nichts 
thun dorffen, welchen auch redelich ſolt geantwort werden. Denn ich, wie gejagt, 
meine Ordnung mit den treflichſten zu der Zeit gelerteſten leuten gemacht, auch 
der Römiſch keiſerlichen Majeſtät gotſeliger und Römiſcher Königlicher Majeſtät 
Ferdinand und itziger Zeit Römiſcher Keiſer, zugeſchicket, mit Inen auch ſelbſt 
darum gered, die auch einen gefallen daran gehabt und mich und meine Nach⸗ 
kommen darbei zu ſchützet zugeſagt. Wie Ir euch aber in Solchem gottesdinſt 
verhalten, weis man wol. Habt gelebt in zank, haß, neid, pſalmen nacheinander 
weg geſungen, das man die wort nicht verſtanden, auch euer ein theil in Ehbruch 
gelebt und hurerei und anderen fünden, daran mir kein gefallen geſcheen. Soltet 
billich bedenken, das man ſolch gottesdinſt nicht ſolt mit leichtfertigkeit treiben, 
denn man Stehet alhir nicht vor einem Schultzen, fürſten, könig oder Hern, 
Sondern vor dem Schepffer aller Creaturen, ſeinem lieben Sohn und heiligen 
geiſt, der uns entzündet im glauben und die erkenntnis Christi gibet. Aber dif 
alles ungeacht habt Irs nicht gut gemacht mit allerlei leichtfertigkeit, welches ich 
hinfüro als ein ſtiffter dieſes Hauſes nicht wil gelitten haben. Es ſol aber itzund 
aufgehoben und vergeben ſein; ein jeder ſehe zu, daß ers beßer mache, wie Sancet 
paulus Saget: Qui furatus est, non amplius Furetur! Und das ein jeder 
wiße, was ſein ampt ſei, wie er fih fol verhalten bei ſeiner ſtraffe, wil ich euch 
die fundation und statuta leſen laßen.“ — 

Welches geſcheen durch den Hern Distelmeier, Dr. und Cantzeler, und 
haben darnach die prelaten, Thumherrn, Vitarien, Chorſchüller dem churfürſten ein 
jeder inſonderheit durch ein Handgelobnis anloben müßen. — 

Darnach Hal ſich der churfürſt wider geſetzet und angefangen, Er wüſte und 
kenne in erfarung, das man Selzame rede von Im hette, als folt er der kirch 
nicht mer achten, weil er eine Zeit lang wenig darinne geweſen, welches geſcheen 
krancheit halben, wegen großer geſcheft und das er lange auß dem lande geweſen, 
welchs er doch nie Im ſin gehabt und wolt ihn itzund zwo urſachen anzeigen, 
darauß ein jeder ſchlißen muß, das er des gemüts nicht were. 

Die erſte, Er hette in diß Stifft Seinen Hern großvater, vater, Mutter, 
Sein erſtes und Hertz ſreundliches liebes gemal, junge Herſchafft, begraben und 
zum theil von Lehnin laßen bringen und gedechte, wen In der Her aus dieſem 
Jammerthal fordern würde, welches er nun wegen der böſen welt wol zu frieden 
were, auch ſeiner ſeligkeit gewiß laut des ſpruchs: Wo ich bin, ſol mein Diener 
auch ſein — doch ſolt des hern wil geſcheen! —, in dieſem ort zu ruhen bei ſeinen 
eltern. Wendte auch darumb deſto mehr darauf und wolt ſolchen ort in keinerlei 
weiſe als ein Seuſtal ligen laßen. 

Zum andern hette er in ſeinem teſtament ſolchs ſtiffts nicht vergeßen, 
welches er gemacht, do er zwiſchen ſeinen Söhnen die veterliche vereinigung auf⸗ 
gericht In gegenwart ſeiner beſten und vornemſten leute, grawen, Hern vom adel 
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in ſeinem Lande, die ſich under ſchrieben und ſolch teſtament verſiegelt, do Im 
denn feine Sohne an eides Stad mit Hand und Munde Zugeſagt, ſolchs zu 
halten, und das ſich der churfürſt nach mir nichts zu beſchweren habe, wil ich 
ordenen, das wachs zum beichten, das es auß dem Kapitel zu jeder Zeit ſoll 
geben werden. Item die chorſchüller, vikarien wie zu Magdeburg mit den panib. 
verſehen, welches denn auch bald geſcheen ſol. „Darum beſele ich euch Er propst 
Decano die kirche, wie Christus ſeine liebe Mutter feinem treuen Freunde 
Joanni befolen und ihr vorgeſtanden, das ir auch thut.“ 

Hirauf :ift das teſtament, welches gar chriſtlich und herlich gemacht, mit 
lauter Stimm von Panthaleone Thum, geleſen wurden und das Sigel des Chur⸗ 
fürſten geweiſt jedermann. 

(Etliche punet im Testament: 1. warauff er vom dieſer Seligklich ſcheiden 
wolt. 2. das ſtifft bedacht. 3. Zum dritten Ein Spittal zu machen vom 
grauen Cloſter. 4. Die Spende auf den guten oder ſtillen freitag. 5. wie mans 
mit der sepultura feines leibs halten ſolt, welchs er dem Capitel hat laſſen 
zuſtellen.) 

Nach der verleſung des Teſtamentes hat der Churfürſt abermals ſeine Be⸗ 
kentnis des glaubens gethan, wie dies in ſeinem teſtament verfaßet und geſaget, 
bei derſelbigen mit gottes Hülffe zu bleiben, welchs wir Im alle vor got und 
jedermann wolten bekant, auch gebeten, das wir vleißig vor In bitten wolten, 
das Im got hirzu gnade verlihe; und ob es ſich zutragen möcht durch ſchickung 
gottes, das er mit dem tode übereilet, als mit dem ſchlage, peſtilentz, fantaſei und 
dergleichen, das er anders reden mocht, darvor in got an zweiwel behüten würde, 
wolt er hirvon teſtirt haben, welchs wir Im am gericht gottes ſolten Zeugen ſein. 
Hat hirnach auch feine bekentnis gethan von gutten werden, die Chriſten zu thun 
ſchuldig weren, nicht auß noth oder Zwang des geſetzes, ſondern auß einem freien 
frolich herzen wie die ſchrifft zeuget: populus suus spontaneus, item vom 
abendmal des Hern, darinnen er wegen der wort Christi: Hoc est corpus meum 
glaubte, das Christus perſönlich dar were und fein warhaftiges blut, das er ver- 
goßen hat vor unſer Sünde, weil er ſagete der HERR: das ift mein Blut, und 
were nicht eine ſchlechte Diſtribution (ausſpendung) nach unſerm gefallen, wie 
itzund an vielen örtern geleret würde; da auch der Catechiſmus Lutheri und 
Brentii zu predigen verboten were, alles würde auß den kirchen gethan, „Oruci- 
fix, ſo ich doch in der papiſterei mein lebenlang nie geleret worden, das ich ſolt 
dasſelbige Holz anbeten, ſondern were ein erinnerung, wie Augustino ſaget: Non 
istum, sed corde christum per istum, folt ein jeder chriſt ein crucifix teglich 
vor fich haben, Sich zu erinnern der Martern des ſohnes gottes. Aber itzt wird 
alles abgethan und haben doch ſolche leute alle nackte bilder in Iren Heufern, 
wie ich ſelbſt geſehen, die man bilih in Huren⸗Heuſern Haben folt”. Item er 
jaget, es werde in denſelbigen örtern abgethan die telhe, oblaten ete,; „ob man 
nun an derſelbigen Stete wird brauchen kannen, gleſer, krauſen, neppe oder ander 
brot, wird mir noch kund gethan werden. So gehet, wenn man dem teuffel ein 
wenig raum gibt, da bleſet er denn mit freuden ein, das man nicht leſchen kann. 
Mit der Heilig tauffe gehet es auch alfo zu, da nimbt man weg den Exoreismum, 
das es ſich anfehen leſt, als ſolten wir beide, wort und Sakrament verlieren, wie 
itzunder denn gewaltig darzu helffen, die es billich fördern ſolten, die witten⸗ 
berger, mit den ich gar nicht zufrieden bin und — got gebe, das ich lige! — werden 
ſie balde alles auch verliren. Denn Einer mit Namen Eberus vom Abendmal 
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geſchrieben, darinnen er verleugnet, ob das buch ſonſt gleich gut ift, das anbeten 
christi im abendmal, welches eine Blasphemia iſt. Denn ich befinde, das viel 
in dieſem leben auf erden den hern angebetet: Jhesu, fili David, miserere mei! 
welches billich unſerm erlöſer gebüret, wo er iſt. Weil er nun Im Abendmal iſt 
umb ſeines worts willen, warum ſolt ich Ihn nicht anbeten? Dieweil ich, wenn 
ich vor meinem keyſer oder könig oder ſonſt vor einen gewaltigen hern komme, 
mein Barettlein traun nicht ſehen laße, weil ich fie als meine obrigkeit erkenne, 
Sondern thue das abe und beweiſe Ihn alle rewerentz. Vielmehr ſol man den 
ehren mit anbeten, kniebeugen, auffgedecktem Haupte, der da iſt ein herr Himmels 
und der erden und unſer erlöſer, vor dem man ja nicht ſtehen ſol mit bedecktem 
Haupte, wie es itzund geſchieht, als ein flegel; den wir nicht genugſam ehren, 
Rhümen und preiſen können. 

Darumb ich auch Solchen Schwermers und sacramentsſchenders zuwider, 
got zu ehren die Elevation verendert in die ostension, wie es in greca missa 
gehalten und noch gehalten wird, darau mir Dr. Luther gotſeliger urſach geben, 
der ſolchen gebrauch Rhümet, und wenn er maht Hette, wolt er ſolchs anrichten, 
wie er ſchreibet in ſeinem Buch wider die Heimeliſchen propheten, und habe er 
geordnet mit den worten: Sehet, lieben Chriſten, nachdem die wort des Hern 
geſprochen ſind: Das iſt der leib des hern, das iſt das Blut des hern. Aber 
doch wil ich, das man ſolchs dem volck in den predigten anzeige und daßſelbige 
underrichte, das ſich nymands daran ergere und ein Jeder einen gewißen bericht 
hirvon habe, das allein das wort Christi mache die gegenwart des ſohns gottes 
im abendmal und nichts anders. Ich ſage noch, es iſt bald geſcheen, das man 
hirvon kompt. Darumb ſol man dem teuffel nicht raum geben, denn wenn er ein 
wenig gelegenheit hat, So verterbet ers jar, und ſolle zuſehen, das man ſich auch 
ett hirumb nicht bringe, welchs geichicht durch uneinigkeit und geiſtliche hoffart, 
wie Ir euch, Er Jörge, itzunder hirzu den Mittagsteuffel !), der ſich verſtellet in 
ein engel des lichts, verfüren laft, der Ir doch auf der gruben gehet, und alle 
augenblick des todes müßtet gewärtig ſein durch den ſchlag, der euch am halſe 
henget. Laßet euch denſelbigen Mittagsteuffel treiben, das Ir mir meine arme 
underthanen jemmerlich verfüret allein auß einem phariſäiſchen neid, Ex odio 
pharisaico, den Ir wider meinen ſuperintendenten Isleben gefaßet und wider 
Dr. Meusel, dem Ir euer lebenlang nie ſeid gut geweſen. Die doch recht lehren 
und ſchreiben laut der prophetiſchen und Apoſtoliſchen ſchrifft, gebt ſie dem teuffel, 
leſtert und ſchendet fie. Sein das gute werk, iſt das chriſtliche liebe? Wie der 
Her ſagt: Novem mandatum do vobis, ut diligatis vos vivicem, wie heute 
von meinem Thumprediger, Ern pascha, gepredigt. Bedenkt ir nicht euer ſehlen 
heil? Es erbarmet mich euer, das weis got, das ir nun in eurem alter ſolt Zum 
teuffel faren. Darumb vermane ich euch und bitte euch: Stehet darvon abe, ja 
ich bitte euch umb gottes willen, verfüret mir meine arme underthanen nicht! 
Laft euch rathen! Ich wils nicht leiden; wo nicht, werdet ihr mich verurſachen, 
das ich anders darzu thun muß und wils thun, wie es mir denn gebüret. Ir 
wißet, ich habe euch oftmals alleine vermanet, es hat aber nichts geholffen. 


1) Luther (Kommentar zum Galaterbrief, Erl. Ausg. I, 66) ſagt: Can- 
didus diabolus, qui impellit homines ad spiritualia peccata . . . und 
ſpäter: Niger diabolus, qui tantum ad carnalia impellit. 
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Darnach habe ich euch juxta Regulam christi vermanet in beiſein meines Super⸗ 
intendenten Dr. Meusels, M. Snollen gotſeligen, da ich gotſchalck und Musculum 
verglich. Es hat aber auch nicht geholffen. Nun Habe ich alhir bei einander 
wie Ir ſehet dieſe ehrliche leute, die ich auch darumb gefordert und fage es euch alhir 
vor dieſer chriſtlichen gemeine juxta Regulam christi Die Ecclesiae, — wenn er 
dich nicht Höret — das ir davon abſtehet, oder werdet mit leib und Sehle Zum 
teuffel fahren, das ich euch nicht gönne. Es faget der Herr christus: Ve mundo! 
Wehe der welt der ergernis halben! Es were beßer, das ein Mülſtein einem 
ſolchen an ſeinem halſe hinge und lege Im mehre, da es am tiefſten iſt, in der 
hellen; item, Ihre Engel ſehen ſtets das angeſichte meines Vaters Im himel. We 
euch, ſo ir der geringſten einen ergert! Ergert dich dein Auge, Reiß es auß! 
deine hand, haue ſie abe! Meinet Ir nicht, das euch das wehe, wenn ir ſterben 
ſolt, treffen wird? Darumb Ergert euch etwas, ſehet darvon abe, das rathe ich 
euch treulich! Laßt euch den Mittagsteuffel nicht blenden, der euch mit einem 
herlichen ſchein blind machet, mit euer necessität von guten werken. Es hat 
einen frommen ſchein, aber was iſt es mehr als das babſtum? Ich ſage: Christus 
hat uns joom geſetze erlöſet, das wir durch Ihn auß gnaden ſeind ſchon felig 
worden und darff hirzu keine noth der werke, die das geſetze fordert und treibet 
oder ein Joch auff das arme gewißen zu legen, welchs geſchicht durch euer 
necessität, die Major auff den platz gebracht und gotſchalck, ob er Im gleich 
einen andern ſchein gibt, nun mit vleis das treibet und darzu hilfft neben euch, 
das ir auß lauterm phariſäiſchen neid thut und etliche perſonen zu gefallen, damit 
Ir die armen gewißen verwirret. Denn ſo bald man neben der gnade eine noth 
machet, ft es causa sine qua non, denn es Heift: Si ex lege iustitia, christus 
frustra mortuus est. Wie denn auch Maior gethan, da er leret, Es were 
nymands one gutte werd felig worden. Wo wil der arme ſünder in Agone Hin? 
Gleubt mir, ich habe hirvon auch nicht ein wenig verſucht; Christus kan nicht 
zu Süße, gnedig, Barmhertzig und zu grob geprediget werden. Der Teuffel kan 
yon in Agone klein und Bitter genug machen, wie die, die es verſucht haben, 
zeugen müßen. Von dieſer lehre ſol mich nymands mit gottes hülffe bringen, bin 
auch ſo neulich nicht darzu kommen. 

Es Iſt itzund in die 45 Jar, das mich got durch Luther gotſeligen hirzu 
bracht hat, hoffe auch, mit gottes gnade hirbei zu beharren. 

Nicht ſage ich, das ein chriſt nicht gute wercke zuthun ſchuldig were. Ein 
chriſt thut ſie gerne und willig, ungezwungen und gedrungen, got zu ehren und 
ſeinem nechſten umſonſt zu dinſt, wie ein gutter baum gutte früchte bringet von 
Natur. Iſt er aber ein fauler ſchelm, So machet mit yhm, was ir wolt, So 
bleibt es doch ein unfruchtbarer Baum. So iſt je und allewege mein glaube und 
lehre geweſen von der justification und guten wercken, welchs ich auch öffentlich 
in meiner Kirchenordnung befant. Aber ir habt fie mir verfelſcht, Er Jorge, 
wie ich das beweiſen kan mit euer hand in euer ordenung, die Ir mir gezeiget 
habet, da Habt ir unrecht gethan. Er iſt meine meinung nie geweſen. 

Ich habe mit meiner eigenen fauſt vor 23 Jaren die vorrede in meiner 
ordenung geſtellet; da Sihet man, was ich dozumal geglaubet. Das glaube ich 
noch, ſol mich nymands hirvon bringen und, weis got, ich meint dozumal nicht, 
das ich ſie ſo lange ſtellen ſolt. Aber es fiel mir zu und gab mir urjache, das 
weil Vicelius bey mir war und meine ordnung ſtellen Halff, ſchrieb er erſtlich: 
predicetur Christus. Da ſetzet ich mich über und machte die vorrede, weil es 
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nicht genug ift predicetur Christus, Christus ſol geprediget werden, Sondern 
es Heiſt auch quomodo, wie ſol er geprediget werden, welches man In der vorrede 
ſihet — in der Brandenburgiſchen kirchenordenung gar Herlich und chriſtlich vide 
illam prefationem de iustificatione, de bonis operibus.“ — Hirauff hat der 
probst wollen antworten; aber der churfürſt Saget: „harret, ich habe vorhin 
mehr zu thun; laſt mich außreden“, und alsbalde befolen, das man überlaut die 
prefation geleſen, welchs auch geſcheen durch Anthonium Füls, cantzeleiſchreiber, 
die der churfürſt frei gedeutet und etliche mal zum probst geſaget: „das Habt ir 
verfelſchet und viel mit mir darum gered, auch viel Zedel durch den Sanckmeiſter 
geſchicket, darinnen Ir gotſchalks handel gedacht und mich darauff wollen bringen: 
aber ich gedenke mit gnade gottes hirbei zu beharren.“ 

Und abermals weinende gebeten, got den vater vor Ihn zu bitten, hat drei⸗ 
mal feine augen gewüſchet und mit ſeuffzen geklaget über den greulichen Irthum, 
der itzund ginge. — 

Nach verleſener prefation in der ordenung hat er got gedanket, das er ſolch 
werck itzund hette vollendet, und weil es mit dem gebete were angefangen, wolt 
ers auch mit danckſagung beſchließen und angefangen zu Singen: Te deum 
patrem etc., das man finget auf Trinitatis cum versiculo Benedicamus 
patrem et filium eum ete. per prepositum Jocobum Stendal, und hat aljo 
mit der valedietion wollen nad) dem gemach gehen. — 

Aber Er Jorge Buchholtzer Hat yhn angelauffen, umb gottes willen 
gebeten, yhn zu Hören, welches er gethan. 

Do Hat der probst angefangen, geſaget: 

E. c. f. g. beclagen und beſchuldigen mich, wie ichs verſtehe, dreierlei 
urſachen Halben; Erſtlich als ſolt ich Eisleben Schmeen ex odio pharisaico. 

Hat der churfürſt alsbalde geantwortet: das iſt wahr und weiß jedermann. 
Ihr Haßet ihn one urſache! Zum andern folt ich E. c. f. g. arme leute 
verfüren Zum dritten Saget er etwas vom geſetze, folt der churfürſt geſaget 
haben. 

Fiel Im der churfürſt in die rede und ſaget: alſo habe ich nicht gered, 
yr deutet es mir felſchlich. Sondern wie ich mich itzund in meinem teſtament 
erklert und kirchenordenung, So rede ich noch. 

Der probst: Ich bitte e. ch. f. g. umb gottes willen, wollen mich 
Hören. Eisleben verfolget mich ex odio pharisaico. Denn e. e. f. g. wißen, 
wie er mich vor 6 Jaren an die kirchthür ſchlug ſampt Snollen und Paschen). 

princ.: Das ſeind vertragene Hendel; ich habe dozumal die Disputation 
aufgehoben und Silentium geboten; wie Ir aber geſchwiegen, das wiſt Ir wol. 

probst: Er ſchmehet die leute, das er in allen predigen ſaget: Hans 
Worſt; item von etlichen Leuten und Iren büchern: So ſie alſo geſtorben, ſind 
fe zum teuffel gefaren — man weiß wol, wen er meint. 

princ.: Das laket Ihn verteidigen, was gehet es euch an. halt ir friede! 
Ich wil es nicht von euch Haben, das wißet. 

probst: Eisleben veracht Jedermann, Saget viel von Zween alten, item 
Stund vorm Jar in der Creutzwochen zu St. Nicklas auff dem predigſtul, hieß 
mich einen alten und jungen Roötzleffel, Lügenleuffel ete. 


1) Küſter, Altes und neues Berlin, I, S. 297. 
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princ.: Isleben thut nicht unrecht, das er von wenig alten augen faget. 
Spricht nicht, wie Ir lieget, von Zwen alten augen, denn er weiß wol, wann 
er ſtirbt, das darumb got nicht geſtorben iſt, er meinet nicht ſich. Ich Habe in 
hirvon auch oftmals gehöret, man wird es wol ſehen, wie es in kurtzem gehen 
wird; denn weil noch die alten leben, hat es noch nicht noth. Man erferet es 
aber, got geklaget, wie es Zugehet itzund mit den Jungen, und nicht allein mit 
den Jungen, Sondern auch euch alten. Iſt es nicht zu erbarmen, das Ir als 
ein alter jeck euch den teuffel allein auß neid und gunſt etlicher perſonen alſo 
blenden laßet? In eurem alter werdet Ir gar töricht oder tol? Ich achte ir 
ſeid gar zum kinde worden, darumb hat Eisleben nicht unrecht geredt, do er euch 
einen alten Rotzteuffel geheißen. Darzu So lieget Ir auch got an und ſein wort, 
auch den fromen Luther, denn Ir ſchreibt: Hir lehre man unrecht! Das iſt ja 
gelogen! Item, Luther Habe geleret wir Ir! Das iſt ja auch gelogen. 

probst: Ich wils Im Luther wol beweiſen! 

princ.: hat euch doch Isleben den Luther auff dem predigtſtul geleſen; 
do ſeid Ir Ja als ein lügener überwunden. 

probst: Ich Habe den Articulum justifieationis So wohl vom Luthero 
geleret als Isleben. 

princeps: Ich weiß wol, das Ir vor zeiten beßer geleret als itzund und 
Iſt mir leid, das euch der teuffel itzund alſo gefaßet. Ir ſeid aber ſchendlich von 
Luthers Lehre abgefallen, die verleugnet, das, wenn itzund Luther aufſtünde, 
würde er ſagen: Du grober Eſel, du grober Bachand, das Habe ich dich nicht 
geleret! Und hat der Churfürſt den Stab aufgehoben und geſaget: So würde 
Luther thun und ſagen: Zum teuffel mit dem groben Bachanten, groben Eſel! 
Habe ich dich das geleret? Zum teuffel mit dir! Meinet Ir, Ich weiß nicht 
wie Irs treibet? Alhir prediget man recht, denn man weiſet die armen Sünder 
auffe Christum, ir in jener kirchen auff die wercke und treibet allerlei gauckelei 
und leichtfertigkeit; wenn Ir gleich ein mal was guts faget, So verderbet Irs 
mit euren poßen und leichtfertigkeit und boßhafftigkeit wieder. hir iſt euer 
supplication, das ir zu pfingſten über eine arme witwe geſungen habt auff dem 
predigtſtul, die mit Iren Schweſtern geſchmelt, das iſt euch nicht befolen. 

probst: g. r. und Her, das habe ich nicht gethan, Habe nicht geſungen. 
Sollen wir denn Stumme Hunde ſein? Das ſtehet in e. C. f. g. Ordnung nicht. 

princeps: Es ſtehet auch nicht darinnen, das man, wenn euch eine alte 
hure von leuten etwas ſaget, auß neid alsbalde leute ſol ſchumffiren. Sünde ſolt 
ihr ſtraffen In genere, nicht in spetie, juxta Regulam Christi: si peccaverit 
Frater tuus ete. 1. Straffe ihn allein, 2. Nim einen oden zwen zu dir, 3. die 
Eeclesie, wie ich mit euch gethan. Hir ift die supplication, darauff folt ir 
antworten, wie ſie bitten. 

probst: Ich kan wol darauff antworten. 

princ.: Es fol euch kunſt genug fein; es ift balbe einer geſcholden, aber 
nicht balde geweiſt. Ir ſolt es thun. Ich wils nicht gelitten Haben, darauff 
ſeid verdacht.“ 

Hirauff iſt die supplication öffentlich geleſen und dem probst durch den 
Churfürſten überantwortet worden; Er hat ſie auch angenommen mit beben und 
Zittern und geſehen als ein Menſche, das verzweiweln wolt. Der Churfürſt aber 
Hat yhn noch zum überfluß vermanet und gebeten, das er wolt von ſeinem vor⸗ 
nemen abeſtehen. Der probst aber iſt verharret und ſaget. Er verfüre nymands, 
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Bette lange alſo geleret, wolt biß in feine grube alfo lehren; doch mit verzagten 
worten und under anderm zum Churfürſten geſaget: got liben ift nötig, got lieben 
ift ein gut merd! Der Churfürft: Ir habet mich gehöret. Es Heiſt: Contra 
verbosum noli contendere verbis! Ir ſeid ein Schwetzer, ein alter Dore und 
Narre und Hilfft an euch nichts, iſt alles an euch verloren. 

Und hat der Churfürſt den probst mit den worten geſegnet: „Ich befele 
mich got und euch, Er Jörge, dem teuffel!“ Darauff etliche geantwort: Amen! 

Darnach ſaget der Churfürſt: Ich wil Hin eßen gehen; iſt mir beßer, denn 
das ich auß noth gutte wercke thue. 

Iſt dieſer proces Halwege neunen angangen und faſt biß umb ein uhr ge⸗ 
weret. Montags nach Quasimodogeniti. Anno 1563. 

Hirbei ift geweſen: 1. das ganze Thum⸗capitel. 

Cantzeler Dr. Distelmeier. 

. Panthel Thum. 

„Hans Bretschneider, Secretarius. 
. Anthonius Fueſs. 

. Rüdiger Rost. 

[Marginale des Verfaſſers.] Anno 1565. Am tage Marie Magdalenae, 
welcher war dis Jar der 5. Sonntag nach Trinitatis, it Er Jorge Bucholzer 
verurlaubt worden zu Berlin und Er Jochim Pascha, Thumprediger, durch 
unſern g. h. den churfürſten eingewieſen worden; der churfürſt hat gotſchalck 
zur Trauung gefüret; Pascha Hat in mit des Sabini tochter Copulirt. 

Actum wie oben. 


Poiſchwitz oder Pläswitz? 
Ein Beitrag zur Löſung einer geſchichtlichen Streitfrage. 
Von Otto Koiſchwitz. 


Durch den Vertrag vom 4. Juni 1813 wurden die Feindſeligkeiten 
zwiſchen Preußen und Rußland einerfeits und Napoleon andererſeits für 
die Zeit bis zum 20. Juli eingeſtellt!). Dieſer Vertrag wird allgemein 
„der Waffenſtillſtand von Poiſchwitz“ genannt. Das Dorf Poiſchwitz 
liegt ſüdweſtlich von der Kreisſtadt Jauer in Schleſien, weſtlich der 
Chauſſee Jauer⸗Bolkenhain. Der „Fiſcherhof“ am Eingange des Ortes 
gilt als Schauplatz der Verhandlungen und des Vertragsabſchluſſes. 
Dieſe Meinung haben nicht nur die meiften Einheimiſchen, ſondern auch 
die Verfaſſer von Lehrbüchern und Geſchichtswerken?). Häußer gibt in 


1) L'armistice durera jusqu'au 20. Juillet incl. plus 6 jours, pour le 
dénoncer à son expiration. (Art. 2 des Vertrages.) 

2) Treitſchke. Deutſche Geſch. im 19. Jahrh. 5. Aufl. Bd. 1. S. 464. 
Oncken, Defterreih und Preußen im Befreiungskriege. Berlin 1879. II. 333. 
Diplomatiſche Geſchichte der Jahre 1813, 1814, 1815. Leipzig 1863. I. 177. 
Gebhard, Handbuch der deutſchen Geſchichte. II. 440, Anm. 9. Berner, Geſchichte 
des preuß. Staates. Bonn 1896. S. 521. Pierſon, Preuß. Geſchichte. Beitzke, 
Geſchichte der Freiheitskriege. Bremen 1883. 4. Aufl. I. 229. Lexika von 
Meyer u. Brockhaus. 
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feiner deutſchen Geſchichte !) zwar einer anderen Lesart Raum, bleibt 
aber doch bei Poiſchwitz. Kein geringerer als Leopold von Ranke weicht 
von dem Herkömmlichen ab. Er ſagt im 48. Bande ſeiner fämtlichen 
Werke, S. 311, daß die Verhandlungen zu Wahlſtatt begonnen und in 
Pläswitz (Dorf nordweſtlich von Striegau in Schleſien) fortgeſetzt wurden. 
Eine Ortsangabe für den Vertragsabſchluß umgeht er. 

Gleiche Vorſicht wenden namhafte Autoren von Werken über die 
Befreiungskriege an?). In dieſer Literatur ſchwankt überhaupt die Feſt⸗ 
ſtellung der für die Verhandlungen in Betracht kommenden Ortſchaften 
außerordentlich. Eine vollſtändig einwandsfreie Angabe habe ich nur — 
abgeſehen von einigen kleinen Schriften?) — bei Nöſſelt“) gefunden. 
Dieſer Autor leitet uns hinüber zur Geſchichtsliteratur Schleſiens. In 
dieſer treten bis in die neueſte Zeit Zweifel an der Richtigkeit der Lesart 
Poiſchwitz auf. 

Der Jauerſche Chroniſt Fiſcher erklärt bereits 1818 die Angabe 
von Poiſchwitz für falſch und ſetzt dafür Pläswitzs). Später gehen je⸗ 
doch die Anſichten auseinander. An einer Stelle hören wir, daß der 
Vertrag in Pläswitz abgeſchloſſen, in Poiſchwitz verlängert worden Te"): 
an anderem Orte r), daß die Verhandlungen in Poiſchwitz eingeleitet, zu 
Pläswitz beendet wurden, ein dritter Autor gibt nur Poiſchwitz an °). 
Auch in den „Schleſiſchen Provinzialblättern 1831“) ift die Frage er⸗ 
örtert worden. Hier wird gerade die richtige Lesart, wie ſie bei Knie und 
Melchers (Ortsverzeichnis), in Morgenbeſſers Geſchichte Schleſtens 
(S. 477) auftritt, verworfen, und auf Grund von v. Plothos Werk 10) 
Poiſchwitz als treffend feſtgeſtellt. Neuerdings hat Herr Kaufmann 
Eckert in Jauer auf Mitteilungen des Herrn Generals der Infanterie 
von Holleben und des Geh. Kgl. Staatsarchivs hin dem Orte Pläswitz 
zu feinem Rechte verholfen 1). 

Daß man auch an Ort und Stelle ſelbſt über die Frage im Un⸗ 
klaren iſt, beweiſen die Chronik von Poiſchwitz, auf die ich unten noch 


1) Häußer, Deutſche Geſchichte. IV. 163. Berlin 1863. 

2) v. Clauſewitz, Der Feldzug von 1813 bis zum Waffenſtillſtande 
Berlin 1835. S. 305. 307. 312. 314. Richter, Geſchichte des deutſch. Freiheits⸗ 
krieges. Berlin 1838. I. 226. v. Sybel, Die Erhebung Europas gegen Napo⸗ 
leon J. München 1860. Becker, Der Krieg der Franzoſen und ihrer Alltirten 
gegen Rußland, Preußen und ſeine Verbündeten. II. 163. Leipzig 1814. Delbrück, 
Das Leben des Feldmarſchalls von Gneiſenau. Berlin 1882. 1. 296. 

3) Leben Friedrich Wilhelms III. von Preußen von R. Bruck. Hamburg 
1840 S. 72. Otto, Geſchichte Schleſiens. Breslau 1835. Kriegsgeſchichten aus 
den Jahren 1812/13. Breslau 1814. XII. Stück. 

8 4) Nöſſelt, Geſchichte des Feldzuges in Schleſien 1813. Breslau 1817. 
. 69—74. 


5) Chronik der ſchleſiſchen Kreisſtadt Jauer bis 1817. Jauer 1818. 

6) Löſchke, Merkwürdige Begebenheiten aus der ſchleſ. und brandenb. Geſch. 
Breslau 1852. 

7) Scheuermann, Chronik von Jauer. Jauer 1867. 

8) Morgenbeſſer⸗Schubert, Geſchichte Schleſiens. Breslau 1892. 

9) Band 94. Breslau 1831. S. 50. 139. 244. 246. 

10) 3 Bde. Berlin 1817. I. 211. Beilage 24 (S. 146). 

11) Notiz im Allgem. Anzeiger von Jauer. 31]. X. 1903. 
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eingehen werde und eine mir zugegangene Zuſchrift des Herrn Haupt- 
lehrers Schrodt in Pläswitz!). Die meines Wiſſens nach jüngſte wiſſen⸗ 
ſchaftliche Erörterung, welche die Frage ſtreift, geſchieht in der Zeitſchrift 
des Vereins für Geſchichte und Altertum Schleſiens?) in dem Aufſatze 
„Die Franzoſen in Neumarkt 1806 und 1813“. Auch hier ſucht der 
Verfaſſer Poiſchwitz zu retten. — 

Der Verſuch, die Frage mit Hilfe des vorhandenen handſchriftlichen 
Quellenmaterials zu löſen, iſt ſcheinbar noch nicht gemacht worden. 
Daher mag es kommen, daß das Richtige ſich bisher noch nicht Bahn 
zu brechen vermocht hat. 

Das zur Löſung der Frage in Betracht kommende Material bilden 
in erſter Linie die Akten des Königl. Geh. Staatsarchivs?); in zweiter 
Reihe ſtehen die Zeitungen vom Jahre 1813 und die nach Aufzeich- 
nungen von Zeitgenoſſen bearbeitete Chronik des Dorfes Poiſchwitz“). 

Es handelt ſich zunächſt um Beantwortung der Frage: An welchem 
Orte iſt der Vertrag vom 4. Juni abgeſchloſſen und unterzeichnet worden? 
In zweiter Linie kommt die Feſtſtellung der Ortlichkeiten, in denen 
Vorverhandlungen oder Beſprechungen über die Verlängerung des Ber- 
trages ſtattgefunden haben, in Betracht. 

Das Abſchlußprotokoll beginnt: 

Ceſourd'hui 23. Mai 

„Cejourd'hui -7 Juni 
sances belligérantes: Le Duc de Vicenne . . Le comte à Schouwaloff 
.. . Monsieur de Kleist, Generalleutnant ... 

Apres avoir échangé leurs pleins pouvoirs à Gäbers dorf le 
20. Mai 
2. Junis) 
au village de Pleisswitz neutralisé à cet effet entre les avant- 
postes. des armées respectives pour continuer les négociations d'un 
armistice propre à suspendre les hostilités .. . 

Pleißwitz ift dasſelbe wie Pläswitz. Da die Protokolle durchweg 
in franzöſiſcher Sprache abgefaßt ſind, ſo iſt es erklärlich, daß die fran⸗ 
zöſiſche Orthographie auch bei den Namen (Schouwaloff) angewandt 
worden iſt. Eine dem Deutſchen näherkommende Schreibung — Plas⸗ 


les plénipotentiaires nommés par les puis- 


et signé une suspension d'armes de 36 heures et s'étant réunis 


1) 28. XII. 03. „. . Nach meinem, ich möchte jagen, genauen Willen, das ich 
durch Rückſprache mit dem verſtorbenen Herrn Oberſt Freiherrn von Buddenbrock 
erlangt habe, find im Schloſſe zu Pläswitz nur die Borverhandlungen geführt 
worden. Der Abſchluß des Waffenſtillſtandes ift in Poiſchwitz erfolgt“ . . 

2) Band 37. Breslau 1903. S. 32. 

3) Acta, betreffend die Waffenſtillſtands⸗ und Friedensverhandlungen, welche 
im May und Juny 1813 zwiſchen Preußen, Rußland, Oeſterreich und Frankreich 

BR bn, É 23. Mai 
gepflogen worden find. Waffenſtillſtands⸗Convention 4 Sa 

4) Nachrichten über die Vergangenheit des Dorfes Poiſchwitz von Hugo 
Schmidt, Lehrer. 

5) 1. Juni ſ. Fain, Manuserit Paris 1824. S. 484. Auch die Berech⸗ 
nung ergibt den 1., ſ. auch Kopie der Abſchlußakte, datiert Gebersdorf, 1. Juni. 
(Geh. Staats⸗Arch.) 
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witz — wendet Kaiſer Franz!) an, an anderer Stelle ſchreibt er 
Pleiſswitz?). 

Der Abdruck der Abſchlußakte in den gleichzeitigen Zeitungen!) 
enthält Plaswitz; auch Pleswitz kommt vor“). Eine 1813 im Druck 
erſchienene Sammlung von Aktenſtücken ?) hat ebenfalls Pleßwitz. 

Für den Ort Pläswitz dürfte auch die damalige Stellung der Heere 
ſprechen. Die Vorpoſten ſtanden vom 1. bis 4. Juni bei Striegau. 
Das Heer hatte Poſition bei Neiße). Von Bedeutung ift auch der 
Umſtand, daß die leitenden Perſonen ihre Quartiere in der Nähe von 
Pläswitz hatten. Ein Blick auf die Karte zeigt, daß Pläswitz etwa in 
der Mitte zwiſchen den Hauptquartieren liegt. Napoleon iſt vom 30. Mai 
bis 5. Juni in Neumarkt. Die Briefe an ſeinen Bevollmächtigten 
richtet er nach Pleiſchwitz. Das Hauptquartier der Verbündeten wird 
am 31. Mai von Schweidnitz nach Ober⸗Gräditz verlegt. Es bleibt, 
nachdem am 2. Juni dort Kriegsrat gehalten worden iſt, bis zum 5. Juni 
da. Als Aufenthaltsorte des ruſſiſchen Kaiſers in jener Zeit werden noch 
Reichenbach und Ober-Peilau genannt. Graf Neſſelrode ſchreibt aus 
Peterswaldau?); von dem Kneſebeck berichtet von Striegau aus * 
Graf Schuwaloff datiert feine Briefe direkt aus Pleiswitz') (Pleißwitz, 
Preiß witz). 

Dieſe Briefe führen uns in den Gang der Vorverhandlungen hinein, 
die den abſchließenden Verträgen von Gäbersdorf und Pläswitz voraus⸗ 
gingen. Hier ſpielt auch der von Ranke genannte Ort Wahlſtatt eine 
Rolle. Poiſchwitz, das weder in den Akten noch in den gleichzeitigen 
Drucken erwähnt wird, kommt auch für die einleitenden Verhandlungen 
nicht in Frage. 

Ein von Kleiſt und Schuwaloff unterzeichnetes Protokoll 10) nennt 
die Orte: Wahlſtatt, Niklasdorf, Beckern, Neudorf. Daß Poiſchwitz 


1) Brief vom 11. VI. 1813 an Friedr. Wilhelm III. „ l'armistice 
signé A Plaswitz le 4. .“ 

2) Brief vom 3. VII. an Napoleon. „.. l'armistice résultant de la 
convention signée à Pleifswitz le 4. Juni. (Akten im Geh. Kgl. St.⸗A.) 

3) Spenerſche Ztg., Voſſiſche Ztg. 26. Juni 1813. 

4) Spenerſche Ztg., Voſſiſche Ztg. 22. Juni 1813. Drittes Bulletin, 
Stralſund. 

5) Aktenſtücke und Materialien zur Geſchichte des großen Kampfes. Bd. I. 
S. 179—187. Germanien 1813. > 

6) Londondery, Geſchichte des Krieges 1813 u. 14. ©. 105. 106. Weimar 1836. 

7) 31. Mai an Stadion. f 

8) 27. Mai. „. .. Der Graf Neſſelrode ift hierauf ſofort nach Schweidnitz 
zum Graf Stadion gereiſt ... fo wie er von dort zurückkommt, ſoll ein Offizier 
nach den Vorpoſten abgehen und die Antwort bringen, daß man zu einem Waffen⸗ 
ſtillſtande bereit....“ 

9) 2. Juni (letzte Streitpunkte). 2. Juni an Napoleon (Beſchwerde über 
die Art der Geschaffen De Herzogs von Vicenza). (Geh. Staats⸗Archiv.) 


18. Mai 
10) Wahlſtatt, den 30. Mai 
16. Mai 


28. Mai le comte Schouwaloff fit partir A 7 heures du soir la lettre en 
jointe Nr. 1 au due de Vicenne Nous arrivämes à Becern à la 
meme heure pour y attendre la réponse, qui n'arriva que le lendemain 


. „Apres nous avoir réunis A Nielasdorf le 
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nirgends auftritt, erſcheint natürlich, denn es liegt ganz abſeits von dieſen 
Orten. Weshalb ſollte man alſo dahin, wo auch keine eine Rolle 
ſpielende Perſönlichkeit einquartiert war, gekommen ſein?“ Wäre es 
wirklich geſchehen, hätten ſich irgendeinmal höhere Offiziere in dem Dorfe, 
das man wohl auch hätte neutral erklären müſſen, eingefunden, ſo 
würden die ſtets aufmerkſamen Einwohner, die, wie die folgende Probe 
aus ihren Aufzeichnungen zeigt, auf jede Kleinigkeit achteten, ſicher etwas 
davon verſpürt und ihre Wahrnehmungen niedergeſchrieben haben. 

Die Poiſchwitzer Chronik folgt in dem für unſere Frage in Be- 
tracht kommenden Teile den handſchriftlichen Aufzeichnungen des ches 
maligen Scholzen von Nieder-Poiſchwitz, einer alten Familienchronik und 
den Mitteilungen des Freigutsbeſitzers Chriſtian Otte, die von 1789 bis 
1814 reichen. Dieſe Berichte der Zeitgenoſſen ſtreifen nur an einer 
Stelle in einer nebenſächlichen Bemerkung den Waffenſtillſtand ). 

Auch der Verlängerung des Waffenſtillſtandes wird in den Poiſch⸗ 
witzer Nachrichten gedacht. Dieſe Verlängerung geſchah am 30. Juni 
zu Dresden. Von der vollzogenen Tatſache ſpricht Franz I. in dem 
ſchon oben erwähnten Briefe vom 3. Juli an Napoleon 2). 

Es dürfte demnach auch nicht die ſchwächſte Begründung für die 
Behauptung, daß Poiſchwitz der Schauplatz irgendwelcher Verhandlungen 
geweſen fei, zu finden fein. Ebenſowenig liegt ein Grund vor, anzu⸗ 
nehmen, daß man hier die Unterſchriften der Akten vollzogen habe. 

Wann und wo tritt nun aber die Lesart Poiſchwitz zum erſten⸗ 
male auf? Wie entſtand ſie und wie konnte ſie ſich faſt durch ein Jahr⸗ 
hundert halten? 

Die beiden Originalausfertigungen des Vertrages werden in den 
Archiven von Paris und Petersburg aufbewahrt?). Das Königl. Geh. 
Staatsarchiv zu Berlin beſitzt nur eine durch v. Kleiſt beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift. Dieſe hat die Lesart Pleißwitz. Von den Originalen in Paris 
und Petersburg find Drucke erſchienen, die Pleßwitz nennen“). Das 
Aktenmaterial iſt alſo fehlerlos. 

Das erſte Auftreten der Lesart Poiſchwitz habe ich in einer Druck⸗ 
legung des Vertrages, die 1813 in Weimar erſchienen ift, gefunden“). 


17. Mai 
29. Mai 
A Wahlstatt A 7 heures du soir. Les ordres nécessaires pour nous faire 
passer jusqu'à Neudorf. . ... (Geh. Staats Archiv. 

1) „Am 27. Mai lagen auf dem Fiſcherhofe ruſſiſche Offiziere und Küraſſiere 
(S. 112)“ Am 29. Mai kanonieren die Ruſſen auf das franzöſiſche Lager bei 
Jauer. Am 1. und 2. Juni ſchwieg der Kanonendonner. Man hörte auch 
don dem bekannten abgeſchloſſenen Waffenſtillſt ande“ (Gäbersdorf!). 
„Am 7. Juni wird Poiſchwitz von den Franzoſen ſtark geplündert.“ (S. 116.) 
„Die folgende Zeit des Waffenſtillſtandes, der bis zum 10. Auguſt verlänger 
wurde, verlief ruhig.“ (S. 118.) 

2) „. . . m'a soumis la convention signée à Dresde le 30. Juni 

3) Ich verdanke dieſe Angaben Herrn Dr. Granier. 

4) Soin, Manuscrit de Mil Huit Cent Treize. Paris 1824. 

5) Waffenſtillſtand zwiſchen ben Kaiſerl. Königlich Franzöſiſchen und com: 
binirten Kaiſerl. Ruſſiſchen u. Königl. Preußiſchen Armeen. Geſchloſſen zu 


à 4 heures après diné. . . . Nous partimes d'abord et arrivämes 


H 
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Diefer Druck, franzöſiſch und deutſch, erſcheint unzuverläſſig und mag 
eine Quelle der ſpäter eintretenden Unſicherheit in der Ortsangabe ge⸗ 
worden ſein. Auf dem Titelblatt und im Text wird ſtatt Pläswitz 
Poiſchwitz angegeben. Als Ort für die Verhandlung vom 1. Juni wird 
ſtatt Gäbersdorf Herpersdorf 1) genannt. Bei der Beſtimmung der De⸗ 
markationslinie ift aus Seifershau Schreibershau?), aus Alt Kemnitzs) 
Reimnitz geworden. Die Ortsangabe Poiſchwitz geht ſofort in die Buch⸗ 
literatur über), obwohl die meiſten Autoren eine Namensnennung ver- 
meiden ), andere Pleifchwiß 6) einführen. 

Immerhin würde ſich das Falſche nicht lange zu halten vermocht 
haben, wenn nicht 1817 durch v. Plothos Werk Poiſchwitz gewiſſermaßen 
ſanktioniert worden wäre?). Auf dieſes Werk ſtützen fich die hervor⸗ 
ragendſten ſpäteren Schriften und die Veröffentlichungen, ſoweit fie un⸗ 
ſerer Streitfrage nähergetreten ſind. Ich denke an Beitzke, Sporſchil £), 
Häußer und an die Erörterungen in den „Schleſiſchen Provinzial⸗ 
blättern“ von 1831). Häußer 105) tritt in eine Prüfung der Frage ein. 
Den Anlaß dazu hat ihm wohl ein Aufſatz im Militärwochenblatt 171, 
in dem Pläswitz feſtgeſtellt ift, gegeben. Häußer legt in einer Fußnote 
den Stand der Frage dar. Er zitiert die Entſcheidung des Militär⸗ 
wochenblattes und die Angabe von Pläswitz in der franzöſiſchen Akte 
bei Fain 12), entſcheidet ſich aber doch mit Berufung auf die preußiſche 
Urkunde in v. Plothos Beilage 24 für Poiſchwitz. 

Auf Häußer und v. Plotho ſtützt ſich auch Weniger wieder in dem 
Aufſatze „Die Franzoſen in Neumarkt 1806 und 1813“ 13). Nichts⸗ 
deſtoweniger verſucht er eine Kompenſation der ſcheinbaren Gegenfätze, 
indem er ſchreibt: „Der Waffenſtillſtand wurde in Pläswitz abgeſchloſſen 
und danach in Poiſchwitz bei Jauer unterſchrieben.“ 


Poiſchwitz den 4. Junius 1813. Weimar, im Verlage des Geographiſchen In⸗ 
ſtituts, 1813. 

1) Harpersdorf, öſtlich von Löwenberg. 

2) Beitzke, Geſchichte der Freiheitskriege, Berlin 1859, hat Bd. 1 S 398 
Schreiberhau. Desgl. 4. Aufl. Bremen 1883. I. 229. 
3) Die Akten im Staats⸗Archiv haben Alt Ramnitz. 
Re E Geſchichte od. Tagebuch vom deutſchen Freiheitskriege. Berlin 


5) Deutſchlands Befreiung vom Joche der Franzoſen. Köln 1814. Bd. II. 
S. 84. Becker, Der Krieg der Franzoſen und ihrer Alliirten gegen Rußland, 
E u. ſ. w. Leipzig 1814. Bd. 2, S. 163. F. Kohlrauſch, Die Teutſchen 
Freiheitskriege. Elberfeld 1817. S. 32. i SL? 

6) Venturini, Rußlands und Deutſchlands Befreiungskriege Leipzig und 
Altenburg 1816. S. 216. Napoleon ſchreibt ſtets Pleiſchwitz (. Briefe an den 
Herzog von Vicenza). i 

7) v. Plotho, Der Krieg in Deutſchland und Frankreich. Berlin 1817. 
S. 211. I. Beilage 24. 

8) Die große Chronik von J. Sporſchil. Braunſchweig 1844. S. 252. 253. 

9) Band 94. S. 244. 245. 

10 Häußer, Deutſche Geſchichte. Band 4. Berlin 1863. S. 163. 

11) Militärwochenblatt 1844, Beiheft S. 120. 

12) Fain, Manuscrit de 1813. Paris 1824. S. 483. 484 (Pleßwitz). 

13) Zeitſchrift des Vereins für Geſchichte und Altertum Schleſiens. Breslau 
1903. Band 37. S. 32. 


1814. 
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Ich gehe zunächſt auf v. Plotho ein. Die von ihm beigegebene 

Urkunde iſt nicht authentiſch. Da die im Archiv liegende Abſchrift gleich 
den Originalen in franzöſtſcher Sprache, die bei v. Plotho gedruckte aber 
in deutſcher Sprache abgefaßt iſt, ſo kann ſie höchſtens als Überſetzung 
der Archivabſchrift gelten. In dieje Überſetzung hat ſich nun anſtelle 
von Pläswitz Poiſchwitz, ebenſo Schreibershau und Reimnitz ſtatt Seifers⸗ 
hau, Alt Ramnitz eingeſchlichen, ſo daß man auf die Annahme kommen 
könnte, v. Plotho habe den 1813 in Weimar erſchienenen, dieſelben 
Fehler aufweiſenden Druck benutzt. Dem würde allerdings die bei v. Plotho 
richtige Angabe von Gäbersdorf widerſprechen. 
Daß bei der zuweilen ſchwer lesbaren Handſchrift der Akten, der 
Ahnlichkeit im Klange der Ortsnamen (Gäbersdorf-Harpersdorf, Poiſch⸗ 
witz⸗Pläswitz, Schreiberhau⸗Seifershau) Irrtümer entſtanden ſind, iſt zu 
verſtehen; wie es gekommen iſt, dürfte auf die mannigfachſte Art zu er⸗ 
klären möglich ſein, zumal es ſich um kleine Dörfer handelt, die nur 
auf den genaueſten Karten verzeichnet ſind und die noch dazu überall in 
Schleſien Namensverwandte haben. 

Dem Verſuch Wenigers, die Unterſchrift des Vertrages für Poiſch⸗ 
witz zu retten, kann ich nicht beiſtimmen. Ich ſehe durchaus keinen 
Grund, weshalb die Bevollmächtigten den ca. 23 km weiten Weg von 
Pläswitz nach Poiſchwitz hätten zurücklegen ſollen. Es wäre das ſehr 
zeitraubend geweſen und ohne ſchwerwiegende Gründe gewiß nicht ge⸗ 
ſchehen, zumal Napoleon ungeduldig in Neumarkt die Kunde von dem 
Abſchluß erwartete. Es würde ſich doch wenigſtens eine diesbezügliche 
Bemerkung in der zu Pläswitz feſtgeſetzten Abſchlußakte befinden. Das 
it nicht der Fall. Der Schluß lautet vielmehr !): „Gegenwärtige Ur⸗ 
kunde iſt . . . abgeſchloſſen und doppelt ausgefertigt; Tag, Monat 
und Jahr wie oben ?).“ 


Zur Vorgeſchichte der Revolutionskriege. 
Von Friedrich Karl Wittichen. 


Friedrich Wilhelm II. hatte im Herbſt 1789 den Grafen Hertzberg 
fallen laſſen, gerade in dem Augenblick, als die Früchte der glänzenden 
Ausdehnung des preußiſchen Einfluſſes in Europa durch eine Offenſive 
gegen die Kaiferhöfe geerntet werden ſollten. Für das Jahr 1790 hatte 
er weit über die Hertzbergſchen Ziele hinausgehende Pläne, die dann mit 
dem Fiasko in Reichenbach endeten. Der König ſchob dem natürlichen 
Abrundungsbedürfnis des preußiſchen Staates in Polen ſelbſt den Riegel 


1) Fait et arrêté le présant Acte en 12 Articles et en double ex- 
pedition les jours, mois et ans que dessus. 

2) Herr Dr. Granier, dem ich einige freundliche Fingerzeige für die obige 
Arbeit verdanke, hat die Güte mich noch nachträglich darauf hinzuweiſen, daß 
nach Akten des königl. Kriegsarchivs die Auswechſelung der Ratifikationen am 
5. Juni zu Poiſchwitz erfolgt iſt. 
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vor. Seine Blicke wandten fih ſchon im September 1790 mit weite 
tragenden Plänen nach Weſten, wo ſich nach den Einflüſterungen der 
Emigranten ein neues Feld für Eroberungen aufzutun ſchien. 

Hertzberg hatte die franzöſiſchen Ereigniſſe in ihrer vollen Bedeutung 
gewürdigt. Schon 1787 hatte er auf den holländiſchen Feldzug aus der 
richtigen Erkenntnis der durch die inneren Schwierigkeiten bewirkten 
Lähmung der franzöſiſchen Politik heraus gedrängt. Seine polniſchen 
Pläne baſierten ſehr wefentlich auf dieſer Erkenntnis, die der Ausbruch 
der Revolution nur beſtätigen und vertiefen konnte. Da dieſer die Er— 
ledigung der Verſailler Allianz bedeutete, kam Hertzberg ſogar ſchon im 
Auguſt 1789 auf den Gedanken, daß Preußen jetzt wieder die freie Wahl 
zwiſchen Frankreich und England haben könne, wenn man ſich in London 
zu ſehr gegen die preußiſchen Pläne verſchließe !). 

Im Februar 1790, als es galt, England zu einer beſtimmten 
Stellungnahme in der belgiſchen Frage zu drängen, ſchrieb der Miniſter 
an den Geſandten in London, Alvensleben, Preußen könne 20000 Mann 
zu einer Gegenrevolution in Frankreich ſtellen und ſich damit den fran⸗ 
zöſiſchen Hof dauernd verpflichten ?). In dieſen Wochen hatte fich gerade 
der Graf Artvis an den König und den Prinzen Heinrich mit Hilfs⸗ 
geſuchen gewandt. Auf einen erſten Brief im Januar hatte Friedrich 
Wilhelm ihm nicht ungünſtig geantwortet. Jetzt prophezeite Artois in 
einem zweiten Schreiben die Vernichtung des franzöſiſchen Königtums, 
wenn das Ausland nicht Hilfe brächte. Er deutete an, daß Spanien 
und Sardinien zu effektiven Schritten bereit ſeien. Von Bedeutung iſt, 
daß er von den zwei Wegen, auf denen Preußen feinen Rivalen Diter- 
reich ſchwächen könnte, dem Krieg und der Diplomatie, den letzteren an⸗ 
riet, und zwar derart, daß Preußen die gefährliche Revolution erſticke, 
und ſich damit die ewige Dankbarkeit und das Bündnis Ludwigs XVI. 
erwürbe è). 

Hertzberg wollte ſeine Bemerkung an Alvensleben nur als Reflexion 
gegeben haben“); ernſtlich lagen ihm ſolche Gedanken auch fo fern, daß 
er vielmehr auf das ſchärfſte gegen den Revolutionskrieg polemiſierte 


1) An Luccheſini 5. Aug. 89, St.⸗A. H. glaubte, daß die franzöſiſche Re⸗ 
volution der Monarchie ihre Exiſtenz wiedergeben und die Nation zu einem 
natürlichen auswärtigen Syſtem zurückführen werde. 

2) H. an Alvensleben 10. Febr. 90, St.⸗A. Wenn England nicht auf die 
Unabhängigkeit Belgiens eingehe, werde er zu einer Abkehr von dem Berliner 
Bündnis raten. „Nous m’aurions qu’à assister le Roi de France de 20000 
hommes pour y causer une contre-revolution et pour nous assurer la 
France A jamais et pour lui rendre son existence. Le comte d'Artois 
la fait proposer au Roi par le P. H., mais on l'a renvoyé. Je crois, 
que si vous faites bien valoir ees sortes d’argumens et ceux que vous 
trouverez dailleurs dans la depeche d’aujourd’hui, des hommes raisonnaibles 
comme Mr. Pitt ne pourrait pas y resister.“ Daraus ergibt fich der Inhalt 
des von Bailleu (Hift. Zeitſchrift 74, S. 259) erwähnten Schreibens an den 
Prinzen Heinrich, das dem an den König (14. Febr.) vorausgegangen ſein muß. 

3) Der Brief bei Bailleu a. a. O. Es findet ſich die charakteriſtiſche Stelle 
darin: „V. M. veut affaiblir la maison d' Autriche, c'est le vœu de mon 
cœur.“ 

4) An Friedrich Wilhelm 4. März 90, St.⸗A. 
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und ſich ſchließlich fogar mit feinem Hauptgegner, dem Prinzen Heinrich, 
in dem Gedanken traf, man müſſe ein franzöſiſches Bündnis an die 
Stelle des engliſchen ſetzen ). Keineswegs aber unterſchätzt er die Ge⸗ 
fahren der Revolution. In einer Depeſche an Renfner, den Geſchäfts⸗ 
träger in Haag, der mit dem Generalleutnant Schlieffen Holland zu 
einer Inſtandſetzung ſeiner weſtlichen Verteidigungslinie im Sommer 1789 
bereden ſollte, findet ſich die Bemerkung: augenblicklich ſei zwar nichts 
von Frankreich zu fürchten, ſehr wohl aber könne ein geſchickter Mann 
den Enthufiasmus der Nationalverſammlung auf die auswärtigen Dinge 
ableiten wollen und dann werde naturgemäß die Exploſion nach den 
Niederlanden zu erfolgen?). Im November desſelben Jahres machte er 
gegen die ausſchweifenden Pläne des Königs anläßlich der belgiſchen Re- 
volution auf die großen inneren Kräfte Frankreichs aufmerkſam, die durch 
eine übereilte Politik in Belgien geweckt werden könnten; es könne eine 
Einigung der Nation aus nationalen Geſichtspunkten erfolgen und Frank⸗ 
reich ſo zu einer guten Verfaſſung kommen, deren es noch immer fähig 
ſei?): den ganzen Winter hindurch ſtand ihm die Gefahr einer Verbin⸗ 
dung der franzbſiſchen Revolution mit den Revolutionen in Belgien und 
Lüttich ſehr lebhaft vor Augen, beſonders, als ihm die Machenſchaften 
Lafayettes in Belgien gemeldet wurden. 

Der König hatte den Brief des Grafen Artois dem Prinzen Heinrich 
mitgeteilt, der ſich im ganzen zuſtimmend zu einer ſolchen Wendung der 
preußiſchen Politik ausſprach; erſt als Goltz, der preußiſche Geſandte in 
Paris, die Gegnerſchaft der Nationalverſammlung gegen Marie Antoi⸗ 
nette und damit gegen die öſterreichiſche Allianz näher beleuchtete, riet 
auch er zu einer rückſichtsvollen Behandlung der Revolutionäre, die man 
für Preußen zu gewinnen hoffte). Der König wich alfo den Anträgen 
des Grafen Artois zunächſt aus. Im Mai wirkte Goltz, der mit dem 
Radikalen Pétion Verbindungen angeknüpft hatte, gelegentlich der auf⸗ 
tauchenden Gefahr einer franzöfiſchen Kriegserklärung an England in dem 
ſpaniſchen Konflikt gegen eine Stärkung des franzöſiſchen Königtums. 
Im September, als es galt, für den drohenden ruſſiſchen Krieg jede 
Gefahr von Frankreich und Sſterreich her zu beſeitigen und nach Biſchoffs⸗ 
werders Meinung ein Bündnis mit beiden Mächten als das ſicherſte 
Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes anzuſehen war, knüpfte man durch 
den Bankier Ephraim mit den Leitern des diplomatiſchen Ausſchuſſes, 
Barnave und Lameth, Beziehungen an. Ephraim ſprach mit Lafayette 
über die Bedeutung der Herſtellung einer feſten Regierung für ein zu 
ſchließendes Bündnis mit Preußen ?). Es find das dieſelben Männer, 
die feit 1791 eine gemäßigte Reaktion mit Hilfe des Auslandes, beſon⸗ 


1) P. Wittichen, Polniſche Politik Preußens 75. 

2) Depeſche vom 10. Juli 89, St.⸗A. 

3) Denkſchriſt vom 25. Nov. 89 bei P. Wittichen 95 ff. 

4) Bailleu 261 f. Hier beginnt alſo das Schwanken zwiſchen einer allein 
auf den Sturz des Syſtems Marie Antoinettes gerichteten Politik und den 
kriegeriſchen Eroberungstendenzen. 

5) Sybel, Revolutionszeit (1897) J, 348 f. 
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ders Öfterreich®, erſtrebten, aber im ſchärfſten Gegenſatz zu der Politik 
der Emigranten. 

Mit einem Vertreter dieſer und insbeſondere des Grafen Artois, 
dem Baron Roll, verhandelte der preußiſche Hof eben im Auguſt und 
September 1790 in Breslau. Die Emigranten erſtrebten eine volle 
Reaktion unter kriegeriſchem Beiſtand des Auslandes; auf Oſterreich und 
Preußen, deren Verſtändigung ſie wünſchten, hatten ſie ihre Blicke be⸗ 
ſonders gerichtet. Eine ſolche Verſtändigung lag ja eben in Biſchoffs⸗ 
werders Intentionen, übrigens ſchon feit 1787. Den dilettantiſchen 
Ratgebern des Königs erſchien ein Eingreifen in Frankreich gewiß nicht 
als ein großes Wagſtück. Der Feldzug des Herzogs von Braunſchweig 
in Holland, den Clauſewitz einmal ein leichtſinniges Unternehmen genannt 
hat, die leichte Beſetzung des revolutionären Lüttichs im Jahre 1789, 
die geringe Widerſtandsfähigkeit der Belgier und ihre, von ihnen ſelbſt 
ſtetig betonte, gänzliche Abhängigkeit von der Hilfe des Auslands konnte 
wohl zu ſolchen Anſchauungen führen. Selbſt der einzige ſolide Poli⸗ 
tiker Preußens in der damaligen Zeit. Graf Hertzberg, war, wie wir 
geſehen haben, nicht ganz frei von ſolchen Ideen. Sie haben ja auch 
ſpäter bei dem wirklichen Ausbruch des Krieges gewirkt, nachdem ſie 
durch die unblutige Unterwerfung der belgiichen Revolution noch verſtärkt 
worden waren. Bekannt iſt, daß in Breslau Biſchoffswerder und der 
preußiſche Generalmajor Fürſt Hohenlohe-Ingelfingen dem öſterreichiſchen 
Geſandten Fürſten Reuß Andeutungen machten, der König wünſche eine 
Herſtellung des franzöſiſchen Thrones im Bund mit Oſterreich. Am 
13. September ſprach Hohenlohe von einer Erwerbung des Hennegau für 
Öfterreich und Jülich-Bergs für Preußen im Falle eines gemeinſamen 
Krieges gegen die Revolutionäre, für den man der Unterſtützung der 
ruhigen Bürger Frankreichs Der fein könne. Für Jülich⸗Berg ſollte 
Pfalz⸗Bayern durch die zu erzielenden Eroberungen im Elſaß entſchädigt 
werden 1). Aus den Betreffniſſen und Erlebungen des Grafen Schlieffen, 
deren bedeutſamer Quellenwert erſt kürzlich wieder an das Tageslicht 
gezogen worden iſt, erfährt man durch einen Brief des Herzogs von 
Braunſchweig, der übrigens damals gerade eine antirevolutionäre Tendenz 
bekundete ?), daß man mit dem Baron Roll den Gedanken erwogen hatte, 
den Fürſten Hohenlohe mit 10—12 000 Mann nach dem Breisgau zur 
Vereinigung mit der Emigrantenarmee zu ſenden. Schlieffen berichtet 
ſogar, Hohenlohe habe damals Einfluß auf den Hof gewonnen und auf 
die Verhandlungen in Reichenbach eingewirkt im Sinne eines Ausgleichs 
mit Öfterreich. Die Emigranten hätten feinen Ehrgeiz, in einem frau⸗ 
zöſiſchen Feldzuge eine ſelbſtändige Führerſtelle zu bekommen, für ihre 


1) Beer, Leopold II., Franz II. und Katharina S. 37. Es ift nicht anzu⸗ 
nehmen, daß Pfalzbayern dieſen Plänen entgegengekommen fet, denn Preußen ſtand 
mit ihm, beſonders wegen der Lütticher Epiſode, in dieſer Zeit gerade bemerkens⸗ 
wert ſchlecht. 

2) P. Wittichen 65. Er redete auch mit Reuß über eine Verſtändigung 
zwiſchen Preußen und Ofterreich. Beer a. a. D. 
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Pläne ausgenutzt ). Der Fürſt, ein Mitglied der Rojenfreuzer?), ftand 
jedenfalls damals in hoher Gunſt bei dem König. 

Der Marquis Lucccheſini, den der engliſche Geſandtſchaftsſekretär 
Jackſon damals den eigentlichen Unterhändler von Reichenbach nannte, 
war in dieſe Pläne noch nicht näher eingeweiht. Er ſollte jetzt zu dem 
türkiſchen Friedenskongreß in Siſtowo abgeſandt werden und ſeinen Weg 
über Wien nehmen. Luecccheſini ſtand bekanntlich hoch in der Gunſt des 
Königs, der ihn mehrfach mit geheimen Spezialmiſſionen betraute. Auch 
während ſeiner Geſandtentätigkeit in Warſchau hatte er von dem König 
im September 1789 einen geheimen Auftrag erhalten, nämlich die Polen 
über die Ausſichten einer preußiſchen Thronkandidatur zu ſondieren. 
Noch unter dem Einfluß Hertzbergs hatte er 1789 dieſen Gedanken ver- 
worfen, im Juni 1790 meldete er dem König das Erfolgreiche feiner 
Bemühungen in diefer Frage ). In Schleſien hatte er dann durch feine 
geſchickte Art, dem König nach dem Munde zu reden, ſich ſo in Gunſt 
geſetzt, daß der Herzog von Braunſchweig in ihm einen künftigen Miniſter 
des Auswärtigen erblickte). 


1) Schlieffen S. 371, 88 u. 565. Die Stelle des Briefes des Herzogs an 
Schlieffen vom 17. Juni 92 lautet: „La nomination du Prince de H. tient 
aux premières démarches des Princes émigrées, Mr. de Roll leurs man- 
dataire se lia à lui, il y a deux ans A Breslau et la toute prémière idee 
étoit, de le (im Original fälſchlich la) faire joindre aux Princes avee un 
Corps de 10 à 12 m. hommes, bien de raisons ont changé ce premier 
plan, cependant le Pr. de H. est demeuré en relation avec les émigrées, 
et le même corps de la Silesie qui devoit joindre les Princes dans le 
Breisgau est celui, qui marche aujourd'hui.“ — 

2) P. Wittichen S. 73 und XIV. Hohenlohe erhielt am 5. Sept. 1790 
den Schwarzen Adlerorden; nach Pillnitz hat er in Prag mit Kaiſer Leopold 
über einen Feldzug gegen Frankreich unterhandeln ſollen. Häuſſer I, 322 f. 

3) L. an Hertzberg 7. Nov. 89, an Friedr. Wilh. 13. Juni 90, St.⸗A. 
(Lucchefinis Nachlaß). Aus dieſen Unterhandlungen ſtammt der Plan, den Kur- 
fürſten von Sachſen in Polen erwählen zu laſſen, ſeine Tochter mit dem Prinzen 
Ludwig von Preußen zu vermählen, der dann in der Erbfolge König von Polen 
werden ſollte. Gerade im Sept. 90 wurde dieſer Plan von einem polniſchen 
Agenten vorgebracht und erwogen. P. Wittichen S. 84. Auch die in Reichenbach 
aufgetauchte Idee Kurland mit Polen wieder zu vereinen (Hertzberg an Friedr. 
Wikh. 1. Juli 90 [St.⸗A.] wehrt ſich gegen dieſen Plan) ſcheint damals weiter 
erwogen worden zu ſein. Am 26. Sept. wurde Hüttel auf Befehl des Königs 
zum Rejidenten in Kurland ernannt. Im Jahre 1791 verlangte Preußen be- 
kanntlich die Einſetzung eines Oraniers in Kurland, ein Gedanke, den die ehr⸗ 
geizige Wilhelmine von Holland hei ihrem Bruder angeregt hatte. (Vivenot, 
Quellen zur deutſchen Kaiſerpolitik Öfterreichs I, 282. Dropmore Papers II, 217.) 
Mirabeau hat in ſeiner dilettantenhaften Weiſe den Plan, Kurland vor Rußland 
zu retten, während ſeines Aufenthaltes in Berlin lebhaft erwogen. Biſchoffs⸗ 
werder war im Dienſt des Herzogs von Kurland geweſen. Dieſe Pläne ſind nur 
A Beweis für die gänzliche Direktionsloſigkeit der preußiſchen Politik ſeit Hertz⸗ 

ergs Sturz. 

4 W an Schlieffen 4. Aug. 90, bei Schlieffen 512. Daß L. in 
ſeiner damaligen Stellung nichts von den franzöſiſchen Plänen wußte, ift vielleicht 
ein Beweis dagegen, daß dieſe Pläne auf die Reichenbacher Eutſchlüſſe des Königs 
eingewirkt haben. Anträge auf einen kriegeriſchen Eingriff in Frankreich ergingen 
von dem Grajen Arkois an Oſterreich um dieſelbe Zeit. Das Billet Artois' an 
Kaunitz, das den Grafen Caſtelnau bei dem Miniſter einführte, iſt vom 20. Juli 90. 
Kauniß berichtet über die Anträge vom 29. Auguſt, Leopold wurde um dieſelbe 
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Da Hertzberg mit der Ausarbeitung der Inſtruktion Lucccheſinis für 
Siſtowo zögerte, ſchrieb der König dieſem am 13. September, er ſolle ſich 
ſeine Inſtruktion ſelbſt entwerfen und gab ihm für Wien einen geheimen 
Auftrag mit. Er kannte von Italien her den Günſtling Leopolds, Man⸗ 
fredini, den Erzieher der Söhne des Kaiſers, der bei dem Thronwechſel den 
Rang eines ungariſchen Magnaten erhalten hatte. Man hatte wohl in 
Berlin die geheime Kunde, daß Manfredini Leopold zu feiner friedlichen 
Haltung gegen Preußen beſtimmt habe. Dieſen Mann ſollte jetzt Luecccheſini 
über die Politik des öſterreichiſchen Hofes gegenüber Preußen ſondieren. 
Der König ſchrieb ihm!): Si vous trouves que Pon vous marque de 
la Confiance je desirer6s bien que vous sondiés le terrain si les 
choses etant pacifiees du coté des Turcs et en Flandre le Roi se 
preteroit à envoier des troupes en France, qui conjointement avec 
un Corps darmee Prussienne remetteroit lordre dans le gouvernement 
Francais le corps darmee que l’Autriche auroit envoie en Flandre 
pourroit être emploi6 à cette fin en y joignant des troupes Pala- 
tines une Armée Espagnole jointe aux Piemontés cooperoit dans les 
Provinces Meridionales de la France quarante 3 50 mille Prussiens 
après s'être assuré de Metz entreroit dans le coeur de la France. 

Le Prétexte de Venger les Avanies faites à son beaufrere et 
à sa soeur serait plus que sufisant pour autoriser le Roi d’Hongrie 
dagir comme je le propose il pourait ajouter a ces raisons celle de 
soutenir les Princes de l’Empire voisin de l’Alsace, qui ont soufert 
considerablement par les desordres comis depuis la révolution. En 
agissant de la manière que je propose il ne sera pas dificile de 
parvenir à son but, après s’etre arrangé au préalable que l'Autriche 
aurait la lisière de la Flandre française qui touche le Hainaut, 
PElecteur Palatin recevrait une partie de l'Alsace et me cederoit 
Julie et Bergue si l'Autriche veut avoir davantage il faudroit da- 
bord penser à la haute Silesie. Vous verrés si lon poura avec le 
tems mettre le plan en execution et je serés charmé de Vous 
sçavoir bientôt à Vienne pour juger de ce qu'il y aura à faire. 
Danach beitätigt ſich alſo die Erzählung des Herzogs von Braun⸗ 
ſchweig, wenn auch der Plan nicht ſo unverſtändlich in Hinſicht des 
Marſchzieles?) und der Stärke der Truppen ſich darſtellt?). Die Be- 


Zeit von einem anderen Agenten aufgeſucht. (Beer, Joſeph II., Leopold II. und 
Raunig S. 370 ff.) Lucccheſini weilte in dieſen Tagen ſchon wieder in Warſchau. 
Hertzberg wurde natürlich von allen Verhandlungen mit den Agenten ferngehalten 
(Hertzbergs Précis, Schmidts Ztſchrft. I, 30 f.) er hätte ſonſt dieſe Anträge, wie 
Kaunſtz, wohl als lächerlich bezeichnet. Dem Schritt Artois lag wohl die Ten⸗ 
denz zu Grunde, in letzter Stunde noch einen Krieg zwiſchen den deutſchen Mächten 
zu verhindern, der die Revolution fich ſelbſt überließ. 

1) Am 13. Sept. Im Nachlaſſe Lucccheſinis, St.⸗A. 

2) Aus dem Zuſammenhang heraus — es handelt ſich in dem Brief des 
Herzogs nur um die Verwendung des Hohenloheſchen Korps — kann man aller⸗ 
dings annehmen, daß der geplante Marſch Hohenlohes nur als eine Neben⸗ 
operation gedacht war. 1792 übernahmen die Ofterreicher das Operieren vom 
Breisgau aus. 

3) Preußen ſtellte 1792 42000 Mann, alfo etwa die von dem König an⸗ 
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merkungen Hohenlohes bei Reuß an eben dieſem 13. September find 
demnach die Einleitung zu der geplanten Unterhandlung Lueccheſinis in 
Wien. Der Eroberungsplan ſelbſt iſt 1791 und 92 mehrfach in Wien 
vorgetragen worden 1). Es ift durchaus wahrſcheinlich, daß er wenn 
nicht von dem Grafen Artois ſelbſt, doch von ſeinem Agenten, Baron 
Roll, der nachher dauernd in Berlin ſich aufhielt, angeregt oder wenigſtens 
gebilligt worden iſt ?). 

An dem folgenden Tage teilte Friedrich Wilhelm dem Grafen Goltz 
die Abſendung Ephraims nach Paris mit. Man glaubte alſo den 
Plan einer definitiven Sprengung der Verſailler Allianz im Bund mit 
der Revolution einerſeits und mit den Todfeinden der Revolution, den 
Emigranten, anderſeits — denn auf dieſem Plan baſiert ſehr weſentlich 
das Entgegenkommen Preußens gegen die antiöſterreichiſch geſinnten Emi⸗ 
granten — in Angriff nehmen zu können, zugleich aber doch mit Hſter— 
reich fich alliieren und Eroberungstendenzen nachgehen zu können. Und 
wie ſtand es damals mit der internationalen Stellung Preußens? Während 
Hertzbergs Politik noch darauf ausging, in Belgien wie in der Türkei, 
Oſterreich hinzuhalten, bis der drohende Konflikt mit Rußland über 
die türkiſche Frage entſchieden ſei, während der Geſandte in Wien, Jakobi, 
freilich vergeblich, alle Hebel anſetzte, um den Abmarſch einer Armee 
nach dem in Reichenbach von Preußen aufgegebenen Belgien aufzuhalten, 
während es galt, eben dieſem Belgien nach den weitgehendſten könig⸗ 
lichen Verſprechungen doch wenigſtens eine möglichſt günſtige Erledigung 
ſeines Zwieſpaltes mit Oſterreich zu ſichern, wollte Friedrich Wilhelm 
einen Plan in Wien vortragen laffen, der eine ſchleunige Erledigung der 
belgiſchen Frage vorausſetzte, da man doch mit einem disponiblen Heer 
in Belgien rechnete. In eben dieſen Tagen ließ der König den Grafen 
Schlieffen in Weſel zu einer Ermutigung der Belgier veranlaſſen und zu 
Ratſchlägen an dieſelben, die der eben mit Oſterreich geſchloſſenen Kon⸗ 
vention ins Geſicht ſchlugen. Die unklare Stellung zu Ofterreich hin⸗ 
ſichtlich der ruſſiſchen Frage erhellte Ende September die Außerung 
Kaunitzs, daß Öfterreich feinem Bundesgenoſſen gegen einen Angriff 
Preußens und der Seemächte beiſtehen müſſe. Die Notwendigkeit, auch 
Rußland den status quo in der Türkei aufzwingen zu müſſen, hatte man 
in Reichenbach in ihren Konſequenzen kaum erwogen, auch jetzt nahm 
man fie noch auf die leichte Achſel ?). Unklar war auch die Stellung 


gegebene Zahl, die den Stoß in das Herz Frankreichs unternehmen folte. 
Hohenlohe erhielt unter Übergehung des dienſtälteren Schlieffen tatſächlich ein 
Kommando. 

1) Ausführlich in der Inſtruktion Biſchoffwerders vom 18. Febr. 92. 
Ranke, Urſprung und Beginn der Revolutionskriege 278 ff., angedeutet in der 
Note vom 28. Juli 91 im geheimen Teil. 

2) Vgl. Sorel, L' Europe et la Revolution II, 290. Vor Pillnitz bot 
Artois Leopold Lothringen an. Sorel II, 254. Sybel (1897) I, 390. 

3) Braunſchweig an Schlieffen 17. Sept. 90 (Schlieffen 531). „La Russie 
est préte selon nos nouvelles de Petersbourg à faire sa paix avec les 
Turcs, sur le pied du status quo, mais sans intervention d'aucune 
puissance étrangère et sans paraître avoir été forcé, l'on est ici (Breslau) 
d'avis, que si cela a lieu, l'on se bornera à garantir les possessions des 

17* 
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zu dem Bundesgenoſſen England, deſſen Antrag, einen preußiſch⸗pol⸗ 
niſch⸗engliſchen Handelsvertrag mit der polniſchen Abtretung von Danzig 
und Thorn an Preußen jetzt ins Werk zu ſetzen, der König ablehnte und 
Lucccheſini in Warſchau einfach desavouierte ). Als engliſche Depeſchen 
über die gegen Rußland zu unternehmenden Schritte im Auguſt zu lange 
ausblieben, ſchrieb der König an Lucccheſini, man müſſe jetzt das Defenſiv⸗ 
ſyſtem Preußens ausgeſtalten, ohne ſich um die Anſichten der Seemächte 
zu kümmern, wenn ſie doch nicht auf Preußens Intentionen eingingen. 
Gemeint war natürlich die Ausgeſtaltung des türkiſchen und polniſchen 
Bündniſſes. Im Oktober befahl der König auch gegen den Willen und 
unter Dementierung der entgegengeſetzten Befehle Hertzbergs eine Unter⸗ 
ſtützung des Verſuches der Polen, ſich mit den Türken zu verbinden ?). 
Am 6. September hatte der polniſche Reichstag durch ſeinen Beſchluß, 
keine irgendwie geartete Abtretung polniſchen Gebietes zulaſſen zu wollen, 
allen preußiſchen Erwerbungsgedanken im Oſten zunächſt ein Ende ge⸗ 
macht. Auch in Wien zeigte ſich die Spaltung des Dreibundes. Jakobi 
jand bei feinen Vorſtellungen über Belgien nicht die geringſte Unter⸗ 
ſtützung ſeitens der Geſandten der Seemächte, die mit Oſterreich über die 
Ausſchließung Preußens von der belgiſchen Frage vollkommen einig zu 
fein ſchienen ?). 

Verworren war alfo die ganze Lage Preußens durch die Reichen⸗ 
bacher Entſchlüſſe des Königs, verworren die preußiſche Politik ſelbſt und 
nicht zum wenigſten der Plan, über den Luccchefini im Oktober mit 
Manfredini fich beiprach *). Lucccheſini hatte am 18. September ge⸗ 


getragen, erneut am 5. Auguſt. Ewart war ſehr im Irrtum, wenn er glaubte, 


damit die Sinnesänderung des Königs in Reichenbach erzielt zu haben. (Salomon, 
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geſchrieben, der Plan könne erſt im Frühjahr ausgeführt werden. Eine 
Koalition gegen Frankreich ſah er als nötig an, Preußen erreiche in 
einer ſolchen zwei Vorteile, einmal eine Abrundung in Weſtfalen oder 
Oberſchleſien !), ſodann erhebe man Frankreich wieder zu einer Groß- 
macht, ſichere ſich dadurch Englands Treue oder die Möglichkeit, für 
ſeine Allianz die franzöſiſche einzutauſchen, wenn es ſich von Preußen 
abwende. Man ſieht, auch Lucccheſini nahm ſeine politiſchen Gedanken 
aus Hertzbergs Arſenal. 

In Wien entdeckte Lucccheſini dann, daß der königliche Plan ein 
Machwerk des Grafen Artois war, das der engliſche Geſandte Keith 
bereits kannte und von dem dieſer annahm, es müſſe Friedrich Wilhelm 
Schon vorgelegt fein. Kaunitz ihien ihm nach einigen feiner Außerungen 
nicht gegen eine Verbindung mit Preußen gegen Frankreich zu ſein. In 
den letzten Tagen des Oktober hatte er dann eine Unterredung mit 
Manfredini, der ihn, nach einer erſten Andeutung Qucechefinis bei Hofe, 
in ſeinem Hotel beſuchte?). Manfredini gab zu, daß er Leopold zu 
ſeiner friedlichen Politik gegen Preußen beſtimmt habe. Er kannte, 
ebenſo wie der Kaiſer, den Plan und wußte, daß Friedrich Wilhelm ihn 
kenne. Nach der Rückkehr Lucccheſinis wollte er ihn mit dieſem disku⸗ 
tieren, wie ſich das Lucccheſini auch ſelbſt ſchon vorgenommen hatte. Als 
Schwierigkeiten der Ausführungen bezeichnete er ſchon jetzt die Gefahr, 
daß bei einem Einbruch in Frankreich Ludwig XVI. und Marie Antoi⸗ 
nette ermordet würden und die Eroberungsfrage. Lucccheſini gewann aber 
doch den Eindruck, daß Leopold Neigung zu einer Inangriffnahme des 
Planes habe?). 


da die wichtigſten Entſchlüſſe oft binnen weniger Tage in ihr Gegenteil verkehrt 
werden. Am unglücklichſten iſt dieſer Verſuch bei Max Duncker, Friedrich Wil⸗ 
helm II. und Graf Hertzberg (Hiſt. Zeitſchr. 37) ausgefallen. In der Tendenz, 
Frankreich allein als den Angreifer darzuſtellen, beſchuldigt Sybel teils Biſchoff⸗ 
werder unautoriſierter Machenſchaften, teils ſchildert er die Eroberungsgedanken 
als eine „durchaus realiſtiſche Politik? der Abwehr gegen Bedrohung. Der 
Dilettantismus Biſchoffwerders ſoll nicht beſtritten werden, aber die Verant⸗ 
wortung für ſein Treiben trägt der König, der ihn gewähren ließ. Von einer 
Bedrohung durch Frankreich kann im September 90 nicht die Rede ſein, mit einer 
antirevolutionären Stimmung hatten dieſe Eroberungspläne noch gar nichts zu 
tun. Konſequent feſtgehalten ſind dieſe Pläne natürlich auch nicht worden. 

1) Dieſe Abrundung in Oberſchleſien hatte ſchon in den Reichenbacher Ber- 
handlungen eine Rolle geſpielt. Goltz in Paris hatte ſchon im Mai 90 einen 
gemeinſamen Krieg der deutſchen Mächte gegen Frankreich erwogen und dabei 
für Oſterreich Erwerbungen im Elſaß oder den Niederlanden vorgeſehen, für 
Preußen einen an Schleſien grenzenden Diſtrikt öſterreichiſchen Gebiets. Häuſſer I, 
348 f. Vgl. auch Sorel II, 241. 

2) Bericht Luccchefſinis au Roi seul ohne Datum im Konzept in 8.3 Nachlaß. 
Etwa am 23. Okt. kam Leopold mit Manfredini von Frankfurt, am 7. Nov. 
reiſte L. nach Siſtowo ab. Keith, Memoires II, 301 f. Mit Leopold hat L. 
nicht über den Plan geſprochen. Beer, J. II. u. L. II. u. Kaunitz 377. 

3) Dieſe Meinung Luccheſinis mag auch daraus entſtanden ſein, daß die 
antirevolutionäre Stimmung in Wien naturgemäß ziemlich ſtark war. In den 
Mitteilungen an Holland und England über Belgien nach Reichenbach iſt ſchon 
viel von dem Damme, der gegen die Revolution in den Niederlanden errichtet 
werden müffe, die Rede. In einer Note vom 10. Auguſt 90 läßt Leopold das 
Bekenntnis ablegen, daß ſeine liberalen toskaniſchen Ideen verfehlt ſeien. Vivenot 
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Zu einer Unterhandlung mit Lucccheſini kam es nicht mehr, da der 
Kongreß in Siſtowo ſich lange hinauszog. Biſchoffwerder übernahm es 
dann, mit Sſterreich ins reine zu kommen, da die ruſſiſche Frage ſich 
nicht, wie man im September angenommen hatte, im Winter friedlich 
erledigte. Er nahm damit ſeinem Rivalen in der Gunſt des Königs, 
Lucccheſini, eine dem König ſehr am Herzen liegende, wichtige Verhand⸗ 
lung vorweg und wußte auch nach dem Abſchluß in Siſtowo Lucccheſini 
durch eine hinterliſtige Intrigue von Wien fernzuhalten ). 


Ralcheim — Ralchum — Kalkum. 
Von Louis Erhardt. 


In einer Miszelle des vorigen Heftes dieſer Zeitſchrift hat es 
G. Berg unternommen, bezüglich des Namens von Johann Friedrich 
von Kalchum, genannt Leuchtmar, des Hofmeiſters des Großen Kurfürſten, 
einen Irrtum zu berichtigen, der ſich in allen neueren Geſchichtsbüchern 
finde (er nennt Küſter, Raumer, Philippſon, Prutz). Bei Studien im 
königlichen Hausarchiv hat nämlich B. die Bemerkung gemacht, daß der 
Hofmeiſter des Großen Kurfürſten ſeinen Namen ſelbſt regelmäßig 
Kalcheim ſchreibe, nicht Kalchum, wie man ihn in den neueren Dar⸗ 
ſtellungen nennt. Hätte er ſich mit der Konſtatierung dieſer Tatſache 
begnügt, ſo wäre zu einer Entgegnung kein Grund geweſen. Er zieht 
nun aber ohne Bedenken den Schluß: „Daraus ergibt ſich alſo mit 
Sicherheit, daß die bisherige Schreibweiſe Kalchum falſch iſt und es 
Kalcheim heißen muß.“ Damit ſtellt er zugleich implicite die Forde⸗ 
rung, daß hinfort jeder Hiſtoriker, der auf Korrektheit Anſpruch macht, 
fi) der Form Kalchum zu enthalten hat. Dazu liegt aber in Wahr⸗ 
heit durchaus kein Grund vor; genauere Nachprüfung wird vielmehr er⸗ 
geben, daß Berg mit ſeiner Schlußfolgerung aus der von ihm konſta⸗ 
tierten Tatſache, ſo plaufibel ſie auf den erſten Blick ſcheint, doch bereits 
über das Ziel hinausgeſchoſſen iſt. Die Sache iſt auch methodologiſch 
intereſſant, weil fie zeigt, wie auch die Befragung der echteſten, urſprüng⸗ 
lichſten und untrüglichſten Quellen unter Umſtänden keineswegs genügt, 
ſondern man ſich ſehr dabei vergalloppieren kann. 

B. ſagt, woher jener Irrtum ſtamme, den er aufgedeckt zu haben 
meint, könne er nicht nachweiſen; er ſcheint zu glauben, daß es ſich dabei 
um einen bloßen Leſefehler handelt. Das wäre doch aber in der Tat 
ſehr merkwürdig, wenn ſo ein Leſefehler eines Hiſtorikers des 18. oder 
19. Jahrhunderts überall das Richtige verdrängt hätte, und einiger⸗ 
maßen ſtutzig hätte es B. doch machen müſſen, daß auch ein Mann wie 


I, 18. Durch die Ernennung Mercys zum Kongreßgeſandten im Haag im Anfang 
Zonk, Rane 90 unauffällig die diplomatiſchen Beziehungen zu Frankreich. 
anke ; 
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Raumer, von dem er ſelbſt bemerkt, daß er die im Hausarchiv vorhan⸗ 
denen Briefe und Akten über die Jugendzeit des Großen Kurfürſten ſehr 
wohl gekannt hat, doch an dem Namen Kalchum feſtgehalten hat. Um 
ſich ſelbſt vor Irrtum zu bewahren, hätte B. daher ſehr gut getan, 
der Frage nach der Entſtehung der vermeintlich falſchen Schreibung doch 
weiter nachzugehen. Bei dem Hofmeiſter des Großen Kurfürſten hat die 
Sache aber noch eine beſondere Bewandtnis. Er trägt einen Namen, 
der nicht nur einmal in ſeiner Perſönlichkeit ſporadiſch in der Geſchichte 
auftaucht. Vielmehr find die Calcums ein altes hervorragendes nieder- 
rheiniſches Adelsgeſchlecht, und die Frage bezüglich des Namens iſt alſo 
gar nicht für Johann Friedrich von Kalchum oder Kalcheim zu iſolieren, 
ſondern was für ihn feſtgeſtellt iſt, müßte indirekt für die ganze Familie 
gelten, und umgekehrt, wenn die ganze Familie den Namen Kalchum 
mit Recht führt, ſo kann er auch für den Hofmeiſter des Großen Kur⸗ 
fürſten nicht als „falſch“ bezeichnet werden. Überdies war es B. ja 
gewiß wohl bekannt, daß gleichzeitig mit dem Hofmeiſter Johann 
Friedrich von Kalchum in der Brandenburgiſchen Geſchichte noch ein 
anderer Kalchum viel genannt wird, nämlich der Bruder des Hof- 
meiſters, Gerhard Romilion von Kalchum, der als Geheimer Rat unter 
Georg Wilhelm und in den erſten Jahren des Großen Kurfürſten eine 
hervorragende Stellung einnahm. Von ihm, über ihn und an ihn müſſen 
natürlich eine große Menge von Schriftſtücken vorhanden ſein, und was 
ſich daraus für den Namen ergibt, kommt indirekt natürlich auch für 
den Bruder in Betracht. Es erheben ſich alſo zwei Fragen, einmal, 
was ergibt fich aus der allgemeinen Adelsliteratur über den Familien⸗ 
namen von Calcum überhaupt, und zweitens, was läßt ſich ſpeziell von 
dem vielgenannten Bruder des Hofmeiſters bezüglich der Namenſchreibung 
feſtſtellen. Was zunächſt diefe zweite Frage betrifft, fo ergibt fich, fo- 
weit ich gefehen habe, aus den brandenburgiſchen Akten und Korreſpon⸗ 
denzen der Zeit, daß allerdings auch der Geheime Rat Gerhard Romi- 
lion ſich gewöhnlich Kalcheim geſchrieben hat; aber unzweifelhaft gibt 
es auch Schriftſtücke von ihm, in denen er ſich ſelbſt Kalckhum unter⸗ 
ſchreibt, ſo namentlich in ſeinem Abſchiedsgeſuch an den Kurfürſten 
Georg Wilhelm vom 28. Juni 1637. In der Ausfertigung feiner Be- 
ſtallung als Geheimer Rat vom 26. Juni 1633 wird ſein Name „Ger⸗ 
hart Romilian von Kalckhun(n), genannt Leuchtmar“ geſchrieben, und 
dieſe Schreibung (Kalckun) iſt überhaupt die gewöhnliche in der da— 
maligen kurfürſtlichen Kanzlei. Die geheimen Sekretäre Taſchenberger 
und Deter, von denen die meiſten Schriftſtücke aus der Zeit herrühren, 
pflegen ſo zu ſchreiben, daneben aber gelegentlich auch Kalckheim; beide 
Formen waren ihnen offenbar und neben einander geläufig. In einer 
Inſtruktion für Gerhard Romilion vom 1. Mai 1641, deren Konzept 
vom Kanzler von Götzen verfaßt iſt, ſchreibt dieſer, ſein Kollege im 
Rat des Großen Kurfürſten, den Namen Calcum, während in der Aug- 
fertigung derſelben Inſtruktion wieder die Form Calckhun ſteht. Man 
ſieht alſo, Männer, die zu dem Geheimen Rat Gerhard Romilion (und 
übrigens auch zu dem Hofmeiſter Johann Friedrich) in den unmittel⸗ 
barſten, amtlichen Beziehungen ſtanden, gebrauchen, und zwar gewöhnlich 
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und in offiziellen Dokumenten, die Form Kalkum, Kalkhun; auch Ger- 
hard Romilion ſelbſt ſchreibt ſeinen Namen gelegentlich ſo, und, wie ich 
zum Überfluß hinzufügen will, auch andere Mitglieder der Familie, ſo 
die Calcums aus der Linie Lohauſen, ſchreiben im 17. wie im 
18. Jahrhundert ſich regelmäßig „von Kalckum“. Da muß die Sache 
doch wohl etwas anders zuſammenhängen, als B. annahm; ein bloßer 
Irrtum kann nicht wohl vorliegen. Hätte B., ſtatt nur die darſtellen⸗ 
den Werke einzuſehen, auch die Quellenpublikationen aus dee Zeit heran⸗ 
gezogen, ſo würden ihm auch dort die beiden Formen Kalchum ſowohl 
wie Kalcheim entgegengetreten fein, und hätte er fih dann aus den al- 
gemeinen Werken über Adelsfamilien Rats erholt, ſo würde ſich ihm auch 
die Löſung der Schwierigkeit ſehr einfach ergeben haben. Sehen wir 
uns zunächſt das Adelslexikon von Kneſchke an; dort heißt es: „Calcum, 
Calckum, genannt Leuchtmar, C., genannt Lohauſen, Kalchun, Kalſchun, 
Calchheim. Altes rheinländiſches Adelsgeſchlecht aus dem gleichnamigen, 
früher Calicheim, Calcheim geſchriebenen, bei Düſſeldorf liegenden Stamm⸗ 
hauſe, welches der Familie ſchon 1167 zuſtand. Dieſelbe, namentlich im 
Herzogtum Berg begütert, ſchied ſich ſchon in früherer Zeit in drei Linien, von 
denen die eine ſich von Calcum, Kalchun ohne Beiſatz ſchrieb. Die 
zweite aber nach dem 1485 erworbenen Sitze Leuchtmar, und die dritte 
nach dem 1302 erlangten Lohauſen den Beinamen annahm.“ In dem 
Spezialwerk von Fahne: Geſchichte der Kölniſchen, Jülichſchen und 
Bergiſchen Geſchlechter, finden ſich folgende Angaben: „Calcum, in alten 
Zeiten Calicheim, Calcheim, iſt ein Schloß, bei Düſſeldorf gelegen, von 
dem ſich ein altes Geſchlecht ſchreibt, das ſpäter nach zwei anderen 
Niederlaffungen, Lohauſen bei Düſſeldorf und Lichtenberg im Bergiſchen, 
ſich in zwei Linien ſchied, von denen fich die eine Calcum, genannt Lo⸗ 
haufen, die andere Calcum, genannt Leuchtmar ſchrieb.“ Man ſieht 
aljo, Calcheim, Calchum, Caleum ſind nur verſchiedene, längt wohl⸗ 
bekannte Formen für denſelben Orts- bezw. Familiennamen, und dieſe 
Formen ſind in Wirklichkeit nur dialektiſche Verſchiedenheiten ebenſo wie 
etwa Formen auf hus, husen, haus, hausen, Knyphauſen, Knyphuſen 
uſw. (vergl. Förſtemann, Ortsnamenbuch s. v. haim). Calchum, Cal- 
cum iſt eine niederdeutſche Form, wie man ſie in der Rheinprovinz und 
in Weſtfalen häufig findet, für das hochdeutſche Kalcheim, geradeſo wie 
Bochum, um nur den bekannteſten derartigen Ortsnamen anzuführen, für 
hochdeutſches Buchheim (vergl. dieſe Formen in mittelalterlichen Ur⸗ 
kunden in Lacomblets niederrheiniſchem Urkundenbuch, wo auch für die 
Schreibung Calcheim in mittelalterlichen Urkunden fich reichliche Bei: 
ſpiele finden). Die ortsübliche, niederdeutſche Form iſt dann auch als 
offizielle Schreibung des Namens durchgedrungen; wenigſtens findet ſich 
in dem auf Grund amtlicher Quellen vom königlichen ſtatiſtiſchen Bureau 
bearbeiteten Gemeindelexikon der im Landkreiſe Düſſeldorf gelegene Ort 
in der Schreibung Kalkum aufgeführt. Wir werden dieſe Form alſo 
auch für den Familiennamen ruhig weiter gebrauchen können, und als 
falſch iſt ſie mitnichten zu bezeichnen. 
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Moch einiges zu Adolf Stölzels Publikation über den Branden- 
burger Schöppenſtuhl und zu feiner Antikritik, 


Von Karl Zeumer. 


Im letzten Hefte dieſer Zeitſchrift (XVI, 2) hat Adolf Stölzel in 
einer Anmerkung (S. 373 f.) und einem Nachtrag (S. 382 — 401) zu 
ſeinem Aufſatze „Noch einiges über den Brandenburger Schöppenſtuhl“ 
fich mit meiner im vorletzten Hefte (XVI, 1 S. 255—265) erſchienenen 
Beſprechung ſeiner Publikation über den Brandenburger Schöppenſtuhl 
in fo eigenartiger Weiſe beſchäftigt, daß ich zu meinem Bedauern ge: 
zwungen bin, hier auf ſeine Auslaſſungen zu antworten. 

Meine Ausſtellungen gegenüber Einzelheiten, die ich trotz der dem 
Werke im ganzen gezollten Anerkennung nicht unterdrücken zu dürfen 
glaubte, haben den Verfaſſer offenbar in große Erregung verſetzt, die 
ſich in dem überaus gereizten Tone ſeiner Antikritik, ſowie in Miß⸗ 
verſtändniſſen und Irrtümern äußert, wie ſie bei ruhiger Überlegung 
nicht hätten unterlaufen können. Stölzel hält es für angemeſſen, jeden 
meiner Einwände durch einen Gegenvorwurf zu beantworten, der in 
meine eigenen Worte gehüllt mir zurückgeſchleudert wird. So fallen 
alle Anklagen auf mich zurück. Ich kam als Kläger und ſtehe ſchließ⸗ 
lich da wie „der Schelm vor dem Richterſtuhle“ oder wie — nach 
Stölzels quellenwidriger Erklärung des alten Sprichwortes — „der 
Vokativus vor Brandenburg“. 

Dieſen Eindruck können die 20 Seiten langen, dialektiſch ſehr ge⸗ 
wandten Ausführungen Stölzels wohl auf jemand machen, der die 
Sache nicht nachprüft; vor einer fachlichen Prüfung halten fie nicht 
Stand. Nur in zwei Punkten halte ich eine Berichtigung meiner 
früheren Ausführungen für angemeſſen. 

1. Stölzel beruft ſich gegenüber meiner Vermutung, daß er „keine 
tefte Vorſtellung von dem Alter der Neuſtadt Brandenburg“ habe, 
darauf, daß er S. 45 richtig angegeben habe, die Neuſtadt ſei 1196 
ſchon vorhanden geweſen. Das ift richtig und hätte von mir aus⸗ 
drücklich angeführt werden ſollen. Meine Vermutung aber war trotzdem 
voll berechtigt, denn Sätze Stölzels auf Seite 262 und 546 ließen 
deutlich erkennen, daß er hier eine erheblich jüngere Entſtehung annahm. 
Jetzt freilich erklärt er, daß der letztere Satz nur irrtümlich infolge 
einer Korrektur des Manufkripts ſtehen geblieben fei, während er den 
erſteren dadurch mit der auf S. 45 anerkannten Tatſache anſcheinend in 
Einklang bringt, daß er als Ausſteller einer in Frage kommenden Urkunde 
von 1315 ſtatt Johann V. jetzt Johann L nennt. Dieſem neuen ver⸗ 
hängnisvollen Irrtume aber, auf den ich unten noch zurückkommen muß, 
war Stölzel bei Abfaſſung ſeines Werkes (S. 259 ff.) noch nicht ver: 
fallen. Derſelbe kann alſo ebenſowenig wie die nachträgliche Streichung 
eines Satzes widerlegen, daß der Verfaſſer bei Abfaſſung der Sätze 
S. 262 und 546 eine andere Vorſtellung von der Gründungszeit der 
Neuſtadt hatte wie S. 45. Das iſt dann eben keine „feſte“ Vorſtellung. 
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2. Stölzel weiſt mir eine Unterlaſſung nach. Ich habe verſäumt 
zu bemerken, daß mein Vorwurf, in der Urkundenpublikation die Tages⸗ 
daten weder aufgelöſt noch bei der Anordnung berückſichtigt zu haben, 
zwar für die große Hauptmaſſe der Stücke, die 806 Nummern der 
beiden erſten Bände, nicht aber auch für die kleine Gruppe der Bismarck⸗ 
Urkunden (66 Nummern) des dritten Bandes zutrifft. 

Sonſt habe ich keinen Satz und kein Wort meiner Rezenſion zurück⸗ 
zunehmen oder zu berichtigen; auch nicht bezüglich des Vokativus. 

Alle geringeren Mißverſtändniſſe und Irrtümer in Stölzels Anti⸗ 
kritik zu widerlegen, halte ich nicht für nötig. Wer dieſe lieſt und mit 
meiner Rezenſion vergleicht, wird ſelbſt leicht erkennen, auf welcher Seite 
das Recht iſt. Auf einzelnes aber muß ich doch eingehen. 

In dem erſten Teile feines Aufſatzes hatte Stölzel ſich mit der 
Rezenſion ſeines Werkes, die Karl v. Amira im XXIII. Bande der 
Savigny-⸗Zeitſchrift veröffentlicht hat, beſchäftigt. Er jagt nun S. 40, 
zunächſt ſeien auch mir die argen Mißverſtändniſſe mit anzurechnen, die 
v. Amira begegnet ſeien. Und was verſchafft mir die Ehre, der Teil⸗ 
nahme an v. Amiras Rezenſion beſchuldigt zu werden? Lediglich meine 
Worte: „Auf weitere Einzelheiten des reichhaltigen Inhalts der 
mitgeteilten Akten näher einzugehen kann ich um ſo eher unter⸗ 
laſſen, als das bereits durch eine Anzeige des Werkes, die Karl v. Amira 
. . . veröffentlicht hat, in vortrefflichſter Weiſe geſchehen iſt!“ 

Ebenſo charakteriſtiſch für die Stimmung des Verfaſſers ift, daß er 
auch da Tadel wittert, wo ſolcher keineswegs beabſichtigt iſt. Als Bei⸗ 
ſpiel dafür, daß in der Urkundenpublikation die einzelnen Stücke eines 
Jahres nicht chronologiſch geordnet feien, wählte ich das Jahr 1559 
und teilte die Daten der einzelnen Stücke in folgender Weiſe mit: 205 
den 4. Sept. (mit eingefügten Stücken vom 5. und 19. Aug.), 206 den 
9. Jan., 207 den 25. Aug. u. ſ. w. Stölzel druckt nun S. 399 die 
eingeklammerten Worte geſperrt und fügt daran die Bemerkung: „Die 
in Parantheſe geſetzten Worte können, wenn fie einen Sinn haben ſollen, 
beim Leſer nur den Anſchein zu erwecken beabſichtigen, die Torheit der 
Herausgeber gehe ſo weit, daß bei drei unter Nr. 205 mit I. II. und III. 
gedruckten Stücken die jüngſte als Nr. J vorangehe.“ 

Zunächſt bemerke ich hierauf, daß allerdings meine Worte ſtets 
„einen Sinn haben ſollen“, niemals aber einen „Anſchein zu erwecken 
beabſichtigen“. Gleich darauf wagt Stölzel die freundliche Vermutung, 
daß ich von den in Frage kommenden Urkunden wohl nur die Daten 
geleſen hätte. Da Stölzel mit meinem eigentlichen Arbeitsfelde, dem 
Mittelalter, wenig vertraut iſt, ſo begreife ich wohl, daß er den Charakter 
meiner wiſſenſchaftlichen Tätigkeit nicht kennt. Das entſchuldigt aber 
keineswegs diefe die wiſſenſchaftliche Ehre berührenden grundloſen Unter⸗ 
ſtellungen. 

Für jeden aber, der unbefangen meine Aufzählung betrachtet, wird 
es ohne weiteres klar ſein, daß die eingeklammerten Worte: „mit ein⸗ 
gefügten Stücken vom 5. und 19. Aug.“ nur die Bedeutung haben 
konnten, dieje Stücke als zu Nr. 205 gehörig für die Frage der chrono- 
logiſchen Anordnung ganz auszuſchalten. 
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Wenn der Verfaſſer die Anordnung der Stücke innerhalb der ein⸗ 
zelnen Jahre nach den Ziffern der Aktenbände, in denen ſie ſich zufällig 
finden, für angemeſſener hält als die chronologiſche, ſo kann ich ihm 
darin nicht recht geben. Aber auch wenn die Daten nicht zur Grund— 
lage der Anordnung gemacht wurden, aufgelöſt hätten ſie auf jeden 
Fall werden müſſen. 

Gegen Stölzels Ausführungen über die Schöffenſiegel, S. 540 f., 
hatte ich bemerkt, daß ſie an Unklarheit litten. Das erkennt Stölzel 
jetzt ſtillſchweigend als richtig an, indem er erklärt, ein Nelativjag oben 
auf S. 546 („welche — zurückverweiſen“) auf deſſen offenbar irrtüm⸗ 
lichen Inhalt ich hingewieſen hatte, ſei aus Verſehen bei einer Korrektur 
des Manuſkripts hier ſtehen geblieben, nachdem er in richtiger Geſtalt 
bereits auf der vorhergehenden Seite Platz gefunden hätte. Dadurch iſt 
freilich eine Unklarheit beſeitigt. Der zu tilgende Satz konnte ſich nicht 
auf die vorhergenannten Siegel, auf welche man ihn beziehen mußte, 
beziehen. Außerdem ſtand darin, daß gewiſſe Siegelinſchriften auf die 
Zeit vor Gründung der Neuſtadt zurückverwieſen, während die nach 
Stölzel richtige Geſtalt des Satzes nur ſagt, die Inſchrift des Siegels A 
und anderer führe in die Zeit zurück, in welcher noch, wie 1376, die 
Schöppen zu Brandenburg, nicht die Schöppen beider Städte Rechts⸗ 
belehrung erteilten. 

Andere Unklarheiten bleiben trotz der Tilgung; ſo die, daß das 
Siegel A auf S. 544 als das älteſte bezeichnet, S. 547 aber geſagt 
wird, der Stempel A ſei nicht der älteſte, fondern der ſpäteſte geweſen 
und erſt im 17. Jahrh. gefertigt. Aus dieſer unklaren Darſtellung 
ſchöpfte ich nun die Vermutung, daß Stölzel meine, es ſei im 17. Jahrh. 
ein uralter, ſeit Jahrhunderten nicht gebrauchter, Siegeltypus des 12. 
Jahrhunderts nachgebildet worden. Dieſe Vermutung traf zu. Meine 
Zweifel aber an der Richtigkeit der Annahme Stölzels ſucht dieſer zu 
widerlegen durch den Hinweis auf einen angeblich analogen Fall bei 
Herſtellung eines Brandenburger Stadtſiegels im 18. Jahrh.: „Vor 
Gründung der Neuſtadt die Exiſtenz eines Sigillum eivitatis Branden- 
burgensis anerkennen, die Exiſtenz eines sigillum scabinorum Branden- 
burgensium bezweifeln wollen, wäre recht bedenklich.“ Ich kann das 
icht anerkennen, habe aber überhaupt die Exiſtenz eines ſolchen 
Stadtſiegels weder anerkannt noch beſtritten. Die Exiſtenz eines ſolchen 
Schöffenſiegels jedoch erlaube ich mir auf jeden Fall aus ſehr ſtich⸗ 
haltigen Gründen zu bezweifeln, bis fie bewiefen wird. Ein ſolcher 
Beweis ift aber nicht jene unwahrſcheinliche Vermutung über das an= 
gebliche uralte Vorbild des im 17. Jahrh. gefertigten Stempels A. 

So kommt alſo Stölzel doch wieder auf den Inhalt des nur aus 
Verſehen ſtehen gebliebenen Satzes zurück, wonach jener ſpäteſte Siegel⸗ 
ſtempel mit der Inſchrift Sig. scabino rum Br. auf die Zeit vor Grün⸗ 
dung der Neuſtadt zurückverweiſen ſollte. 

Damit kommen wir zu der ſachlich wichtigſten meiner Einwendungen 
gegen Stölzels Buch. 

Die älteſte Nachricht über eine Oberhofſtellung Brandenburgs ent⸗ 
hält eine Urkunde von 1232. Mindeſtens 36 Jahre, wahrſcheinlich 
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aber mehr als ein halbes Jahrhundert vorher war die Neuſtadt ge 
gründet; und doch ſoll nach Stölzel mit der Gründung der Neuſtadt 
bereits eine ältere Periode der Oberhoftätigkeit Brandenburgs abſchließen. 
Iſt es ſicher zwecklos, eine ſolche Periode anzunehmen, von der wir 
ganz und gar nichts wiſſen, ſo iſt es in dieſem Falle auch völlig grund⸗ 
los. Daß ich an einer, in ſolcher Weiſe von Stölzel angenommenen 
Oberhoftätigkeit der Brandenburger Schöffen vor Gründung der Neuſtadt 
gezweifelt und auf die Möglichkeit hingewieſen habe, daß die Oberhof- 
ſtellung ſich zuerſt für die Neuſtadt entwickelt habe, unter Berufung 
darauf, daß bis zum 15. Jahrhundert niemals ausdrücklich die Alt⸗ 
ſtadt, dagegen dreimal ausdrücklich die Neuſtadt als privilegierter Ober⸗ 
hof für die märkiſchen Städte bezeichnet wird, zieht mir Stölzels ſchweren 
Tadel zu. Dieſe Möglichkeit ſei ein Phantom. Wir werden ſehen, auf 
weſſen Seite das Phantom zu ſuchen iſt. 

Schon in ſeinem Buche hatte Stölzel, S. 262, die Bemerkung 
gemacht, daß die Privilegien der quondam marchiones, welche Mark⸗ 
graf Johann in dem Privileg über die Oberhofſtellung der Neuſtadt 
erwähnt, nur der alten Stadt Brandenburg, nicht der Neuſtadt erteilt 
ſein könnten. Da ich die Notwendigkeit dieſer Annahme durchaus nicht 
einſehen konnte, war ich zu der Vermutung genötigt, daß Stolzel eine 
feſte Vorſtellung vom Alter der Neuſtadt fehlte. Denn warum ſollte der 
Markgraf nicht auch Privilegien für die 120 — 160 Jahre lang be⸗ 
ſtehende Neuſtadt gemeint haben können? Jetzt gibt uns Stölzel eine 
andere Erklärung, die in ſeinem Buche noch nicht enthalten war und 
auf einem noch ſchlimmeren Irrtum, als der von mir vermutete war, 
beruht. Er führt S. 393 aus: Markgraf Johann I. habe 1315 infolge 
einer Landteilung nur die Neuftadt beſeſſen, während die Altſtadt ſeinem 
Bruder Otto III. zugefallen ſei. Für dieſe ſeine Neuſtadt habe er nun 
die der Stadt Brandenburg als Oberhof von alters her zuſtehenden 
Rechte in Anſpruch genommen, weil ſeine progenitores pie memorie 
marchiones quondam Brandenburgenses ihre Stadt Br. mit dieſen 
Rechten geſchmückt hätten. Dann heißt es wörtlich: „Auf andere Bor- 
fahren als die ſeines Hauſes kann ſich dieſe Stelle nicht beziehen, die 
progenitores quondam Brand. ſind alſo unter den Askaniern zu ſuchen. 
Nur deren vier regierten vor Johann J., Vater und Großvater nennt 
ein Landesherr ſchwerlich progenitores, ficher jagt er nicht von Vater 
und Großvater, daß ſie quondam ihre Stadt Br. mit Privilegien aus⸗ 
geſtattet hätten. Quondam heißt einſt, nicht heißt es früher, 
und das Wort wäre in der Urkunde völlig überflüſſig, wenn Johann 
damit auf nichts weiter als ſeine Vorfahren hätte hinweiſen wollen. 
Die progenitores pie memorie marchiones Brdb. find dem n ach die zwei 
erſten Askanier (Albrecht 1134—1170 und Otto 1184). Damit gelangen 
wir zu Vorrechten, die aus einer Zeit ſtammen, in der die N eu ſtadt Br. 
noch nicht genannt wird. Das allein ſpricht ſchon ſehr dafür, daß es 
fich um Vorrechte der Altſtadt handelte, die Johann I. 1315 auf ſeine 
Neuſtadt Br. übertragen ehen wollte. Seite 395 kommt Stölzel noch⸗ 
mals auf das quondam zurück: „Um zu begründen, daß die Urkunde 
von 1315 fih nicht auf die Zeit zurückbeziehe, in der noch keine Neu⸗ 
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ſtadt genannt wird, ſondern nur auf die Zeit, in welcher es eine Neu⸗ 
ſtadt gegeben habe, macht Zeumer aus den progenitores pie memorie 
marchiones quondam Br. ſchlechtweg „die früheren Markgrafen“ und 
verſteht darunter die „nächſten Vorgänger“ Markgraf Johanns. Das 
heißt in Wahrheit das ſehr weſentliche Wort quondam ſtreichen, und 
der Urkunde überhaupt die größte Gewalt antun.“ Ich werde ſo mit 
ziemlich dürren Worten der Verfälſchung durch Unterſchlagung eines 
twefentlichen Wortes und der Vergewaltigung der Quelle beſchuldigt. 
Ich will nicht beſonders betonen, daß ich nicht ſo töricht war zu be— 
haupten, die Worte könnten ſich nur auf die nächſten Vorgänger beziehen. 
Es beruht aber die ganze Ausführung Stölzels ausſchließlich auf ſo 
ſchweren Irrtümern, daß es geradezu peinlich iſt, ſie an dieſem Orte 
richtig zu ſtellen. 

Alles, was Stölzel über quondam lehrhaft und emphatiſch vor⸗ 
trägt, iſt falſch! Wer es unternimmt, einem in den Quellen des Mittel: 
alters nicht ganz unbewanderten Fachmanne falſche Interpretation von 
Urkunden nachzuweiſen, von dem folte man erwarten, daß er ſoviel 
Kenntnis des mittelalterlichen Sprachgebrauchs beſäße, um wiſſen zu 
können, was quondam bedeutet. Quondam weiſt nicht etwa auf ein 
hohes Altertum, eine längſt vergangene Zeit hin, ſondern einfach auf 
die Vergangenheit. Wie das deutſche „weiland“ dient es bekanntlich 
insbeſonder zur Bezeichnung Verſtorbener, auch erſt kürzlich Ver⸗ 
ſtorbener. Nur wenige Beiſpiele, etwa aus der Zeit jener Urkunde, führe 
ich für diefe Tatſache an, und zwar aus meiner Quellenſammlung !), wo fie 
bequem zur Hand find. Es ſind altbekannte Stücke: Den am 15. Juli 
1291 verſtorbenen Rudolf von Habsburg nennen der Erzbiſchof von Mainz 
und der Pfalzgraf bei Rhein in ihren Wahlausſchreiben vom 7. Nov. Dez. 
desſelben Jahres quondam dominus R., Nr. 105; ebenſo nennt ihn 
Adolf von Naſſau in ſeiner fog. Wahlkapitulation vom 26. April 1292; 
Nr. 106, § 4. König Albrecht L aber nennt ſeinen Vorgänger König 
Adolf ſchon am 26. Tage, nachdem er ihn ſelbſt im Kampfe nieder- 
geſtreckt hatte, am 28. Juli 1298, zweimal in einem Atem: quondam 
dominus Adolfus, quondam Romanorum rex dive memorie, Nr. 112. 
Am 27. Nov. 1308 erwählten die Kurfürſten Heinrich von Luxemburg 
zum Könige und nennen in ihrem Wahldekret den am 1. Mai durch 
Mörderhand gefallenen Albrecht: clare memorie dominus Albertus 
quondam Romanorum rex, Nr. 118. Die Zahl der Beiſpiele ließe ſich 
leicht verhundertfachen, doch dürften diefe ja wohl genügen, auch einen 
des Sprachgebrauchs der Urkunden jener Zeit Unkundigen zu überzeugen. 

Ferner, weshalb ſollte ein Fürſt ſeinen Großvater nicht unter ſeine 
progenitores rechnen? In der Urkunde, durch welche Rudolf von Haba- 
burg das Kurrecht des Königs von Böhmen endgültig anerkennt (26. Sept. 
1290, Quellenſammlung Nr. 103) führt er als progenitores des Königs 
einzeln auf abavi, attavi, proavi, avi! Stölzels Annahme, daß Mark: 
graf Johann 1315 unter den progenitores nur Vorfahren vom Urgroß⸗ 


1) Quellenſammlung zur Geſchichte der deutſchen Reichsverfaſſung, Leipzig 1904. 
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vater aufwärts habe meinen können, beruht aljo gleichialls auf Unkenntnis 
des Sprachgebrauchs. 

Doch auch wenn das nicht jo wäre, wäre trotzdem Stölzels Argu— 
mentation völlig hinfällig, da ſie auf der Annahme beruht, daß der 
1315 urkundende Markgraf nicht Johann V., ſondern Johann I. ge- 
weſen ſei. Das iſt nicht etwa nur ein Irrtum bezüglich der Zahl, 
ſondern bezüglich der Perſon. Johann I., der 1220 zur Regierung kam 
und 1266 ſtarb, war der Bruder des Urgroßvaters jenes Johann, der 
1315 urkundete. Freilich hatte, worauf ja Stölzel ſeinen Beweis 
gründen will, jener Johann J. nur vier direkte Vorfahren unter den 
askaniſchen Markgrafen von Brandenburg, der Ausſteller der Urkunde 
von 1315 aber hatte derer ſieben! 

Ja, wenn man, um mit Stölzel zu reden, dem Text der Urkunde 
von 1315 „die größte Gewalt antut“ und dann noch dazu drei Gene⸗ 
rationen des askaniſchen Hauses ſpurlos in der Verſenkung verſchwinden 
läßt, dann kann man wohl zu einem Zeugnis über eine ſonſt ganz 
unbekannte Periode der Geſchichte des Brandenburger Schöffenſtuhls 
gelangen. 

Dem Irrtum, daß es Johann J. geweſen ſei, der 1315 urkundete, 
war übrigens Stölzel, wie ich oben ſchon bemerkte, bei Abfaſſung ſeines 
Werkes noch nicht verfallen. Erſt jetzt, nachdem er ſich erinnert hat, 
daß die Neuſtadt im Jahre 1315 doch ſchon zu lange beſtand, um es 
zu rechtfertigen, daß man damals erwähnte Privilegien ohne weiteres in 
die Zeit vor Entſtehung der Neuſtadt zurückdatiere, ſchlug er den Aus⸗ 
weg ein, den ihm dieſer neue Irrtum vorſpiegelte. Seite 259 ſeines 
Werkes ſagte er richtig, daß Johann I. bei der Teilung die Altſtadt 
Br. erhalten habe, während er ihn jetzt als Beſitzer der Neuſtadt hin⸗ 
ſtellt. Ferner führte Stölzel S. 259 und 260 aus, daß der Ausſteller 
der Urkunde von 1315 unter Vormundſchaft ſeines Oheims Waldemar 
geſtanden habe und erſt 1314 mündig geworden ſei. Das paßt wieder 
nur auf Johann V., nicht auf Johann I, der damals, hätet er es 
erlebt, auf eine 94 jährige Regierung hätte zurückblicken können. Ich 
habe demnach hier einen Fall zu konſtatieren, in welchem Stölzel, um 
einen von mir angegriffenen Satz ſeines Buches zu verteidigen, dieſem 
einen Inhalt unterlegt, der nicht nur irrig iſt, ſondern den nachweislich 
zur Zeit der Abfaſſung ſeines Buches der Satz gar nicht gehabt haben 
kann. Hiervon hätte ſich Stölzel leicht überzeugen können, wenn er die 
Ausführungen ſeines Buches, welche dem von mir angegriffenen Satze 
unmittelbar vorangehen, nochmals geleſen hätte. Daß ich aber nach 
der ſo gänzlich mißlungenen Rettung jenes Satzes meine Vermutung, 
daß Stölzel damals keine feſte Vorſtellung von dem Alter der Neuſtadt 
hatte, aufrecht erhalten muß, habe ich oben S. 265 ſchon gejagt. 
Welcher Art Stölzels Vorſtellungen von der Geſchichte der askaniſchen 
Markgrafen ſind, iſt nun wohl auch deutlich. Hiernach wied man es 
begreiflich finden, wenn ich Stölzel nicht weiter auf allen Irrwegen in 
dem ihm fremden Gebiete mittelalterlicher Quellenforſchung folge. Es 
mag nur noch erwähnt fein, daß Stölzel S. 394 f. fogar ein Zeugnis 
für die Oberhoftätigkeit der Brandenburger Schöffen in einer Zeit, „die 
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vor der Periode von 1134 bis 1184 lag“, findet, und zwar in einer 
Urkunde Ludwigs des Alteren (den St. den Baier nennt), der das Recht 
der Stadt B., Rechtsbelehrung zu erteilen, als Gewohnheitsrecht kenn⸗ 
zeichne. Damit habe Ludwig in eine Zeit zurückgegriffen, die vor den 
askaniſchen Privilegien, die ja nach St. 1134 — 1184 erteilt fein foten, 
liege, denn die gewohnheitsmäßige Oberhoftätigkeit müſſe älter ſein, als 
die Periode einer auf Privileg oder landesherrlicher Beſtätigung bes 
ruhenden. Ich zweifle nicht, daß man mit ſolcher Methode die Periodi- 
ſierung der Vorgeſchichte des Brandenburger Schöffenſtuhles noch weiter 
in das Altertum hinein fortſetzen könnte. 


Nicht ohne ein gewiſſes Vergnügen nehme ich Notiz davon, daß 
Stölzel ſich für berufen hält, mir S. 396 vorzuhalten, daß ich „keine 
feſte Vorſtellung von der Entwicklung des Städteweſens“ habe, weil ich 
mit einer Oberhoftätigkeit der Altſtadt vor Gründung der Neuſtadt 
nicht rechnen zu müſſen glaube. Ich geſtehe nun ein, daß es mir nicht 
gelungen iſt, zu einer wirklich feſten Vorſtellung von der Entwicklung 
des Städteweſens bis zur Mitte des 12. Jahrhunderts zu gelangen, da 
dies die dürftigen Quellen nicht ermöglichen, und ebenſo dürfte es der 
Mehrzahl der Mitforſcher auf dieſem vielumſtrittenen Gebiete ergangen 
fein. Stölzel aber ſcheint zu einer feſten Vorſtellung gekommen zu ſein; 
doch iſt nach dem, was er uns davon mitteilt, dieſe Vorſtellung leider 
keine richtige. 

S. 393 führt er aus, Br. werde im Jahre 949 zuerſt als civitas 
genannt; 1196 tauche zuerſt der Name Neuſtadt Br. auf. „Eine ſolche 
lange Exiſtenz wird genügt haben, für die civitas Br., d. h. für die 
ſpätere Altſtadt, eine Stadtgerichtsbarkeit auszubilden.“ Damit ſei dann 
„Anlaß gegeben“, daß die Brandenburger Schöppen wie die der 
„Mutterſtadt“ Magdeburg um Rechtsbelehrungen angegangen wurden. 
Dieſe Bemerkungen Stölzels zeugen nicht gerade von ſehr gründlichem 
Studium des deutſchen Städtewefens. Freilich wäre von 949 bis 1196 
Zeit genug geweſen, eine Stadtgerichtsbarkeit in Br. zu entwickeln; doch 
iſt ſehr zweifelhaft, ob die Verfaſſungsverhältniſſe der alten Anſiedlung 
unter wendiſcher Herrſchaft eine ſolche Entwicklung ermöglichten. Wir 
wiſſen von dieſen Verhältniſſen nichts; aber die Analogie der deutſchen 
Städte geſtattet nicht, eine Tote Entwicklung für Br. ohne weiteres 
vorauszuſetzen. War denn dieſe Anſiedlung überhaupt eine Stadt im 
deutſchen Sinne? Daß 949, oder vielmehr ſchon 948 in der Gründungs⸗ 
urkunde des Bistums Br. der Ort als civitas bezeichnet wird, trägt 
für den Stadtcharakter gar nichts aus, da dieſelbe Urkunde auch Burg, 
Möckern, Pritzerbe, Grabow und andere Burgen alg civitates bezeichnet, 
die teils nie, teils erft im 14. und 15. Jahrhundert zu Städten ge⸗ 
worden find; f. Mon. Germ. DD., Otto I., Nr. 105. 


Dieſe nach Stölzels Meinung uralte Stadt Br. mit ihrem von 
ihm als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzten Stadtgericht ſoll nun an dem 
uralten Oberhof der Mutterſtadt Magdeburg ein Vorbild gehabt haben 
für die Entwicklung einer eigenen Oberhoftätigkeit. Abgeſehen davon, 
daß wir keinen Grund haben, in dieſer Zeit Magdeburg als Oberhof 
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Brandenburgs zu betrachten, befindet fich Stölzel über das Alter des 
Magdeburger Oberhofs in einem ſtarken Irrtume. Schon in feinem Buche 
führte er S. 234 aus und wiederholt es jetzt S. 392, daß Kaiſer 
Otto II. ca. 980 zu Magdeburg ein Tribunal gegründet habe für alle 
Städte der Sachſen und Slaven, und beruft ſich dafür auf ein ver⸗ 
meintliches Zeugnis Kaiſer Lothars. Die Urkunde jedoch, welche jene 
Angabe enthält, ift eine ſpäte Fälſchung (Stumpf 3321), durch welche ſchon 
ſeit etwa 50 Jahren ſich kaum ein ernſter Forſcher mehr hat täuſchen laſſen. 
Das älteſte Zeugnis für eine Oberhofſtellung Magdeburgs iſt das undatierte 
Privileg Albrechts des Bären für Stendal, von dem keineswegs feſtſteht, 
ob es vor oder nach Gründung der Neuſtadt Br. gegeben iſt. Damit 
erledigt ſich alles, was Stölzel von der angeblichen Vorbildlichkeit der 
Magdeburger Schöffentätigkeit für die Brandenburger Schöffen vor 
Gründung der Neuſtadt ausführt, und zugleich ſeine Bemerkung, daß ich 
von ſolcher Vorbildlichkeit keine feſte Vorſtellung habe; damit fällt auch 
der letzte Scheingrund für eine Oberhofſtellung Brandenburgs vor 
Gründung der Neuſtadt. Auf die Vorgeſchichte des Brandenburger 
Schöffenſtuhls ſelbſt hoffe ich demnächſt zurückzukommen. 

Gab es hier ſachliche Einwendungen, wenn auch noch ſo falſche, zu 
widerlegen, ſo handelt es ſich bei Stölzels Antikritik gegen meine Be⸗ 
merkungen über die „Klinke“ und die „Homeienbrücke“ lediglich um ein 
Wortgefecht, dem in allen einzelnen Wendungen entgegenzutreten, ich 
keinen Beruf fühle. Die leidenſchaftliche Erregung verführt hier meinen 
Gegner mehrfach dazu, mir Meinungen und Handlungen, an die ich nie 
gedacht habe, unterzuſchieben, um dagegen zu ſtreiten. So iſt es mir 
nie eingefallen zu bezweifeln, daß es Ortlichkeiten, die als Klinke be⸗ 
zeichnet werden, gäbe, wie Stölzel S. 391 f. glauben machen möchte, 
niemals, daß das Wort „Klinke“ nicht unter Umſtänden auch einmal 
eine Landzunge bezeichnen könne, S. 390 oben; damit fallen auch alle 
zum Teil recht unfreundlichen Bemerkungen, welche Stölzel gegen ſolche 
angeblichen Meinungen richtet, auf ihn ſelbſt zurück. Eine „Etymologi⸗ 
fterung” — das Wort hat Stölzel gebraucht — des Wortes Homeie 
habe ich ebenſowenig gegeben, wie eine ſolche des Wortes „Klinke“; 
ſondern nur für beide Worte nach den maßgebenden Wörterbüchern und 
Gloſſaren die Bedeutung feſtgeſtellt, alſo weder „wiſſenſchaftlich“ noch 
„unwiſſenſchaftlich etymologiſiert“, und dieſes Verfahren gerade ſtatt des 
Etymologiſierens Stölzel empfohlen. Woher nimmt Stölzel da die Be⸗ 
rechtigung S. 389 zu ſagen: „Befremdlicher noch (als mein angebliches 
Etymologiſieren bezüglich der Homeie) ift ein zweites vermeintlich wiſſen⸗ 
ſchaftliches Etymologiſieren Zeumers in betreff des Wortes „Klinke“? 
Während Stölzel in ſeinem Buche erklärte: Klinke „bedeute einen 
ſchmalen, ſpitz zulaufenden Gegenſtand, alſo auch eine Landzunge“, ſtimmt 
er jetzt meinem „Etymologiſieren“ darin zu, daß das Wort urſprünglich 
den Türriegel, dann auch einen Schlagbaum bezeichne. Nur weil ich 
den Schluß, den er mit feinem „alſo“ einleitete, als einen etwas vor- 
ſchnellen und keineswegs notwendigen durch ein Ausrufungszeichen her— 
vorhob, werden mir erregte, zum Teil kaum verſtändliche Zurechtweiſungen 
zuteil, welche völlig unberechtigt und grundlos ſind und es auch 
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wären, wenn ich behauptet hätte, Klinke könne unter keinen Umſtänden 
eine Landzunge als ſolche bezeichnen. 

In der bereits charakteriſierten Art, mir meine eigenen Worte wie 
einen Spielball zurückzuwerfen, ſagt er mit den Worten, mit welchen ich 
auf ſeine verfehlte Homeien⸗Etymologie hinwies: „Es gibt ja doch treff- 
liche Hilfsmittel in den Wörterbüchern, namentlich gibt es z. B. das 
Grimmſche Wörterbuch“ u. f. w. Nun fote man meinen, hier fände 
ſich mindeſtens irgend eine Andeutung davon, daß Klinke auch eine 
Landzunge bedeute. Doch iſt das ganz und gar nicht der Fall. Denn, 
wie ſich Stölzel zur Begründung ſeines Hinweiſes auf die bei Grimm 
angeführten Worte eines alten Vokabulars berufen kann: „lingua (an 
der Türe) ein Klinken“, iſt völlig unverſtändlich, da hier doch nur vom 
Türriegel die Rede iſt. Oder iſt Stölzel der Meinung, daß jedes deutſche 
Wort, welches lateiniſch mit lingua überſetzt werden kann, auch Land- 
zunge heißen müſſe? 

Genau ſo unzutreffend wie dieſer Hinweis auf Grimm iſt der 
folgende Hinweis auf Homeyers Ausführungen über das Wort Klinke 
in feiner Ausgabe des Richtſteigs, nur daß Stölzel hier ſich für be- 
rechtigt hält, mir mit den Worten „ſo gern man daran zweifeln möchte“, 
die ich gebrauchte, als ich ihm ſein „leidiges Verſehen“ wegen des 
„ſchreibensunkundigen“ Johann Georg nachwies, ohne jeden Grund zu 
unterſtellen, daß ich mich auf Homeyer berufe, „ohne ihn eingeſehn zu 
haben“, und von mir ebenfalls ohne Grund zu erklären, daß ich un- 
beachtet laſſe, was durch Homeyer ſeit etwa 50 Jahren wiſſenſchaftlich 
feſtſtehe, für jeden, der „nur halbwegs mit der älteren brandenburgiſchen 
Rechtsgeſchichte vertraut“ fei. Iſt nun dieje wiſſenſchaftlich feſtſtehende 
Tatſache, die ich ignoriere, etwa die, daß Klinke Landzunge, oder gar 
die Landzunge, welche Stölzel als Ort des alten Landgerichts in An⸗ 
ſpruch nimmt, bedeutet? Nichts davon; auch nicht, wenn Stölzel den 
Satz Homeyers (Richtſteig S. 543): „Daher mögen ſowohl die Tür- 
klinke ... und der Strumpfzwickel, als auch der Ausläufer eines Sees 
und ein ſich keilförmig einſchiebendes Land dieſen Namen führen“, da⸗ 
durch von einer bloßen Vermutung zu einer Behauptung erhebt, daß er 
„in schwerlich ſtatthafter Weiſe“ an Stelle des Wortes „mögen“ fett: 
„erklärt es ſich, daß“. Eine Landzunge iſt weder der „Ausläufer 
eines Sees“, noch, wie die vorhergehenden Ausführungen Homeyers 
zeigen!), „das keilförmig fich einſchiebende Land“, trotz des Sperrdruckes, 
den Stölzel für beides anwendet. 

Irgend eine pofitive wiſſenſchaftliche Feſtſtellung, die für die branden— 
burgiſche Rechtsgeſchichte irgend in Betracht käme, enthalten Homeyers 
Ausführungen überhaupt nicht. Er ſchließt bezüglich der „Klinke bei 
Brandenburg“ mit einem non liquet. Dabei wird es wohl auch vor⸗ 


I) a. a. O. S. 543, Z. 16 f.: „Das zwiſchen zweien andern laufende Stück 
Land, welches von ihnen durch Bodenbeſchaffenheit oder Beſitzrecht geſchieden iſt 
(dän.); der in eine Spitze ausgehende Ausfluß eines Sees.“ — Die von Homeyer 
S. 513 erwähnte Landzunge bei Kiel ſcheidet für unſere Frage aus, weil es 
fraglich iſt, ob ſie den Namen Klinke nicht von dem darauf befindlichen Schlag⸗ 
baum führt. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XVII. I. 18 
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läufig bleiben. Ich wenigſtens kann nicht zugeben, daß Stölzel auch 
nur wahrſcheinlich gemacht hat, daß unter der klinke bi Brandenborch 
des Johann v. Buch ein etwa drei Stunden von Br. entfernter Platz 
am Riewendſee gemeint ſei, trotz des Hinweiſes, daß man doch auch 
ſagen könne „Potsdam bei Berlin“. Meint Stölzel, daß meine An⸗ 
nahme, daß die Klinke wohl in unmittelbarer Nähe der Stadt zu ſuchen 
ſei, „nicht mehr und nicht weniger“ für ſich habe, als die ſeinige, ſo 
dürfte doch wohl mit der Zunahme der Entfernung nicht gerade auch 
die Wahrſcheinlichkeit, den Ort der „Klinke bei Brandenburg“ zu finden, 
zunehmen. 

In Bezug auf die Homeie ſieht ſich Stölzel doch zu einem Rück⸗ 
zuge genötigt, den er freilich durch allerlei Einwände nach Möglichkeit 
zu verdecken ſucht. Alles, was er einwendet, trifft die Sache nicht im 
mindeſten, auch nicht der Vorwurf, daß ich außer Schiller⸗Lübben nicht 
noch andere Wörterbücher nachgeſchlagen und mich nicht über den „Stand 
der Lexikographie“ unterrichtet hätte, noch auch der, daß ich die bei 
Schiller⸗Lübben angeführten Stellen nicht ſelbſt nachgeſchlagen hätte. 
Weder zu dem einen noch zu dem anderen hatte ich die geringſte Ver⸗ 
anlaſſung. Schiller⸗Lübbens Mittelniederdeutſches Wörterbuch mit den 
dort angeführten Stellen genügte vollkommen, um Stölzel zu zeigen, 
daß eine Homeie eine Wegſperre, Schlagbaum oder Fallgatter, bedeutet, 
nicht aber homagium! Alles andere ift ganz belanglos. 

Stölzel freilich möchte nun doch noch einen gewiſſen Zuſammenhang 
zwiſchen Homeie und homagium herſtellen. Aus dem weiteren Wortlaut 
der in jenem Wörterbuche ausgezogenen Stelle der Münſterſchen Chronik, 
nach welcher die vor dem Stadttore gelegene Homeie zugeſchloſſen war, 
will Stölzel entnehmen, daß dieſe ein beſonderes Gebäude war. War 
ſie ein Fallgatter, ſo ſetzte das natürlich ein Torgebäude voraus, welches 
dann wohl auch ſo bezeichnet werden mochte. Ein ſolches beſonderes 
Gebäude ſei auch die Homeide zu Hannover geweſen, und gewiß war 
dieſe nach den von Stölzel angeführten Stellen aus Grupens Origines 
et antiquitates Hannoverenses ein Gebäude, eine Art feſter Brücken⸗ 
kopf vor dem Leinetore. Daß nun ſolche Gebäude vor dem Stadttore 
zum Einreiten oder Einfahren zur Huldigung in Beziehung hätten ſtehen 
können, hält Stölzel für keiner Ausführung bedürftig. Ich halte es 
vielmehr für unmöglich, eine ſolche Beziehung als wahrſcheinlich zu er⸗ 
weiſen. Homeie oder Homeide — mit Stölzel an der ſprachlichen 
Identität beider Formen zu zweifeln oder die Entwicklung der einen 
aus der anderen unter Einwirkung des Wortes homagium omg: 
nehmen, ſehe ich keinen Grund — iſt eine Sperrvorrichtung, ſei es 
ein Schlagbaum, oder ein Fallgatter in einem Tor, oder eine Art 
Brückenkopf, niemals ein zum Einfahren oder Einreiten dienendes Ge- 
bäude. Iſt die Homeie nicht geſchloſſen, ſo kann man natürlich hin⸗ 
durch fahren oder reiten; dazu hätte man aber keiner beſonderen Vor⸗ 
richtung vor dem Stadttore bedurft. Die Beziehung auf die Huldigung 
iſt lediglich ein Phantom Stölzels. 

In Hannover fand 1355 eine Eventualhuldigung des künftigen 
Landesherren ſtatt (und zwar unter Verwendung des bekannten nach 
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Stölzels Meinung fehlenden deutſchen Synonyms für homagium: hulde) 
von ſeiten des Rates auf der Laube des Rathaufes, von feiten der 
Bürger auf dem Marktplatze und von ſeiten der Burgmannen auf der 
Burg Lauenrode. Die Homeide wird in dem Berichte nicht erwähnt ). 
Stölzel ſelbſt führt eine von Grupen aus einem Stadtbuche des 
15. Jahrhunderts abgedruckte Stelle an, nach welcher die Homeide 
mit einer Armbruſt, einer Büchſe, einer Wippe und einer Hilde aus- 
gerüſtet war. Das iſt eine Ausrüſtung, die doch auch nicht gerade 
dafür ſpricht, daß es ſich hier um ein zum feierlichen Empfang des 
Landesherrn beſtimmtes Bauwerk handelte. 

Zur Stütze von Stölzels neuer Vermutung kann auch nicht dienen, 
daß oſtfrieſiſche Wörterbücher, die er anführt, zu Homeie die Bedeutung 
Hoheitszeichen anführen, da dieſe nach ten Doornkaat-Koolmann erſt aus 
der urſprünglichen des Schlagbaums abgeleitet ſein dürfte. Wenn 
Stölzel zur Unterſtützung ſeiner verunglückten Etymologie anführt, daß 
ſchon Stürenberg in ſeinem 1857 erſchienenen oſtfrieſiſchen Wörterbuch 
jagt: „homeie Hoheitszeichen (korrumpiert von homagium ?)“, fo erhellt 
daraus, daß Stölzel bereits einen Vorgänger hatte, der aber ſelbſt nicht 
zweifellos an ſeine Etymologie glaubte. 

Daß Stölzel S. 385 die Stelle meiner Rezenſion, die von ſeiner 
Etymologie handelt, im Wortlaut abdruckt, weil ſie ihm „zu charak⸗ 
teriſtiſch“ erſcheint, kann ich nur billigen; denn ich habe keinen Bud- 
ſtaben davon zurückzunehmen und bedauere nur, daß er nicht auch 
meine Bemerkung über den nach Stölzels Vermutung im Volksmunde 
zum Homeyer gewordenen „Homagier“ mit abgedruckt hat, die mir nun 
wieder fo beſonders charakteriſtiſch erſcheint. Darin aber irrt Stölzel, 
wenn er meint, ich habe in jenen Worten „die volle Schale meines 
Zornes“ ausgegoſſen. Ein gewiſſes Unbehagen, ſolche Dinge richtig 
ſtellen zu müſſen, mag in ihnen zum Ausdruck gekommen ſein. Meinen 
Zorn verſpare ich mir für andere Gelegenheiten. 

Am merkwürdigſten iſt Stölzels Verhalten gegenüber meinem Hin⸗ 
weis darauf, daß er den Kurfürſten Johann Georg irrtümlich auf 
Grund eines mißverſtandenen Schnörkels in der Unterſchrift für ſchreibens⸗ 
unkundig erklärt habe. Stölzel gibt das zu als ein leidiges Verſehen, 
welches ſich im erſten Bande des Urkundlichen Materials in der An⸗ 
merkung zu S. 465 finde. Das Wort „ſchreibensunkundigen“ müſſe ge⸗ 
ſtrichen werden. Dagegen fei auf S. 537 des Brandenburger Schöppen- 
ſtuhls keine Anderung des Textes geboten, namentlich ſei hier nirgend 
geſagt, daß Johann Georg ſchreibensunkundig geweſen ſei. Stölzel fährt 
dann wörtlich fort: „es kann alſo aus dieſer Stelle auch nicht mit 
Beumer abgeleitet werden, die Darſtellung der Geſchichte des Branden- 
burger Schöppenſtuhles enthalte „recht befremdliche Mitteilungen. Um 
dieſe Behauptung aufſtellen zu können, zieht Zeumer in ſchwerlich ſtatt⸗ 
hafter Weiſe die Angabe einer Note des ‚Urkundlichen Materials“ in 
ein ganz anderes Werk, die „Geſchichte des Br. Schöppenſtuhles“ hin⸗ 


1) Vaterländ. Archiv des Hiftor. Vereins für Niederſachſen, Jahrgang 1844 
(Hannover 1846), S. 171 ff. 
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über, ſtatt einfach zu jagen, in einer Note des ‚Urkundlichen Materials“ 
ſei irrig Johann Georg als ſchreibensunkundig bezeichnet. Es iſt ſchwer 
einzufehen, weshalb Stölzel jo großen Wert darauf legt, daß in dem 
einen ſeiner Werke etwas nicht ſtehe, was, wie er zugibt, in dem 
andern ſteht. Und ein „ganz anderes Werk“ ſoll die Darſtellung ſein? 
Beide Werke find von demſelben Adolf Stölzel gleichzeitig heraus⸗ 
gegeben und ſtehen im engſten inneren Zuſammenhange, in dem von 
Darſtellung und Urkundenbuch. Was liegt da „ſchwerlich ſtatthaftes“ 
darin, daß ich eine Anmerkung aus dem einen Werke Stölzels als 
authentiſche Interpretation einer Stelle des andern verwerte, zumal 
Stölzel an dieſer Stelle jene Anmerkung ſelbſt zitiert? In Bezug auf 
die Autorſchaft beider Werke iſt freilich inſofern ein Unterſchied vor⸗ 
handen, als das urkundliche Material nicht von Stölzel allein, ſondern 
mit Unterſtützung der Herren Deichmann und Frieſe herausgegeben iſt, 
und dieſe vielleicht mit verantwortlich ſind für den Inhalt jener An⸗ 
merkung. 

Aber die Sache ſelbſt, die Annahme, daß Johann Georg nicht habe 
ſchreiben können, ſteht, wenn auch das Wort ſchreihensunkundig nicht 
gebraucht iſt, für jeden, der nicht nur Worte lieſt, ſondern den logiſchen 
Zuſammenhang beachtet, mit voller Deutlichkeit auch in jenem von 
Stölzel allein verfaßten ganz anderen Werke auf S. 537. 

Der teils etwas ſehr ſelbſtverſtändliches enthaltende, trotzdem aber 
in dieſer Faſſung unrichtige und deshalb von mir mit einem, von 
Stölzel für höchſt überflüſſig gehaltenen, Ausrufungszeichen verſehene 
Satz „der Kanzler war der früheſte Schreibkundige“, bildet den Aus⸗ 
gangspunkt. Die Könige und Landesherren, von denen dann geſagt 
wird, daß ſie nicht unterſchrieben, ſondern ihr Handzeichen machten, 
werden durch den Gegenſatz als ſchreibensunkundig gekennzeichnet. Wenn 
dann Stölzel weiter ſagt, daß Joachim II. und ſeine Schweſter zwar 
ſchon für die Jahre 1545 bis 1550 als ſolche Hohenzollern nad- 
gewieſen ſeien, welche zuerſt mit eigener Hand wichtige Aktenſtücke 
niedergeſchrieben haben; aber Kurfürſt Johann Georg unterzeichne 
noch in den 90er Jahren mit einem wagrechten Strich, den einige ſenkrechte 
Striche durchſchneiden, ſo kann das gar nicht anders verſtanden werden, 
als daß dieſer nicht wie ſein Vater und ſeine Tante des Schreibens 
kundig geweſen ſei. Freilich meint Stölzel jetzt, es ſei vielleicht ein 
Zuſatz rätlich geweſen, „daß zwiſchen die Zeitperiode, in der die Ur 
kunden wegen Schreibunkunde ihrer Ausſteller nur befiegelt wurden, und 
die Zeitperiode, in der die Namensunterſchriften fich einbürgerten, die 
andere Zeitperiode fällt, in der die Namensunterzeichnung unterblieb, 
obwohl die Ausſteller ſchreibenskundig waren“. Abgeſehen davon, daß 
dieſe „andere Zeitperiode“ ein „Phantom“ iſt, würde die Einfügung 
dieſes Satzes in den Zuſammenhang nirgends paſſen. Der Satz, daß 
zwar jhon 1545—1550 Joachim II. und feine Schweſter eigenhändig 
Aktenſtücke ſchrieben, duldet nicht die Deutung des folgenden Satzes 
„aber Johann Georg unterzeichnete, obwohl er ſchreiben konnte, nicht 
mit ſeinem Namen. Das würde ſo unlogiſch ſein, wie ich es Stölzel 
nicht zutraue. Der Gegenſatz fordert unbedingt, daß der zweite Satz: 
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„aber Johann Georg unterzeichnete .... mit einem wagerechten 
Strich“ u. ſ. w. interpretiert wird: er konnte nicht einmal ſeinen Namen 
ſchreiben. Wäre es denn überhaupt denkbar, daß Stölzel zwar in dem 
1901 unter Mitwirkung von Deichmann und Frieſe herausgegebenen 
Urkundenbande ausdrücklich erklärte, Johann Georg ſei ſchreibensunkundig 
geweſen und habe deshalb ſein Handzeichen, drei Kreuze darſtellend, 
gemacht; daß aber derſelbe Stölzel in der gleichzeitig erſchienenen Dar- 
ſtellung etwas ganz anderes gemeint haben ſollte, nämlich, daß der 
Kurfürſt wohl habe ſchreiben können und es nur vermieden habe, mit 
ſeinem Namen zu unterſchreiben? Zwar erklärt Stölzel es für „ſchwer⸗ 

lich ſtatthaft“, ſo das eine Werk zur Erklärung des andern heranzuziehen. 

Das iſt ein durchaus ſtatthaftes Verfahren, und Stölzels abweichende 
Meinung iſt nur daraus zu erklären, daß er das „Verſehen“ da zugibt, 
wo es mit klaren Worten ausgeſprochen iſt, das „ganz andere Werk“ 

aber, in dem er gleichzeitig dieſelbe irrige Anſicht in nicht mißverſtänd⸗ 
licher Weiſe ausgedrückt hat, durch eine ganz neue Interpretation von 
dem Makel jenes Irrtums zu reinigen ſucht. Der Verfaſſer der Ge⸗ 
ſchichte des Schöppenſtuhles will durchaus nicht den Irrtum des Heraus- 
gebers der Schöppenſtuhlsakten teilen! In dieſem mir völlig unbegreif⸗ 
lichen Beſtreben geht Stölzel ſo weit, auf meinen Hinweis, daß er 
ſelbſt an der ſtreitigen Stelle ſeiner Darſtellung jene Anmerkung zitiert 
habe, dieſes einfach zu leugnen: „Auf S. 537, wo zwar ein Teil jener 
Urkunde, nicht aber deren Rote zitiert it.” Dieſe Behauptung iſt 
nun aber nachweislich falſſch! Stölzel fügt S. 537 zu dem Satze, in 
welchem geſagt iſt, daß Kurfürſt Johann Georg mit einem wagerechten 
Strich, den einige ſenkrechte Striche durchſchneiden, unterzeichnete, die 
Anmerkung: „Ebenſo als Markgraf 1565 (UB. 1, 465).“ Die Ur⸗ 
kunde des Markgrafen, welche unter der auf S. 465 beginnenden 
Nr. 270 ſteht, iſt von 1566, doch trotz des Schreib- oder Druckfehlers 
„1565“ unzweifelhaft gemeint. Einen Teil dieſer Urkunde will 
Stölzel zitiert haben. Ich frage: welchen? Kein Teil der Urkunde 
enthält irgend etwas von dem vermeintlichen Handzeichen, und kein 
Teil der Urkunde ſteht auf der von Stölzel angeführten Seite 465! 
Auf Seite 465 ſteht nur die von den Herausgebern verfaßte Überſchrift 
zu jener Urkunde und außerdem die Note, die Stölzel nicht zitiert haben 
will. In dieſer Note ganz allein aber und nicht in irgend einem Teil 
der Urkunde iſt von dem vermeintlichen Handzeichen gehandelt. 

Es iſt alſo jede Möglichkeit ausgeſchloſſen, Stölzels Zitat, „wenn“, 
um ſeine eigenen Worte zu gebrauchen, dasſelbe „einen Sinn haben 
ſoll“, auf etwas anderes zu beziehen, als auf jene Note, in welcher 
Markgraf Johann Georg als ein „ſchreibensunkundiger“ bezeichnet wird, 
der mit drei Kreuzen zu unterzeichnen genötigt war. Ich konſtatiere 
hier den zweiten Fall ), in welchem Stölzel, um einen Vorwurf gegen 
ſein Werk zurückzuweiſen, deſſen Worten jetzt einen Sinn unterlegt, den 
er ihnen zur Zeit der Abfaſſung nachweislich nicht gegeben haben kann. 


1) S. oben S. 270. 
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Nun mag der Lefer entſcheiden, wer „in ſchwerlich ſtatthafter Weiſe“ 
gehandelt hat, Stölzel oder ich. 

Als ich vor Jahresfriſt meiner in der Hauptſache anerkennenden 
Rezenſion der verdienſtvollen Publikation Stölzels einige kritiſche Be- 
merkungen gegen mehr oder weniger nebenſächliche Punkte hinzufügte, 
konnte ich nicht ahnen, daß dieſe mir einen Angriff zuziehen könnte, 
der mich durch perſönliche Schärfe und ſachliche Grundloſigkeit zu einer 
Entgegnung, die ich gerne vermieden hätte, zwingen würde. Wenn 
durch dieſe eine Anzahl neuer Irrtümer und ſeltſamer Behauptungen 
Stölzels aufgedeckt werden mußten, ſo iſt das nicht meine Schuld, 
ſondern die meines Gegners, der mir die Feder zur Abwehr in die Hand 
gezwungen hat. So hoch ich deſſen Leiſtungen auf dem Gebiete der 
neueren Rechtsgeſchichte ſtets eingeſchätzt habe, ſo kann ich doch, gerade 
auch ſeinen neueſten Ausführungen gegenüber, nicht umhin, zu kon⸗ 
ſtatieren, daß ſeine Verſuche auf mittelalterlichem Gebiet nicht auf gleicher 
Höhe ſtehen. 


Eine Bemerkung zu M. Lehmanns Publikation „Preußen und 
die katholiſche Kirche“. 


Mitgeteilt vom Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Brie, Breslau. 


Bei Beſchaftigung mit den von Friedrich dem Großen in den kirch⸗ 
lichen Verhältniſſen Schleſiens vorgenommenen Anderungen iſt Unterzeich⸗ 
neter auf ein in den Publikationen aus den kgl. preußiſchen Staats⸗ 
archiven Band 18 (M. Lehmann, Preußen und die katholiſche Kirche, 
Teil 4) vorliegendes Verſehen aufmerkſam geworden. 

Unter Nr. 450 (S. 456—57) hat dort eine „Circulair-Ordre“, 
nach der von dem Herausgeber hinzugefügten Anmerkung „wahrſcheinlich 
des Ober⸗Conſiſtoriums zu Breslau“, d. d. Breslau 1772 September 20, 
betr. Benutzung katholiſchen Kirchhöfe von feiten der Evangeliſchen, 
Aufnahme gefunden. Dem Abdruck liegt eine in dem Geheimen Staats- 
archiv zu Berlin befindliche Abſchrift zu Grunde. In Wahrheit aber 
datiert das Aktenſtück nicht vom 20. September 1772, ſondern vom 
20. September 1742. Die „Circulair-Ordre“, wie fie bei Lehmann 
an dem angeführten Orte abgedruckt iſt, ſtimmt wörtlich mit der be⸗ 
kannten, in der Kornſchen Ediktenſammlung Band 1, Jahrgang 1742, 
S. 191 gedruckten, darnach mit einigen, für den Sinn nicht erheblichen, 
Verbeſſerungen bei Lehmann Teil 2, Nr. 209 wieder abgedruckten „Cir⸗ 
culair⸗Ordre“ vom 20. September 1742, „Wie es mit denen Begräb— 
niſſen der Evangeliſchen gehalten werden ſolle“, überein; nur iſt der 
Text der erſteren korrekter als der Abdruck der letzteren bei Korn !). 


1) Zwei der drei von Lehmann bei dem Wiederabdruck des Erlaſſes vom 
20. September 1742, Teil 2, Nr. 209, vorgenommenen Verbeſſerungen werden 
durch die irrig datierte Abſchrift beſtätigt. 
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Daß der fragliche Erlaß nicht aus dem Jahre 1772 herrühren, auch 
damals nicht etwa wiederholt ſein kann, ergibt ſich unzweifelhaft aus 
dem Inhalt. Die evangeliſchen Gotteshäuſer werden in dem Erlaß als 
„Bethauſer“ bezeichnet, während dieſelben jeit 1764 (Miniſterialerlaß 
vom 25. Auguſt 1764 bei Lehmann Teil 4, Nr. 193) als „Kirchen“ 
bezeichnet wurden. Vor allem aber fegt das in Frage ſtehende Akten— 
ſtück die Zugehörigkeit der Evangeliſchen zu den katholiſchen Parochien 
und insbeſondere eine dem katholiſchen Parochus auch bei Zuziehung 
eines evangeliſchen Geiſtlichen zum Begräbnis zukommende Stolgebühr 
voraus. Bekanntlich aber hat Friedrich der Große das Recht der 
katholiſchen Pfarrer auf Zahlung der Stolgebühren von ſeiten der 
Evangeliſchen in Schleſien bereits zu Anfang des ſiebenjährigen Krieges 
aufgehoben. (Königliche Cabinets-Befehle vom 31. Dezember 1757 und 
vom 9. Januar 1758 bei Lehmann Teil 3, Nr. 824 und Teil 4, Nr. 4; 
Currende der Breslauiſchen Oberamts⸗Regierung vom 11. Januar 1758 
bei Korn Bd. 6, S. 701.) Wie die Abſchrift der Circulair⸗Ordre vom 
20. September 1742 mit der irrigen Datierung in das Geheime Staats⸗ 
archiv zu Berlin gekommen iſt, ergibt ſich aus einer Vergleichung mit 
dem auch von Lehmann herangezogenen Schreiben der weſtpreußiſchen 
Regierung vom 23. Dezember 1774 (abgedruckt bei Lehmann Teil 4, 
Nr. 634). Darnach wurde dieſe Abſchrift der oben genannten Behörde 
aus Anlaß eines Spezialvorfalles von ſeiten der Königsbergſchen Kriegs⸗ 
und Domänenkammer „zur beliebigen Publication“ mitgeteilt, von ihr 
aber dem Geiſtlichen Departement mit der Bitte um Verhaltungsbefehle 
eingeſandt. Das Geiſtliche Departement hat, wie aus ſeiner bei Leh⸗ 
mann a. a. O. S. 640 abgedruckten Reſolution hervorgeht, die Rich⸗ 
tigkeit des Datums der eingeſandten Verordnung nicht geprüft. 


Berichte über die wiſſenſchaftlichen Unternehmungen 
der Akademie. 


Ausgegeben am 4. Februar 1904. 


Politiſche Rorreſpondenz Friedrichs des Großen. 
Bericht der HH. Schmoller und Koſer. 


Der ſoeben ausgegebene Band 29, wie die vorangegangenen durch Herrn 
Volz bearbeitet, führt in 807 Nummern vom 1. Auguſt 1769 bis zum 30. Juni 
1770. Die preußiſche Politik wurde in dieſem Zeitraum durch das Beſtreben 
geleitet, die mittlere Linie zwiſchen Rußland und Sſterreich, deren Intereſſen 
in der orientaliſchen mehr noch als in der polniſchen Frage auseinandergingen, 
einzuhalten und einem feindlichen Zuſammenſtoß beider Mächte vorzubeugen. 
Die politiſche Lage kennzeichnet fih auf der einen Seite durch die am 12./23. 
Oktober 1769 erfolgte Erneuerung der preußifch-ruffiihen Defenſivallianz von 
1764, auf der anderen durch die Begegnung zwiſchen König Friedrich und Kaiſer 
Joſeph II. zu Neiſſe (25. bis 28. Auguſt 1769) ſowie durch die fih anſchließenden 
Verhandlungen wegen einer zweiten Zuſammenkunft und wegen einer preußiſch⸗ 
öſterreichiſchen Friedensvermittelung zwiſchen Rußland und der Pforte. 


Acta Borussica. 
Bericht der HH. Schmoller und Koſer. 


Das vergangene Jahr 1903 hat aus den gleichen Gründen wie das Vorjahr 
nicht zur Fertigſtellung neuer Bände geführt. 

Die Briefe König Friedrich Wilhelms J. an den Fürſten Leopold von 
Deſſau ſind leider durch Prof. Dr. Krauske in Königsberg immer noch nicht 
ganz fertig geſtellt. 

Der Druck des Band VII der inneren Staatsverwaltung, welcher die Akten 
von 1746—48 enthält, iſt durch Prof. Dr. Hintze bis zu Bogen 39 gediehen, 
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er wird im Laufe des Jahres 1904 ausgegeben werden. Unſer früherer Mit⸗ 
arbeiter, Dr. Bracht, jetzt Archivar am Königl. Hausarchiv, hat die An⸗ 
fertigung des Regiſters für den Band übernommen. Prof. Dr. Naudé hat die 
Abteilung Getreidehandelspolitik von 1740 an weiter gefördert; ebenſo Dr. Stolze 
die Bearbeitung der Akten der inneren Staatsverwaltung von 1723—1740. Es 
iſt Hoffnung, daß dieſer Teil der Publikation bis 1740 bald ganz vollendet 
ſein wird. 

Die von Dr. Frhr. von Schrötter bearbeitete Münzgeſchichte, Darſtellung 
und Akten von 1701—1740, ift im Druck. Der erſte Teil, die Darſtellung, 
18 Bogen umſaſſend, liegt ſchon gedruckt vor; der Druck der Akten hat begonnen. 
Der Band wird im Laufe dieſes Jahres ausgegeben werden können. Die Münz⸗ 
geſchichte der Zeit Friedrichs des Großen iſt im Manuſfkript zu einem erheb⸗ 
lichen Teile fertig. 

Dr. Wilhelm Naudé ift am 7. Januar plötzlich einem Herzſchlag 
erlegen; die Acta Borussica verlieren an ihm einen ihrer älteſten und ge⸗ 
ſchätzteſten Mitarbeiter. 


Vene Erſcheinungen. 


I. Zeitſchriftenſchau. 
1. Oktober 1903 bis 1. April 1904. 


Hohenzollernjahrbuch. Forſchungen und Abbildungen zur Geſchichte der 
Hohenzollern in Brandenburg-Preußen, hrsg. von Paul Seidel. 
VII. Jahrgang 1903. Berlin⸗-Leipzig. 


Ei 


©. 


Q 


Q 


1—37: Reinhold Lojer, Vom Berliner Hofe um 1750. [Schilderung 
des Hoflebens und der Perſönlichkeiten, vielfach in Anlehnung an des 
Grafen Lehndorf Tagebuch.] 

38-65: Ludwig Keller, Der Große Kurfürſt in ſeiner Stellung zu 
Religion und Kirche. [K. hebt nachdrücklich die inneren und äußeren 
Zuſammenhänge hervor, die den Großen Kurfürſten wie ſeine Vor⸗ 
fahren jeit zwei Generationen mit den ſogenannten älteren Reformierten 
verbanden. Die Idee der Toleranz und der Union ſei dieſem Boden 
entſproſſen. Die Mehrzahl derjenigen Männer, die Friedrich Wilhelm 
in ſeine nächſte Umgebung berief, ift wie der Kurfürſt ſelbſt ſeit 1643 
Mitglied von beſtimmten Sozietäten. Der Plan der Univerſal⸗ 
univerſität.] 


. 66—75: Paul Seidel, Die Darſtellungen des Großen Kurfürſten ge⸗ 


meinſam mit ſeiner erſten Gemahlin Louiſe⸗Henriette von Oranien. 


76—91: Otto Hintze, Geiſt und Epochen der preußiſchen Geſchichte. 


„Innerer Fortſchritt und äußere Machtpolitik haben ſich immer gegen⸗ 
ſeitig bedingt, Staat und Geſellſchaft ſind ſtets in Stagnation geraten, 
ſobald der politiſche Machtinſtinkt verſagte; nur da ſchreiten ſie in 
lebendiger Entwicklung fort, wo eine große politiſche Aufgabe zur An⸗ 
ſtrengung aller Kräfte zwingt.“ 


. 92—101: Karl Koetſchau, Eine Büchſe des Großen Kurfürſten. 
. 102—111: Ferdinand Neuber, Zum fündundzwanzigſten Jahrestage 


der Überfiedelung der Hauptkadettenanſtalt von Berlin nach Groß⸗ 
lichterfelde. 


. 112—141: Bogdan Krieger, Die Hohenzollern und ihre Bücher. 


[„In Bild und Wort ſoll gezeigt werden, in welcher Weiſe die Mit: 
glieder des Hohenzollernhauſes ihre Bücher als ihr Eigentum zu kenn⸗ 
zeichnen pflegten.“ 


. 142—156: Georg Schuſter, Aus den Jugendjahren des Kurfürſten 


Friedrich II. von Brandenburg. [I. Die Geſchwiſter. II. Friedrich in 
der Mark. III. Friedrich in Polen.] 
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S. 157—164: Paul Seidel, Der von Kurfürſt Friedrich III. (König 
Friedrich I.) erlegte Sechsundſechzigender Hiridh. 

S. 165—179: Adolf Mathias Hildebrandt, Eintragungen branden⸗ 
burgiſcher Fürſten und Fürſtinnen in Stammbüchern des 16. und 
17. Jahrhunderts. 

S. 180—185: Erich Marcks, Zum Gedächtniſſe Roons. [„Eine knappe 
Überichau des Lebens dieſes Mannes, in dem fich das alte Preußen, die 
Welt, in der Wilhelm I. groß geworden ift, To vollſtändig verkörpert, 
wie wiederum nur noch in ſeinem Könige ſelbſt, wird ganz von ſelber 
vor allem doch zum Nachweiſe ſeiner innerlichen Zuſammenhänge mit 
König Wilhelm.“ 

S. 186—222: Fritz Arnheim, Guſtav Adolfs Gemahlin Maria⸗Eleonora 
von Brandenburg (geb. 21. November 1599, geſt. 28. März 1655). 
Eine biographiſche Slizze. [I. Guſtav Adolfs Brautwerbung.] 

S. 223—245: Heinrich Borkowski, Königin Sophie Charlotte als 
Mutter und Erzieherin. [Die Vorwürfe, Sophie Charlotte habe ſich 
um die Erziehung ihres Sohnes nicht gekümmert, ſind unbegründet. — 
Als Anhang werden 58 Briefe der Königin an den Gouverneur und 
Oberhofmeiſter ihres Sohnes, den Reichsburggrafen und Grafen Alexander 
zu Dohna, aus dem Fürſtl. Dohnaſchen Majoratsarchiv in Schlobitten 
zum Abdruck gebracht.] 

S. 249—292: Albert Geyer, Zur Baugeſchichte des Königlichen Schloſſes 
in Berlin. [IV. Das „neue Schloß“ Friedrichs L V. Der Weiße 
Saal. 

. 293—295: Paul Seidel, Aus dem Privatleben Friedrichs des Großen. 
[Über ſeine Windſpiele und anderes.] 

. 295: Derſelbe, Die Petſchafte der Königin Luiſe. 

. 296: Derſelbe, Ein Jugendbildnis des Kurfürſten Joachims II. 

. 296—297: Derſelbe, Der neuhergeſtellte Thronſaal Friedrichs des Großen 
im Hohenzollernmufeum. 


GGG Q 


Brandenburgia. Monatsblatt der Geſellſchaft für Heimatkunde der 
Provinz Brandenburg zu Berlin. Unter Mitwirkung des Märkiſchen 
Provinzial⸗Muſeums herausg. vom Geſellſchaftsvorſtande. XII. Jahr⸗ 
gang. Berlin 1903. 


S. 257—262: Wilhelm Anton Wegener, Die Grenzen des Landes 
Lebus. [Nach den bei Riedel gedruckten Urkunden vom 20. April 1249 
und vom 10. Auguſt 1336. 

S. 277. —288: G. Sello, Der Roland zu Perleberg und andere märkiſche 
Rolande. [Ein Zufammenhang zwiſchen der Errichtung des Roland zu 
Perleberg und der des Landgerichts der Priegnitz, wie ihn alle fporſcher 
und zuletzt Rietſchel annahmen, beſteht nicht. Der Roland zu Perleberg 
ift bereits 1499 oe, errichtet worden, 1546 nur erneuert. Zudem ift der 
Roland ein Merkzeichen für die Stadt, das Landgericht dagegen iſt für 
die Landbevölkerung der Provinz beſtellt. Gegen Rietſchel hält Selo 
ferner daran feſt, daß die Rolande in Berlin, Brandenburg und Stendal 
bei oder bald nach der Gründung der Städte entſtanden ſind, wenn⸗ 
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gleich der Stendaler mit der Jahreszahl 1525 zweifellos formell dem 
Magdeburger nachgebildet iſt. Zum Schluß einige Bemerkungen gegen 
K. Heldmanns Rolandsbilder.)] 


Mitteilungen des Vereins für die Geſchichte Berlins. 1903. 


S. 107—110: Auguſt Foerſter, Eine Gedenktafel in Alt⸗Berlin. [An 
Johann Sigismund in dem Zimmer des Hauſes Poſtſtraße 4, Jin dem 
der Kurfürſt ſtarb. Gleichzeitig der Verſuch einer neuen Charakteriſierung 
Johann Sigismunds als eines vorwiegend praktiſch und nicht idealiſtiſch 
gerichteten Mannes, der durchaus keine Kämpfernatur geweſen ſei, wie 
man in Erinnerung an ſeinen Religionswechſel wohl annehme.] 

S. 111: P. Wallé, Das Schlüterhaus in der Brüderſtraße. [Nr. 40, und 
nicht Nr. 33, wo die Tafel der Stadt Berlin angebracht iſt.] 

S. 119/20: Tſchirch, Johann Friedrich Reichardt, der Hofkapellmeiſter 

Friedrichs des Großen. [Vortrag.] 

. 121/22: Th. Krücke, Gedenktafel für Johann Sigismund. [Der Alt⸗ 
landsberger Schloßpfarrer vertritt einer Bemerkung Foerſters gegenüber 
(f. oben) von neuem den Standpunkt, daß religiöſe und nicht politiſche 
Motive des Kurfürſten Übertritt zum reformierten Bekenntnis be⸗ 
dingten.] 

122/23: Brlendicke), Briefe eines freiwilligen Jägers aus der Zeit 
1813/15. [Nach Bardeys „Briefen eines Neumärkers.] 

129,80: Krüner, Der Klementſche Prozeß im Jahre 1720. [Vortrag.] 

130/31: Friedrich Holtze, Bildliche Darſtellung der Gerechtigkeitsliebe 
Friedrichs. 

132: (Derſ. ), Der letzte Brief Voltaires an Friedrich den Großen (Paris, 
1. April 1778). Abdruck desſelben. 

132: Brlendicke), Urteil im Berliner Kirchenprozeß. [Hinweis darauf, 
daß das Urteil des Kammergerichts gedruckt worden ift. Es enthält 
die aktenmäßige, ſehr lesbar geſchriebene Darſtellung des Kirchenbaues 
in Berlin von 17101865. 

1904. 

S. 3—5: Bardey, Die Deckung Berlins im erſten Feldzug von 1813. 
Vortrag.] 

S. 6—7: W. Bonnell, Die Henriette Sontag⸗Periode. [Am König⸗ 
ſtädtiſchen Theater. Vortrag.] 

S. 1112: Brlendicke), Erinnerung an Berliner Bürgergarde. [Die 1737 
bei der Hinrichtung der Scharfrichter Brüder Müller wieder einmal 
aufgeboten wurde. 

S. 21—24: Paul Becher, Küſtrin, Neu⸗Ruppin, Rheinsberg. [Erinne⸗ 
rungen an Friedrich den Großen.] 

S. 26—82, 44—53: Paul Roesner, Der Berliner Arzt Dr. Ludwig 

S 


D 


e 
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Heim. [1747—1834. Vortrag.] 

33.35: W. Bonnell, Die Berliner Zeitungen bis zur Regierung 
Friedrichs des Großen. [Vortrag nach dem Buche von Conſentius.] 
36837: Berlins erſte Eindrücke auf die Gemahlin Friedrichs des Großen. 
[Nach Setzepfands Mitteilungen in den Magd. Geſchichtsblättern.] 
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34.— 35. Jahresbericht des Hiſtoriſchen Vereins zu Brandenburg a. d. 
Havel. Hrsgb. im Auftrage des Vorſtandes von Otto Tſchirch. 
Mit 13 Bildertafeln. Brandenburg (Havel) 1904. 


S. 1—54: Heinrich Kolb, Das altſtädtiſche Rathaus zu Brandenburg a./ H. 
unter beſonderer Berückſichtigung der 1902 wiederaufgefundenen Archi⸗ 
tekturteile. 

S. 55-67: Joh. H. Gebauer, Der Untergang des Prämonſtratenſer⸗ 
kloſters auf dem Harlunger Berge. [Nicht 1557 oder noch im 16. Jahr⸗ 
hundert, ſondern erſt im 17. Jahrhundert iſt das alte Kloſter in der 
Hauptſache abgebrochen worden. Die Zerſtorung ging langſam vor ſich. 

75—81: Rudolf Grupp, Bilder aus der Handelswelt des 16. Fahr- 
hunderts. Nach Akten [nicht veröffentlichten! des Brandenburger 
Schöppenſtuhls zuſammengeſtellt. 

S. 82—87: Fritz Curſchmann, Die Berufung des erſten evangeliſchen 
Pfarrers der Altſtadt Brandenburg. [Mitteilung von zwei Briefen 
über jene Berufung aus den Akten der erſten evangeliſchen Kirchen⸗ 
viſitation nebſt einigen Bemerkungen über die Perſönlichkeit des erſten 
evangeliſchen Pfarrers, Johann Seyfribt.] 

S. 88—89: Joh. H. Gebauer, Das Hochgericht auf dem Waſenberge 
bei Mötzow. 

S. 91—93: Urkunden zur Märkischen Kulturgeſchichte. Mitgeteilt von Carl 

Faulhaber und Otto Tſchirch. 11459, 1486, 1606. 

. 98—97: König Friedrich Wilhelm III. und Königin Luiſe in Branden- 
burg. 1799. Bericht und Gedichte von Hans v. Held, mitgeteilt von 
Otto Tſchirch. 


Altpreußiſche Monatsſchrift neue Folge. Der Neuen Preußiſchen Pro- 
vinzialblätter fünfte Folge. Herausg. von Rudolf Reicke. Der 
Monatsſchrift 40. Band. Königsberg in Pr. 1903. 


S. 350—382: Briefe von Timotheus Giſevius an Ludwig Ernſt Borowski. 
Mitgeteilt von Rudolf Reicke. [Fortſetzung. Vom 23. Auguſt 1799 bis 
28. November 1799. 

S. 895—477: Wilhelm Rindfleiſch, Altpreußiſche Bibliographie für 
die Jahre 1901 und 1902. Nebſt Nachträgen zu den früheren Jahren. 

S. 551—592: Paul Rudolph Oftermeyer, Die Oſtermeyer alias Ofter: 
mayr. Eine genealogiſche Studie. 

S. 593-595: Karl Lohmeyer, Welches iſt die älteſte öffentliche Bibliothek 
in Europa? Aus der Beilage zur Allgemeinen Zeitung. München 
28. Mai 1903. Nr. 119. [Nicht die Bodleiana, ſondern die Königl. 
und Univerſitätsbibliothek in Königsberg, als deren Begründungstag 
der 5. Dezember 1534 anzuſehen iſt, und die ſofort allgemein zugänglich 
gemacht wurde.] 


Zeitſchrift des Hiſtoriſchen Vereins für den Regierungsbezirk Marien: 
werder. 42. Heft. Marienwerder 1903. 


S. 1—40: v. Mülverſtedt, Zur Löſung der Heimatfrage der v. Depenow 
(Tiefenau) und Stange, der älteſten Großgrundbeſitzer in Weſtpreußen. 


Q 
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S. 41—44: Guſtav Sommerfeld, Ein in Preußen anſäſſiger Zweig des 
ſchleſiſchen Adelsgeſchlechts von Sommerfeldt (heute von Sommerfeld und 
Falkenhayn). 

S. 45—82: R. v. Flanß, Kriegs⸗ und Heeresgeſchichtliches von Marien⸗ 
werder II. 16881809. Beſonders ergiebig für das Jahr 1807. 
— Schluß folgt.] 

S. 83—87: R. v. Flanß, Nachtrag zu den von Grelle in Heft 41. 


Zeitſchrift der Hiſtoriſchen Geſellſchaft für die Provinz Poſen, zugleich 
Zeitſchrift der Hiſtoriſchen Gefellſchaft für den Netzediſtrikt zu Brom⸗ 
berg. Hrsgb. von R. Prümers. XVIII. Jahrgang. 2. Halbband. 
Poſen 1903. 


G. Peiſer, Über Friedrichs des Großen burleskes Heldengedicht „La guerre 
des confederes“. 


Baltiſche Studien. Herausgeg. von der Geſellſchaft für Pommerſche Ge⸗ 
ſchichte und Altertumskunde. N. F. Bd. VII. Stettin 1903. 


S. 1-73: Hermann Voges, Beiträge zur Geſchichte des Feldzuges von 
1715. 1. Teil. [Erſter Abſchnitt: I. Politiſche Vorgeſchichte des Feld⸗ 
zuges. II. Der Kriegsſchauplatz. Zweiter Abſchnitt: Die Ereigniſſe 
bis zum Aufbruche der Truppen aus dem Lager bei Stettin. I. Die 
Kriegsvorbereitungen. II. Die Beſetzung Wolgaſts durch die Schweden. 
III. Die militäriſchen und politiſchen Ereigniſſe vom Anfang März 
bis Mitte April. IV. Die Beſetzung der Inſel Uſedom durch die 
Schweden. V. Die Verſammlung der preußiſch⸗fächſiſchen Streitkräfte 
im Lager bei Stettin. VI. Die politiſchen und militäriſchen Ereigniſſe 
von Mitte April bis zum endgültigen Abſchluſſe der Verträge mit 
Hannover und Dänemark. — Nach den Akten.] 

S. 89—161: Otto Banjelow, Zur Geſchichte der pommerſchen Städte 
unter der Regierung Friedrich Wilhelms I. [Eine Unterſuchung, die 
von Schmollers Studien ausgeht, aber vielfach zu anderen Reſultaten 
kommt. Nach einer Einleitung wird eine Darſtellung der Verwaltungs⸗ 
behörden des Staates gegeben, dann die der ſtädtiſchen Verwaltungsbehörden 
vor und nach der Reform (wichtige Tabelle dazu), des Kaſſenweſens, 
des Stadtbeſitzes und der Stadtgüter, des Bauweſens, ſchließlich des 
Handels und Gewerbes auch wieder mit wichtigen Tabellen, z. B. einer 
über Getreidehandel von 16001740. 

S. 191—222: Hermann v. Petersdorff, Bismarck in Pommern. 
[Schilderung der Beziehungen Bismarcks zu Pommern während ſeines 
ganzen Lebens auf Grund der gedruckten Quellen.] 


Monatsblätter. Herausgeg. von der Geſellſchaft für Pommerſche Ges 
ſchichte und Altertumskunde. 1908. 


S. 161/62: vlan) Nließen), Zum brandenburgiſch⸗pommerſchen Kriege von 
1283/84. 

S. 162—167, 177/82: W. Kanngießer, Aus den Tagen der ſchweren Not 
Kolbergs [1626—1631]. 
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Mitteilungen des Vereins für Lübeckiſche Geſchichte und Altertumskunde 
11. Heft. 1908. 


S. 79—92: Die Sendung des Lübecker Rats in das Hauptquartier der ver- 
bündeten Monarchen im Frühjahr 1813. [Mitteilung der Briefe des 
Senators Overbeck darüber, d. Berlin 14. April, Dresden 19. April, 
22. April, 26. April, 29. April, 3. Mai 1813. — Schluß folgt.] 


Niederlauſitzer Mitteilungen. Zeitſchrift der Niederlauſitzer Geſellſchaft 
für Anthropologie und Altertumskunde. VII. Bd. 


W. Lippert, Friedrichs des Großen Nachſicht bei Majeſtätsbeleidigungen. 
i] Zum Treffen bei Luckau am 4. Juni 1813. 

W. Lippert, Die für die Niederlauſitz geltenden Beſtimmungen über die 
Stadtarchive. 


Geſchichtsblätter für Stadt und Land Magdeburg. Mitteilungen des 
Vereins für Geſchichte und Altertumskunde des Herzogtums und 
Erzſtifts Magdeburg. 38. Jahrgang 1903. 2. Heft. Magdeburg 1903. 


S. 209—280: G. Hertel, Geſchichte des Domplatzes in Magdeburg. 

S. 348—355: E. Wolleſen, Zur Militärgeſchichte der altmärkiſchen Stadt 
Werben im 18. Jahrhundert. [— 1724 ſteter Wechſel der Garniſon; 
Fußvolk. Seit 1724 zuerſt Küraſſiere des Dewitzſchen Regiments 
(— 1727), dann Küraſſiere des Lottumſchen Regiments (— 1796). 

©. 366—372: C. v. Bardeleben, Eine Kadettenkompagnie in Magdeburg 
von 1710—1719. [1706 Plan der Verlegung dieſer Kompagnie aus 
Königsberg nach Magdeburg. 1709 auf Veranlaſſung des Kronprinzen 
Verlegung beſchloſſen. Von 1710—1719 beſtand fie dann in Magde⸗ 
burg (Kommandeur Kapitän Hans Martin von Boſte + 1718), 1719 
wurde ſie mit der Berliner vereinigt.] 


Zeitſchrift des Harzvereins für Geſchichte und Altertumskunde. Hrsg. 

von Ed. Jacobs. 36. Jahrgang 1903. 2. Heft. Wernigerode 1904. 

S. 209—259: U. Hölſcher, Beiträge zur Geſchichte der preußiſchen Organi- 
ſation Goslars 1802—1806. [II. Preußiſche Politik.) 


Zeitſchrift des Hiſtoriſchen Vereins für Niederſachſen. Zugleich Organ 
des Vereins für Geſchichte und Altertümer der Herzogtümer Bremen 
und Verden und des Landes Kadeln. Jahrgang 1903. Hannover 1908, 


S. 670—684: E. Bodemann, Niederſächſiſche Literatur. 

Heſſenland. Zeitſchrift für heſſiſche Geſchichte und Literatur. XVIII. 
Jahrgang. Kaſſel 1904. 
S. 47—50: Die kurheſſichen Huſaren im! Gefechte bei Aſchaffenburg am 


14. Juli 1866. (Abdruck einer Mitteilung des k. k. Oberſtleutnants a. D., 
Joſeph Nemansky von Nemanow. 


Beiträge zur Bayriſchen Kirchengeſchichte. Hrsg. von D. Th. Kolde. 
X. Band. Erlangen 1904. 
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S 188—191: K. Schornbaum, Beiträge zur Brandenburgiſchen Reforma- 
tionsgeſchichte. [IV. Zum Briefwechſel des Markgrafen Georg von 
Brandenburg mit Luther. Abdruck eines Schreibens d. d. Ansbach, 
21. Mai 1536. 


Quellen und Forſchungen aus italieniſchen Archiven und Bibliotheken. 
Hrsgb. vom Königl. Preuß. Hiſtoriſchen Inſtitut in Rom. Band VI. 
Rom 1903/4. 

S. 343—367: Paul Wittichen, Zur Geſchichte des Apoſtoliſchen Vikariats 
des Nordens zu Beginn des 18. Jahrhunderts. [I. 1702 — 1709. Be- 
ſtellung Agoſtino Steffanis zum Vikar. Dabei eine ausführliche Relation 
desſelben über den Zuſtand des Katholizismus in den Ländern des 
Hauſes Brandenburg und Braunſchweig, d. Hannovera 15. giugno 
1711. II. Dieſer von der Kurie ohne Befragung des Königs ernannte 
Vikar durfte ſeine geiſtlichen Funktionen in den preußiſchen Landen 
ausüben, ſoweit ſie den ordo beirafen — eine Erlaubnis, die Friedrich J. 
im Gegenſatz zu ſeinen Vorgängern und Nachfolgern gab. Abgedruckt 
eine Relation an die Propaganda über ſeine Reiſe durch die branden⸗ 
burgiſchen Länder im September und Oktober 1711, ein Vorſchlag, die 
Berliner Katholiken günſtiger zu ſtellen und die Viſitation energiſcher 
zu geſtalten, ſowie fie materiell ſicher zu ſtellen (27. November 1711).] 

S. 383—387: Paul Wittichen, H. de Catt und feine Manujfripte 
Friedrichs des Großen. [C. bot 1792 jene Manuffripte dem Grafen 
Ripanti an, der ihren Ankauf der Kurie in einem Schreiben an Msgr. 
Reggi, Domherrn in Rom, empfahl. Die Briefe in diefer Angelegenheit, 
wie das Verzeichnis der Manufkripte werden abgedruckt.] 


Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft im Deutſchen 
Reiche. Hrsgb. von G. Schmoller. XXVII. Jahrgang. Leipzig 
1903, 

S. 1443—1499: Martin Haß, Das brandenburgiſche Zollweſen im 
16. Jahrhundert. [I. Die Epochen der Geſch. des deutſchen Zollweſens. — 
Das deutſche Reichszollweſen. II. Die ältere ſtädtiſche Zollpolitik in 
Deutſchland und das Zollweſen der brandenburgiſchen Städte und Guts⸗ 
herrſchaften im 15. und 16. Jahrhundert: Den Ausgangspunkt für die 
ſtädtiſche Zollpolitik bildeten die Befreiungen von den landesherrl. 
Zöllen, insbeſondere den lokalen Landzollen. Vor allem aber waren 
die Städte beſtrebt, innerhalb ihrer Bannmeile und womöglich auch in 
der nächſten Umgebung alle Zölle in ihre Gewalt zu bekommen. Dem⸗ 
nach verfügt in den meiſten Städten der Rat über Einfuhr⸗, Ausfuhr, 
Durchfuhr⸗ und Deichſelzölle. Ahnlich bevorrechtigt die Gutsherrſchaften. 
Im Prinzip daran auch während des 16. Jahrhunderts nichts geändert. 
III. Landesfürſtlich⸗territoriale Zollpolitik in Brandenburg von der 
Mitte des 15. bis zum Ende des 16. Jahrhunderts: Seit dem Ende 
des 15. Jahrhunderts kräftige landesfürſtlich-territoriale Zollpolitik mit 
entſchieden antipartikulariſtiſcher Tendenz. 1456 ließ fih Albrecht 
Achilles ein ſehr umfaſſendes Zollprivileg erteilen und verſuchte ſeit 
1472 einen territorialen Durchgangszoll auf einige wichtige Nahrungs⸗ 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XVII. 1. 19 
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mittel, den ſogen. „neuen Tonnenzoll“ einzuführen, ſah fich jedoch durch 
die Oppoſition der Städte genötigt ihn größtenteils wieder aufzuheben. 
Mehr Erfolg hatte bereits Joachim JI. mit ſeinem „Weinzoll“. Die 
eigentlichen Begründer des landesfürſtl. Zollſyſtems wurden Joachim II. 
und gleichzeitig in der Neumark Markgraf Johann. Jener erweiterte 
zunächſt den alten Lenzener Kornzoll zu einem Elbzoll und 1569 zu 
einem allgemeinen Territorialausfuhrzoll, der fortan eine der ergiebigſten 
Einnahmequellen für die Kurfürſten bildete. Dieſer erhöhte und vers 
mehrte nicht nur die Oder- und Warthezölle (Handelskriege mit 
Pommern und Polen), ſondern ließ ſich auch einen Viehzoll verleihen. 
Trotz aller Widerſtände hatte er damit Erfolg.] 


Hiſtoriſches Jahrbuch. Im Auftrage der Görresgeſellſchaft und unter 
Mitwirkung von Herm. Grauert, Guſtav Schnürer, Carl 
Weymann, Franz Kampers hersg. von Jofeph Weiß. 
24. Band. 3. Heft. München 1903. 


S. 493—516: F. Schröder, Zur brandenburgiſchen Kirchenpolitik am 


Niederrhein. [I. Es handelt ſich um die 3 katholiſchen Pfarreien in 
Haffen, Mehr und Bielich. Brandenburg behauptete ſeit 1619 in ihnen 
entgegen dem Xantener Domkapitel das Präſentations- und Kollations⸗ 
recht. „Unrecht hatten in Wirklichkeit beide Parteien.“ Seit 1629, 
ſeit der Holländiſchen Invaſion, wurden jene Pfarren mit reformierten 
Geiſtlichen befetzt. Schr. geſteht ein, daß die Schuld zum größten Teil 
die Staaten treffe. Aber „die Landesregierung hatte zum Schutze der 
Katholiken nichts getan. Sie war, darüber herrſchte unter Katholiken 
und Reformierten nur eine Stimme, von Anfang an den Abfichten der 
Staaten günſtig geweſen, war dann aber dadurch in eine ſchwierige 
Lage geraten, daß ſie zugleich die Übergriffe der Holländer mißbilligen 
mußte“. 


S. 575—582: Julius von Pflugk⸗Harttung, Zur militäriſchen 


Memoirenliteratur der Befreiungskriege, insbeſondere des Jahres 1815. 
[Pfl.⸗H. findet auch in dieſer Memoirenliteratur, die durchweg nur 
zweiten Ranges iſt, den ſpezifiſchen Charakter derſelben ſtark vertreten, 
wie aus dem Vergleich der Erinnerungen von Noſtitz, Müffling und 
Reiche erhellt.] 


S. 733-754: F. Schröder, Zur brandenburgiſchen Kirchenpolitik am 


Niederrhein. [II. Die Reſtitution der 3 Pfarreien erfolgte im Jahre 
1631, trotzdem die Verſöhnungspolitik Schwarzenbergs am Widerſtand 
der Klever Regierung (Normaljahr 1609) ſcheiterte. Aber die Religions⸗ 
beſchwerden in ihnen kamen ſeitdem niemals zum Schweigen. — Im 
Anhang (ab S. 743) kommen 8 Aktenſtücke hierzu aus verſchiedenen 
Archiven betr. die Jahre 1630—32 zum Abdruck. 


Hiſtoriſche Zeitſchrift. Hrsg. von Friedrich Meinecke. Bd. 92 
== OR. 


F. 56. München und Berlin 1908. 


S. 19—60: Richard Feſter, Zur Kritik der Berliner Berichte Rebenacs. 


[In Anknüpfung an das Werk von Prutz über die letzten Jahre des 
Großen Kurfürſten, das er ohne Einſchränkung ablehnt, ſucht Feſter 
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aus den Berichten des franzöfifchen Geſandten am Berliner Hofe 
Rebenac, die Prutz faſt allein als Grundlage feiner Darſtellung gedient 
haben, den Gewinn für die preußiſche Geſchichte zu beſtimmen. Er geht 
dazu ein auf die „diplomatiſchen Beſtechungen“, auf die „Motive der 
brandenburgiſch⸗franzöſiſchen Allianz“, und auf den „Schwiebuſer Revers 
und die Jeſuiten“; zu dem letzten Abſchnitt bringt er eigene archivaliſche 
Leſefrüchte bei. Seine Kritik wächſt ſich aus zu Apercüs über die 
brandenburgiſche Politik im letzten Jahrzehnt der Regierung des Großen 
Kurfürften]. 


S. 72—88: C. Varrentrapp, Drei Briefe von Heinrich Leo [zwei davon 


an Johannes Schulze aus den Jahren 1835 und 1838 über feine 
Univerſalgeſchichte und die daran geknüpften Hoffnungen, der dritte an 
Heinrich von Sybel vom 24. September 1844 über deſſen „Deutſches 
Königtum“. 


S. 339-273: Reinhold Koſer, Die preußiſche Kriegsführung im ſieben⸗ 


jährigen Kriege. [Nicht die Ermattungsſtrategie, auch nicht die Nieder⸗ 
werfungsſtrategie leitete Friedrich; der Zweck ſeiner Strategie war viel⸗ 
mehr, durch große Siege den ihm überlegenen Gegner von weiterem 
Kampfe abzuſchrecken. Der Verzicht auf den Vernichtungskrieg ſchloß 
jedoch den Verzicht auf die Vernichtungsſchlacht nicht ein. — Zum 
Schluß beſpricht Koſer die über den ſiebenjährigen Krieg bisher er⸗ 
ſchienenen Bände des Generalſtabswerkes.] 


Hiſtoriſche Vierteljahrsſchrift, herausgb. von Gerhard Seeliger. 
VI. Jahrgang. Leipzig 1903. 
S. 503—530: Felix Rachfahl, Sſterreich und Preußen im März 1848. 


Aktenmäßige Darſtellung des Dresden-Potsdamer Kongreßprojektes. 
III. Die Verhandlungen Preußens mit den deutſchen Bundesregierungen 
über das Kongreßprojekt bis Mitte März: die Maßregeln, die man in 
Berlin nach der Dönhoffſchen Aktion am Bundestage ergriff, ſtanden 
nicht mehr im Einklang mit der urſprünglichen Bedeutung der Metternich⸗ 
Radowitziſchen Abmachungen. Infolge der Verſtändigung mit der populären 
Bewegung und den Mittelſtaaten wurde das Kongreßprojekt das Mittel, 
das preuß. Intereſſe bei der Verwirklichung des nationalen Ideals gegen 
5ſterreich und gegen die populären Tendenzen wahrzunehmen, ſoweit 
ſie über das preuß. Intereſſe hinausgingen. — Charakteriſierung der 
Anſchauungen von Canitz und Dönhoff: dieſer, von den Mittelſtaaten 
beeinflußt, gibt den populären Tendenzen weiter nach, während jener 
Kongreß und Parlament nebeneinander aufrecht erhalten will. — Baden, 
Württemberg und alle norddeutſchen Staaten nahmen die Einladungen 
zum Kongreß an. Bayern lehnte ganz ab, Sachſen nur deswegen, weil 
es ihn nicht in Dresden abgehalten wiſſen wollte. Zugleich war das 
Einverſtändnis zwiſchen der Berliner Regierung und der populären 
Bewegung angebahnt. Gagern war der Meinung des Königs, daß 
Öfterr. nur ehrenhalber an der Spitze Deutſchlands bleiben, tatſächlich 
aber das Heft an Preußen abgeben müſſe. Eine Wendung gegen Öfterr. 
war damit gegeben, wenn auch dem Könige „jede hoſtile Abſicht“ fern 
lag. IV. Sſterreich und Preußen von der Wiener Konvention bis zum 
M 
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Ausbruch der Wiener Revolution: man verſuchte in Berlin, den wahren 
Charakter der preußiſchen Politik noch ſo lange zu verſchleiern, bis man 
auf dem Kongreſſe mit dem fait accompli einer neuen Bundesverfaſſung 
hervortreten konnte, und gab fih nur den Anſchein, zur Rezeption des 
Konſtitutionalismus genötigt zu ſein, den man übrigens auch in Wien 
empfahl, obwohl man genau wußte, daß er dort nicht paſſe. Bedeutung 
des 11. März für die preuß. Politik. Radowitz erhält keine direkte 
Kunde von dem Umſchwunge.] 


The English Historical Review edit. by Reg. L. Poole, Nr. 72, Vol. 
XVIII. 1903. 
p. 676—704: J. F. Chance, The northern question in 1716. 


— Vol. XIX. 1903. 
p. 55—79: Fortſetzung. 


Preußiſche Jahrbücher, hersgb. von Hans Delbrück. 114. Band. 
Berlin 1903. 
S. 254—272: Hermann Oncken, Ein Freund Bismarcks. [Graf Alexander 
Keyſerling nach ſeinen Briefen und Tagebüchern. Überblick über ſein 
Leben und ſeine Anſchauungen — fein Verhältnis zu Bismarck. 
S. 426—454: Friedrich Michael Schiele, Aus dem Thomajtfchen Collegio. 
[Thomas wußte durchzuſetzen, daß ſein Kolleg nicht nachgeſchrieben wurde. 
Um den Studenten einen Erſatz für die Kolleghefte zu liefern, gab er 
ihnen Grundriſſe in die Hand. — Sch. fand in Marburg ein Manufkript, 
das eine Reihe von Notizen eines Hörers von Thomaſius enthält. 
Durch Vergleich dieſer Aufzeichnungen mit dem entſprechenden Grundriß 
ſucht er das Bild jener erſten deutſchen Vorleſung lebendiger zu machen 
und zugleich den Begriff des decorum, den fie zum Gegenſtande hatten, 
in ſeiner Eigenart, Entſtehung (aus dem Sozialismus Pufendorfs, dem 
Voluntarismus der Pietiſten und dem eigenen geſunden Wirklichkeitsſinn) 
und Bedeutung zu erklären.] 


— 115. Band. Berlin 1904. 


S. 220—249: Ernſt Conſentius, Friedrich der Große und die Zeitungs- 
zenſur. [Der gleich im Anfang der Regierung ausgeſprochene Grundſatz, 
Gazetten ſollten nicht geniert werden, iſt nur eine kurze Zeit lang der 
Haudeſchen gegenüber befolgt worden. Bald ward auch ihre Bewegungs⸗ 
freiheit beſchränkt, namentlich vom Kabinettsminiſterium und General⸗ 
direktorium aus, wie es der Rüdigerſchen von Anbeginn an paſſiert 
war. 1743 nahm der König ſelbſt die Freiheit zurück. Als ſeit dem 
Jahre 1750 an Stelle Ilgens Vockerodt Zenſor war, trat eine Ver⸗ 
ſchärfung der Zenſur ein. Von 1752 — 1755 wirkte neben ihm Herzberg, 
dieſer ſehr viel liebenswürdiger, jeder über zwei Zeitungen. 1755 war 
dann die Zenſur wieder zentraliſiert in den Händen des jungen Beauſobre. 
Dieſer erhält zum erſten Mal eine Inſtruktion. Rückſicht auf Rußland — 
ein Anlaß zur Zenſur. Verboten waren Meldungen über Anderungen 
in der Armee und im Generaldirektorium, ſeit 1753 auch unkontrollierte 
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über Berlin. Beauſobre verlor ſchnell ſeine Autorität. Seit 1667 neben 
ihm für die Spenerſche und Boſſiſche Zeitung der Geh. Legationsrat 
von Marconnay. Seit 1681 hat Herzberg die Oberaufſicht über die 
Zenſoren und Zeitungen: jetzt etwas liberalere Handhabung. — Der 
Abſatz der Berliner Blätter war, ſelbſt wenn alle anderen verboten 
wurden, nicht größer trotz aller Fürſorge der Regierung.) 


S. 441—467: W. von Blume, Blumenthal vor Paris. [Blumenthal hat 


mit ſeinem Abraten der Beſchießung von Paris recht behalten, und 
„es gereicht ihm zum Ruhme, die Verhältniſſe richtig erkannt, die Folgen 
des geplanten Vorgehens völlig zutreffend vorausgeſagt und an der 
gewonnenen überzeugung, unbeirrt durch mächtige Gegeneinflüffe und 
beſtändig warnend, bis zuletzt, ſelbſt dann noch feſtgehalten zu haben, 
als alle, die bisher einer Meinung mit ihm geweſen waren, Moltke 
nicht ausgenommen, dem Drängen Bismarcks und Roons nachgaben“.] 


Die Grenzboten. Zeitſchrift für Politik, Literatur und Kunſt. Jahr⸗ 
gang 62. Leipzig 1903. 
Bd. 4, S. 1-13 u. S. 88—102: Otto Kaemmel, Kronprinz Friedrich 


und Ernſt Curtius. [Behandelt an der Hand des 1902 veröffentlichten 
Brieſwechſels von Ernſt Curtius das herzliche, freundſchaftliche Ver⸗ 
hältnis, das ſich zwiſchen dem Kronprinzen und ſeinem Lehrer ent⸗ 
wickelte und bis zum Tode des Kronprinzen fortbeſtand.] 


192: H. J., König Friedrich Wilhelm IV. und die Kaiſerkrone. [Eine 


kurze Bemerkung zu Sepps Erinnerungen (Grenzboten 1903, Bd. 3), die 
es für ſehr unwahrſcheinlich hält, daß der König durch den dort erwähnten 
Brief der bayriſchen Abgeordneten ſich habe beſtimmen laſſen, die Kaiſer⸗ 
krone abzulehnen. Eine Reihe von Gründen ſprechen dagegen.] 


237244: D. Dr. Robert Boſſe, Aus der Jugendzeit. [Fortſetzung 


der Erinnerungen aus Bd. III. Das Gymnaſium.] 


. 426—435 u. S. 565 572: O. E. Schmidt, Wanderungen in der Nieder: 


lauſitz. 1. Senftenberg u. Altdöbern, fortgeſetzt im 63. Jahrg. 1. Bd. 
S. 223-234 [Aus dem Spreewalde], S. 285—293 u. S. 413—419 
[Bon der Spree zur Oder. Mit mancherlei geſchichtlichen Erinnerungen 
und anderem]. 


. 621-628: Zur Geſchichte des Deutſchen Wörterbuchs der Gebrüder 


Grimm. Vortrag, gehalten in der Germaniſtiſchen Sektion der Halliſchen 
Philologenverſammlung. 


676683: Julius Piſtor, Die älteſte Heimatskunde Weſtfalens. [Von 


Werner Rolevinck, betitelt „Lob Weſtſalens“, um 1478 in Kölu er⸗ 
ſchienen, die für die Kenntnis Weſtfalens, ſeiner Bewohner ſowohl wie 
ſeiner wirtſchaftlichen Verhältniſſe, am Ende des Mittelalters von ge⸗ 
ſchichtlichem Wert iſt.] 


63. Jahrgang, Bd. 1, S. 15—26 u. 73—87: Guſtav Brünnert, Der 


Fürſtentag zu Erfurt im Jahre 1808. [Der Verfaſſer gibt unter Hin⸗ 
weis auf die bis dahin noch recht ungenügende Literatur nach den 
Hauptquellen, die ſich im Hauptarchiv der Stadt Erfurt beſinden, eine 
ausführliche Darſtellung des Fürſientages und ſchildert unter anderem 
das gute Einvernehmen zwiſchen Napoleon und dem Kaiſer von Ruß⸗ 
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land, ſeine Unterredung mit Goethe und Wieland, die Jagd auf dem 
Schlachtfelde von Jena uſw.] 

S. 210—219: Fr. Muth, Bernhardis erſte Sendung nach Florenz in ita- 
lieniſcher Beleuchtung. [Der Verfaſſer weiſt die Verdächtigungen Luigi 
Chialas in ſeinem Buch, in dem er die italieniſche Politik des Jahres 
1866 darſtellt, gegen Bernhardis italieniſche Tagebücher zurück, muß 
aber zugeſtehen, daß es an einzelnen Stellen mehr der Wahrheit ent⸗ 
ſpricht als dieſe. Er fordert dazu auf, Bernhardis Tagebücher einer 
genauen Kritik zu unterziehen. Bernhardi war nur als Legationsrat 
nach Italien geſchickt, um Berichte nach Berlin zu erſtatten, envoyé 
par le Roi pour lui faire des rapports militaires particuliers, 
nicht aber, um in militäriſcher Beziehung auf Italien einzuwirken.] 

S. 269—278, S. 398— 407, S. 461—471: Wilhelm Berg, Der Held 
von Graudenz. [Ein Lebensbild Courbières und die Geſchichte der Be- 
lagerung der Feſtung.] 

S. 619—629: ffeldmarſchall Graf Walderſee. [Sein Lebenslauf.] 

S. 720 — 729 (Schluß in Bd. 2): Erinnerungen aus der Kriegsgefangenſchaft 
leines in der Schlacht bei Beaume la Rolande von den Franzoſen 
Gefangenen. 


Blätter für Handel, Gewerbe und ſociales Leben. Beiblatt zur 
Magdeburgiſchen Zeitung 1903. 

Nr. 42 u. 43: C. Gebauer, Quedlinburg im frühen Mittelalter. 

Nr. 49: M. Sonnemann, Die Fläminger in der goldenen Aue. [Sie 
wurde im 12. Jahrhundert durch holländiſche Koloniſten beſiedelt, deren 
alte Rechtſprechung ſich noch lange erhalten hat und nach beſonderen 
Sprüchen auf dem Kirchhofe zu Langenrieth ausgeübt wurde. 

Der Name „Preußen“ in der deutſchen Flotte. [Erinnert daran, daß Toon 
vor faſt 150 Jahren ein preußiſches Kriegsſchiff den Namen „Preußen“ 
trug, das mit einer zweiten Galiot⸗Fregatte „Schleſien“, 2 Prähmen, 
4 Espings (Fiſcherfahrzeugen) und 2 Barkaſſen im Jahre 1761 die 
preußiſche Flotte bildete und glücklich gegen die Wachtſchiffe der Schweden 
im Stettiner Haff kämpfte.] 

1904, Nr. 4 u. 5: H. Holſtein, Dr. Johann Stephan Schütze (1771—1839). 
[Ein Schriftſteller, der ſeine Jugendzeit in Magdeburg verlebte und in 
ſeiner Lebensgeſchichte viele Einzelheiten aus Magdeburgs Vergangenheit 
mitteilt.] 

Nr. 8: R. S., Zur Baugeſchichte der Kirche in Zörbig (Provinz Sachſen). 
[Stellt feſt, daß die Anlage urſprünglich romaniſch war (Berichtigung 
dazu in Nr. 9). 

Ein Gang durch die alte Stadt Calbe a./S. [Mit geſchichtlichen Erinnerungen.] 

Nr. 9—13 u. weiter: Pauls, Magdeburg im hiſtoriſchen Lied. [Es werden 
hauptſächlich Lieder von der Stiftsfehde 1431 — 1435, von der Belagerung 
durch Moritz von Sachſen 1550/51, vom Brand im Jahre 1631 und 
von den Jahren 1806 und 1810 behandelt.] 


Sonntagsbeilage der Nationalzeitung. Berlin 1903. 
Nr. 40: Gotthilf Weisſtein, Die gute Schmiede. [Das Beſitztum Guſtav 
Freytags in Siebleben bei Gotha.] 
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Nr. 41 u. 42: G. S., Die Roſenkreuzer in Berlin. [Sie waren eine der 
vielen kabbaliſtiſch⸗magiſchen Geſellſchaften des 18. Jahrhunderts, die 
von Frankfurt a./M. aus nach Norddeutſchland kamen und Berlin zum 
Mittelpunkt ihrer dadurch bald gefährlich werdenden Tätigkeit machten, 
daß ſie viele hohe Amter mit ihren Angehörigen beſetzten und ſchließlich 
auch den Prinzen Friedrich Wilhelm in ihre Kreiſe lockten. Die an 
der Spitze ſtehenden Wöllner und Biſchoffwerder beeinflußten ihn voll⸗ 
ſtändig mit ihren Anſchauungen, die ohne ſittlichen Ernſt waren, und 
trugen ſo zu ihrem Teile zum Niedergange Preußens bei, ſo daß der Ver⸗ 
faſſer fie geradezu „die Totengräber des fridericianiſchen Preußens“ nennt.] 

Nr. 45 u. 46: A. Frhr. v. Cramm-Burgsdorf, Briefe eines Johanniters 
vor Metz 1870 [und aus Conrcelles]. 

Nr. 46 u. 47: Ernſt Conſentius, Der erſte Plan zu einer Tageszeitung 
in Berlin. [Seit dem 30. Juni 1740 erſchien neben der „Voſſiſchen 
Zeitung“ auch die „Spenerſche“. Dazu traten noch eine von Friedrich 
dem Großen ins Leben gerufene, aber wenig geleſene franzöſiſche Zeitung 
und die ſogenannte „Realſchulzeitung“ des Direktors dre Realſchule 
Hecker. Zu dieſen beabſichtigte nun der Buchdrucker Unger noch eine 
weitere mit Originalberichten und ſelbſtändigen Korreſpondenzen ber: 
ſehene erſcheinen zu laſſen, wurde aber mit ſeinen Geſuchen vom Könige 
zurückgewieſen.] 

Nr. 47: Gotthilf Weisſtein, Erinnerungen eines alten Berliner Lan 
Lehrer des franzöſiſchen Gymnaſiums und verſchiedene Univerſitäts⸗ 
profeſſoren, wie Moritz Haupt, Friedrich Viſcher u. andere]. 

Nr. 48: Ewald Müller, Die Gräber im Sielower Walde [bei Kottbus, 
die Ruheſtätte einiger weſtfäliſcher Soldaten, die aus dem franzöfiſchen 
Heere entwichen und dort 1813 erſchoſſen wurden.] 

r. 52: Gotthilf Weisſtein, Don Carlos, der Infanteriſt aus Spanien 
[Eine von dem Altberliner Humoriſten Sylvius Landsberger verfaßte 
und im Jahre 1851 aufgeführte Puppenkomödie (mit Nachtr. in Nr. 2 
v. J. 1904). 

1904, Nr. 1: J. Bl., Berlins Kirchen. [Schilderungen aus ihrer Geſchichte 

und dem Leben ihrer Geiſtlichen.) 

Nr. 8 u. 9: Karl Theodor Gaedertz, Dörchläuchting in Greifswald. 
[Es wird der Aufenthalt Adolph-Friedrichs IV. von Mecklenburg in 
Greifswald geſchildert und dann auf die Entſtehung von Fritz Reuters 
„Dörchläuchting“ eingegangen.] 

Nr. 12 u. 13: Berthold Volz, Prinz Heinrich von Preußen und Katha⸗ 
rina II. von Rußland. [Nach R. Krauel „Quellen und Unterſuchungen 
zur Geſchichte des Hauſes Hohenzollern“. 

Gotthilf Weisſtein, Berliner Puppenſpiele. [Weitere Erinnerungen aus 
den dreißiger Jahren des vorigen Jahrhunderts, an Glaßbrenner und 
andere.] 


Sonntagsbeilage zur Voſſiſchen Zeitung. Berlin 1903. 


Nr. 44: Ludwig Geiger, Eine Erinnerung an die Feier des Reformations⸗ 
feſtes in Berlin 1817. [Mit einem Brief Schleiermachers an Benler- 
mann, den Direktor des Gymnaſiums zum Grauen Kloſter. In dieſem 
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bittet er, von der Aufführung einzelner Szenen aus Zacharias Werners 
Ritterſchauſpiel „Die Weihe der Kraft“ durch Schüler abzuſtehen, da 
dieſes wegen ſeiner antiproteſtantiſchen Tendenz Widerwillen erregt und 
ſchon im Theater einen Studentenkrawall hervorgerufen hatte.] 

Nr. 44 u. 45: Ch. Meyer, Aus einem Tagebuch vom Wiener Kongreß 
[das von einem in ruſſiſche Dienſte getretenen Offizier geführt wurde 
und viele intereſſante Einzelheiten über den Aufenthalt der fürſtlichen 
Perſönlichkeiten und ihrer Geſandten in Wien in den Jahren 1814/15 
enthält]. 

Nr 50: Hub. Houben, Eine politiſche Epiſode Karl Gutzkows. Mit einem 
Briefe an Ludmilla Aſſing, die Nichte Varnhagens von Enſe, aus der 
Zeit feiner politiſchen Beſchäftigung, 1870. 

1904, Nr. 7: G. B. Volz, Die Erinnerungen der Prinzeſſin Wilhelmine 
von Oranien an den Hof Friedrichs des Großen. [Volz gibt nebſt 
einigen Ergänzungen einen Überblick über den Inhalt der von ihm im 
VII. Band der „Quellen und Unterſuchungen zur Geſch. des Hauſes 
Hohenzollern“ veröffentlichten Erinnerungen.] 

Nr. 9: Reinhold Steig, Die Kinder- und Hausmärchen der Brüder 
Grimm. Ihre Entſtehung nach ungedruckten Quellen, [einem mit An⸗ 
merkungen verſehenen Handexemplar der Brüder und ihrem Brief⸗ 
wechſel mit ihrem Freunde Achim von Arnim]. 

Nr. 11: Rudolf Baier, Mein erſter Beſuch bei H. v. Meuſebach [dem 
Präſidenten des rheiniſchen Kaſſationshofes und Beſitzer der größten 
Privatſammlung deutſcher gedruckter Literatur des 15. u. 16. Jahr⸗ 
hunderts]. 

Nr. 12: Friedrich Meuſel, Der Kampf um das Köllniſche Rathaus in 
Berlin am 18/19. März 1848. Bericht eines Augenzeugen [des 
Direktors Auguſt vom Köllniſchen Gymnaſium, das ſich damals im 
Rathaus befand. Es wird hier der ſehr anſchauliche Bericht, den er 
an das Kabinett Friedrich Wilhelms IV. ſandte, wiedergegeben]. 


Unterhaltungsbeilage der Täglichen Rundſchau. Berlin 1903. 


Nr. 234: W. Brennecke, Heinrich Wilhelm Dove [der Begründer des 
Königl. Preuß. Meteorologiſchen Inſtituts!. 

Nr. 244: H. Müller⸗Bohn, Kaiſer Friedrich und die akademiſche Jugend, 
[ber er jederzeit feine Teilnahme zugewandt hat!. 

Nr. 261 u. 262: F. Mollmann, Die „Bamberger“. Ein lehrreiches 
Kapitel aus der deutſchen Oſtmark. [Sie find deutſche Anſiedler, die 
im 18. Jahrhundert aus deu Stift Bamberg von der Stadt Poſen 
ins Land gezogen wurden.] 

Nr. 273 u. 279 u. 1904, Nr. 7: Adolf Karbe, Auf Berliner Friedhöfen. 
[Erinnerungsbilder an ſie ſowie an dort ruhende Tote, wie den Dichter 
Ramler, Zelter, den erſten Direktor der Singakademie, und andere. 

Nr. 281, 288 u. 305: H. S. Lingen, Ernſtes und Heiteres aus dem Kriege 
von 1870—71. [Kleine Epiſoden aus dem Kampfe um Artenay bei 
Orleans, aus der Eroberung von Orleans und dem Gefecht bei 
Montoire.] 
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G. Saalfeld, Eine Hundertjahrserinnerung an den Turnvater Fr. Ludwig 
Jahn. [Er unterrichtete zuerſt in Neubrandenburg die Jugend im 
Turnen. ] 

Nr. 304: Karl Bleibtreu, Die engliſche Waterloo-Legende. [Der Verfaſſer 
hebt hervor, daß ſelbſt Wellington in dem Originalrapport Blücher als 
Retter hinſtellt.] 

1904, Nr. 15: G. M., Der handſchriftliche Nachlaß Hoffmanns von Fallers⸗ 
leben. [Er ging in den Beſitz der königl. Bibliothek in Berlin über. 
G. Manz führt hier den Inhalt und dann in Nr. 25 und 26 zwei 
Briefe Guſtav Freytags an ihn an, die uns ein Bild von den Pe- 
ziehungen beider Männer zu einander geben.] 

Nr. 21: Reinhold Steig, Wilhelm Grimms Rheinfahrt 1815. [Mit 
einem Briefwechſel zwiſchen ihm und Arnim. 

Nr. 45: Paul Merat, Eine verſchollene Burg der Hohenzollern [die Burg 
Lauenſtein im Loquitztale bei Probſtzella; ſie war ſeit 1622 im Beſitz 
der Markgrafen von Brandenburg-Kulmbach!. 

Nr. 49: H. Paſtenaci, Elbing und das Schaltjahr. [Nach einem kurzen 
Überblick über die Geſchichte der Stadt wird der Anfang einer Er: 
zählung „Die Entſtehung des Schaltjahres“ angeführt als Beiſpiel des 
Elbinger Dialekts.] 

Nr. 53: H. v. Poſchinger, Aus Kaiſer Friedrichs Tagen. [v. P. teilt 
einige noch unbekannte Briefe des Kaiſers und der Königin von Eng⸗ 
land mit. 

Nr. 59: J. v. Dürow, Aus dem Familienleben der Königin Luiſe. [Nach 
weniger bekannten Erzählungen! 

Nr. 70: Die Kirche zum Heiligen Geiſt in Berlin [an der Spandauerſtraße. 
Ein Abſchiedswort vor ihrem Abbruch]. 

Nr. 77: D. Witte, Erinnerungen aus trüber Zeit [für Brandenburg, die 
Zeit des 30jährigen Krieges und der Herrſchaft Schwarzenbergs!]. 


Deutſche Rundſchau. Hrsgb. von Julius Rodenberg. Jahrg. 30. 
Berlin 1903/1904. 

H. 4, S. 75— 108: Otto Seed, Zur Charakteriſtik Mommſens. [Perſönliche 
Erinnerungen an Mommſen, mit einer Würdigung ſeiner Lehrtätigkeit 
und feines Lebens werkes. 

S. 124-180: Reinhold Steig, Achim und Bettina von Arnims Ber- 
heiratung. 


Nord und Süd. Eine deutſche Monatsſchrift. Band 107. Breslau 
1903/1904. 

S. 228—250: Guſtav Ebe, Deutſche Kunſt und Kultur in den Oſtmarken. 
[Der Verfaſſer verfolgt die verſchiedenen Stilarten an einer großen 
Reihe von Bauwerken des oſtelbiſchen Gebietes und kommt zu dem 
Endergebnis, daß „die flaviſchen Volksſtämme in dieſen Landſtrichen zu 
keiner Zeit maßgebend auf die Fortſchritte der Kultur und Kunſt ein⸗ 

gewirkt haben“. 
Band 108, S. 66—83: W. Bruchmüller, Züge märkiſchen Bauernlebens 
vergangener Zeiten. [B. gibt eine Darſtellung der ſozialen und recht⸗ 
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lichen Stellung der Bauernſchaft, beſonders nach dem 30jährigen Kriege, 
und führt uns an der Hand von Akten aus den Pfarrarchiven der 
Dörfer Trebichow und Kurtſchow manche Einzelzüge aus dem Leben der 
Bauern vor. Außerdem ſtellt er die damals gebräuchlichſten Vornamen 
zuſammen.] 

S. 364—372: K. von Strang, Die intereffanten Völkerſchaften im Reiche 
[die Lothringer, Wallonen, Nordſchleswiger, Wenden, Mähren und 
Litauer]. 


Weſtermanns illuſtrierte deutſche Monatshefte. 48. Jahrg. Braun⸗ 
ſchweig 1903/1904. 
H. 4, S. 522--541: Peter Wallé, Der neue Dom zu Berlin und fein 
Meiſter [Raſchdorff. Nach einer kurzen Entwicklungsgeſchichte des Dom: 
baues genaue Beſchreibung feiner Entſtehung (mit Abbildungen )!. 


Deutſchland. Monatsſchrift für die geſamte Kultur. Hrsgb. von Graf 
von Hoensbroech. 2. Jahrg. Berlin 1903/1904. 

H. 1, S. 30—35: Rogalla von Bieberſtein, Die militäriſchen Schau⸗ 
ſpiele bei Döberitz [am 29. Mai 1903. Sie wurden nicht nur zur Er⸗ 
innerung abgehalten an die einzige Parade des Kaiſers Friedrichs und 
die großartige Truppenübung, die vor 150 Jahren unter Friedrich dem 
Großen auf demſelben Gelände ſtattfand, ſondern bedeutete vielmehr den 
Abſchluß von Verſuchen über eine neue Gefechtsart!. 

H. 2, S. 137—144: J. Heyn, Martin Luther, ein deutſch⸗evangeliſcher 
Mann. (Beantwortet die Frage: „warum Martin Luther die Herzen 
ſeines Volkes wie im Sturmlauf ſich eroberte“. 


Deutſche Monatsſchrift für das geſamte Leben der Gegenwart. Be⸗ 
gründet von Julius Lohmeyer. 3. Jahrg. Berlin 1903/1904. 


H. 1, S. 35—49 u. H. 2, S. 184—198: O. Hintze, Friedrich der Große 
und ſeine neueſte Biographie [von Reinhold Koſer. Der Verfaſſer gibt 
im 1. Teil feines Aufſatzes eine Überſicht über die Entwicklung der Ge, 
ſchichtsſchreibung über Friedrich den Großen, um mit einer Würdigung 
des Koſerſchen Buches zu ſchließen. Im 2. Teil verſucht er ſelbſt, das 
Hielen der Politik und der Perſönlichkeit Friedrichs in ihren Haupt- 
zugen darzulegen.] 

H. 5, S. 716—724: Th. Schiemann, Zur Vorgeſchichte des Berliner 
Kongreſſes unter Hinweis auf den 1. Band der Geſchichte Kaiſer 
Alexanders II. von H. S. Tatiſchtſchew]. 

H. 6, S. 865—876: Fritz Lienhard, Sansſouci und Weimar. [Erörtert 
in einer Skizze den Gegenſatz zwiſchen Friedrich dem Großen und Goethe.] 


Deutſche Revue. Eine Monatsſchrift. Hrsgb. von Richard Fleiſcher. 
28. Jahrgang. Stuttgart und Leipzig 1903. 


Bd. 4, S. 1—15, S. 129—142, S. 264—277: Friedrich Graf Rever- 
tera, Rechberg und Bismarck 1863 bis 1864. [Der Verfaſſer war als 
Zivilkommiſſar in Schleswig und ſchildert hier die Verhandlungen, 
deren Protokoll er anführt, zwiſchen Öfterreich und Preußen über ein 
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gemeinſames Vorgehen gegen Dänemark, die Schwierigkeiten, die ſich 
ihm in Schleswig entgegenſtellten, den Sturm auf die Düppeler 
Schanzen, die Verhandlungen über die Perſonalunion, und gibt ſo 
manche Beiträge zur Kenntnis der damaligen politiſchen Lage.] 

S. 36—49: Einige weitere ungedruckte Briefe des Generalfeldmar⸗ 
ſchalls Grafen v. Roon [aug der Zeit vor feiner Ernennung zum 
Kriegsminiſter, an ſeine Gattin, an Moritz v. Blanckenburg, an den 
Rittergutsbeſitzer v. Wedemeyer! . 

S. 65—84, S. 179—199, S. 297—310: Fortſetzung von Alberta v. Putt- 
kamer: Die Aera Manteuffel. 

S. 142—148: Weitere Mitteilungen aus Roons Nachlaß. [Einige Briefe 
des Kaiſers Wilhelm an Roon.) 

Jahrgang 29, Bd. 1, S. 1—12: Hermann Oncken, Aus den Jugend- 
briefen Rudolf v. Bennigſens [an feinen Vater, in deren erſtem er ihm 
eine andere Berufswahl vorjchlägt]. 

S. 52—61 u. S. 165—172: Car! Boyſen, Die Wahrheit über Herzog 
Friedrich [von Schleswig⸗Holſteinl. Eine biographiſche Stizze auf 
Grund bisher ungedruckten Materials. 

S. 77-91 u. S. 268—275: Friduhelm v. Ranke, Vierzig ungedruckte 
Briefe Leopold v. Rankes [an feine Eltern, Ludwig 1. von Bayern, an 
Friedrich Wilhelm IV.]. 

. 137—154: Hans Blum, Begegnungen mit Feldmarſchall Moltke [in 
Frankreich, als der Verfaſſer einen Transport (zu Anfang des Krieges 
noch nicht fertige Karten von Paris) zu befördern hatte!. 

191—209: Alberta v. Puttkamer, Die Aera Manteuffel (Schluß). 
[Die Verf. heben hervor, daß „ſie durchaus nicht anſtreben, ein ganz 
erſchöpfendes geſchichtliches Charakterbild Manteuffels zu geben, die 
Hauptſeite ſeines Berufes (die militäriſche) konnte gar nicht darin zu 
eingehender Betrachtung kommen“]. 

S. 239— 243: v. Falckenſtein, Zu dem Aufſatze des Grafen Revertera: 
„Rechberg und Bismarck 1863 bis 1864“. (Wendet ſich gegen einige 
falſche Darſtellungen Reverteras.] 

S. 846—357: Rothe, Vom Reichsamt des Innern. [Seine Aufgaben, 
ſeine Entſtehung und Entwicklung.] 


Militär⸗Wochenblatt. 88. Jahrgang. Berlin 1908. 

Nr. 117: v. Leſſing, Bemerkungen über die Generalkommandos des III. und 
X. Armeekorps am 15. und 16. Auguſt 1870. [Sucht gegenüber der 
bereits früher (vgl. Heft 18 der Kriegsgeſch. Einzelſchriften des General- 
ſtabs) ausgeſprochenen und neuerdings — Nr. 87/1903 des M. W. Bl. — 
wieder vertretenen Meinung, daß beim Generalkommando des III. A. K. 
am 15. die Überzeugung beſtanden habe, die Franzoſen ſtänden noch in 
und bei Metz, zu erweiſen, daß Alvensleben in Übereinftimmung mit 
dem Armeeoberkommando der Meinung war, die Franzoſen feien im 
Rückzug nach der Maas begriffen.] 

Nr. 120: Metzler, Die Kämpfe bei Elſaßhauſen am 6. Auguſt 1870. [Ber 
ſprechung des 16. Hefts der Kriegsgeſchichtlichen Beiſpiele von Kunz. 
Vgl. Nr. 42 u. Nr. 31/1904.) 
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122: Duvernoy, Koſers König Friedrich der Große. [Rühmt u. a. 


das militäriſche Urteil Koſers.] 


124: Beſprechung der Biographie des Generals Conſtantin von Alvens⸗ 


leben von Th. Krieg. 


127, 139: v. Voß, Zur Charakteriſtik der franzöſiſchen Armee unter 


Napoleon I. [Fußt auf dem reichen Material, das in dem Werke des 
franzöſ. Generalſtabs über den Krieg von 1805 — la campagne de 
1805 en Allemagne par Alombert et Colin — veröffentlicht ift. 
Forti. 1 Nr. 11/1904. 


. 128, 129, 130: v. Henning auf Schönhoff, Zum 200 jährigen 


Gedenktag der Schlacht bei Speier (15. Nov. 1703). 


. 142, 143: Stieler von Heydekampf, Zur Schlacht bei Wörth. 


[Behandelt die neuerdings wiederholt erörterte Frage der Abbruchs⸗ 
befehle, insbeſondere für das 5. Korps, auf Grund von Notizen aus 
den Akten des Korps — St. v. H. iſt der Verfaſſer der 1872 erſchienenen 
amtlichen Geſchichte des Feldzugs des 5. Armeekorps — ſowie privater 
Aufzeichnungen und Mitteilungen von Augenzeugen. 


Jahrgang. Berlin 1904. 
. 3, 4, 5: Zur Geſchichte der Pioniere. 
10, 11: v. Pelet⸗Narbonne, Die Friderizianiſche Treffentaktik der 


Kavallerie und die der Neuzeit. 


. 11, 12, 18. 25, 37, 38: v. Voß, Zur Charakteriſtik der franzöſiſchen 


Armee unter Napoleon I. [S. Nr. 127/1903. Schluß folgt.] 


16: v. Zedlitz und Neukirch, Über die Entſtehung des Kurbranden⸗ 


burgiſchen Leibregiments Dragoner, jetzigen Leib⸗Küraſſier⸗Reg. Großer 
Kurfürſt (Schleſiſches) Nr. 1. [Unter Heranziehung archivaliſchen 
Materials. Vgl. jedoch die Gegenausführungen Guſtav Lehmanns 
in Nr. 28 und 29.] 


19: v. Verdy du Vernois, Zur Geſchichte der Befreiungskriege. An⸗ 


erkennende Beſprechung des Werkes von Lettow-⸗ Vorbeck: Napoleons 
Untergang 1815. I. Band.] 


21, 2%: Der zweite ſchleſiſche Krieg in amtlicher öſterreichiſcher Darſtellung. 


[Beſprechung des VII. Bandes der von der Kriegsgeſchichtlichen Ab⸗ 
teilung des K. u. K. Kriegsarchives herausgegebenen Geſchichte des öſterr. 
Erbfolgekriegs. Der Aufſatz — ohne Zweifel der Kriegsgeſch. Ab⸗ 
teilung des Preuß. Generalſtabs entſtammend — unterzieht die 
Beurteilung, die Friedrich der Große in dem öſterr. Werke gefunden 
hat, einer ſcharfen Kritik.] 


29: O. v. Loebell, Zur Schlacht bei Velle-Alltance. [Mitteilungen 


aus den Aufzeichnungen des Oberſten v. Loebell, der am 18. Juni die 
15. Brigade (Korps Bülow) führte.] 


31: Metzler, Die Kämpfe bei Fröſchweiler und die Verfolgung der 


Franzoſen. [Beſprechung des 17. Hefts der Kriegsgeſch. Beiſpiele von 
Kunz. S. Nr. 120/1903. 


. 35—36: v. Voß, Die Schlacht bei Colombey⸗Nouilly am 14. Auguft 


1870 in deutſcher und franzöſiſcher Darſtellung. (Behandelt einige 
Punkte, in denen das franzöſ. Generalſtabswerk von dem preußiſchen 
(und zwar mit Recht) abweicht.] 
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Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt. 1903. 

Heft 10: P. v. Troſchke, Das Gefecht in und bei Lüneburg am 2. April 
1813. Ein Beitrag zur Erhebung Hannovers und zur Geſchichte des 
Hannov. Kronprinz⸗Dragoner⸗Regiments. [Archivaliſche Quellen.] 

Frhr. v. Stetten-Buchen bach, Rekrutenwerbungen in reichs⸗ 
ritterſchaftlichem Gebiet im 18. Jahrhundert. [Aus dem Archiv der 
Familie v. Stetten, die zum „Ort Odenwald“ im fränkiſchen Ritter⸗ 
ſchaftskreis gehörte, ſchöpfend.] 

Heft 11: Frhr. Binder v. Krieglſtein, Blüchers Eintritt in den 
preußiſchen Dienſt. [Weiſt auf Grund urkundlichen Materials und 
unter Heranziehung der bisher wenig beachteten ſchwediſchen Literatur 
nach, daß die bekannte Erzählung von Blüchers Gefangennahme und 
ſeinem Eintritt in preuß. Dienſte in weſentlichen Punkten unrichtig ift.] 

— 1904. 


Heft 3: M. Heilmann, Friedrichs des Großen Feldherrntum von Mollwitz 
bis Leuthen. [Kurzgefaßte Überſicht der einzelnen Feldzüge auf Grund 
des preuß. Generalſtabswerkes. 


Jahrbücher für die deutſche Armee und Marine. Geleitet von 
Keim. 1903. II. Band. 
Nr. 385: R. Sieglitz, Die Führung der franzöſ. Rheinarmee vom 7. bis 
18. Auguſt und ihre Lehren für die ſtrategiſche Verteidigung. 
v. Pflugk⸗Harttung, Fortſetzung von „der Verrat im Kriege 
1815“. [Behandelt die Vorgänge im franzöſ. Heere. Als Beilagen 
Briefe des Generals von Zieten an Gneiſenau, aus dem Gneiſenauſchen 
Familienarchiv.] 
Nr. 386—387: O. Herrmann, Zur Frage über die Beſchießung von Paris. 
[Tritt für die ſachliche Berechtigung der Bismarckſchen Forderungen ein.] 


— 1904. I. Band. 

Nr. 388—389: v. Quiſtorp, Zum Herbſtfeldzuge 1813. [Hält die f. Z. 
von ihm in ſeiner Geſchichte der Nordarmee vertretene — ungünſtigere — 
Beurteilung Bernadottes gegenüber der Auffaſſung Fried erichs (Herbſt⸗ 
feldzug) aufrecht.] 

Nr. 389: v. Pflugk⸗Harttung, Zu Blüchers Brief an den König von 
Preußen vom 17. 6. 1815. [In dem Sape, Wellington fei am 16./, 
wider Vermuten und Zuſage noch nicht konzentriert genug geweſen, 
um gleichmäßig mitwirken zu können, erweiſen ſich im Konzept die 
Worte „und Zuſage“ als ein nachträglicher Zuſatz von Gneiſenaus 
Hand. Pfl.⸗H. ſieht darin Gneiſenaus Abſicht der Rechtfertigung.] 


Organ der militärwiſſenſchaftlichen Vereine. Wien 1903. Band 
LXVII. 

S. 131—165: L. v. Duncker, Die Interzeſſion Kaiſer Karls VI. zu Gunſten 
des Kronprinzen Friedrich von Preußen 1730. [Sucht nach den Berichten 
Seckendorffs im K. u. K. Geh. Hof⸗ u. Staatsarchiv zu zeigen, daß man 
öſterreichiſcherſeits die Verſchärfung des Konfliktes nicht gewünſcht oder gar 
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betrieben habe, wenn man ihn auch dahin habe ausnutzen wollen, den 
Kronprinzen ſich zu verpflichten und auf die öſterr. Seite zu ziehen.] 


Reue militäriſche Blätter. Wochenſchrift für Armee und Marine. Be⸗ 
gründet von G. v. Glaſenapp. 32. Jahrg. Band 63 1903. 


Nr. 16: Th. Krieg, Drei Briefe des Generals Williſen an General Rahden 
(1851). [W. lehnt eingehendere Mitteilungen über die Ereigniſſe in 
Schleswig⸗Holſtein ab und beantwortet nur eine Frage über deu Zuſtand 
des Heeres bei Antritt feines Kommandos. 


Revue d'histoire, rédigée à l' Etat-Major de l'Armée. Ve Année. 
Vol. 12. Paris 1903. 
Fortſ. und Schluß der campagnes du maréchal de Saxe. 
Fortſ. der Etudes sur la campagne de 1799. 
Fort. von la guerre de 1870/71 16. Auguft]. 


— VI. Année. Vol. 13. Paris 1904. 
S., La bataille de Malplaquet (d'après les correspondants du due de 
Maine A l'armée de Flandre). 
Forti. von la guerre de 1870/71 [16. Auguſtl. 


Le spectateur militaire. Recueil de sciences, d'art et d'histoire militaires. 
T. 53. Paris 1903. 
Fortſ. u. Schluß von G. Clement, Campagne de 1813 [Operationen 
in Italien]. 


ee Hase ea ee, 
G. Guionic, De Bourges à Villersexel [wird fortgeſetzt]. 


Journal des sciences militaires. 79° Année. Tome 20. Paris 1903. 


H. Camon, Essai sur Clausewitz, la campagne de 1813. Analyſe der 
Clauſewitzſchen Schrift über den Frühjahrsfeldzug. Fortſ. ſ. unten.] 

M., La cavalerie allemande pendant la campagne de la Loire 1870/71. 
Fortſ. f. unten. 

Fortſ. von Z., La guerre de la succession d' Autriche 1740—1748. Feld⸗ 
zug von 1741—43. Fortf. f. unten. 


— 80e Année. Tome 21. Paris 1904. 


Fortſ. der obengen. drei Aufſätze. 
G. L., La brigade de Wedell à Vionville-Mars-la- Tour. 


Vierteljahrshefte für Truppenführung und Heereskunde. Herausgeg. 
vom Großen Generalſtabe. 1. Jahrg. Berlin 1904. 


1. Heft, S. 80—87: Helfritz, Betrachtungen des franzöſ. Generalſtabs⸗ 
werkes über den Krieg 1870/71 (J. Aufmarſch und erſte Operationen). 
S. 110—184: Frhr. von Freytag⸗Loringhoven, Das Begegnungs⸗ 
gefecht. Kriegsgeſchichtliche Betrachtungen. [Liegnitz 1760, Manöver⸗ 
krieg in Schleſien 1761 (Juli und Auguſt), Auerſtedt 1806, Groß⸗ 
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Gorſchen und Kakbah 1813, Montmirail 1814, Solferino 1859, 
Nachod 1866. 


Militär⸗Zeitung. Ver. Red. Oettinger. 26. Jahrg. Berlin 1903. 
Nr. 33—39, 42—44, 46—50: G. Arndt, Die ſchwediſch⸗deutſchen Kriegs⸗ 
artikel Guſtav⸗Adolfs von 1632 als Grundlage der brandenburgiſchen 
Kriegsartifel von 1656. [ überſicht über die Entſtehung der ſchwediſchen 
Kriegsartikel, eingehende Charakteriſtik der deutſchen Faſſung von 1632 
und der Kriegsgerichtsordnung von dieſem Jahre. Die brandenburgiſchen 
Kriegsartikel find nicht, wie in der Regel angenommen wird, eine Über⸗ 
fegung der ſchwediſchen von 1621, ſondern beruhen, wie ſchon Erben 

betont hat, auf der Faſſung von 1632.], 


Die Deutſche Schule. Monatsſchrift. Herausgeg. im Auftrage des 
Deutſchen Lehrervereins von Robert Rißmann. VII. Jahrgang, 
12. Heft. Dez. 1903. Leipzig u. Berlin. 


S. 754—769: Friedrich Wienecke, Das Schulweſen der Mark Bran- 
denburg vor der Reformation. [Auf Grund von Riedel und der älteren 
Literatur. Die Geſtaltung des Schulweſens iſt im allgemeinen dieſelbe 
wie in anderen Territorien Norddeutſchlands. Vor der Viſitation von 
1540—1542 war es gänzlich in Verfall geraten.] 


Schulblatt der Provinz Brandenburg. Herausgeg. von Schumann. 
69. Jahrgang. März⸗ und Aprilheft. Berlin 1904. 


S. 135— 145: Binder, Zur Geſchichte des Kloſters Neuzelle. [Kurzer überblick 
und Auszug aus einer auf Aktenmaterial beruhenden umfangreichen 
Arbeit des + Reg.» und Schulrats Ruete in Frankfurt a.) O., die bisher 
nur handſchriftlich vorhanden iſt.] 


Mitteilungen der Königl. Preußiſchen Archivverwaltung. Heft 1— 7. 
Leipzig 1900 —1904. S. Hirzel. 8°. 


Die Mitteilungen find „teils zur Aufnahme von Überfichten über 
die Beſtände der Staatsarchive beſtimmt, teils zur Sammlung von 
fachwiſſenſchaftlichen Beiträgen, Erörterung über Fragen der Verwaltung 
und Archivtechnik, Berichten über archivaliſche Forſchungsreiſen und 
wiſſenſchaftliche Unternehmungen, Darſtellungen der Geſchichte der ein- 
zelnen Archive und Beſchreibungen ihrer Unterkunftsſtätten. Auch bleibt 
es vorbehalten, kleinere in Déi geſchloſſene Aktengruppen von beſonderer 
Bedeutung an dieſer Stelle zum Abdruck zu bringen“. Bisher ſind in 
freier Folge erſchienen: 

Heft 1: Reinhold Koſer, Über den gegenwärtigen Stand der archivaliſchen 
Forſchung in Preußen, 1900 (40 S.). [Die Publikationen aus den preuß. 
Staatsarchiven; Publikation der Urkunden und Aktenſtücke z. Geſch. des 
Großen Kurfürſten; archivaliſche Publikationen der Berliner Akademie 
der Wiſſenſchaften und wiſſenſchaftlicher Vereinigungen in den Provinzen; 
Erſchließung der nichtſtaatlichen Archive; Umfang und Bedingungen 
der Benutzung der Staatsarchive zu Forſchungszwecken; Tätigkeit der 
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preuß. Staatsarchive i. J. 1899; Perſonalbeſtand der preuß. Archiv⸗ 
verwaltung am 1. März 1900.] 


Heft 2: Max Bär, Geſchichte des K. Staatsarchives zu Hannover, 1900 


(82 S.). [1. Das Calenbergiſche Archiv, das einen Teil des Hoyaſchen 
und das Grubenhagenſche, und 2. Das Celliſche Archiv, welches das 
Harburgiſche, den andern Teil des Hoyaſchen und das Lauenburgiſche 
Archiv aufnahm. Beide 1775 vereinigt. Die Archivalien der 1814 er⸗ 
worbenen Landesteile verblieben größtenteils in den Provinzialarchiven 
zu Stade, Hildesheim, Osnabrück und Aurich; erſt unter der preußiſchen 
Verwaltung wurden die Beſtände der beiden erſteren nach Hannover 
übergeführt.) 


Heft 3: Max Bär, Überfiht über die Beſtände des K. Staatarchives zu 


Hannover, 1900 (VIL und 129 S.). 


Heft 4: Georg Hille, Überficht über die Beſtände des K. Staatsarchives zu 


Heft 


Schleswig, 1900 (53 S.). [Zugleich hiſtoriſche Notizen über dieſes in 
den Jahren 1868—1870 begründete Staatsarchiv.] 

5: Adolf Warſchauer, Die ſtädtiſchen Archive in der Provinz Poſen 
1901 (XL und 323 S.). [Geſchichte der Stadtarchive in der Provinz; 
allgemeine Überficht ihres Inhaltes; ſpezielle Mitteilungen über die ein⸗ 
zelnen Archive der 124 Städte in alphabetiſcher Reihenfolge und ihre 
Beſtände weſentlich aus der Zeit vor der preußiſchen Beſitznahme, mit 
reichhaltigen Notizen zur Geſchichte der Städte, über bezügliche Literatur 
uſw. Die meiſten Städte haben ihre Archive im Staatsarchive deponiert.] 


Heft 6: Eduard Ausfeld, Überficht über die Beſtände des K. Staats archives 


zu Coblenz, 1903 (XII und 227 S.). Die Hauptmaſſe der älteren 
Archivalien bildet das Archiv des Erzſtifts Trier. Dazu kommen größere 
oder kleinere Beſtände aus den Archiven von Kur⸗Köln, Mainz und 
Pfalz, von vielen Bistümern und weltlichen Fürſten (beſonders Naſſau), 
von Reichsgrafen und Reichsherrſchaften, der drei geiſtlichen Ritterorden; 
die Archive von über 250 Stiftern und Klöſtern, der mittelrheiniſchen 
und der niederrheiniſchen freien Reichsritterſchaft vim, Aus neuerer 
Zeit die Akten der franzöſiſchen und der preußiſchen Verwaltung, da⸗ 
zwiſchen die einer Anzahl proviſoriſcher Behörden, wie des General⸗ 
Gouvernements vom Mittelrhein unter Gruner.) 


Heft 7: Reinhold Koſer, Die Neuordnung des preußiſchen Archivweſens 


durch den Staatskanzler Fürſten von Hardenberg, 1904 (XVIII und 
72 S.). [Aktenſtücke von 1819—1822 nebſt Einleitung: die Anfänge 
der Geſamtverwaltung der preußiſchen Staatsarchive, die erſt durch 
Hardenberg geſchaffen worden iſt. Bei der Verwaltungsreform von 
1810 hatte er ſich als Staatskanzler die Aufficht über die Archive vor- 
behalten, und er hielt ſie feſt auch gegenüber dem Kultusminiſter Alten⸗ 
ſtein. Dieſer wünſchte eine Zerlegung der Archive in eine hiſtoriſche 
und eine ſtaatsrechtliche Abteilung; alles, was von allgemein wiſſen⸗ 
ſchaftlichem Intereſſe ſei, ſolle in einem Zentralarchiv in Berlin zuſammen⸗ 
gebracht werden. Jene Trennung lehnte Hardenberg, geſtützt auf Gut⸗ 
achten der Berliner Praktiker, beſonders Karl Georg von Raumers, 
als unzweckmäßig und undurchführbar ab; aber auf den zweiten Vor⸗ 
ſchlag Altenſteins wollte er eingehen. Glücklicherweiſe erforderte die 
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notwendig vorhergehende Unterſuchung des geſamten dem Staate neu 
zugefallenen archivaliſchen Materials ſoviel Zeit, daß man zu einer 
Überführung großer Maſſen nach Berlin nicht kam; was davon, wie 
vor allem die Urkunden der deutſchen Kaiſer, in das Geheime Staats⸗ 
archiv gebracht wurde, iſt wieder an die zuſtändigen Archive zurück⸗ 
gegeben worden. Jene Unterſuchung kam im weſentlichen darauf hinaus, 
daß der vorhandene Befund aufgenommen, daß eine allgemeine Überficht 
über die Beſtände gewonnen, und daß ihre Vereinigung in den Provinzial- 
hauptſtädten herbeigeführt wurde. Damit war eine einheitliche Ver⸗ 
waltung angebahnt. Ein offiziöſer Bericht kündigte im Herbſt 1822 
freiere Grundfätze für die Archivbenutzung an. Zuletzt kurze Überſicht 
über die wechſelnde Organiſation der Archivverwaltung ſeit Hardenbergs 
Tod; 1852 wurden die Staatsarchive wieder direkt dem Präſidenten des 
Staatsminiſteriums, wie vormals dem Staatskanzler, unterftellt.] 


II. Schulprogramme und Univerſitätsſchriften. 
1903. 


W. Asmis, Umfang und Entwickelung der inneren Koloniſation in Pommern in 
den Jahren 1875—1902 und die Geſtaltung der landwirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe in den Kolonien. Berliner Diſſ. Greifswald 1903 (85, 1 S. u. 
TERTS, 

6. Eifer, Mitteilungen aus der Geſchichte der höheren Lehranſtalt (Realſchule, 
früher Progymnaſium) zu Geeſtemünde während der erſten 25 Jahre ihres 
Beſtehens. Beilage zum 25. Jahresbericht der Realſchule zu Geeſtemünde 
1903 (32 S. 89). 

Holleck, Die Gründung und Erneuerung des Gymnaſiums zu Leobſchütz. In: 
Feſtſchrift zur Feier des 150jährigen Beſtehens der Anſtalt. Beilage zum 
Programm des Gymnaſiums zu Leobſchütz 1903 (34 S. 89), 

E. Janke, Zur Geſchichte der Verhaftung des Staatsrats Juſtus Gruner in Prag 
im Auguft 1812. Roſtocker Diff. Berlin 1902 (71 S. 89. 


A. Kawolewsky, Die erſten Jahre des Städtekrieges gegen den Deutſchen Orden 
bis zum Auszuge des Hochmeiſters aus der Marienburg. 1. Teil. Die Aus⸗ 
breitung des Aufſtandes und die Exeigniſſe vor Marienburg. Wiſſenſchaftliche 
Beilage zum Jahresbericht des kgl. Realgymnaſiums in Tilſit 1903 (25 S. 40). 


G. Nölle, Die Friedenstätigkeit Friedrichs des Großen. Programm des Real⸗ 
progymnaſiums zu Wriezen 1903 (13 S. 40). 

J. Blinsfi, Die Probleme hiſtoriſcher Kritik in der Geſchichte des erſten Preußen: 
biſchofs, zugleich ein Beitrag zur Geſchichte des Deutſchen Ritterordens. 
Breslauer Diſſ. 1903 (1 Bl. u. 97, 1 S. u. 1 Bl. 8% [und im Buchhandel 
in: Kirchengeſchichtliche Abhandlungen, hrsg. von Sdralek. Breslau, G. P. 
Aderholz 1902]. 

Forſchungen z. brand. u, preuß. Geſch. XVII. 1. 20 
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J. Sonnek, Die Beibehaltung katholiſcher Formen in der Reformation Joachims II. 
von Brandenburg und ihre allmählige Beſeitigung. Roſtocker Diſſ. Berlin 
1903 (31 S. 80). 


A. Wenzel, Das höhere Schulweſen in Langenſalza ſeit dem Übergange der Stadt 
an Preußen. Feſtſchrift. Beilage zum Programm des Realprogymnaſiums 
zu Langenſalza 1903 (76 S. 49). 


W. Bacher. 
A. Beſprechungen. 


Friedrich Gottl: Die Grenzen der Geſchichte. Leipzig 1904, Duncker 
und Humblot (3 Mk.). 


Das vorliegende Buch beſteht äußerlich aus zwei Teilen, nämlich 
erſtens dem auf der im April vorigen Jahres zu Heidelberg tagenden 
Hiſtorikerverſammlung gehaltenen gleichnamigen Vortrage, der lediglich das 
Problem aufwirſt, und zweitens einem längeren, hier zuerſt veröffentlichten 
Anhang, der es zu einer Löſfung zu führen ſucht. Der Gedankengang iſt 
folgender: Die landläufige, aus der Naturwiſſenſchaft erwachſene An⸗ 
ſchauung reiht das hiſtoriſche Geſchehen in das Kontinuum des Geſchehens 
ein, das uns durch die Geologie, Paläontologie, Biogeneſe und ähnliche 
Wiſſenſchaften, die G. mit dem einheitlichen Namen der Metahiſtorik be⸗ 
zeichnet, beſchrieben wird; wir ſehen durch dieſe im weſentlichen mit der 
Geſchichte gleichartigen und homogenen Wiſſenſchaften die Entwickelung der 
Erde, der Tiere und Pflanzen auf ihr ununterbrochen vor ſich gehen; im 
Laufe dieſer Entwickelung entſteht der Menih, und mit ihm ſetzt ein neues 
Geſchehen über dem bisherigen ein, die Geſchichte, die aber trotz mancher 
Verſchiedenheit doch nur eine neue Entfaltung, eine Differenzierung aus 
dem alten Geſchehen iſt; die Geſchichte zuſammen mit der Metahiſtorik 
klärt uns in einheitlicher und innerlich gleichartiger Weiſe über die Ver⸗ 
gangenheit auf. Wirft man nun auf Grund dieſer Anſchauungen die 
Frage auf, wo die Grenzen der Geſchichte ſeien, d. h. die Grenzen des 
ganz ſpezifiſchen, von jedem anderen unterſcheidbaren Geſchehens, das als 
das hiſtoriſche zu bezeichnen iſt, ſo drängt ſich unwillkürlich die Antwort 
auf, daß ſie zum mindeſten durch das Auftreten des Menſchen beſtimmt 
ſeien, daß wir alſo auf Grund der geologiſchen Forſchungen einen terminus 
a quo aufſtellen konnten, der nach rückwärts durch die Ergebniſſe der meta⸗ 
hiſtoriſchen Wiſſenſchaften geſichert ſei. 

Dieſe Anſchauung iſt es, gegen die G.s Ausführungen gerichtet ſind. 
Er will nachweiſen, daß Hiſtorie und Metahiſtorik ihrem Weſen nach ver⸗ 
ſchiedene Wiſſenſchaften ſind, die eine ganz verſchiedene Stellung zur Wirk⸗ 
lichkeit einnehmen; ihre Ergebniſſe ſind demnach völlig beziehungslos zu⸗ 
einander, die Grenzen des Erfahrungsſtoffes der einen Disziplin konnen 
nicht durch Forſchungsergebniſſe der andern beſtimmt werden. 

In dem Vortrag, der nur die Daſeinsberechtigung des Problems 
erweiſen ſoll, formuliert G. die Unterſchiede der beiden Wiſſenſchaften 
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folgendermaßen: 1. Die Hiſtorie iſt auf das Geſchehen an ſich gerichtet, 
löſt alle räumliche Ordnung der Dinge in einen Fluß ununterbrochenen 
Geſchehens auf, das ſie als ihren eigentlichen Erfahrungsſtoff anſieht und 
interpretiert; die Metahiſtorik ſucht eine beſte räumliche Ordnung zwiſchen 
ſeienden Dingen herzuſtellen und tut dies durch eine verſtändige Inter⸗ 
polation von Geſchehen; 2. die Hiſtorie erfaßt ihren Stoff als einen un⸗ 
mittelbaren einheitlichen Zuſammenhang auf Grund der logiſchen Dent- 
geſetze, die Metahiſtorik geſtaltet ihren Stoff als Kauſalzuſammenhang nach 
Analogie gegenwärtiger Vorgänge auf Grund der Naturgeſetze. 

In dem Anhang, der zunächſt in ausführlicher Weiſe kaſuiſtiſch einen 
logiſchen Denkfehler in der landläufigen Löſung aufzudecken ſucht (S. 73 
bis 97), bemüht fi G. nunmehr, den Unterſchied der beiden Erkenntnis- 
arten in die letzten Prinzipien zu verfolgen. Kriterium iſt ihm das Ver⸗ 
halten derſelben und ihrer Wiſſensziele zur Wirklichkeit. Die Hiſtorie ſuche 
in einer verſtändigen Abkürzung die konkrete, individuelle Vergangenheit 
wiederzugeben, wie ſie wirklich geweſen ſei, die Metahiſtorik arbeite ihrer 
Entwickelung und ihrem Weſen nach mit Artbegriffen, niemals mit Indi⸗ 
viduellem, und könne daher höchſtens bis zu einer Kauſalgeſchichte der 
Arten vordringen, die in keiner Weiſe ein Erſatz für die reale, konkrete 
Individualgeſchichte fei; außerdem aber liege der Analogieſchluß fo tief in 
dem Weſen ihrer Methode begründet, daß ſie niemals ſagen dürfe: „ſo iſt 
dies geweſen“, ſondern ſtets nur: „die Dinge verhalten ſich jetzt ſo, als 
wenn fie ſo verlaufen wären“. Sie fei daher prinzipiell von der Wirt⸗ 
lichkeit einen Schritt weiter entfernt als die Hiſtorie, und laufe in Wahr⸗ 
heit nicht auf eine möglichſt genaue Wiedergabe der Vergangenheit, ſondern 
auf die Herſtellung eines in ſich geſchloſſenen und widerſpruchsloſen Syſtems 
zur zeitlichen Anordnung der räumlichen Dinge hinaus, das aber über die 
Wirklichkeit dieſer Anordnung und der konſtruierten Vorgänge nicht das 
mindeſte ausſagen wolle. 

Da dergeſtalt die Ausſagen der Hiſtorie und die der Metahiſtorik 
einen ganz verſchiedenen Wirklichkeitswert hätten, ſo könnten die einen nicht 
die Beſtimmung und Begrenzung der anderen liefern, die Grenzen der Ge⸗ 
ſchichte ſeien durch die Metahiſtorik nicht zu finden; da aber die empiriſche 
Geſchichtswiſſenſchaft auch nicht beſtimmen könne, wo ihr Erfahrungsſtoff 
(nicht zu verwechſeln mit den Quellen) ſeinen Anfang genommen habe, ſo 
ſeien die Grenzen der Geſchichte unſerer Erfahrung und Erkenntnis über⸗ 
haupt nicht zugänglich, feien transtemporal. 

Der Inhalt des Buches iſt außerordentlich vielſeitig; es enthält eine 
umfaſſende, prinzipielle Charakteriſtik der hiſtoriſchen Wiſſenſchaft und der 
metahiſtoriſchen Wiſſenſchaften; es ſtreift daher beſtändig erkenntnis⸗ 
theoretiſche Fragen, die, ohne daß G. ſie ausdrücklich erörtert, doch für die 
vorliegenden Ausführungen von der größten Wichtigkeit ſind. Referent 
kann dem Verfaſſer nur auf zwei der von ihm betretenen Gebiete folgen 
und wird vom Boden der Geſchichte und der Erkenntnistheorie aus die vor⸗ 
getragenen Behauptungen prüfen. 

Was zunächſt die Bedeutung des von G. erörterten Problems betrifft, 
ſo will er mit dieſer Erörterung den auf das Gebiet der Geſchichte über⸗ 
greifenden Naturwiſſenſchaften nicht nur, wie bisher bei den Hiſtorikern 
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üblich, defenftv, ſondern auch offenſiv entgegentreten, er will fie aus einem 
bisher unbeſtrittenen Beſitz vertreiben. Referent iſt der Meinung, daß die 
ganze Poſition ſehr unerheblich fei; ſelbſt angenommen das Problem fei 
richtig formuliert und daſeinsberechtigt, die bisherige landläufige Löſung 
war doch ebenſowenig eine wirkliche Erkenntnis und Beantwortung, als G. 
eine ſolche bietet und zu bieten für möglich hält; es war doch kaum mehr 
als eine Übergangsphraſe von einem Wiſſensgebiet zum andern, und die 
Naturwiſſenſchaft wird den Verluſt, wenn ſie ihn denn tragen ſoll, wohl 
verſchmerzen können. 

Wichtiger, aber nach des Referenten Meinung gänzlich verfehlt, ſind 
die prinzipiellen Erörterungen des Verfaſſers über die Wiſſenſchaften. Es 
handelt ſich dabei vielfach um ſo grundlegende Dinge der Erkenntnistheorie, 
daß die abweichende Meinung in einem kurzen Referat nur einfach ent⸗ 
gegengeſtellt, nicht ausdrücklich begründet werden kann. G. will die hiſto⸗ 
riſche und die metahiſtoriſche Erkenntnisart als etwas prinzipiell Verſchie⸗ 
denes erweiſen. Nach unſerer Meinung gibt es nur einen durchgreifenden 
und prinzipiellen Unterſchied zwiſchen Wiſſenſchaften und wiſſenſchaft⸗ 
lichen Erkenntniszielen, nämlich ob ſie darauf ausgehen, ein einmaliges 
Sein in allgemein gültiger Weiſe zu beſchreiben, oder ob ſie ein Syſtem 
geſetzmäßiger, von Zeit und Ort losgelöſter Beziehungen auf einem be⸗ 
ſtimmten Erſcheinungsgebiete zu vollenden und darzuſtellen ſtreben. Die 
einen ſind nach dieſem Geſichtspunkte gemeſſen die hiſtoriſchen, die anderen 
die naturwiſſenſchaftlichen Disziplinen. Nach dieſer Auffaſſung geht die Er⸗ 
kenntnis in beiden Arten Disziplinen immer noch auf weite Strecken einen 
gemeinſamen Weg, inſofern nämlich zur Erreichung beider Ziele eine bis 
zuletzt durchgeführte, begriffliche Konſtruktion letzter Dinge auf dem jewei⸗ 
ligen Erſcheinungsgebiete notwendig iſt. An dieſem Maßſtab zur Unter⸗ 
ſcheidung von Wiſſenſchaften gemeſſen ift der erſte Unterſchied, den G. 
zwiſchen der hiſtoriſchen und den metahiſtoriſchen Wiſſenſchaften auſſtellt, 
nur ein nicht ſehr bedeutender gradueller; beide Wiſſenſchaften beziehen ſich 
danach auf eine wirkliche Vergangenheit, die je nach der Beſchaffenheit der 
Quellen mit größerer oder geringerer Annäherung an die konkrete Wirk⸗ 
lichkeit beſchrieben wird; der prinzipielle Geſichtspunkt iſt beidemal derſelbe. 
Der zweite Unterſchied, den G. aufſtellt, iſt nach ſeiner eigenen, ausdrück⸗ 
lichen Erklärung (vgl. S. 37/38) lediglich ein ſtofflicher, und als ſolcher zur 
Uuterſcheidung von Wiſſenſchaften überhaupt nicht geeignet; man konnte 
danach auch Optik und Akuſtik für prinzipiell verſchiedene Wiſſenſchaften 
erklären, weil das eine Mal Ton-, das andere Mal aber Licht- und Farben⸗ 
erſcheinungen Stoff der Wiſſenſchaft ſind. Der dritte Unterſchied endlich, 
den G. auſſtellt, das verſchiedene Verhalten der behandelten Wiſſenſchaften 
zur Wirklichkeit, beruht auf der Empfindung eines wahrhaften Problems 
der Erkenntnistheorie und könnte, wenn Gs Charakteriſtik der beiden 
Wiſſenſchaften in dieſen Punkten richtig wäre, ein ganz durchgreifender 
ſein; aber die Richligkeit dieſer Charakteriſtik müſſen wir, wenigſtens für 
die Geſchichte, durchaus beſtreiten. G. formuliert im weſentlichen nach dem 
Vorgang von Rickert die Geſchichte als die Wirklichkeitswiſſenſchaft im 
Gegenſatz zu den Begriffswiſſenſchaften von der Natur. Er ſtellt dabei 
eine höchſt anfechtbare, materielle Definition der Geſchichte als einer realen 
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Einheit, eines Allzufammenhangs des Erlebten, eines lückenloſen, fih ſelbſt 
genügenden Geſchehensſyſtems auf und übergeht die erkenntnistheoretiſchen 
Schwierigkeiten, die ſich der Wiedergabe eines ſolchen Syſtems entgegen⸗ 
ſtellen — denn dieſe Wiedergabe ſoll weder eine vollſtändige, abbildmäßige, 
noch eine zerteilende, begriffliche ſein — ſehr einfach dadurch, daß er von 
einer Wiedergabe mittelſt „verſtändiger“ Abkürzung redet. Das eigentliche 
erkenntnistheoretiſche Problem für dieſe Auffaſſung der Geſchichte fängt 
hier erft an, die Möglichkeit einer ſolchen „Wirklichkeitswiſſenſchaft“ fon erft 
erwieſen werden und wird es jedenfalls nicht durch das Wort von der 
„verſtändigen“ Auswahl. Nach unſerer Auffaſſung beſteht das Problem 
der Begriffsbildung und der Kongruenz der Begriffe mit der Wirklichkeit 
für die Geſchichte genau ſo wie für jede andere Wiſſenſchaft, ihre Charak⸗ 
teriſtit als Wirklichkeitswiſſenſchaft ift erkenntnistheoretiſch nicht ſtichhaltig, 
ein trügeriſcher Schein. 

Muß Referent ſo die Beſchreibung des einen Gliedes des Gegenſatzes der 
Wiſſenſchaſten, den G. konſtruiert, mit voller Beſtimmtheit ablehnen, ſo iſt er 
nicht Fachmann genug, um die Charakteriſtik des anderen Gliedes zu prüfen. 
Nur den Ausdruck eines gewiſſen Erſtaunens über dieſe Charakteriſtik glaubt er 
ſich geſtatten zu dürfen. Die Metahiſtorik ſoll keine, auch nicht die ge⸗ 
ringſte Ausſage über eine wirkliche Vergangenheit enthalten, ſie ſoll nichts 
als ein in ſich wahres Syſtem zur beſten Ordnung räumlicher Dinge ſein, 
ohne jeden Wirklichkeitswert! Sie iſt auch kein in ſich geſchloſſenes Syſtem 
geſetzmäßiger Ausfagen über letzte Dinge in der Form, wenn A ift, ift B, 
ſondern ein Mittelding zwiſchen Wirklichkeitsbeſchreibung und Syſtem. 
Referent vermag wirklich nicht einzuſehen, was fie dann mehr ſein fol als 
„eine gelehrte Spielerei, ein bloßes Wühlen im Schatze der naturwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Erkenntniſſe“ (G. S. 111). Doch überläßt er, wie gejagt, dem 
Fachmann die Vertretung dieſer Wiſſenſchaften gegenüber ſo ſeltſamen Be⸗ 
hauptungen. 

Zum Schluß ſoll nicht verkannt werden, daß manche einzelne Be⸗ 
obachtungen über die Wiſſenſchaften fein und richtig formuliert ſind. Aber 
der erkenntnistheoretiſche Standpunkt, von dem aus dieſe Beobachtungen 
beurteilt und gewürdigt werden, iſt unſeres Erachtens unhaltbar; G. geht 
viel zu ſehr von konkreten, augenblicklichen Intereſſen einzelner Wiſſen⸗ 
ſchaften aus, ſtatt von rein erkenntnistheoretiſchen Erwägungen, und ſo 
können wir nur ſagen, daß er wirkliche Probleme von einem durchaus un⸗ 
wichtigen und ungeeigneten Ende angefaßt hat und in der Behandlung der 
Fragen vielen ſchwerwiegenden Irrtümern unterlegen iſt. 

B. Schmeidler. 


Dr. Bernhard Heil: Die deutſchen Städte und Bürger im Mittelalter. 
Mit zahlr. Abbild. im Text. Leipzig 1903, B. G. Teubner (VII 


U. 


151 S.) 8°; geb. 1,25 Mk. [Aus Natur nnd Geiſteswelt 


Bändchen 43. 


Dieſe für weitere Kreiſe beſtimmte kleine Arbeit geht nicht ſehr tief, 
iſt aber ſehr geſchickt geſchrieben und erfüllt ſicher ihren Zweck. Wiſſen⸗ 
ſchaftlich iſt daraus ſo gut wie nichts zu lernen, da die Probleme in keiner 
Weiſe herausgearbeitet find, was ja auch nicht im Rahmen der zu löſenden 
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Aufgabe lag. Am beſten iſt noch der Abſchnitt über die Gründung der 
oſtdeutſchen Kolonialſtädte gelungen, der auch wohl allein auf eigenen 


Quellenſtudien beruht. 
Wolfstieg. 


Hans Teitge: Die Frage nach dem Urheber der Zerſtörung Magde⸗ 
burgs 1631. [ Halleſche Abhandlungen zur neueren Geſchichte 
Heft 42.] Halle 1904, Niemeyer (8°, VII u. 135 S.). 


Zwei Ereigniſſe aus der Zeit des großen deutſchen Krieges haben die 
geſchichtliche Forſchung ſeit jeher vor andern beſchäftigt: Wallenſteins Er⸗ 
mordung und der Untergang Magdeburgs. Beide gewiß ſchon deshalb, 
weil hier ein Ungeheuerliches geſchehen war, woran das Intereſſe immer 
ſich heftet; beide noch mehr jedoch aus dem Grunde, weil dabei der Reiz 
wirkſam wurde, den eine verwickelte, ungelöſte Schuldfrage noch allzeit auf 
die Menſchen geübt hat. War Friedland ein Verräter oder ein Wohltäter? 
Hat an Magdeburgs Zerſtörung der Freund oder der Feind die Schuld 
getragen? Das eifernde Für und Wider hat unſere Kenntniſſe weſentlich 
gefördert: aber die Wallenſteinfrage iſt — trotz Schebek — bisher nicht 
gelöſt; und der gleiche Unſtern wird ſich wohl über den Ereigniſſen des 
20. Mai 1631 behaupten. Wittichs blendende Unterſuchungen ſchienen eine 
Zeitlang den Streit endgültig dahin entſchieden zu haben, daß Einwohner 
Magdeburgs ſelbſt aus „Deſperation“ oder aus Haß gegen die Katholiſchen 
die Brandfackel in die Straßenzeilen geworfen hätten — Magdeburg und 
Moskau wurde ein beliebter Vergleich. Ebenſo galt als erwieſen, daß der 
Kommandant Falkenberg alles daran geſetzt hätte, den Platz nur als 
Trümmerhaufen in die Hände des Feindes fallen zu laſſen. Aber dann 
kam beſonders Dittmar und wies nach, daß Wittichs Aufſtellungen doch 
vielfach auf weit ſchwächerem Grunde ſtünden, als man gemeint hatte. 
Teitges Verdienſt nun iſt es, die Ergebniſſe all dieſer Unterſuchungen ruhig 
und ſachverſtändig nachgeprüft und mit Klarheit und Geſchick das Sichere 
wieder von dem bloß Vermuteten geſchieden zu haben. Denn in dem mit 
ſcharfer Polemik gewürzten Streit der letzten Jahrzehnte war die Linie da: 
zwiſchen wirklich recht undeutlich geworden. In der Hauptſache glaubt der 
Verfaſſer — und m. E. mit Recht — die Reſultate beſtätigen zu müſſen, zu 
denen bereits vor 40 Jahren Guſtav Droyſen gekommen war. Keiner der vor⸗ 
handenen Berichte, ſo ſehr auch ihre Glaubwürdigkeit bald von dieſem bald von 
jenem Autor in den Himmel erhoben wird, verdient unſer bedingungsloſes 
Vertrauen; auch nicht die von Wittich entdeckten niederländiſchen Berichte. 
Hinſichts ihrer, meine ich, muß man von vornherein der bei Wittich grund- 
legenden Anſicht widerſprechen, daß vor Flugſchriften und gleichzeitigen 
Mitteilungen den ſpäter niedergeſchriebenen Aufzeichnungen der Vorzug 
gebühre, weil ſie in ruhigerer Stimmung abgefaßt ſeien. Denn wenn 
ſie auch ruhigeren Verhältniſſen erwachſen ſein mögen, ſo können ſie anderer⸗ 
ſeits auch bereits ſtark beeinflußt ſein durch die inzwiſchen hier und dort 
zur Geltung gebrachten Anſchauungen, und die Ungetrübtheit der Quelle 
iſt deshalb keineswegs an ſich vorauszuſetzen. Was Teitge als das Ergebnis 
feiner Unterſuchungen feſtſtellt, läßt ſich etwa dahin zuſammenfaſſen: fo 
wenig wie die Kaiſerlichen haben auch die Magdeburger oder Falkenberg 
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abſichtlich die Stadt eingeäſchert; unglückliche Zufälle ließen die durch 
eingedrungene Soldaten angelegten einzelnen Brandſtiftungen — 3. B. auch 
die gleich anfangs von Pappenheim befohlene bei der „hohen Pforte“ — 
zum allgemeinen Brande werden. Das reichliche Vorhandenſein von Pulver 
wird dabei allerdings eine nicht unerhebliche Rolle geſpielt haben; denn 
auch eine bisher nirgends beachtete Bemerkung im Tagebuch des Branden: 
burger Pfarrers Garcaeus (10.120. Mai 1631, Jahrbuch des hift. Vereins 
zu Br. 1894) jagt von Magdeburg geradezu, es fei „zerſpreuget in die 
Luft“. Alles in allem macht Teitges Arbeit jedenfalls eine dankenswerte 
Bereicherung für unſere Literatur des dreißigjährigen Krieges aus. 
Joh. H. Gebauer. 


Paul Steinmüller: Einführung der Reformation in die Kurmark 
Brandenburg durch Joachim II. (— Schriften des Vereins für 
Reformationsgeſchichte Nr. 76.) Halle 1903, Niemeyer (8°, 125 S.). 


Als Heidemann vor 15 Jahren feine Geſchichte der märkiſchen 
Reformation veröffentlichte, fehlte ihm noch eine Quelle, die für unſere 
Kenntnis der großen Reformbewegung heute zu den wichtigſten zählt: die 
Berichte der päpſtlichen Nuntien aus Deutſchland. Es mußte deshalb an 
ſich mit Freuden begrüßt werden, daß der Verein für Reformationsgeſchichte 
in ſeine Schriftenreihe eine neue Schilderung der kurbrandenburgiſchen 
Kirchenänderung aufnahm; es ſoll ihm vor allem aber Dank gewußt werden 
dafür, daß er auf dieſe Weile einer jo ausgezeichneten Arbeit wie derjenigen 
Steinmüllers die Wege in die Öffentlichkeit geebnet hat. Denn, um es vor⸗ 
weg zu ſagen, es iſt ein wahres Vergnügen, deſſen ſorgfältige und friſche 
Ausführungen zu leſen. Der Verfaſſer macht aus ſeinem evangeliſchen 
Standpunkte kein Hehl; da er ſich aber die Unbefangenheit des Urteils da⸗ 
durch nicht trüben läßt, ſo iſt das ſeiner Darſtellung eher förderlich als 
ſchädlich geweſen. Sehr warm tritt Steinmüller für Joachim II. ein — 
und hier ließe ſich ja mit ihm rechten. Ihm iſt der Kurfürſt nicht nur 
eine aufrichtig evangeliſche Perſönlichkeit, fondern auch der überlegte Politiker, 
der die Fäden in der Hand behält, die ſich zum Gewebe fügen ſollen, der 
ſich nicht drängen läßt, ſondern mit Ernſt und Eifer der Stunde harrt, 
wo er das vorgenommene Werk zum Ziele führen kann. — Ein Abſchnitt 
verdient unſer ganz beſonderes Intereſſe: die Unterſuchung über den Ort 
des Bekenntniswechſels Joachim II. Denn St. weiſt hier überzeugend nach, 
daß ſich der bedeutſame Vorgang nicht in Spandau, ſondern in der Verlin- 
Cöllner Hofkirche abgeſpielt hat. Bei allen Schriftſtellern des 16. Jahr- 
hunderts, die den Ort des Übertrittes nennen, wird Berlin als ſolcher bez 
zeichnet; insbeſondere nennt ihn auch Buchholzer, der Sohn des Propſtes 
B., der einſt der erſten landesherrlichen Abendmahlsfeier ſelbſt beigewohnt 
hatte. Erſt im Jahre 1628 bringt ein Werk des kurfürſtlichen Sekretärs 
Cernitius die Lesart Spandau auf, und um ſie zu rechtfertigen, wird jetzt 
auch die ſalſche Behauptung eingeſchmuggelt, in Spandau habe Joachims 
Mutter, die evangeliſche Dulderin Eliſabeth, ihren Wohnſitz gehabt. Die 
Autorität des Cernitz übt ihren Einfluß: man beginnt irre zu werden an 
der alten Überlieferung. Als Pruckmann 1629 den Rat der Altſtadt Branden⸗ 
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burg um Mitteilungen über das märkiſche Reformationswerk erſucht — die 
Stelle, auf die ich jüngſt in Rep. 47 B 3 des Geh. Staatsarchivs ſtieß, 
ſcheint mir ſo bezeichnend, daß ich ſie anführe — erwidert man ihm: der 
Kurfürſt ſei 1539 die omnium sanctorum zu Berlin übergetreten, „wie⸗ 
wohl Cernitius will, daß es Spanduage geweſen fein ſoll“. 
Des Cernitius Schrift hat alſo äußerſt ſchnell Breſche in die frühere Über: 
zeugung zu legen vermocht. Und ihr Votum dringt weiter in die geleſenſten 
Werke ein, obwohl ſorgfältige und ſelbſtändige Forſcher nach wie vor an der 
echten Tradition feſthalten. Als man 1739 die zweihundertjährige Gedenk⸗ 
feier der märkiſchen Reformation beging, hatte Spandau den Sieg beinahe 
ſchon unbeſtritten inne, und wußte durch mißverſtandene Zeugniſſe ſeine 
Pofition auch weiterhin derart zu feſtigen, daß kaum jemand etwas einzu⸗ 
wenden fand, als 1889 Joachim II. vor der dortigen Nikolaikirche ein 
Denkmal erhielt. Heidemann nahm die Frage als erledigt an, und ich 
ſelbſt habe mich ſ. Z. (Forſchungen XIII, 449) des gleichen Fehlers ſchuldig 
gemacht, obwohl mir damals eine alte Brandenburger Notiz von 1539 
Bedenken erweckte, wonach zwei Geiſtliche von Brandenburg-Neuſtadt zur 
Reformationsfeier nach Berlin gereift waren. (Vgl. auch Forſch. III, 623). 
Wenn für Spandau jedenfalls uicht beſſere Gründe vorgebracht werden 
können, als es jüngſt wieder (im Juni) in der „Nationalzeitung“ Stein⸗ 
müller gegenüber geſchah, ſo iſt die Sache ein für allemal zu Ungunſten 
dieſer Stadt entſchieden. 

Was Einzelheiten betrifft, ſo iſt zu beſtreiten, daß 1540 das Branden⸗ 
burger Domkapitel in ſeiner Mehrheit evangeliſch war (S. 95), und noch 
entſchiedener, daß der niedere katholiſche Klerus ein glänzendes Einkommen 
gehabt habe (S. 6) — es herrſchte vielmehr ein kaum glänzendes Elend, 
da die Geiſtlichkeit durch ihre Zahl ſich ſelbſt Licht und Luft benahm. Die 
wahrhaft ſcheußliche Wortbildung „genaturt“ — ſtatt geartet — entſtellt 
die flotte Charakteriſtik der beiden fürſtlichen Brüder Joachim und Johann 
leider bis zum Arger des Leſers: aber unſere Freude an dem Geſamtwert 
der trefflichen Schrift ſoll ſie uns doch nicht verderben. 

Joh. H. Gebauer. 


Ernſt Conſentius: Die Berliner Zeitungen big zur Regierung Friedrichs 


des Großen. Berlin 1904, Verlag der Haude u. Spenerſchen Dud, 
handlung (F. Weidling). 


Berlin iſt für die Geſchichte der älteſten gedruckten Zeitungen nicht 
mit den großen Verkehrsmittelpunkten Süd⸗ und Weſtdeutſchlands, Nürnberg, 
Frankfurt a./ M., Augsburg, Köln, zu vergleichen, nimmt aber immerhin 
unter den mittleren norddeutſchen Städten eine beachtenswerte Stellung 
ein. Es iſt daher nicht unintereſſant, die Entwicklung der älteren Berliner 
Zeitungen zu verfolgen. Dieſes Ziel hat ſich Conſentius geſteckt; doch 
meint er, daß zur Zeit die umfaſſende Aufgabe, die Geſchichte der Berliner 
Tagesblätter nach ihrer politiſchen, wirtſchaſtlichen und kulturellen Seite 
zu ſchildern, noch nicht lösbar ſei, und will daher in beſcheidener Selbſt⸗ 
beſchränkung nur einzelne Bemerkungen vorlegen, die ſich bei Betrachtung 
der älteſten Aviſen der brandenburgiſchen Hauptſtadt ergeben. Zeitlich be⸗ 
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grenzt er ſeine Aufgabe in der vorliegenden Schrift mit dem Regierungs⸗ 
antritt Friedrichs des Großen, und in der Tat iſt es paſſend hier die 
ältere Zeit abzuſchließen, da mit dieſem Jahre eine neue Epoche auch für 
die Zeitungen beginnt. Zwar iſt ihnen eine freie Bewegung durch ihn 
nur ganz vorübergehend gewährt worden, aber durch die journaliſtiſche 
Mitarbeit des Monarchen ſelbſt und durch die Tätigkeit literariſcher Größen 
wie Leſſing erheben fih die Tagesblätter von da an zu etwas höherem 
Werte des Inhalts. 

Conſentius hat nun durch Benutzung der Königlichen Bibliothek, des 
Königlichen Geheimen Staatsarchivs und des Geheimen Poſtarchivs manche 
neue Quelle für die Kenntnis der älteren Zeit erſchloſſen und eine ſehr 
ausführliche Darſtellung der älteren Zeitungsunternehmungen gegeben. 
Von den älteſten bereits durch Opel eingehend unterſuchten und behandelten 
Aviſen um 1620 führt uns ſeine Darſtellung bis zu den Anfängen der 
Voſſiſchen und früher Rüdigerſchen Zeitung, deren eigentlicher Beginn nach 
ihm in den Februar 1721 zu ſetzen iſt, nachdem ſchon 1704 der ältere 
Rüdiger die Erlaubnis zur Herausgabe eines wöchentlichen Diariums, d. h. 
Tageblatts, erhalten hatte. Beſonders eingehend iſt die Darſtellung der 
Zeit unter Friedrich Wilhelm I., der wiederholt mit rajh zufahrender, 
gewaltſamer Hand in die einzelnen Zeitungsunternehmungen eingriff, teils 
aus rein ſiskaliſchen Gründen, teils um das Inſeratenweſen in einem jo: 
genannten Intelligenzwerke oder einem geſchäftlichen Anzeigeblatte getrennt 
von den politiſchen Zeitungen zu organiſieren. 

Bedauerlich iſt es nur, daß dieſe in vieler Hinſicht ſo ſchätzenswerte 
Arbeit nicht noch eine breitere Quellengrundlage geſucht hat. Nach dem 
Vorgange der ſehr erfolgreichen archivaliſchen Forſchungen Opels durfte eine 
Spezialſtudie über die alteu Berliner Zeitungen nicht unterlaſſen, eine 
umfaſſende Umfrage an die größeren deutſchen Archive und Bibliotheken zu 
richten, die wahrſcheinlich nicht ergebnislos geblieben ſein würde. Hat 
doch auch der Unterzeichnete bei ſeinen Unterſuchungen über die politiſche 
Literatur in der Revolutionszeit an den ſcheinbar abgelegenſten Stellen in 
München und in Riga wichtige Jahrgänge Berliner Zeitſchriften entdeckt, 
die an Ort und Stelle verſchollen waren. 

Bei Zitaten legt der Verſaſſer Wert darauf, die Rechtſchreibung und 
Interpunktion der alten Texte mit allen individuellen Unregelmäßigkeiten 
beizubehalten. Meines Erachtens geht dieſe Sorgfalt zu weit. Es würde 
wohl — von einzelnen charakteriſtiſchen Beiſpielen abgeſehen — keinem Be⸗ 
denken unterliegen, auf dieſe Texte die Grundſätze der Vereinfachung an⸗ 
zuwenden, die der Hiſtorikertag zu Leipzig 1894 auf Grund der Theſen 
Stieves für Aktenſtücke des 16. und 17. Jahrhunderts einſtimmig als maß⸗ 
gebend anerkannt hat. 

Der Verfaſſer hat inzwiſchen ſeine Studien über den angegebenen 
Zeitpunkt hinaus fortgeſetzt und in den Preußiſchen Jahrbüchern einen 
leſenswerten Auffatz beſonders über die Zeitungszenſur unter Friedrich 
dem Großen veröffentlicht. 

O. Tschirch. 


314 Neue Erſcheinungen. [814 


L. Paul-Dubois: Frédéric le Grand d’après sa correspondance politique. 
Paris 1903, Perrin et Cie. (330 S.). 


In dem vorliegenden pſychologiſchen „Eſſay“ ſtellt fich P.-D. die Auf- 
gabe, den „complicierten“ Charakter Friedrichs des Großen, ſeine „jeder 
Analyſe widerſtrebende Perſönlichkeit“ zu unterſuchen. Als Hauptquelle 
legt er die „Politiſche Korreſpondenz“ zu Grunde, dieſes, wie er jagt, 
„wahrhaftigſte Dokument erſten Grades“, da alle Schriftſtücke in ihr, 
anders wie in dem literariſchen Briefwechſel, nicht für die Offentlichkeit 
verfaßt noch für die Mitteilung in der philoſophiſchen und literariſchen 
Welt beſtimmt ſind, da ſie ferner neben den rein politiſchen Schreiben 
zahlreiche Briefe bringt, „wo die Staatsgeſchäfte nur eine beiläufige Rolle 
ſpielen, und wo die Perſönlichkeit fih in vollem Lichte enthüllt“ (S. 12) ). 
Außerdem werden die Privatkorreſpondenzen in den „Tuvres“, der Brief: 
wechſel mit Grumbkow und Maupertuis, die „Staatsſchriften“ und endlich 
die „Tagebücher“ und „Memoiren“ Catts, des Vorleſers des Königs, 
herangezogen. 

Die Gliederung des Stoffes erfolgt in drei großen Gruppen, ent⸗ 
ſprechend den Geſichtspunkten, unter denen Friedrich betrachtet wird. In 
der erſten ſchildert P. D. ihn, mit Beſchränkung auf die auswärtige Politik, 
als Politiker und unterſucht im einzelnen die Auffaſſung ſeines königlichen 
Amtes, das Ziel ſeiner Politik, Friedrich und ſeine Leute, ſeine Arbeits⸗ 
methode, ihre Mängel und Fehler, die angewandten Mittel. In dem 
zweiten Abſchnitt behandelt er, ſeine literariſche Tätigkeit ausſcheidend, den 
König lediglich als Publiziſten und politiſchen Schriftſteller, um im letzten 
Teil ihn als Menſchen und Philoſophen darzuſtellen. Er kommt zu dem 
Geſamturteil, daß Friedrich, durch Vererbung wie als Kind ſeines Jahr⸗ 
hunderts, „Realiſt“, daß er, gleich allen Männern der Tat, „Empiriker“ 
ſei, dem es einzig auf die praktiſche Bedeutung und Verwendung ankomme, 
in der Philoſophie, in der Literatur, in der Religion, vor allem in der 
Politik, wie er zuſammenfaſſend jagt (S. 325 f.), „par cette absence de 
prétention à créer l'événement et à diriger l'histoire, cette attente de 
Toccasion, du coup à faire, cet opportunisme dans le choix des 
moyens, ce sens exact du relatif et du possible, ce tact du hasard, 
cette modération même qui lui fait toujours limiter le risque en le 
cherchant toujours“. Zugleich aber auch findet er beredte Worte der 
Bewunderung für die rein menſchlichen Seiten, zumal für die Seelen- 
größe des Königs im Leiden, die in Friedrich dem Großen „den größten 
Friedrich“ zeigt (S. 327 f.). 

Die Forſchungen des Verfaſſers geben zu ernſten kritiſchen Bedenken 
Anlaß. Nicht von der Verwertung abſurder Anekdoten (3. B. ©. 271 f.), 


1) Ich benutze den Anlaß, daß P.D. den verſchiedentlich gegen die Heraus: 
geber der „Politiſchen Korreſpondenz“ erhobenen Vorwurf einer „tendenziöſen 
Auswahl“ der zur Mitteilung gelangenden Aktenſtücke berührt, um nochmals dieſen 
Vorwurf unbedingt abzulehnen und auf meine Ausführungen über die für die 
Herausgabe maßgebenden Grundſätze in dieſen „Forſchungen“ (Bd. XVI, ©. 636 ff.) 
zu verweiſen. 
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aus dem hiſtoriſchen Zuſammenhang gelöſter Zitate der „Korreſpondenz“ 
fei die Rede. Es handelt fich vielmehr um feinen methodiſchen Stand- 
punkt, um die Begründung ſeiner Auffaſſung in entſcheidenden Punkten. 

Wie er ausdrücklich jagt, will P.⸗D. die „Politiſche Korreſpondenz“ 
ſeinen Unterſuchungen zu Grunde legen. Da drängt ſich die Frage auf, 
wie es möglich ſei, vor ihrem Abſchluß ein abſchließendes Geſamturteil über 
den König zu fällen? Denn mit dem Jahre 1768 endet der letzte der von 
ihm benutzten Bände der „Korreſpondenz“; die übrigen, bereits genannten, 
Publikationen behandeln frühere Zeiten, und nur hie und da zieht er 
die „Memoiren“ heran oder diefe oder jene Schrift des Königs aus den 
ſpäteren Jahren. Die Antwort gibt P.-D., indem er den bisher al- 
gemein angenommenen Gegenſatz zwiſchen den beiden Perioden in Friedrichs 
Leben, „entre l’extreme témérité d'avant la guerre de Sept Ans et 
l'extrême temporisation d’après la guerre de Sept Ans“, wie er ihn 
übertreibend ſchildert, grundſätzlich ableugnet, ſoweit es den Staatsmann und 
Politiker angeht. Er erklärt wörtlich: nach wie vor zeige ſich bei Friedrich 
„dieſelbe Fruchtbarkeit der Conception, gepaart mit der gleichen Stärke des 
Calculs“, nach wie vor befolge er dieſelbe „Methode“, die Gelegenheit ab⸗ 
zuwarten und dann den Schlag zu führen. Als Beweis dient ihm die erſte 
Teilung Polens, „cette opération finale dont il imagine et calcule toute 
sa vie les possibilités diverses, dont il croit tenir l’occasion, mais à 
tort, en janvier 1769), et qu'il exécute enfin si prestement deux ans 
apres, A la faveur des complications russo-turques, quand son amie 
Catherine II se trouve avoir besoin de lui“ (S. 55 f.). 

Der zweite Einwurf betrifft ſeine Erörterungen über das „Ziel der 
Politik“ des Königs, jenes Kapitel, in dem der Schwerpunkt der Unter⸗ 
ſuchungen ruht, hängt ja doch von dem hier gewonnenen Ergebnis 
weſentlich die Geſamtauffaſſung des Charakters Friedrichs ab. P. -D. geht 
davon aus, daß in dem „Antimaccchiavell“ als „einzige Aufgabe der 
Fürſten“ bezeichnet werde, „die Menſchen glücklich zu machen“, und indem 
er den „geheimen Gedanken“ Friedrichs ins praktiſche „überſetzt“, folgert 
er, daß das erſte, was geſchehen muͤſſe, um dieſe Friedensmiſſion in der 
Welt zu erfüllen, ſei, den Staat nicht nur groß und ſtark, ſondern zum 
größten und ſtärkſten von allen zu machen. Mit Friedrichs Worten im 
„Politiſchen Teſtament“ von 1752 formuliert er als „Ziel der Politik“: 
„Laffermissement de I Etat et l'aceroissement de la puissance“, und 
zieht den Schluß: „de sorte que le devoir présent du souverain peut 
en fait se résumer en un mot: la conquête. Voilà le réel de la 
politique après l'idéal“ (S. 113 f.). Die von Friedrich aufgeftellte „Pflicht 
der Eroberung“, wie Verfaſſer ſie auf theoretiſchem Wege ermittelt hat, 
findet er denn auch in praxi beſtätigt: „Sie iſt in der Tat der Gedanke, 
der ſtets die Vorſtellung (imagination) des großen Friedrich eifrig be- 
ſchäftigt“. Denn dieſer habe „in jeder Etappe des Lebens“ ſich mit Er: 
oberungsplänen getragen. Zum Beweiſe werden der bekannte Brief des 


1) Das ſogenannte Lynarſche Projekt, das Verfaſſer im Auge hat, findet ſich 
jedoch erſt im Erlaß vom 2. Februar 1769 an Solms, den preußiſchen Geſandten 
in Petersburg (val. „Politiſche Korreſpondenz“, Bd. 28, S. 84). 
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Kronprinzen an Natzmer, der „ein ganzes Programm der Eroberung: 
politik“ enthält, das politiſche Teſtament von 1752 und endlich das „Exposé 
du gouvernement prussien“ aus der Mitte der ſiebziger Jahre angeführt. 
Dem Einwande, daß Friedrich den in Frage ſtehenden Abſchnitt des 
Teſtaments ausdrücklich „rêveries politiques“ genannt hat, begegnet er 
einzig mit dem Hinweiſe, dieſes „zweite Gemälde von den zu erwerbenden 
Landen“ ſei geſchloſſener, klüger, nicht minder ehrgeizig als das Schreiben 
an Natzmer und fo genau detailliert, „qu'il y aurait mauvaise gräce A 
douter que ces »röveries« n'attendent qu'une bonne occasion pour 
devenir des réalités“ (S. 114 f.). Ohne irgendwelchen Nachweis zu er- 
bringen, ſpricht er an anderer Stelle (S. 80) unbedenklich aus, daß Friedrich 
1764 und 1769 die Allianz mit Rußland geſchloſſen habe, „pour faire 
de la Suede une seconde Pologne“. Und ſo erklärt er in der Ein: 
leitung (S. 21) rundweg: „Toute sa vie s'est passée à faire ou à pré- 
parer la guerre, la conquête.“ 

Wir ſehen: P.⸗D. leugnet jeden Gegenſatz zwiſchen den beiden Perioden 
der Regierung des Königs und legt in ſeinem Buche ſeine Auffaſſung über 
„das ganze Leben“ Friedrichs nieder. Und doch erwähnt er die großen 
politiſchen Ereigniſſe der zweiten Periode, wie den bayriſchen Erbfolgekrieg 
und die Stiftung des Fürſtenbundes, überhaupt nicht, oder er tut ſie, wie 
die polniſche Teilung, ſummariſch ab mit den wenigen von uns bereits an⸗ 
geführten Worten. Liegt auch für dieſe zweite Hälfte der Regierung des 
Königs die Politiſche Korreſpondenz noch nicht geſammelt vor, immerhin 
bieten die bisher über ſie erſchienenen Darſtellungen und Unterſuchungen 
in ausgiebiger Weiſe Erſatz; aber keine einzige dieſer Arbeiten iſt von P.⸗D. 
benutzt worden, und ſo ſtehen in mehr als einer Hinſicht ſeine Aus⸗ 
führungen hinter den neueren Forſchungen erheblich zurück. 

Gustav Berthold Volz. 


Dr. Ernſt Pfeiffer: Die Revuereiſen Friedrichs des Großen, beſonders 
die ſchleſiſchen nach 1763, und der Zuſtand Schleſiens von 1763 
bis 1786. Berlin 1904, Ebering. 


Die vorliegende, als Inauguraldiſſertation geſchriebene, dem ver- 
ſtorbenen Prof. Dr. W. Naudé gewidmete Arbeit iſt ſchon durch die um⸗ 
fangreiche und gründliche Benutzung ihrer archivaliſchen Quellen geeignet, 
ein günſtiges Vorurteil für den Verfaſſer hervorzurufen und zeugt min⸗ 
deſtens für ſeinen großen Fleiß. Geſtützt auf das Aktenmaterial, das ihm das 
Geheime Staatsarchiv, das Kriegsminiſterium und das Breslauer Staats⸗ 
archiv darboten, gibt er, nach einer Einleitung über die Reiſen Friedrich 
Wilhelms 1, mit Hinzuziehung gedruckter Hilfsmittel, eine genaue Dar⸗ 
ſtellung der Reifen Friedrichs des Großen nicht ſowohl in chronologiſch 
geordneter, hiſtoriſcher Erzählung, als vielmehr nach beherrſchenden Ge⸗ 
ſichtspunkten, unter denen die Beziehungen der Miniſter, Land- und 
Steuerräte, Magiſtrate und Untertanen zum Könige die hervorragendſten 
find; ein Abſchnitt behandelt ſpeziell die Revuen und den Zuſtand des 
preußiſchen Heeres. Ein zweiter Teil, der freilich nur loſe mit dem erſten 
verknüpft ift, beſpricht den Zuſtand Schleſiens von 1763—1786. Dak fih 
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dieſer Gegenſtand auf etwa 74 Seiten nicht erſchöpfend behandeln läßt, 
dürfte wohl jedem Kenner dieſer Materie und ihrer Quellen einleuchten; 
auch hat ſich der Verfaſſer in dieſem Teil hauptſächlich gedruckter Literatur 
und nur weniger archivaliſcher Quellen bedient; von einzelnen derſelben 
glaubt er, daß ſie vor ihm noch von niemand benutzt worden ſeien, z. B. 
die von Vermehrung der Dörfer und Erbauung von Stellen (M. R. V. 13), 
die Beheim⸗Schwarzbach ſchon 1874 im Geheimen Staatsarchiv in aus⸗ 
gedehntem Maße benutzt hat, als ſie noch dort und nicht in Breslau 
lagen; auch ſagt er zu 1777, ſie ſchlöſſen mit dieſem Jahre ab (S. 128), 
während ſie bis 1804 reichen. Von einem anderen Aktenſtück, das von den 
oberſchleſiſchen Fabrikengründungen jeit 1782 handelt (P. A. VIII. 301 da), 
ſagt er, es ſei entſcheidend für dieſe Sache, nämlich daß dieſe Fabriken 
proſperiert hätten; es iſt aber darin nur von den Gründungen die Rede, 
die geradeſogut in den Miniſterialakten behandelt werden, und über den 
Fortgang der Fabriken enthalten fie nichts. Den zweiten Teil beginnt der 
Verfaſſer mit Charakteriſtiken Schlabrendorffs und Hoyms; die erſtere fällt 
ſehr günſtig, die zweite ſehr ungünſtig aus, was ja beinahe als Herkommen 
zu bezeichnen iſt. Ein gründlicheres Studium würde vielleicht ein anderes 
Reſultat liefern. Zur richtigen Beurteilung namentlich Hoyms muß die 
Stellung, die Schleſien zur Geſamtſtaatsverwaltung hatte, herangezogen 
werden. Den Schluß bildet ein Abſchnitt: Zur Charakteriſtik Friedrichs 
des Großen. Gegen die Tatſachen, die Pfeiffer vorbringt, kann ja bei der 
Beſchaffenheit der von ihm benutzten Quellen nicht viel eingewandt werden, 
wohl aber gegen die Verwendung derſelben. Der Unterzeichnete hat in 
ſeinem Auffatze: „Die Fabrikengründungen in Schleſien“ in der Zettſchrift 
für die geſamte Staatswiſſenſchaft 1901 Nr. 46 nachgewieſen, daß von 1302 
ſeit 1763 gegründeten ſogenannten Fabriken bis 1786 444, bis 1800 468 ein⸗ 
gegangen ſind (S. 638). Der Verfaſſer ſucht dies anzufechten, indem er die 
von Hoym ſeit 1782 gegründeten Fabriken ins Feld führt, die natürlich 
in jenen 1302 inbegriffen ſind, und die Aufſätze des Frhrn. v. Schrötter 
über die Wollinduſtrie als Gegenbeweis anführt. Mit einer einzigen, noch 
dazu alteinheimiſchen Induſtrie, die hauptſächlich von Inländern betrieben 
wurde, läßt ſich nichts beweiſen gegen das Scheitern von 468 Etabliſſe⸗ 
ments, die den verſchiedenſten Zweigen der Induſtrie angehörten. Auch iſt 
es dem Unterzeichneten niemals in den Sinn gekommen, die allgemeine 
Blüte der heimiſchen Leinwand- und Tuchinduſtrie am Ende des 18. Jahr- 
hunderts, noch auch die der Eiſeninduſtrie, zu beſtreiten, ja er hat dies in 
dem erwähnten Auffatze (S. 650) ausdrücklich betont. In der Polemik 
wäre wohl Herrn Dr. Pfeiffer etwas mehr Vorſicht anzuraten. So be- 
hauptet er, daß dem Unterzeichneten die Hauptberichte Hoyms (M. R. V. 
9a 1—3) nicht bekannt geweſen feien; er hätte aber nur die erſte Seite in 
dem erwähnten Aufſaße aufzuſchlagen brauchen, um ſie unter den Quellen 
desſelben zu finden. Die aus den Akten geſchöpften Aufſätze des Unter- 
zeichneten über Friedrichs des Großen Reifen in Schleſien in der Schleſ. 
Zeitung 1889, Nr. 475, 478 und 481, fertigt er als „Feuilleton“ und „zu 
populären Zwecken geſchrieben“ kurz ab. Herr Dr. Pfeiffer ſagt, der Unter⸗ 
zeichnete wälze alle Schuld für das Mißlingen der Unternehmungen auf 
Friedrich den Großen; dafür aus dem oben erwähnten Aufſfatz einen Beleg 
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beizubringen, dürfte ihm Schwer werden. Er ſelbſt meint, die ſchönfärbe⸗ 
riſchen Berichte Hoyms ſeien ſchuld geweſen, was an ſich nicht verſtändlich 
iſt. Endlich wirft er dem Unterzeichneten vor, er folge allen Außerungen 
Hoyms mit blinder Gutgläubigkeit, während derſelbe in Wahrheit wohl 
zuerſt auf die Täuſchung, die Hoym — aber vor ihm auch Schlabren- 
dorff — dem König gegenüber geübt hat, in ſeinem Aufſatz über die geiſt⸗ 
lichen Stifter in den Jahrbüchern für Nationalökonomie 3. Folge, Bd. IV, 
wie auch in dem oben erwähnten, aufmerkſam gemacht hat. Was für 
„Außerungen“ Hoyms Herr Dr. Pfeiffer im Auge hat, ift dem Unter- 
zeichneten ein Rätſel, da er doch behauptet, die Hauptberichte Hoyms ſeien 
ihm nicht bekannt geweſen. H. Fechner. 


Dr. R. Krauel, Kaif. Geſandter z. D.: Briefwechſel zwiſchen Prinz 
Heinrich von Preußen und Katharina II. von Rußland. Berlin 
1903, Duncker (178 S.). [Quellen und Unterſuchungen zur Geſchichte 
des Hauſes Hohenzollern. 1. Reihe Briefwechſel II.] 


Der verdienſtvolle Heinrich⸗Forſcher hat fih durch die Veröffent- 
lichung des Briefwechſels ſeines Helden mit Katharina II. von neuem den 
aufrichtigen Dank der Fachgenoſſen erworben. Nach einer kurzen Überficht 
über Anlaß, Inhalt und Ende der Korxeſpondenz folgen 111 Briefe in 
wörtlichem Abdruck, zum allergrößten Teil von Heinrich und Katharina 
verfaßt, nur 6 von der Hand des Großfürſten Paul und einer von deſſen 
Gemahlin, Sophie Dorothee von Württemberg, Heinrichs Nichte, ge⸗ 
ſchrieben. Wir erhalten hier eine höchſt willkommene Ergänzung zu den 
noch ausſtehenden Bänden der Politiſchen Korreſpondenz Friedrichs des 
Großen, denn dieſer Briefwechſel ſtellt ein Stück der politiſchen Bündnis⸗ 
beziehungen Rußlands und Preußens in dem Jahrzehnt von 1770 bis 
1780 dar. 

Auf Veranlaſſung Katharinas weilte Prinz Heinrich 1770 als Gaſt 
in Petersburg. Ohne weitere diplomatiſche Vorbereitung!) hat Katharina 
bei dem Könige Friedrich dieſe Reiſe Heinrichs veranlaßt, wohl ohne 
Zweifel, um die bedenkliche Annäherung Friedrichs an Sſterreich wieder 
wettzumachen, die ſich in den berühmten Monarchenzuſammenkünften 
Friedrichs und Joſephs anzubahnen ſchien. Die Initiative zu dem eigent⸗ 
lichen Briefwechſel aber, der nach der Rückkehr Heinrichs aus Rußland einſetzt, 
hat Prinz Heinrich ergriffen, in Übereinſtimmung mit den politiſchen Ab⸗ 
ſichten ſeines königlichen Bruders. Ich hatte früher einmal bemerkt, im 
ganzen ſei bei den Beziehungen Preußens und Rußlands Friedrich der ſuchende, 
der bedürftigere Teil geweſen: dieſer Briefwechſel und feine Inszenierung be- 
ſtätigt meine Anſicht vollkommen. Der ganze Zweck des Briefwechſels iſt ein 
durchaus politiſcher: Friedrich beruft ſich darauf, daß die Inder den Teufel 
anbeten, damit er ihnen nicht ſchade. Es gilt, die perſönlichen Beziehungen 
Heinrichs zu Katharina, die ſich während des Aufenthaltes in Petersburg 
1) Krauel zweifelte noch daran. Inzwiſchen hat Volz den Sachverhalt in 

der Politiſchen Korreſpondenz feſtgeſtellt und auch das Reſultat in feiner Anzeige 
Krauels in der Nationalzeitung mitgeteilt. Sonnkagsbeilage 20. u. 27. März 1904. 
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angeknüpft hatten, nicht erkalten zu laſſen, und ſo neben dem amtlichen 
Wege noch einen weiteren intimeren, direkteren ſich zu ſichern, der für 
künftige Fälle, insbeſondere bei dem etwaigen Tode Friedrichs, die Auf- 
rechterhaltung des für Preußen ſo erwünſchten und notwendigen Bündniſſes 
mit Rußland erleichtern konnte. Wie es ſcheint, ſtehen die beiden Brüder 
dieſer Zwangslage, die privatere Korreſpondenz mit Katharina im Hin⸗ 
blick auf den politiſchen Zweck zu pflegen, verſchieden geſtimmt gegenüber. 
Friedrich iſt das offenbar wenig ſympathiſch; er begründet dem Bruder 
gegenüber, warum er im Staatsintereſſe wohl oder übel dieſes Opfer 
bringen müſſe, in ſeinen Augen iſt auch die zweite Reiſe Heinrichs 
nach Petersburg von 1776 eine unangenehme Zumutung, die man indeſſen 
nicht gut zurückweiſen dürfe. Heinrich dagegen ſcheint ohne beſondere Selbſt⸗ 
überwindung dieſe Beziehungen gepflegt und die neue Reiſe unternommen 
zu haben. Man gewinnt den Eindruck, als ob er nicht ungern dieje Ber- 
mittlerrolle übernommen, ſich darin nicht übel gefallen habe, als glänzend 
gefeierter Gaſt die politiſchen freundſchaftlichen Beziehungen zu Rußland 
zu verkörpern, und hierdurch eine politiſche Rolle zu ſpielen, die ihm ſonſt 
verſagt geblieben wäre. 

Und in der Tat erhebt fih Heinrich durch feine perſonliche Stellung 
zu Katharina in wichtigen Momenten geradezu zu dem wichtigſten politiſchen 
Werkzeug und Helfer ſeines Bruders. Eine wie unerwartet wichtige Rolle 
Heinrich bei der erſten polniſchen Teilung geſpielt hat, iſt ja erſt kürzlich 
zu unſer aller Überraſchung von Koſer an das Licht gezogen worden und 
wird in dem Briefwechſel voll beſtätigt. Katharina ſpricht ihm das Ver⸗ 
dienſt zu, die drei Mächte unter einen Hut gebracht zu haben, ſie nennt 
ihn geradezu „le premier moteur“ der polniſchen Teilung und anerkennt 
damit Heinrichs wichtige Anteilnahme, wenngleich ihr Ausdruck übertrieben 
iſt. Denn die Verdienſtanteile laſſen ſich heute klar und ſicher verteilen. 
Der Gedanke, Polen zu zerteilen, iſt uralt, liegt in der Luft und darf nicht 
als geiſtiges Eigentum eines der handelnden Staatsmänner in Anſpruch 
genommen werden. Das Verdienſt, in der drohenden europäiſchen Kriſis 
zuerſt als friedliches Ausgleichmittel die ſpäter durchgeführte ſpeziſiſche 
Form einer polniſchen Zerſtückelung angeregt zu haben, kommt Friedrichs 
Lynarſchem Projekt zu. Den Stein ins Rollen gebracht hat lediglich das 
ſelbſtändige Vorgehen der Sſterreicher in der Zips, worauf Katharina 
den Gedanken Friedrichs aufgriff. Heinrichs Verdienſt iſt es, den Plan 
Katharinas in Rußland unterſtützt und Friedrichs damalige Bedenken 
gegen ſeine Ausführbarkeit überwunden zu haben. 

Eine andere wichtige Aufgabe fiel Heinrich gleich darauf im Jahre 
1772 zu, als Guſtav III. ſich durch einen Staatsſtreich der Bevormundung 
durch die Stände und Rußland entzog. Damals ſtanden die Dinge hart 
vor dem Bruch zwiſchen Schweden und Rußland, der auch Preußen, als 
den Alliierten Katharinas, nicht unberührt gelaſſen hätte. Da mußte denn 
wieder Heinrich eingreifen und der Zarin ſo zart wie möglich Ruhe und 
Frieden gegen Schweden predigen. Zwar iſt nach Krauels richtiger Be: 
obachtung der Frieden ſchließlich wohl weniger wegen Heinrichs Fürſprache 
erhalten geblieben, als deshalb, weil die Türken Katharina in Atem 
hielten, immerhin hat doch damals im Grunde der Prinz die Diplomatie 
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Preußens in Rußland vertreten. Eine dritte Gelegenheit, hervorzutreten, 
bot ſich während des zweiten Aufenthaltes Heinrichs 1776 in Petersburg. 
Der Thronfolger Großfürſt Paul war ſoeben Witwer geworden. Zu ſeiner 
Gemahlin erkor Katharina die Prinzeſſin Sophie Dorothea von Württem⸗ 
berg, bei der nur das eine Hindernis vorlag, daß ſie bereits mit dem Erb⸗ 
prinzen von Heſſen⸗Darmſtadt verlobt war. Da ift wieder Heinrich der 
Retter in der Not geworden. Er bewegt den Erbprinzen in einem Briefe 
mit wunderlicher Miſchung von Lockungen und Drohungen zum Verzicht 
auf feine Anſprüche, vermittelt die Werbung bei dem Elternpaare der er⸗ 
korenen Prinzeſſin und feſtigt durch dieſes zarte perjönliche Band die poli⸗ 
tiſche Freundſchaft Preußens zu Rußland über den Tod Katharinas 
hinaus. Freilich zu Lebzeiten Katharinas hat die bald verſchärfte Span⸗ 
nung zwiſchen Katharina und ihrem Sohne die Früchte dieſer Ehevermitt⸗ 
lung für Preußen verdorben. Endlich und zuletzt hat Heinrich 1778 ſein 
bereits erkaltendes Verhältnis zu der Zarin und feine herzlichen Bezie- 
hungen zu dem großfürſtlichen Paare in das Treffen geführt, um Katha⸗ 
rina in der Kriſis des bayriſchen Erbfolgekrieges vor und nach ſeinem 
Beginne zu einem Eintreten für Preußen zu bewegen. Wir erfahren, daß 
der Großfürſt angeblich auf Wunſch Heinrichs ſeine Fürſprache noch vor 
Ausbruch des Krieges bei ſeiner Mutter eingelegt hat, daß einmal auf 
Seite Katharina's die Abficht beftand, durch eine Diverſion nach Galizien 
ihrem preußiſchen Verbündeten Luft zu machen, und daß endlich ein Brief 
Heinrichs an Katharina ihre Friedensvermittlung tatſächlich herbei⸗ 
geführt hat. 

Indeſſen darf man aus alledem nicht ſchließen, nun einen hoch⸗ 
politiſchen Briefwechſel in Krauels Veröffentlichung zu finden. Es ſind 
vielmehr geradezu Oaſen, wenn ſich der Briefwechſel zu politiſcher Bedeu⸗ 
tung erhebt. Das Charakteriſtiſche an ihm iſt das „Unintereſſante“, die 
Kunſtfertigkeit, einen ſtellenweiſe fehe lebhaften Briefwechſel unter Ver⸗ 
meidung der beiden Teilen am Herzen liegenden hohen Politik zu führen. 

So wird in Heinrichs Briefen, von ganz wenigen abgeſehen, die un⸗ 
mittelbar politiſchen Anläſſen entſprungen find, im Grunde lediglich das 
eine Thema: Dankbarkeit, Liebe, Bewunderung, Hoffnung auf Wiederholung 
des Beſuches ſeit 1770 in ſchier zahlloſen Variationen ausgeſponnen. Die 
Briefe Heinrichs leſen ſich nicht wie die eines gereiften Mannes und ruhm⸗ 
gekrönten Feldherrn, ſondern etwa wie die eines liebeatmenden Bräutigams, 
der über Zeit und Raum hinweg den Armen ſeiner Angebeteten ſich ent⸗ 
gegenſehnt. Da regnet es förmlich ſüßeſte Beteuerungen: Es war der 
ſchönſte Tag ſeines Lebens, da er die Zarin perſönlich ſehen durfte, es wird 
der glücklichſte werden, wenn er ſie wiederſieht; der Sieger von Freiberg 
verſichert, daß es der höchſte Ehrgeiz ſeines Lebens fei, daß fich die Kaiſerin 
bisweilen feiner erinnere. Er fühlt fi) ihr „attaché pour la vie“, 
ſpricht von „tendre attachement“, von „notre Impératrice“, ja endlich 
hören wir auch den Grundakkord, das Wort „aimer“. Sie zu verehren 
und zu lieben iſt ſein Lebenskultus. Als er in einem „unvergleichlichen“ 
Briefe die zweite Einladung in den Händen hat, fühlt er die Jugend 
wiederkehren mit ihrer Fähigkeit zur Freude. 

Mit diefen Tönen einer freundſchaftlichen Zuneigung und Liebe vers 
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miſchen fih nicht enden wollende Ausdrücke der Bewunderung. Krauel 
weiſt, um für dieſe Schmeicheleien den richtigen Maßſtab zu finden, mit 
Recht auf Potemkins aus der Erfahrung entnommenes Rezept hin, der 
Kaiſerin die Schmeicheleien fauſtdick aufzutragen. Auch Friedrich der Große 
hat nach dieſem Rezept gehandelt, ſo ſchwer es ihm auch geworden ſein 
mag. Immerhin behalten Friedrichs Schmeicheleien eine politiſch-monu⸗ 
mentale Färbung. Er ſchreibt der Zarin nur ſelten, bei beſtimmten wich⸗ 
tigen politiſchen Anläſſen, wie etwa der Wahl Stanislaus Poniatowskis zum 
polniſchen Könige oder dem Frieden von Teſchen, wo die ſtark aufgetragene 
Bewertung Katharinas immerhin eine ſolide Baſis an der Wirklichkeit der 
Vorgänge hatte. Heinrich befindet ſich dagegen in einer ſehr viel unglücklicheren 
Lage. Die hohe Politik ſoll abſichtsvoll nach Möglichkeit beiſeite bleiben. 
Beide Teile wenden denſelben Kunſtgriff an, dieſe Korreſpondenz mit ihrer 
politiſchen Grundlage äußerlich mit dem Charakter reiner privater Freund⸗ 
ſchaſt zu ſtempeln und fie nur bei beſonderen Gelegenheiten zu politiſchen 
Zwecken zu verwerten. Konnte Prinz Heinrich der Kaiſerin doch kurz vor 
ſeiner Ankunft in Petersburg allen Ernſtes verſichern, daß ſeine Reiſe 
keinerlei politiſchen Zweck verfolge, ſondern es ſich nur um perſönliche 
Huldigungen handele. Wenn aber Heinrichs Briefwechſel im Gegenſatz zu 
dem ſeines Bruders im weſentlichen unpolitiſch, zugleich aber auch im 
Staatsintereſſe lebhaft und der inneren Wirkung auf Katharina ſicher ſein 
ſollte, ſo ſtellte ſich eben in Ermangelung eines beſſeren Stoffes das Be⸗ 
dürfnis ein, dieſes Thema der Zuneigung und Bewunderung bis ins End⸗ 
lofe immer von neuem zu variieren. Aber ſelbſt bei allen dieſen 
Milderungsgründen bleibt es doch ſtarker und ſtärkſter Tabak, was uns 
hier gedruckt vorliegt: Seit der Norden Europas die Kaiſerin beſitze, be⸗ 
dürfe man keines Salomo mehr. Wenn alle Menſchen ihr Beiſpiel vor 
Augen hätten, würde der Wunſch, nach Vollendung zu ſtreben, ſie über 
ſich ſelbſt erheben. Heinrich betrachtet als ein Unglück, nicht in ihren 
Dienſten zu ſtehen. „Man kann nicht aufhören zu ſprechen, wenn man von 
Ihnen ſpricht, man kann nicht aufhören, Sie zu bewundern, wenn man, 
wie ich, das Glück hatte, Sie zu ſehen.“ Das Stärkſte iſt doch wohl, daß 
er ſie gleichſam als Göttin verehren will: Die Schönheit ſeines Rheins⸗ 
berger Landgutes beruhe in der Nachahmung der Alten, die unter 
Bäumen ꝛc. ihre Götterbilder verehrten. „C'est ainsi que le nom de 
Votre Maj. Impériale se répète souvent à l’ombre du feuillage épais 
ou sous des toits rustiques. Elle sait done qu’Elle a un temple dans 
un coin de la terre sur les confins de Mecklenbourg.“ 

So kommt es, daß diefe Briefe Heinrichs, wenn man fie im Zu⸗ 
ſammenhange lieft, den Eindruck einer geradezu qualvollen Einförmigkeit 
machen. Man atmet förmlich auf, wenn man einmal inmitten der inhalt⸗ 
loſen Wüſte die Oaſe eines politiſchen Briefes findet, und begreift es ſchwer, 
daß in jener berühmten Zeit geiſtvoller Geſelligkeit zwei ihrer geiſtig her⸗ 
vorragenden Vertreter die Regeln des guten Geſchmacks derart außer acht 
laſſen konnten: Katharina, die ſich lächelnd dieſes Bombardement mit 
grotesken Schmeicheleien gefallen ließ, und damit trotz all ihrer politiſchen 
Größe doch eben den Tribut der Weiblichkeit bezahlte, und Heinrich, der 
Briefe drechſeln konnte von ſo erſchreckender Gleichförmig⸗ und Inhalt⸗ 
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loſigkeit. Den berühmten geiſtvollen Prinzen, der durch Wiſſen und Ge⸗ 
wandtheit ja in der Tat während ſeines erſten Aufenthaltes in Petersburg 
einen ſtarken Eindruck gemacht haben muß, vermißt man in ſeinen Briefen, 
wenn man nicht eben das eine bewundern will: die Unerſchöpflichkeit, ein 
und dasſelbe Thema in hundert Faſſungen ſtets von neuem zu beleuchten. 

Der Leſer erſtaunt, daß Heinrich ſo ganz außerordentlich ſelten zu 
dem jener Zeit doch beſonders naheliegenden Auskunftsmittel gegriffen hat, 
einen Gedankenaustauſch etwa über Fragen der Philoſophie und Literatur 
herbeizuführen. Die Erklärung dafür liegt wohl in zwei Umſtänden. 
Einmal hat man m. E. im Auge zu behalten, daß es ſich hier um keinen 
Briefwechſel handelt, der den gewöhnlichen Zweck eines reinen gegenſeitigen 
Gedankenaustauſches verfolgt. Vielmehr iſt der Zweck eben ein politiſcher: 
es ſoll, ohne Politik zu berühren, Katharinas Stimmung für Preußen 
warm erhalten werden. Das Mittel dazu iſt die Schmeichelei, und dieſe 
Schmeichelei könnte in ihrer Wirkung beeinträchtigt werden, wenn ſie nur 
nebenbei angebracht wird und nicht den eigentlichen, den Hauptinhalt der 
Briefe bildete. Daneben aber liegt der Grund wohl in einer weiteren und 
letzten ganz charakteriſtiſchen Eigenſchaft der Briefe Heinrichs: ihrer tiefen 
Devotion vor Katharina. 

Dieſe Devotion kommt vor allem darin zum Ausdruck, daß, wie 
Krauel mit Recht hervorhebt, ſtets Katharina das Thema der Korreſpondenz 
angibt. Nur 1772, als der ſchwediſche Staatsſtreich den europäiſchen 
Frieden gefährdet, ergreift Heinrich einmal ſelbſt die Initiative. Aber 
ſonſt hat Heinrich es als ſeine Aufgabe betrachtet, im großen und ganzen 
Katharinas Briefe kunſtvoll zu paraphraſieren, ſo daß alles und jedes ſich 
schließlich zu einer Schmeichelei und Huldigung für Katharina umgeſtaltet. 
Da Katharina nun aber nur ganz vereinzelt einmal literariſche Fragen berührt, 
ſo wenn ſie ſich für einige ihr übermittelte politiſche Satiren Friedrichs 
bedankt, oder wenn ſie ihrer Bewunderung für Friedrich einen wohltuend 
natürlichen Ausdruck gibt, ſo blieb dieſes ergiebige Briefthema eben auch 
Heinrich verſchloſſen. 

Auch ſonſt atmen Heinrichs Briefe auf Schritt und Tritt tiefſte 
Devotion. Mit welcher zarteſten Zurückhaltung ſpricht er ihr, gleichſam 
nur zwiſchen den Zeilen, den Wunſch 1772 aus, von einer kriegeriſchen 
Repreſſalie gegen Guſtav III. abzuſehen. Er bittet die Zarin um Ver⸗ 
gebung, wenn er ihre menſchlichen Tugenden mit denen der Landgräfin von 
Heſſen⸗Kaſſel zu vergleichen und jo Großes und Kleines in Parallele zu 
ſtellen wagt. Er erſchöpft ſich in Liebenswürdigkeiten, naht ſich ihr wieder 
und wieder mit Geſchenken aller Art, ſchickt ihr politiſche Gedichte Fried⸗ 
richs, die eine wohlberechuete Doſis Weihrauch für ſie enthalten, Pläne 
preußiſcher Stifter für adlige Jungfrauen, nach antiker Art gemalte Bilder, 
ein Gemälde ihres Lieblingsmalers van der Werff, Porzellanſachen, Edel⸗ 
ſteine, die Pläne des Schloſſes für ſeinen Bruder Ferdinand, ohne für alle 
dieſe Aufmerkſamkeiten jemals ein anderes Aquivalent zu erhalten, als eine 
Siegesmedaille auf die Siege Orlows! Eine faſt beſchämende Größe nimmt 
dieſe Devotion Heinrichs an, wenn er das Gemälde van der Werffs, das 
noch dazu König Friedrich ſelbſt aus ſeinem Beſitze hergibt, nicht wagt, 
direkt der Kaiſerin zu übermitteln, ſondern es formell dem Grafen Orlow 
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ſchenkt mit der Bitte, es der Kaiſerin zur Verfügung zu ſtellen, wenn fie 
daran Geſchmack fände: ein Übermaß der Devotion, das ſein Gegenſtück in 
der grotesken Komik findet, daß nun Katharina wiederum den Brief 
ſchreibt, in dem Orlow ſich für das Geſchenk bedankt. Ebenſo hat Heinrich 
zwei Bilder in antiker Manier nur auf dem gleichen Umweg ihr zu über⸗ 
ſenden gewagt: „Je les lui (dem Grafen Tſchernitſchef) donnais, non pour 
les présenter en mon nom, — c'est une liberté que je ne prendrais 
pas, — mais qu'au cas que cela L' (die Kaiſerin) amusät un moment, 
il put les offrir A V. M. L“ In diefen Zuſammenhang gehört auch die 
Bereitwilligkeit, ſich zum Mittler einer Verlobung des Großfürſten Her- 
zugeben, deren Vorausſetzung die Löſung einer beſtehenden Verpflichtung 
war. Ja einmal hat das Übermaß der Überſchwänglichkeit und Devotion 
dem Prinzen ſogar eine empfindliche Schlappe zugezogen. Am 6. Januar 
1774 läßt endlich Katharina, nach wiederholten deutlichen Winken des 
Prinzen, die Einladung zu einem zweiten Beſuch ergehen, der, wie es 
ſcheint, gleich bei der erſten Anweſenheit Heinrichs in Petersburg beredet 
worden war. Am 22. Auguſt 1774 ſchiebt ſie dieſe Einladung auf etwa 
1!/a Jahr auf, da fie am Ende des Jahres für ein Jahr nach Moskau 
gehen müffe ꝛc. Das war ein jo auffallender Zwiſchenfall, daß Heinrich 
leiſe andeutet, er fürchte, daß der Grund eine Störung ihrer alten Freund⸗ 
ſchaft zu ihm ſei, gleichwohl aber ſich ziemlich offen erbietet, ebenſo gern 
ihr in Moskau ſeine Aufwartung zu machen. „Je serai heureux 
partout où Elle se trouve. Je mose rien ajouter pour d'être 
indiscret.“ Trotzdem erhielt er auch für Moskau eine Abſage von 
Katharina. Die Gründe ſind noch nicht ganz klar: ſie ſtellt die 
Zerſtörung Moskaus während des Koſakenaufſtandes Pugatſchefs vor, ihre 
Abſorbierung durch Regierungsgeſchäfte, die Unmöglichkeit, ihn dort unter⸗ 
zubringen und entſprechend zu bewirten. Aber es ist doch höchſt auffallend, 
daß Katharina zwei Tage vorher ihre Erwartung ausſpricht, den Prinzen 
in Moskau zu ſehen und Potemkin ihm ankündigt, daß die Kaiferin fo- 
gleich Befehl erteilen werde, ein Haus für ihn in Moskau herrichten zu 
laſſen. Krauel vermutet, daß Katharina den Prinzen nicht gern habe 
Zeuge von unangenehmen Szenen und Bildern in jenem Aufſtandsgebiet 
werden laſſen wollen. 

An ſich hätte es ja nahe gelegen, den Beſuch Heinrichs, anſtatt ihn 
im Auguſt auf 1 Jahre hinauszuſchieben, noch vor Weihnachten zu er- 
bitten: die zwei Monate etwa, die er ſpäter tatſächlich in Anſpruch ge⸗ 
nommen hat, würden ſich auch ſo noch haben erzielen laſſen. Am 
empfindlichſten aber war die grobe Zurückweiſung, als Heinrich 1781 durch 
den Literaten und Korreſpondenten der Kaiſerin, Grimm, indirekt an: 
bohrte, ob ſie nicht den völlig eingeſchlafenen Briefwechſel wieder aufnehmen 
wolle, und ihr ſogar eine Schildpattſchachtel überreichen ließ. Sie nahm 
zwar die Schachtel an, bedankte ſich dafür auch bei Heinrich, jedoch nur 
indirekt auf dem Wege über Grimm, und ſchrieb an Grimm, wie Krauel 
erinnert: ſie finde es „ſehr ſonderbar, daß jeder den Anſpruch erhebe, ſie 
mit Gewalt zum Schreiben zu veranlaſſen. .. Warum wolle man, daß 
fie fich mit höflichen Redensarten abquäle, die zeitraubend und zum 
Sterben langweilig ſeien“. 
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Nun, ſo lange Preußen und Rußland an einem Strange zogen, hat 
ſie, trotzdem ihre Charakteriſtik des Briefwechſels ſachlich im weſentlichen 
durchaus zutrifft, doch die fchriftlichen Beziehungen zu Heinrich gepflegt. 
Bei der abſichtlichen Zurückhaltung, die Heinrich ſich auferlegte, und 
ſeiner Abſicht, durch ungetrübte Schmeicheleien zu wirken, iſt es ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß Katharinas Briefe uns inhaltlich erheblich mehr zu 
feſſeln vermögen. Gewiß, auch ſie ſpart nicht die Schmeicheleien. Sie 
nennt den Prinzen beim Abſchluß der erſten polniſchen Teilung ein 
illuſtres Geſchenk von oben, begrüßt ihn als den Heros des Jahrhunderts, 
oder „le héros le plus complaisant“ 2c., aber ſolche und ähnliche 
Schmeicheleien wirken auf den Leſer doch nicht ſo aufdringlich wie in den 
Briefen Heinrichs, weil ſie in einen reelleren ſonſtigen Inhalte eingeſtreut 
ſind. Auch Katharina vermeidet es möglichſt, die hohe Politik zu be⸗ 
rühren: nur über die polniſche Teilung und über den ſchwediſchen Staats⸗ 
ſtreich hat ſie politiſche Briefe geſchrieben, und namentlich der ſchwediſche 
Brief iſt mit ſeiner indirekten Beſtimmung für die Augen König Guſtavs 
ein kleines Kabinettsſtück und das Muſter eines kräftigen Denkzettels. 
Aber im ganzen plaudert fie unpolitiſch, liebenswürdig, ſchmeichelnd, hier 
und da neckiſch, mit kleinen boshaften Scherzen über die Damen der Diplo- 
maten in Petersburg oder ihren Akademiepräſidenten, erzählt von ihren 
ländlichen Freuden, den Sorgen, die ihr aus dem religiöſen ſtumpfſfinnigen 
Fanatismus der Maſſe entſtehen, ihren Feſten, dem Empfang der erſten 
Gemahlin und dem Eheglück ihres Sohnes. Mit unverkennbarem Stolze be⸗ 
richtet ſie auch wohl von dem Fortſchritt ihrer Waffen gegen die Türken, 
läßt ihrem Haß gegen die Neuerer in Frankreich mit interefjanter Offenheit 
die Zügel ſchießen, freut fich über Turgots Sturz und verurteilt die „ver: 
fluchten Öfonomifer* in Frankreich. Ihre liebenswürdige, edle, dem 
Großen zugewandte Perſönlichkeit ſpiegelt ſich auch in ihren Briefen wieder. 

Ich nannte oben den Briefwechſel eine Ergänzung zu den noch aus⸗ 
ſtehenden Bänden der Politiſchen Korreſpondenz Friedrichs. Erſt mit ihrem 
Fortſchreiten werden wir auch größere Klarheit über wichtige Fragen er⸗ 
langen, die über den Briefwechſel ſich erheben. Die wichtigeren Phaſen, 
die Einladung zur zweiten Reiſe, ihr Auſſchub ꝛc. werden in ihrer etwaigen 
Verknüpfung mit der allgemeinen Politik erſt dann voll und ſicher ge⸗ 
würdigt werden können. Bis dahin möchte ich auch das Urteil über die 
Gründe aufſchieben, die ſo ſchnell zu Beginn 1777 das Erlahmen und 
Ende des Briefwechſels herbeiführten. Krauel möchte jeden politiſchen Grund 
ausſchließen und den entſcheidenden Anlaß in dem Umſtande erkennen, von 
dem ich zunächſt nur ſagen möchte, daß er zweifellos mitgewirkt hat: der 
Eiferſucht Katharinas auf die engen Beziehungen Heinrichs zu dem Groß⸗ 
fürſten, der weſentlich wegen der ihm aufgezwungenen Tatloſigkeit in ein 
ſtark geſpanntes Verhältnis zu Katharina gekommen war. Aber welche 
Aufſchließungen uns auch noch der Fortſchritt der Politiſchen Korreſpou⸗ 
denz bringen mag, eine höchſt wichtige Tatſache fällt auch heute ſchon aus 
dem Briefwechſel für uns ab: ſchon 1776 gelegentlich des zweiten Aufent⸗ 
halts Heinrichs in Petersburg hat König Friedrich die Zarin für ein 
Bündnis mit der Türkei zu gewinnen verſucht, und damit ſchon damals 
den heiklen Punkt berührt, an dem 1779 ſich die Intereſſengemeinſchaft 
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ihrer Staaten löſte. Nach dem Zuſammenhange kann ich Krauels Zweifel, 
ob mit dem vorgeſchlagenen Bündnis auf die Türkei gezielt worden ſei, 
nicht als berechtigt anerkennen. Georg Küntzel. 


Wilhelm von Humboldts geſammelte Schriften, herausgegeben von der 
Königlich Preußiſchen Akademie der Wiſſenſchaften. Band X: Poli⸗ 
tiſche Denkſchriften, herausgegeben von Bruno Gebhardt. Erſter 
Band. Berlin 1903, B. Behrs Verlag (VI u. 302 S.). 


Die eigentümlich reiche und vornehme Perſönlichkeit W. v. Humboldts 
iſt anerkanntermaßen nie ſchöner zur Geltung gekommen, als in den knapp 
anderthalb Jahren 1809/10, wo er die Sektion für Kultus und Unterricht 
im Miniſterium des Innern leitete. Deshalb iſt es dankbar zu begrüßen, 
daß die neue Humboldtausgabe der Berliner Akademie als erſten Band der 
politiſchen Denkſchriften neben einigen wenigen etwas willkürlich gewählten 
Geſandtſchaftsberichten aus Rom (S. 1—15) das Aktenmaterial zur Ge⸗ 
ſchichte ſeiner Kultusverwaltung veroffentlicht. Manches davon war ſchon 
gedruckt, wie namentiich der größere Teil der auf die Gründung der Uni⸗ 
verſität Berlin bezüglichen Schriftſtücke; aber das meiſte erſcheint doch zum 
erſtenmal vollſtändig, und man freut ſich, alles in einer auch äußerlich 
würdigen Ausgabe hübſch bei einander zu haben. Die Lektüre gewährt 
einen wirklichen Genuß. Der Leſer hat das angenehme Gefühl, in der Ge⸗ 
ſellſchaft eines hervorragenden Geiſtes zu ſein. Humboldt meint einmal in 
dem wundervollen „Gutachten über die Organiſation der Oberexaminations⸗ 
kommiſſion“, daß der große Staatsmann nicht vorwiegend nur den Ge⸗ 
danken oder vorwiegend nur die Wirklichkeit ins Auge faſſe, ſondern das 
Ziel nur dann erreicht glaube, wenn der Gedanke der Stempel der Wirk⸗ 
lichkeit geworden ſei (S. 87 f.). Das war ſeine eigene Art. Philoſoph und 
Praktikus durchdrangen ſich in ihm aufs glücklichſte. Das Allgemeine 
adelte das Beſondere, ohne es aufzuheben. 

Im einzelnen finden ſich natürlich Urteile, die zeitlich bedingt ſind. 
Die ſehr intereſſanten Bemerkungen „über den Entwurf zu einer neuen 
Konſtitution für die Juden“ (S. 97 f.) zeigen jenen ſpäter nicht immer ge⸗ 
rechtfertigten, man möchte jagen jugendlich liebenswürdigen Optimismus, 
ber den meiſten Männern der Reformperiode eigentümlich iſt: „Es bleibt 
immer klar und unleugbar, daß jede Geſetzgebung ng über die Juden in dem 
Grade beſſer iſt als eine andre, indem ſie die Abſonderung unmerkbarer 
und die Verſchmelzung inniger macht.“ Ahnlich klingt die Schilderung 
des nach Peſtalozzi gebildeten Zellerſchen Normalinſtituts in dem General⸗ 
bericht vom 1. Dezember 1809 mehr nach Staatsroman als nach Wirk⸗ 
lichkeit (S. 208 f.). Aber ſehr vieles daneben hat bleibenden Wert. Es 
finden ſich goldene Worte über die Bedeutung der Religion für das Volks⸗ 
leben (S. 200 f.), über Zweck und Einrichtung des Schulweſens (namentlich 
in den Nummern 22 und 23 „Über ſtädtiſche Schuldeputationen“ S. 115 f.), 
die Kunſt des Examinierens (S. 85 f.), den Nutzen und die Art gelehrten 
Beirats für die Verwaltung (Ideen zu einer Inſtruktion ſür die wiſſen⸗ 
schaftliche Deputation bei der Sektion des öffentlichen Unterrichts S. 179 f.). 
Vollends klaſſiſch iſt die Erörterung des notwendigen Unterſchieds zwiſchen 
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Schule und Univerſität: „Es ift ferner eine Eigentümlichkeit der höheren 
wiſſenſchaftlichen Anſtalten, daß ſie die Wiſſenſchaft immer als ein noch 
nicht ganz aufgelöſtes Problem behandeln und daher immer im Forſchen. 
bleiben, da die Schule es nur mit fertigen und abgemachten Kenntniſſen 
zu tun hat und lernt. Das Verhältnis zwiſchen Lehrer und Schülern 
wird daher durchaus ein anderes als vorher. Der erſtere iſt nicht für die 
letzteren, beide ſind für die Wiſſenſchaft da; ſein Geſchäft hängt mit an 
ihrer Gegenwart und würde, ohne ſie, nicht gleich glücklich von ſtatten 
gehen; er würde, wenn ſie ſich nicht von ſelbſt um ihn verſammelten, fie 
aufſuchen, um ſeinem Ziel näher zu kommen durch die Verbindung der ge— 
übten, aber eben darum auch leichter einſeitigen Kraft mit der ſchwächeren 
und noch parteiloſer nach allen Richtungen mutig hinſtrebenden“ (S. 252). 

Das Grundprinzip der Humboldtſchen Verwaltung war unbedingte 
Liberalität. Alle Bevormundung widerſtrebte ihm. Der Staat ſei kein 
Erziehungs-, ſondern ein Rechtsinſtitut (S. 100). Deshalb, wenn fih feine 
Einmiſchung bei der Unvollkommenheit der menſchlichen Dinge nicht ent- 
behren laſſe, folte fie möglichſt wenig fühlbar werden, nur in Anregung, 
und oberſter Aufſicht beſtehen. Nicht überall war es Humboldt vergönnt, 
die vollen Konſequenzen dieſer Anſicht zu ziehen. Den alten Zwang der 
Zenfur z. B. konnte er, fo gern er gewollt hätte, von ſich aus weder auf: 
heben, noch auch nur auf politiſche Journale beſchränken. Aber er ſuchte 
ihn durch ſchonendſte Handhabung zu erleichtern. Der „Entwurf zu einer 
Verordnung, die Veränderung und Vereinfachung der Zenſurbehörden be- 
treffend“ (S. 55 f.), bezeichnete den Zenſor als den „Mittelsmann zwiſchen 
dem Staat und der Schriftſtellerei, welcher ebenſowohl dieſe gegen jenen, als 
jenen gegen dieſe in Schutz zu nehmen beſtimmt iſt“ und legte ihm demgemäß 
die „doppelte Verantwortlichkeit“ auf; ſowohl die, „das Unerlaubte ſtehen 
gelaſſen, als das Erlaubte geftrichen zu haben“. Wo er ſelbſt Herr war, 
blieb es nicht bei ſolchen Kompromiſſen. Das friderizianiſche Verbot, fremde 
Univerſitäten zu beſuchen, fiel auf feinen Antrag (S. 237 f.). Alle Ver⸗ 
ſuche, die neu zu gründende Univerſität in Berlin mit einer ſtrafferen 
Organiſation neufranzöſiſchen Zuſchnitts zu beglücken, fanden bei ihm ent- 
ſchiedenſten Widerſtand. Der Staat müſſe feine Univerſitäten weder als 
Gymnaſien, noch als Spezialſchulen behandeln. Einſamkeit und Freiheit 
ſeien die im Kreis der Wiſſenſchaften vorwaltenden Prinzipien (S. 251, 
253). Selbſt die Rektoren der Schulen wünſchte er in allen Sachen des 
Unterrichts und der Disziplin ſoviel als möglich unabhängig zu ſtellen: 
„Mir ſcheint das wahre Mittel, die Schulen zu heben, gute Rektoren zu 
wählen und dieſen viel Freiheit zu laſſen“ (S. 118). Überhaupt aber be⸗ 
zeichnete ſein Rechenſchaftsbericht vom 1. Dezember 1809 als ſein „haupt⸗ 
ſächlichſtes Streben“, „einfache Grundſätze aufzuſtellen, ſtreng nach dieſen 
zu handeln, nicht auf zu vielerlei Weiſe, aber beſtimmt und kraſtvoll zu 
wirken und das Übrige der Natur zu überlaſſen, die nur eines Anſtoßes 
und einer erſten Richtung bedarf“. 

Wie ſehr ſich dieſe Praxis bewährte, iſt bekannt. Das „Verbeſſe⸗ 
rungsgeſchäft der Nation“ (S. 201), von dem er ſelbſt einmal ſpricht, zählt 
ihn zu ſeinen vornehmſten Förderern. Nur leider konnte er ſich nicht ent⸗ 
ſchließen, lange in einem Amt zu bleiben, das er von vornherein nur un⸗ 
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gern übernommen hatte. Er empfand es an ſich als eine Art capitis 
diminutio, bloßer Sektionschef zu fein. Als nun vollends bei der Neu⸗ 
ordnung des Staatsrats den Sektionschefs nicht das verheißene volle 
Stimmrecht verliehen wurde, bat er „aus Ehrgefühl“ um ſeine Entlaſſung 
(das Geſuch S. 244—250) und drückte gleichzeitig den Wunſch aus, wieder 
im diplomatiſchen Dienſt verwendet zu werden. Der König, der ihm ſchon 
wegen ſeiner vornehmen, reſpektvollen Formen offenbar günſtig war, gewährte 
das. Als Geſandter in Wien konnte Humboldt in den nächſten Jahren eine 
nach anderer Richtung mannigfach bedeutende Rolle ſpielen. 
Die Denkſchriften aus dieſer Zeit wird der zweite Band bringen. 
Friedrich Luekwaldt. 


Ulrich von Stoſch, Hauptmann z. D.: Denkwürdigkeiten des Generals 
und Admirals Albrecht von Stoſch, erſten Chefs der Admiralität. 
Briefe und Tagebuchblätter. Mit dem Bildnis Albrechts von Stoſch. 


II. 


Auflage. Stuttgart und Leipzig 1904, Deutſche Verlags-Anſtalt 


(275 S.; geb. 7 Mk.). 


Die Bedeutung dieſer Veröffentlichung, deren allgemeinen Charakter 
der Titel — bis auf die offen gelaſſene Zeitgrenze — zutreffend bezeichnet, 
liegt zunächſt darin, daß hier ein Mann aus dem Kreiſe des Kronprinzen 
Friedrich Wilhelm ſich ausſpricht, dem „liberalen“ Lager augehörend, das 
dem derer um Bismarck und Roon gegenüberſtand. An hiſtoriſchem Werte 
kann das Buch kaum überſchätzt werden; zwar nicht neben den Roonſchen 
„Denkwürdigkeiten“ (IV. Auflage, Breslau 1897), da Stoſch in den Jahren 
bis 1872, wo die Veröffentlichung abbricht, noch nicht an einer leitenden 
Stelle ſtand, aber gleich dahinter dürfte es zu rangieren ſein: ſo groß iſt 
die Fülle des Wiſſenswerten, die uns hier geboten wird. 

Der Großvater Albrechts von Stoſch war Oberhofprediger, ſein Vater 
war urſprünglich Juriſt, wurde in den Freiheitskriegen von Gneiſenau zum 
Adjutanten gewählt und war zuletzt General im Kriegsminiſterium. Seine 
Mutter entſtammte einer Potsdamer Kaufmannsfamilie; ſeine Frau war 
die Tochter eines bürgerlichen Arztes. „Ich bin am Rhein in liberaler 
Gefinnung groß geworden und bin dieſer bis heute treu geblieben“ erzählt 
Stoſch. „Stoſch iſt ein Liberaler, das hat er von ſeinem Vater geerbt, 
und dem ift es von Gneiſenau eingeflößt worden“; jo urteilte der Reichs⸗ 
kanzler Caprivi; wozu Stoſch ſelbſt bemerkt: „Mein Liberalismus hat ſich 
noch immer mit den Pflichten des preußiſchen Offiziers vertragen, ſo gut 
wie Gneiſenau's.“ Aber erleichtert hat ihm bieſer „Liberalismus“ das 
Avancement nicht, wenigſtens nicht zuerſt, da er in ihm ein Selbſtbewußtſein 
wach hielt, das ihm bei nicht wohlwollender Beurteilung als „Neigung 
zur Indisziplin“ angerechnet wurde. Doch ſeine hohe Befähigung, ſeine 
Strebſamkeit und ſeine erſtaunliche Vielfeitigkeit brachten ihn ſchließlich 
vorwärts. Bei dem damaligen beneidenswerten dienſtlichen Stillleben, das 
Stoſch ebenſo zu gute kam, wie den anderen Führern unſerer großen 
Kriege, gewann er Muße zu wirklichem Arbeiten und Lernen, ohne daß er 
dabei zum Kopfhänger ward, wie er denn auch, ähnlich wie Goeben, dem 
heute ſo oft phariſäiſch unterſchiedslos als Verbrechen angeſprochenen „Jeu“ 
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durchaus nicht abhold war. Vom Jahre 1848 an blieb er in der 
Adjutantur und im Generalſtabe, bis er 1866 als Oberquartiermeiſter der 
Armee des Kronprinzen mit in den Vordergrund der kriegeriſchen, und dann 
auch der politiſchen Ereigniſſe trat. 

Stoſch jelbft hat feine „Denkwürdigkeiten“ fo aufgezeichnet, wie ſie 
ſein Sohn jetzt veröffentlicht: der Erzählung der einzelnen Abſchnitte feines 
Lebensganges find gleichſam als Erläuterungen Stücke feines Briefwechſels 
eingefügt. Der Herausgeber hat von aller und jeder eigenen Zutat oder 
Bemerkung — leider auch von einem Regiſter — abgeſehen; nur ein „Nach⸗ 
wort“ hat er dem Buche folgen laſſen, worin er zu den Beurteilungen, 
die der erſte Abdruck, in der „Deutſchen Revue“ 1902/1903, gefunden hatte, 
Stellung nimmt: wir werden ihm völlig darin beiſtimmen können, wenn 
er hier ſeiner Verwunderung Ausdruck gibt, daß die Aufzeichnungen ſeines 
Vaters als gegen Bismarck gerichtet aufgefaßt worden feien, wobei er zur 
Charakteriſtik des Verhältniſſes von Stoſch zu Bismarck das Wort anführt, 
das Stoſch nach der berühmten Reichstagsrede Bismarck's vom 8. Februar 
1888 an den früheren Hofmarſchall des Kronprinzen, von Normann, 
ſchrieb: „Ich kann ihn (Bismarck) nicht lieben, aber ich muß ihn bewun⸗ 
dern mit allen meinen geiſtigen Kräften.“ Dieſer Ausſpruch iſt überaus 
lehrreich für das Verſtändnis von Stoſch's Perſönlichkeit: jo hervorragend 
klug und ſcharfblickend war er, daß ſein Urteil von Liebe und Haß ganz 
unbeeinflußt blieb. 

Bismarck aljo liebte er nicht: das hatte neben allgemeineren und 
ſachlichen Gründen den perſönlichen, daß Bismarck die Behandlung der 
ſächſiſchen Militärkonvention nach 1866 durch Stoſch bei einer zu dieſem 
Zwecke herbeigeführten Unterredung in einer Weiſe kritiſierte, die Stoſch 
tief verletzte: „Für mich ergab ſich daraus die Lehre, daß mir Ahnliches 
nie wieder paſſieren dürfe.“ Das aber hat Stoſch nicht im mindeſten den 
Blick für Bismarck's Genialität getrübt; wie er nach Königgrätz geurteilt 
hatte: „ich bekenne gern, daß der Eindruck, den ich von ihm (Bismarck) 
empfing, mich geradezu überwältigte. Die Klarheit und Größe ſeiner An⸗ 
ſchauungen boten mir den höchſten Genuß; er war ſicher und friſch in jeder 
Richtung, bei jedem Gedanken eine ganze Welt umfaſſend“, ſo ſchreibt er 
aus Verſailles am 25. Januar 1871: „Ich habe Gelegenheit gehabt, Bis⸗ 
marck in der Aktion zu ſehen, und muß ſagen, daß ich die Energie ſeiner 
Anſchauungen und Handlungen bewundere.“ Andrerſeits hindert ihn ſein 
nahes Verhältnis zum Kronprinzen nicht, im März 1866 zu ſchreiben: 
„er (der Kronprinz) läßt ſich durch die engliſchen Beziehungen in ein falſches 
Fahrwaſſer treiben“, und im Juli 1871 zu urteilen: „Noch iſt die Perſon 
des Kaiſers das wichtigſte Moment für die Konſtituierung Deutſchlands. Wir 
konnen ihn mit der ruhigen Würde ſeines Alters noch nicht entbehren, und am 
wichtigſten iſt ſeine Erhaltung für den Kronprinzen, dem ich noch viele 
Jahre ruhiger Arbeit wünſche, ehe er auf den Thron ſteigt.“ Und bei der 
Kronprinzeſſin, in der er nicht nur die Fürſtin, ſondern auch ganz 
perſönlich „die kleine Frau“ verehrte, — „ſie konnte in ihrem menſchlichen 
und edlen Weſen, in ihrer anſpruchsloſen Liebenswürdigkeit den älteſten 
Eſel bis über die Ohren verliebt machen“, ſchreibt er im September 1865, 
und im November 1867: „Ich war ganz hingeriſſen von ihrem Geiſte und 
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ihrer Perſönlichkeit“ — unterdrückt er gelegentlich den Tadel nicht, fie 
handele als engliſche, nicht als deutſche Frau, und nimmt Veranlaſſung, 
ſie vor ihrer politiſchen „radikalen Richtung“ direkt zu warnen: „eine 
radikale Königin iſt ein furchtbarer Unſinn.“ Über das Verhältnis des 
kronprinzlichen Paares zu einander urteilt er: „Der Herr iſt vor allen 
Dingen Mann ſeiner Frau. Sie beſtimmt ſeinen Gedankenkreis auf die 
weiteſte Entfernung.“ 

So „liberal“ er ſelbſt geſtimmt war, ſo erkennt er doch: „wie der 
perſönliche Ehrgeiz und der gemeine Egoismus am meiſten in den ganz 
liberal regierten Staaten verhängnisvoll eingreift. Das konſervative Element 
ebnet die Leidenſchaften und läßt den Staat für immer im Vordergrund“ 
(September 1868). Bei dieſem allgemeinen Urteile über politiſchen Libe⸗ 
ralismus werden wir uns nicht wundern, daß er auch den einzelnen „Libes 
ralen Größen“ der kronprinzlichen Umgebung ſkeptiſch und oft ſcharf ab- 
weiſend gegenüberſteht. Von Geffken meint er im Juni 1865: „Daß 
Geffken einen ſchlechten Einfluß haben muß, iſt mir klar, nur bewundere 
ich, daß er überhaupt einen hat;“ im Juni 1866 ſchreibt er an Normann: 
„Ich wollte, er (Geffken) verſchonte mich mit feinem ewigen Intriguen— 
Äpinnen;“ und im Mai 1867 an Guſtav Freytag: „Geffken ift der große 
Diplomat mit dem kleinen Geſichtskreis.“ Von Friedberg, dem Miniſter⸗ 
kandidaten, meint ex 1866: „als intimer Rathgeber iſt er jo wenig der 
Mann, wie Geffken;F“ ... „Wir aber find zufrieden dieſen (Friedberg, 
den der Kronprinz als Zivilkommiſſarius bei ſeiner II. Armee zu haben 
wünſchte) nicht als Genoſſen ins Hauptquartier zu bekommen;“ und 1870: 
„Friedberg begnügt ſich mit ſchönen Worten, denn er beſitzt keine Kräfte, 
ſie auszuführen.“ Von den Samwer und Stockmar ſchreibt er 1866: 
„ich erachte den unbedingten Einfluß des nicht preußiſch denkenden und mit 
Samwer eng verbundenen Stockmar (auf den Kronprinzen) für durchaus 
nicht glücklich“, und 1870: „Ich fürchte mich ſtets, mit ihm (Samwer) zu 
ſprechen, da ich kein Atom von Vertrauen zu ihm habe.“ Auch der 
Herzog von Koburg kann vor ihm nicht beſtehen: „Herzog Ernſt iſt 
kein Mann des Entſchluſſes. Es war intereſſant, eine ſo rede- und ſchrift⸗ 
bereite Perſönlichkeit, die jo gern hervortritt, in dem einfachen und une 
mittelbaren Befehlen jo vollftändig Fiasko machen zu ſehen“: das war 
Stoſchs „Manöverkritik“ vom Jahre 1861. Kurz — die Schar der „kleinen 
Geiſter, aber mit großem Einfluß“, durchſchaute er gründlich. Und höchſt 
intereſſant iſt ſein Urteil über das Verhältnis des Kronprinzen zur 
liberalen Partei: „Der ganze Verkehr mit den Liberalen iſt dem 
Herrn nur dadurch angenehm, daß dieſe ihm die Cour machen und er ſich 
dadurch als eine Art Macht fühlt“: ſo ſchreibt er im Februar 1870 an 
Guſtav Freytag. Nicht weniger unbefangen ift fein Urteil über mehr 
zurückliegende Verhältuniſſe; von Bunſen, auch einem „liberalen Helden“, 
meint er: „Der Mann ſchwebt mit ſeinen Gedanken immer im ſiebenten 
Himmel und beſitzt trotz ſeiner Liebenswürdigkeit einen immenſen geiſtigen 
Hochmuth . . .. Es iſt unausbleiblich, daß er in allen großen politiſchen 
Fragen Fiasko macht“. Auch über einen hiſtoriſchen Vorgang wie Ol mütz 
hören wir von Stoſch ein von der Anſchauung liberaler Kreiſe ſcharf ab⸗ 
weichendes Urteil, das auf ſeinen Erfahrungen bei der Mobilmachung von 
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1850 beruhte: „Es war eine Gnade Gottes, daß es nicht zum Kriege kam 

„Ich bin noch heute der Anſicht, daß die ſeitdem vielfach aufgetauchte 
Meinung, wir würden Öfterreich trotz der offenen Mängel unſerer Organi⸗ 
ſation auch damals überwunden haben, auf einer ſchweren Täuſchung 
beruht.“ 

So find Stoſch's Urteile und Bemerkungen von Seite zu Seite inter: 
eſſant, und gerade wegen des Milieus, in dem er wirkte, doppelt lehrreich. 

Die Zuverläſſigkeit feiner tatfächlichen Angaben darf im allgemeinen 
anerkannt werden, wenn auch die Aufzeichnungen ſehr nachträglich erfolgt 
ſind; nur einmal, beim Gefecht von Nachod 1866, wird ein Stück „Tage⸗ 
buch“, alſo wohl eine ziemlich gleichzeitige Niederſchrift, als ſolches aus⸗ 
drücklich bezeichnet, mitgeteilt. Gelegentlich findet fih für die Zeit: 
beſtimmung der Abfaſſung ein Anhalt; ſo wird Verdy du Vernois „jetzt 
Kriegs miniſter“ genannt, was auf das Jahr 1890 hinweiſt, und einmal ift 
direkt angegeben: „Notiz vom Jahre 1884“, über die Verpflegung der 
Okkupationsarmee 1871 in Frankreich, wobei Stoſch mit Bismarck in 
ernſten Konflikt geriet (efr. Bismarcks „Gedanken und Erinnerungen“ II, 
S. 112). Aber gerade bei jener erſten Differenz mit Bismarck, bei der 
ſächſiſchen Militärkonvenkion von 1866, hat der Herausgeber in ſeinem 
„Nachworte“ ſelbſt anerkennen müſſen, daß die, im Jahre 1890 entſtandene, 
Aufzeichnung hierüber und die gleichzeitigen hier aufgenommenen Briefe 
„nicht in Einklang zu bringen ſind“. Der Herausgeber hat trotzdem 
auch hier in der Buchausgabe nichts geändert oder erläutert; aber hierfür 
hatte er einen zureichenden Grund: die einſchlägigen amtlichen Akten ſind 
der Benutzung noch nicht zugänglich. 

Die Briefe aljo werden naturgemäß den Aufzeichnungen an Wert 
vorangehen; ſie ſind zumeiſt gerichtet an Stoſch's Freund, den Juriſten 
v. Holtzendorff, an Guſtav Freytag, an den Privatſekretär des Kronprinzen, 
v. Normann, den ſpäteren Hofmarſchall, den Stoſch felbſt zu dieſer 
Stellung empfohlen hatte — v. Normann ſtand vordem als Hauptmann 
im 26. Infanterieregiment in Magdeburg, wo Stoſch damals Generalſtabs⸗ 
chef des IV. Armeekorps war, und Holgtzendorff, an den fih der junge 
Stockmar, der Vorgänger Normann's, wandte, hatte Stoſch nach einem 
geeigneten Erfaßmanne gefragt, was ihn Stoſch) zuerſt mit dem kronprinz⸗ 
lichen Hauſe in Fühlung brachte. — Die an ſeine Frau gerichteten Briefe 
ſind namentlich über Stoſch's Reiſen mit dem Kronprinzen nach Italien 
1868 und nach Agypten 1869 ergiebig. Auch ſind eine Reihe von Briefen 
des Generals Heinrich v. Brandt an Stoſch aufgenommen, die mancherlei 
anſprechendes bieten. Von Briefen des Kronprinzen und der Kronprinzeſſin 
wird hier nur je einer mitgeteilt. 

Das Hauptintereſſe dürften die Briefe Stoſch's aus den beiden 
Feldzügen von 1866 und 1870/71 beanſpruchen, die er, 1866 als Ober⸗ 
quartiermeiſter beim Kronprinzen, 1870 als Generalintendant der Armee im 
Großen Hauptquartier, in Stellungen durchlebte, die ihm einen umfaſſenden 
Einblick auch in die inneren Zuſammenhänge der Ereigniſſe gewährten. 
1870/71 verwaltete Stoſch fein verantwortliches Amt mit höchſter Aus- 
zeichnung, aber ſein Herz zog ihn zum praktiſchen Kriegsdienſte, zur „mili⸗ 
tairiſchen Laufbahn“, vor den Feind: drei Wochen lang war ihm dies 
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vergönnt, als Generalſtabschef der Armeeabteilung des Großherzogs von 
Mecklenburg, bei Orléans und Beaugency. Was Stoſch hier geleiſtet, hat 
uns Fritz Hoenig's „Volkskrieg an der Loire“ (6 Bde., Berlin 1893— 1897, 
cfr. „Forſchungen“ VII, ©. 292 ff., X, S. 468 f., XI, S. 281 ff.) gezeigt, 
dem Stoſch aller Wahrſcheinlichkeit nach ſeinerzeit ſelbſt Material aus 
ſeinen Papieren zugänglich gemacht hat. Hoenig faßt ſein Urteil über 
Stoſch's Leiſtungen dahin zuſammen, daß die Vermeidung eines Miß⸗ 
geſchickes bei der Armeeabteilung „einzig dem ſtarken Willen und der 
eiſernen Feſtigkeit des Generals v. Stoſch zu verdanken geweſen iſt“; er 
zeigte fih „in feinem Auftreten, Denken und Handeln als Held“ („Volks⸗ 
krieg“ VI, S. 274). 

Vor Paris nun iſt es ſehr bemerkenswert, daß auch Stoſch, mit dem 
Kronprinzen auch hier in naher Verbindung, doch durchaus für die Be⸗ 
ſchießung ſich ausſpricht, ganz im Sinne der „Schießer“, denen Blumenthal 
(efr. „Forſchungen“ XV, S. 611 f) fo ſchroff gegenüberſtand. Wie alle 
Welt dachte auch Stoſch bereits am Ende September ſtark optimiſtiſch: 
„daß wir in der nächſten Woche die Beſchießung beginnen, denn das Be⸗ 
lagerungsgeſchütz kann jetzt heran“, um Ende Oktober ſich mit dem Stoß⸗ 
ſeufzer zu reſignieren: „Ich wollte, wir ſchöſſen endlich.“ Und als er von 
Orléans wieder nach Verſailles zurückkehrte, da urteilte er am 22. Dezember 
1870: „Wir haben zu lange getrödelt, und Paris iſt langſam an unſrer 
Schwäche gewachſen, ſie haben Armeen gebildet, einen Artilleriepark for⸗ 
mirt und angefangen uns zu bedrohen. Wo wire Einſchließung Energie 
zeigt, das iſt im Norden unter dem thätigen Kronprinzen von Sachſen, 
hier war Blumenthal bisher jedem Vorgehen hinderlich.“ Zwei Tage 
darauf atmet er auf: „Endlich hat auch die Beſchießung friſche Beine be- 
kommen, man hat Kameke und Hohenlohe mit der Leitung beauftragt, und 
ich denke, nun wird es in den letzten Tagen (des Jahres) losgehen“, — 
trotz des „eigenſinnigen“ Blumenthal's, des eigentlichen „Spiritus rector“ der 
Verſchleppung, der noch Anfang Januar 1871 der „obſtinate Nichtſchießer“ 
bleibt. Was hätte geſchehen können — und müſſen, deutet Stoſch am 
9. Januar 1871 an: „Ein vorzügliches Verdienſt um den Beginn der Be⸗ 
ſchießung hat der Kronprinz von Sachſen, der fie auf eigne Hand betrieb.“ 
Und das durch die Beſchießung erreichte Reſultat bezeichnet er am 13. Januar 
treffend mit dem Hinweiſe, daß jetzt die Deutſchen das Terrain beherrſchten: 
„Bisher war es umgekehrt; bisher beherrſchten ſie (die Franzoſen) unſer 
Terrain. Die Welt hatte wohl recht, daß es an der Zeit war, endlich in 
Aktion zu treten; die treibende Kraft kommt von unten herauf, und jeder⸗ 
mann hat das Gefühl, daß wir hier fertig werden müſſen.“ Über den 
„weiblichen Einfluß“ meint er: „Es iſt beinah ein Unglück, daß der Kron⸗ 
prinz, Blumenthal und Gottberg (Oberquartiermeiſter bei der Armee des 
Kronprinzen), alle drei Engländerinnen zu Frauen haben. Das macht 
unwillkürlich eine Partei aus ihnen, ſogar in politiſchen Dingen.“ Für 
Blumenthal's Hartnäckigkeit bei vorgefaßten Meinungen erzählt Stoſch 
ſchon vordem, am 28. Oktober 1870, ein klaſſiſches Beiſpiel: „Blumenthal 
ſagte neulich, der Prinz (Friedrich Karl) habe es vor Metz mit 40: bis 
50 000 Mann zu thun: Moltke entgegnete, wir rechneten auf 130000; das 
fand er lächerlich und ſtritt bis aufs Blut; nun ſind es aber 173 000!“ 
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Nach dem Friedensſchluſſe war Stoſch Generalſtabschef bei der 
Okkupationsarmee in Frankreich unter General v. Manteuffel, wobei ſeine 
liberalen Freunde beſorgten, er werde in dieſem „Sündenpfuhle der Re- 
aktion“ von „dem unheilvollen Manteuffel“ ſich umgarnen laſſen. Aber 
auch bei dem Verhältniſſe zu dieſem, ihm im Grunde ſehr fernſtehenden 
Manne kommt Stoſch's klares und gerechtes Urteil wieder zu ſchönſter 
Geltung: er entwarf ſogar zur Verteidigung des von „liberalen“ Blättern 
in „Schandartikeln“ damals angegriffenen Generals eine Entgegnung, die 
Guſtav Freytag redigierte und herausgab. 

Die „Denkwürdigkeiten“ ſchließen mit der Ernennung Stoſch's zum 
Chef der Admiralität und zum Staatsminiſter, die am 31. Dezember 1871 
erfolgte, welche Stellung er bis zum März 1883 bekleidet hat, unter grund⸗ 
legenden Verdienſten um die junge Marine, aber unter ſtarken Konflikten 
mit Bismarck, der in Stoſch ſeinen Nachfolger bei Lebzeiten ſah, an der 
Spitze eines „Miniſteriums Gladſtone“, in liberal-katholiſcher Koalition, 
wie er nicht nur in den „Gedanken und Erinnerungen“, fondern auch in 
ſeinen Reichstagsreden vom Jahre 1884 offen ausgeſprochen hat. Zur Fort⸗ 
ſetzung der Publikation aus der Epoche dieſer hervorragend politiſchen 
Tätigkeit ſeines Vaters hat der Herausgeber ſich nicht zu entſchließen ver⸗ 
mocht, und wir werden ſeinen Gründen: „daß Zeit und Akteurs noch um 
20 Jahre näher liegen“ und daher um ſo leichter Anſtoß gegeben werden 
könnte, die Berechtigung nicht verſagen dürfen, wenn wir auch wünſchen 
men, daß die Veröffentlichung nicht „für alle abſehbare Zukunft aus⸗ 
geſchloſſen“ bleiben möge. Jedenfalls iſt ein Hinausſchieben der Fort⸗ 
ſetzung weitaus das geringere Übel, als eine etwa in usum delphini 
von allem „Anſtößigen“ geſäuberte Redaktion, die einen bleibenden Schaden 
bedeutete; denn wie ſollte dann wohl jemals eine unverſtümmelte, d. h. 
hiſtoriſch allein brauchbare Ausgabe der Niederſchriften zuſtande kommen? 
Ganz oder gar nicht!, das muß vor allem bei „Denkwürdigkeiten“ eines 
Mannes von der Bedeutung Albrechts von Stoſch gelten. 

Für eine zweite Auflage wäre zu empfehlen, die Herausgebertätigkeit 
wenigſtens ſo weit auszudehnen, daß die Feſtſtellung der Adreſſaten der 
einzelnen Briefe nicht erſt jedesmal ein beſonderes Nachſchlagen bis zum 
Beginne der Serie erfordere, daß die Perſönlichkeiten dieſer ja wenig 
zahlreichen Korreſpondenten etwas näher bezeichnet werden möchten, und 
daß die Abfaſſungszeiten der offenbar mehr gelegentlich, als im Zuſammen⸗ 
hange entſtandenen „Niederſchriſten“ tunlichſt beſtimmt würden. Auch wäre 
die richtige Schreibweiſe hiſtoriſcher Namen erwünſcht: Grolman ſtatt Grol⸗ 
mann, Thielmann ſtatt Thielemann, Thile ſtatt Thiele. 

Das Buch iſt auch durch geſchmackvolle Ausſtattung und durch klaren 
Druck ausgezeichnet. Herman Granier. 


Thilo Krieg, Dr. phil.: Conſtantin von Alvensleben, General der In⸗ 
fanterie. Ein militäriſches Lebensbild. Mit einem Bildnis in Licht⸗ 
druck. Berlin 1903, E. S. Mittler u. Sohn (VIII u. 175 S. 4, 
geb. 5,50 Mk.). 


Dem hervorragendſten der nicht zur Führung einer Armee berufenen 
kommandierenden Generale unſerer großen Kriege ſetzt das Buch ein wür⸗ 
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diges und anſprechendes Denkmal. Reizvoll und lohnend war die Aufgabe, 
die einem ſolchen als Soldat wie als Menſch gleich hoch ſtehenden Manne 
gewidmet werden ſollte, ſchwierig aber zugleich und mühſam, da das greif⸗ 
bare Material zu ihrer Löſung ſehr ſpärlich vorlag. Nur geringe Reſte 
ſchriftlicher Außerungen des Generals ſind vorhanden, die meiſten ſeiner 
Briefe find auf feine Anordnung — er war nicht verheiratet — vernichtet, 
„Denkwürdigkeiten“ ſelbſt aufzuzeichnen hat er abgelehnt: „Ein preußiſcher 
General ſtirbt, aber er hinterläßt keine Memoiren“, und eine kritiſche Dar⸗ 
ſtellung der von ihm mit durchgefochtenen Kriege wies er von ſich: „Ich bin 
kein berufener Richter in Sachen des Königs;“ nur zu knappen Bemer⸗ 
kungen über die Auguſttage von 1870 hat er bewogen werden können: ſie 
ſind im 18. Hefte der „Kriegsgeſchichtlichen Einzelſchriften“ des Großen 
Generalſtabes im Jahre 1895 veröffentlicht worden (efr. „Forſchungen“ 
VIII, S. 349 f.) 

So war der Verfaſſer — der fich bereits als Biograph W. v. Doering's, 
eines Brigadegenerals unter Alvensleben, ſehr vorteilhaft eingeführt hat 
(efr. „Forſchungen“ XII, S. 308 f.) — darauf angewieſen, Lebensgang und 
Charakterbild des Generals ſich aus Mitteilungen derer, die ihn gekannt, 
ihm nahe geſtanden, mit ihm gewirkt hatten, zu konſtruieren, und er hat 
dies mit großer Umſicht und mit glücklichem Erfolge durchgeführt. Wie 
not tat es, dieſe patriotiſche Arbeit nicht länger aufzuſchieben: hat doch 
jeit dem Abſchluſſe des Buches, Herbſt 1903, die Reihe dieſer „Augenzeugen“ 
der Tod bereits noch mehr gelichtet. Und hier ergibt ſich denn das be⸗ 
merkenswerte, erfreuliche Reſultat, daß auch nicht einer dieſer immerhin noch 
zahlreichen Berichterſtatter über Alvensleben ſich anders als mit der 
höchſten Verehrung, der ſtärkſten Anerkennung ſeines Weſens und ſeiner 
Taten geäußert hat. Wahrlich, Conſtantin von Alvensleben war ein 
„Muſterbild“ eines preußiſchen Generals, wie Bismarck in ſeinen „Gedanken 
und Erinnerungen“ ihn nennt, neben ſeinem Bruder Guſtav von Alvens⸗ 
leben, dem Generaladjutanten König Wilhelms J., der 1870 das IV. Armee⸗ 
korps kommandierte. 

In unſerer Kriegsgeſchichte lebt Conſtantin von Alvensleben vor⸗ 
nehmlich als Führer des III. Armeekorps im Feldzuge 1870/71, unſerer 
Brandenburger, deren ſoldatiſche Tüchtigkeit und kriegeriſche Ruhmestaten 
gar nicht hoch genug geprieſen werden können; er übernahm dies Korps 
aus der Hand des Prinzen Friedrich Karl, der in ſeiner Ausbildung all' 
ſein hohes ſoldatiſches Können und ſeine unübertroffene taktiſche und moraliſche 
Erziehungskunſt zu ſchönſter Blüte gebracht hatte. Sich nach ſolchem 
Führer zu behaupten, dazu gehörte etwas: und wie hat Alvensleben es 
verſtanden, die Früchte dieſer Erziehung zum Heile des Vaterlandes im 
rechten Momente zu brechen: Spichern, Vionville, Orléans, Le Mans, das 
find Tage des höchſten preußiſchen Kriegsruhmes, und mit ihnen iſt 
Alvensleben's Name nicht nur unauflöslich verknüpft, ſondern ihm in erſter 
Linie verdanken wir den hellſten Glanz dieſer Siegesreihe. 

Es lag wohl nahe, das Leben dieſes Generals als Panegyrikos zu 
schreiben; aber das ift nicht die Aufgabe des Hiſtorikers, und der Verfaſſer 
hat es wohl verſtanden, bei allem warmen Gefühle für feinen Helden jede 
Übertreibung, alles Phraſenhafte zu vermeiden und in ſchlichter, ruhig ab- 
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wägender und überall wohl begründeter Darſtellung uns dies Lebens- und 
Charakterbild zu zeichnen. Hiermit blieb der Verfaſſer zugleich in den 
Bahnen ſeines Helden, deſſen hervorſtechendſte Eigenſchaft völlige Selbſt⸗ 
loſigkeit, wahrhaft vornehme Beſcheidenheit war. Niemals ſuchte er etwas 
für fih, jo wenig er auch geneigt war, ſich ſelbſt oder vielmehr feiner 
Stellung etwas zu vergeben: auch dies nämlich hielt er, und mit vollem 
Rechte, für Pflicht des Offiziers. Eng verbunden damit iſt ja das Gefühl 
für Selbſtändigkeit und Selbſtverantwortlichkeit, ohne das nichts Großes 
geleiſtet werden kann, am wenigſten im Kriege. Aber freilich liegt hierin 
gerade im militairiſchen Dienſtleben eine Schwierigkeit, zu deren Über⸗ 
windung eine Perſönlichkeit gehört, die fih Anerkennung zu verſchaffen 
weiß: dies war nun bei Alvensleben bereits im Anfange ſeiner Laufbahn 
der Fall, was nicht nur für ihn ſelbſt, ſondern auch im Grunde für den 
Geiſt der Armee ſpricht, von dem doch auch die „Vorgeſetzten“ durchdrungen 
ſein mußten, um ſeinem Vorwärtskommen ernſthafte Schwierigkeiten zu 
erſparen. 

Die ſachliche Ruhe und die objektive Zurückhaltung des Verfaſſers 
treten im verſtärkten Maße noch, wie bei der Charakterſchilderung, bei der 
Darſtellung von Kriegstaten ſelbſt hervor; auch hier führt uns der Ver⸗ 
faſſer überall auf Schritt vor Schritt geſicherten Boden, und ich glaube 
ein ſtarkes Lob für den Verfaſſer auszuſprechen, wenn ich der Meinung Ausdruck 
gebe, daß er hier in ſeiner Zurückhaltung im Auftragen lebhafterer Farben, 
im Anſchlagen hellerer Töne eher etwas zu weit gegangen iſt. Hier und 
da, wie mir ſcheint vor allem bei Vionville, ließe ſich das perſönliche Ver⸗ 
dienſt Alvenslebens wohl noch etwas plaſtiſcher, lebensvoller herausarbeiten, 
ohne daß doch der Phantaſie — die freilich nie ganz auszuſchalten ſein 
wird, um einer hiſtoriſchen Darſtellung auch das ihr gebührende künſt⸗ 
leriſche Gepräge zu verleihen — ein zu weiter Spielraum hätte eingeräumt 
zu werden brauchen. Sachlich kann ich dem Verfaſſer faſt ausnahmslos zu⸗ 
ſtimmen; vielleicht hätte bei der Verwendung der Kavallerie in und nach 
der Schlacht bei Spichern das Verhalten Alvensleben's noch etwas ei: 
gehender dargelegt werden können. 

Beſondere Anerkennung verdient das weiſe Maßhalten des Verfaſſers 
in der Behandlung des allgemeinen geſchichtlichen Hintergrundes der Taten 
ſeines Helden, die ſo häufig eine Klippe für den Biographen wird; hier 
iſt nur gerade das Notwendige geſagt, nichts was überflüſſig wäre. 

Schade ift es, daß dem Verfaſſer die erft nach feinem Buche er- 
ſchienenen „Kriegsbriefe“!) des damaligen Majors von Kretſch— 
man, erſten Generalſtabsoffiziers bei Alvensleben, bei ſeiner Arbeit nicht 
vorgelegen haben. Wenn ich auch über dieſes Buch — das der Redaktion 
nicht zugegangen ift — hier ein Wort fagen darf: wie ſehr ift es zu be- 
klagen, daß ſein reicher, kriegsgeſchichtlich wertvoller und pſychologiſch fo 
anſprechender Inhalt aus rein litterariſcher und hiſtoriſcher Würdigung in 
das Geräuſch der Zeitungspolemik, ja auch noch vor andere Inſtanzen ge⸗ 
zogen worden iſt. Die Schuld trägt der Mangel an wiſſenſchaftlichem 
Takte bei der Herausgabe; nicht als ob es wünſchenswert wäre, daß irgend 


1) Herausgegeben von Kretſchman's Tochter, Frau Lily Braun, Berlin 1903. 
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etwas in den Briefen hätte wegbleiben ſollen: fo ſcharf wie möglich wird 
der Hiſtoriker gegen ſolche, nicht mehr gut zu machende Kaſtrationen ge⸗ 
ſtimmt ſein. Aber eine einfache Anmerkung z. B. bei der Erwähnung der 
Exzeſſe in Sens, etwa dahin lautend, daß die Nachprüfung dieſe Angabe als ein 
unbeglaubigtes Gerücht erkennen ließe, hätte ſolcher Polemik die Spitze ab⸗ 
gebrochen. Vom Briefſchreiber ſelbſt, auch wenn er fih ſpäter von der 
Unrichtigkeit überzeugt hat, wäre es ſehr unbillig, in ſeinen unter dem 
Drange der Umſtände doch wahrhaft der Zeit abgerungenen Feldbriefen 
ſolche Redreſſierung zu verlangen. Der Herausgeber aber hat eben nicht 
nur Rechte, ſondern vor allem auch Pflichten ſeinem Stoffe und deſſen Leſern 
gegenüber: nicht nur möglichſte Treue der Wiedergabe, ſondern auch ſorg⸗ 
ſame Erläuterung, um Mißverſtändniſſe fern zu halten, iſt von ihm zu 
fordern. Aber dazu gehört nicht nur der Beſitz des Stoffes, ſondern 
auch deſſen Durchdringung, und nicht die ſubjektive Sucht nach Senſationen 
darf vorherrſchen, ſondern das objektive Streben nach Wahrheit. 
Kretſchman hat Alvensleben nicht nur dienſtlich, ſondern auch per- 
sönlich nahe geſtanden, und er ſpricht ſich in ſeinen Briefen zwar nicht mit 
der ſelbſtloſen Ruhe und Überlegenheit ſeines Generals, aber ſachlich ganz 
in deſſen Sinne aus; er fühlte die „Brandenburger“ nicht ſo anerkannt, 
wie ſie es verdienten, und tat damit dem Oberbefehlshaber, dem Prinzen 
Friedrich Karl, gewiß unrecht. Hiervon war auch Alvensleben nicht ganz 
frei, und wie unbefangen auch hierin unſer Verfaſſer feinem Helden gegen: 
über urteilt, möchte ich mit beſonderer Anerkennung hervorheben. Schließlich 
iſt Alvensleben's glänzende Laufbahn aus folder Veranlaſſung vorzeitig 
abgebrochen worden; bereits zwei Jahre nach dem glorreichen Feldzuge, im 
Frühjahre 1873, erhielt er den Abſchied, den er ſchon ein halbes Jahr zuvor 
erbeten hatte: nicht für ſich ſelbſt, aber für ſein Korps glaubte er ſich 
benachteiligt. Auch aus dem nun folgenden, neunzehn Jahre währenden 
abſoluten Stillleben des Generals weiß der Verfaſſer manche anſprechende 
Züge zu erzählen, für deren Herbeibringung gewiß beſonders liebevolles 
Nachgehen erforderlich war. Wir dürfen dieſer ausgezeichneten biogra⸗ 
phiſchen Arbeit einen ausgedehnten Leſerkreis wünſchen: kriegsgeſchichtlich 
und rein menſchlich iſt aus ihr vieles zu lernen. Herman Granier. 


A. Plate (Bureau⸗Direktor des Abgeordnetenhauſes): Die Geſchäfts⸗ 
ordnung des preußiſchen Abgeordnetenhauſes, ihre Geſchichte und 
ihre Anwendung. Unter Berückſichtigung der Geſchäſtsordnung und 
der Gewohnheiten des Deutſchen Reichstages. Berlin 1903, M. Paaſch 
(XI u. 337 S.) 8e; 5 Mk. 


Man kennt die Wichtigkeit geſchäftsordnungsmäßiger Beſtimmungen 
unſerer Parlamente nicht nur für den Gang der Verhandlungen über die 
Vorlagen, ſondern auch oft genug für das Schickſal der Vorlagen ſelbſt, auf 
deren Verabſchiedung die Geſchäftsordnung einen gewaltigen Einfluß aus⸗ 
übt. Ich brauche da nur an die Geſchichte des Zolltarifs von 1902 zu 
erinnern. Um ſo wichtiger iſt es, einen ganz zuverläſſigen Führer durch 
den Wald der geſchäftsordnungsmäßigen Beſtimmungen zu haben. Wie 
alles Lebendige find eben die Geſchäftsordnungen der Parlamente nie völlig 
feſt; ihre Paragraphen unterliegen vielmehr einem beſtändigen Werden und 
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Vergehen, ihre Begriffe fortwährender Veränderung durch die praktiſche An- 
wendung und durch die Entſcheidungen der Häuſer ſelber oder ihrer Präsidenten. 
Neu auftauchende Fragen verlangen neue Löſungen meiſt im Rahmen der 
bisherigen Beſtimmungen, aber doch oft genug durch Modifizierung, Ein⸗ 
engung oder Erweiterung der bisherigen Begriffe. Deſto notwendiger iſt 
die Kodifikation von Zeit zu Zeit an der Hand der Akten. Für das Ab- 
geordnetenhaus, deſſen Geſchäftsordnung der des Reichstages zu Grunde 
liegt, war dieſe Arbeit bisher überhaupt noch nicht gemacht; um ſo mehr 
iſt man dem Verfaſſer, unſtreitig durch langjährige Beſchäftigung mit und 
in dem Material der beſte Kenner dieſer Materie, zu Danke verpflichtet, 
daß er ſich der mühevollen Arbeit unterzogen hat. Man kann ſie als 
durchaus gelungen bezeichnen, weil fie mit großer Sachkenntnis, uugemeiner 
Beſonnenheit und genauer Feſthaltung an der durch die Natur der Sache 
geſtellten Aufgabe geſchrieben iſt. Die erſte Anforderung an ein ſolches 
Buch, unbedingte aktenmäßige Zuverläſſigkeit, iſt hier über jeden Zweifel 
erhaben. 

Der Verfaſſer verfährt ſo, daß er eine ſehr intereſſante Geſchichte der 
geſchriebenen Geſchäftsordnung vorausſchickt und dann die einzelnen Para⸗ 
graphen ſo behandelt, daß eine Einleitung den Benutzer über die Entſtehung 
und Entwickelung der Beſtimmung orientiert, dann der Wortlaut und 
ſchließlich ein ausgiebiger Kommentar folgt, der aus der 55jährigen Praxis 
des hohen Hauſes und des Reichstages geſchöpft iſt, aber auch die vorhandene 
Literatur durchaus berückſichtigt. Die eingeſtreuten Seitenblicke auf die Ge⸗ 
pflogenheiten auswärtiger Parlamente ſind gewiß jedem Leſer willkommen. 
Es ſchließen ſich dann Feſtſtellungen bezüglich wichtiger Fragen, wie Auf: 
löſung des Hauſes, Kronrechte, des Begriffes der Legislaturperiode und der 
Seſſion u. a. an, die ein ganz gewaltiges Material zur Löſung derſelben 
beibringen und von allen Staatsrechtslehrern ohne Zweifel freudig begrüßt 
werden. In der vollſtändigen Sammlung des Materials liegt überhaupt 
der größte Wert des Buches, deſſen Verfaſſer gewiß nicht den Anſpruch 
erhebt, die knifflichen juriſtiſchen Fragen hiermit ein für allemal ent⸗ 
ſchieden zu haben. So, wie das Buch geſchrieben iſt, regt es vielmehr 
Abgeordnete und Staatsrechtslehrer zum Nachdenken an und bietet ihnen 
zugleich die ſichere Grundlage für weitere Arbeiten auf dieſem Gebiete. 

Wolfstieg. 


Kurt Moritz⸗Eichborn: Das Soll und Haben von Eichborn & Co. in 
175 Jahren. Ein ſchleſiſcher Beitrag zur vaterländiſchen Wirtſchafts⸗ 
geſchichte. Breslau 1903, W. G. Korn (XVIII u. 371 S. Groß 8°). 

In der Vorrede dieſes Prachtwerkes ſagt der Verfaſſer, er habe 
keineswegs beabſichtigt, ein vollſtändiges Gemälde der wirtſchaftlichen Ent: 
wickelung, beſonders des Handels der Provinz Schleſien und ihrer Haupt⸗ 
ſtadt zu geben, ſondern er habe dieſe Entwickelurg nur inſoweit berückſichtigt, 
als es ihm für die Erkenntnis der Stellung der Firma in ihr notwendig 
erſchien. „Hieraus ergibt ſich zugleich, daß ebenſowenig, wie er auf eine rein 
wiſſenſchaftliche Einſchätzung dieſer Arbeit Anſpruch erheben kann, eine ſolche 
vielmehr zurückweiſen muß, auch keine beſtimmte wiſſenſchaftliche Methode 
ſein Leitſtern hat ſein können. Wenn er aber gleichwohl ausſpricht, daß 
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fein innerſtes Beſtreben geweſen ift, dem Sinne nach ſtreng wiſſenſchaftlich, 
ſo gut es ging, die eigentliche Aufgabe, die ſich hier bot, zu löſen, ſo hofft 
er, daß man ihn recht verſtehen wird.“ 

Es wird uns aljo eine wiſſenſchaftlich geſchriebene Geſchichte eines großen 
Handelshauſes geboten, die dennoch eine rein wiſſenſchaftliche Einſchätzung 
ablehnt. Der Grund hierfür ſcheint mir neben dem vom Verfaſſer an⸗ 
gegebenen, daß ſonſt ſeine eigentliche Aufgabe leicht hätte verrückt und 
verſchoben werden können, beſonders darin zu liegen, daß er ſeinen 
Standpunkt nicht höher nehmen konnte oder wollte, ſondern ſich auf den 
des jedesmaligen Hauptes der Firma ſtellte und alſo immer nur unterſucht 
hat, wie die politiſchen und Handelsereigniſſe auf das Wohl und Wehe 
des Hauſes wirkten und wie dieſes dagegen reagierte. Daraus folgt aber, 
daß er die gleichzeitigen Wirkungen jener Wechjelfälle auf andere Firmen, 
auf andere Stände, auf andere Provinzen nicht berückſichtigt oder nur ge- 
ſtreift und ſich ſo des Vergleichs, dieſes vorzüglichſten Mittels, die Ver⸗ 
dienſte einer Perſon, einer Genoſſenſchaft zu beurteilen, begeben hat. Wenn 
M.⸗E. z. B. behauptet (S. 132, 261 f.), die Breslauer Kaufmannſchaft und 
die preußiſche überhaupt habe in den Jahren 1806—1815 in erſter Linie 
zur Erhaltung des Staatsweſens beigetragen, ſo iſt zunächſt zu ſagen, daß 
der Reiche natürlich mehr gab als der Unvermögende. Dann aber wäre 
doch zu unterſuchen geweſen, denn darauf kommt es eben an, wie große 
Opfer jene Kaufmannſchaft im Verhältnis zu ihrem Vermögen und wie 
große andere Stände im Verhältnis zu dem ihrigen gebracht haben. Und 
auch darauf wird nicht näher eingegangen, ob die Kaufleute anderer 
Städte, wie Berlin, Stettin, Königsberg, ebenſo viel oder mehr oder 
weniger als die Breslauer geleiftet haben. 

Halten wir uns aber an die Aufgabe, wie Verfaſſer fie ſich geſtellt 
hat, ſo ſcheint ſie mir in dankenswerter Weiſe gelöſt zu ſein. Die 
Darſtellung zeigt uns das Werden und Beſtehen eines foliden großen 
preußiſchen Handelshauſes; der Wandel der wirtſchaftlichen Anſchauungen 
und Ereigniſſe der letzten beiden Jahrhunderte ſpiegelt fich darin wider. 
Die Behandlung der verſchiedenen Zeiträume iſt freilich eine ungleich ein⸗ 
gehende: der erſte Abſchnitt von der Gründung der Firma durch den 
Pfälzer Eichborn im Jahre 1728 bis zum Jahre 1806 umfaßt 130 Seiten, 
die neun Jahre 1806—1815 werden auf 157 Seiten geſchildert, und der 
Zeit von 1815 bis zur Gegenwart verbleiben nur 52 Seiten. 

Der erſte Zeitraum konnte wohl darum nicht eingehender behandelt 
werden, weil die Geſchäftsbücher der Firma erſt von 1793 an erhalten 
find. Die Schilderung fußt mehr auf gelegentlich erhaltenen Dokumenten 
und beſonders auf der Literatur. Als Johann Ludwig E. ſein Breslauer 
Geſchäft gründete, war die Stadt noch der größte Stapel- und Handelsplatz 
zwiſchen den flawiſchen und weſteuropäiſchen Völkern. Geſchäfte mit Garn 
und Leinwand, Wolle und Tuch, Speditions-, Kommiſſions⸗ und Bank⸗ 
betrieb waren die Branchen, die das Haus im 18. Jahrhundert betrieb. 
Eins erzeugte das andere. Da die Tuchmacher, Garnſammler und Lein⸗ 
wandweber Hausinduſtrielle waren, mußte der Unternehmer ihnen Vorſchüſſe 
für Material und Löhne vorſtrecken; da die Produkte des Oſtens in Breslau 
bis zum Verkauf lagerten, gaben die Firmen den Eigentümern Vorſchuß, 
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beforgten den Verkauf und rechneten ſpäter mit den Eigentümern ab. Die 
von ihnen gegen Vorſchuß übernommenen Waren mußten ſie dann der 
eigenen Sicherheit wegen ins Ausland ſenden und deshalb Speditions⸗ 
geſchäfte betreiben. Da endlich Geldſendungen wegen fehlenden Papier- 
geldes und wegen der unſicheren und teuren Beförderung klingender 
Münze — 1810 koſtete der Transport von 25000 Talern in Silber von 
Breslau nach Berlin 260 Taler — ausgeſchloſſen waren, jo war eine Be- 
gleichung faſt nur durch Wechſelverkehr tunlich, woraus fich die Bankier— 
geſchäfte entwickelten. 

Die bedeutendſten ſchleſiſchen Handelsartikel waren Leinwand und 
Tuch; ein großes Handelshaus konnte der Wohltäter dieſer Induſtrien 
fein, indem es die Handwerker in Zeiten mangelnden Abſatzes mit Bor- 
ſchüſſen verſorgte, in Zeiten der Not ihnen den Lebensunterhalt gewährte. 
Die Eichbornſche Firma, im regſten Verkehre mit dem Gebirgshandelsſtande, 
ſcheint darin Anerkenneuswertes geleiſtet zu haben. Als aber die Kon 
junkturen, erſt im Leinenhandel, im Anfange des 19. Jahrhunderts auch 
im Tuchabſatz üble wurden, hat ſie ſich freilich beizeiten klug davon zurück⸗ 
gezogen. Übrigens ift zu bedauern, daß dem Verfaſſer die Geſchichte der 
ſchleſiſchen Wolleninduſtrie in unſerer Zeitſchrift entgangen ift, fie hätte 
ihm manche Angabe bringen und viel Arbeit erſparen können. Daß die 
Bevorzugung der Induſtrie vor dem Handel durch Friedrich den Großen 
keine günſtige Beurteilung findet, wird nicht auffallen. 

Der allmähliche Rückgang der ſchlefiſchen Induſtrie ſeit den Napo⸗ 
leoniſchen Kriegen veranlaßte die Eichbornſche Firma, fih immer weiter zu 
einem reinen Bankhauſe zu entwickeln. Wie wir bemerkten, hat fie Bant- 
geſchäfte betrieben, ſo lange ſie beſtand, ſie iſt das älteſte Bankhaus Bres⸗ 
laus. Seit der Mitte des 18. Jahrhunderts ſind ihre Vertreter in zu⸗ 
nehmendem Maße mit Staatsgeldgeſchäften betraut worden, die ſie in 
zufriedenſtellender Weiſe ausführten. Dabei betrug das Geſchäftskapital 
dieſer damals bedeutendſten, wenn auch nicht reichſten Breslauer Bankiers 
1794 nur 78 000, 1806 232 000 Taler. 

Sehr detailliert geſchildert und mit vielen Briefen, Gutachten und We- 
richten belegt ift die patriotiſche Tätigkeit des bedeutendſten Chefs des Hauſes, 
Johann Wolfgang Moritz⸗Eichborn, in den Unglücksjahren 1806-1813; er 
hat als der Führer der Breslauer und ſchleſiſchen Kaufleute dieſe zum 
opferwilligen Eintreten für Beſchaffung der Kriegskontribution und an: 
derer dem Staate nötigen Geldmittel veranlaßt, er hat aber auch For⸗ 
derungen, die ihm zu weit zu gehen ſchienen, zurückgewieſen; er iſt für 
ſeinen damals noch vielfach mißachteten Stand eingetreten und hat ſich be⸗ 
müht, den Gemeingeiſt aller Stände zu heben. „Nach dem Friedensſchluß 
ſtellte fih heraus, daß die Verluſte der Firma ... glücklicherweiſe nicht 
allzuviel betrugen.“ 

Der dritte Teil des Buches beſpricht das Ergehen des Hauſes ſeit 
1815 in knapper Weiſe. Der Berfaffer jagt, der feine Heimat liebende 
Geſchichtsſchreiber verweile nicht gern bei dem Rückgange des ſchleſiſchen 
Handels im 19. Jahrhundert. Immerhin iſt es nicht ohne Intereſſe, die 
Urſachen dafür hier kennen zu lernen. Die erſten waren die Kontinental⸗ 
ſperre und der 1811 einfetzende Abſchluß Rußlands gegen Woll: und Baum- 
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wollwaren. Seit 1815 ſchlug dann die verbeſſerte und verbilligte Pro⸗ 
duktionsart der Engländer ſowohl in der Levante wie in Oſtaſien und 
Amerika die Schleſier überall aus dem Felde. Drittens hat die Veredelung 
und Ausbreitung der überſeeiſchen Schafzucht den in der erſten Hälfte des 
19. Jahrhunderts zu hoher Blüte gelangten Breslauer Wollmarkt ver⸗ 
nichtet; und endlich legten die Eiſenbahnen den Breslauer Zwiſchenhandel 
vollſtändig lahm. Die Eichbornſche Handlung aber war, fo wird uns 
erzählt, um 1840 zum Weltbankhaus geworden und iſt ſeitdem beſtrebt, 
das moderne ſkrupelloſe Jagen nach großem Reichtume vermeidend, die alt- 
bewährte Solidität der Vorfahren feſtzuhalten. 

Auf viele für den Wirtſchaftshiſtoriker wertvolle Notizen, jo über 
die Hausinduſtrie Schleſiens, die Geld-, Ming- und Wechſelverhältniſſe, 
über Bankuſancen, über Kommiſſions- und Speditionshandel, mag hier 
nur hingewieſen werden. Möge das Buch manche Nachfolger haben, die 
der Wiſſenſchaft ein gleich gutes und reiches Material zu Verfügung ſtellen. 

Frhr. v. Schrötter. 


B. Gingeſendete Kücher (ſoweit noch nicht befprochen). 
(. Oktober 1903 bis 1. April 1904.) 


Akten und Urkunden der Univerfität Frankfurt a./D., hrsg. von Georg Kaufmann 
und Guſtav Bauch. V. Heft: Urkunden zur Güterverwaltung der Univerſität 
Frankfurt a/D., hrsg. von Emmy Vosberg. Breslau 1903, M. & H. 
Marcus. 4 Mk. 


Ernſt Wieſe, Die Politik der Niederländer während des Kalmarkrieges (1611 
bis 1613) und ihr Bündnis mit Schweden (1614) und den Hanſeſtädten (1616). 
Mit einer Karte. Heidelberg 1903, Carl Winters Univerſitätsbuchhandlung. 
[Heidelberger Abhandlungen zur mittleren und neueren Geſchichte, hrsg. von 
Erich Marcks und Dietrich Schaefer, 3. Heft.] 


Adolf Unzer (Privatdozent an der Univerfität Kiel), Der Friede von Teſchen. 
Ein Beitrag zur Geſchichte des bayriſchen Erbfolgeſtreits. Kiel 1903, Walter 
G. Mühlau. 10 Mk., geb. 13,50 Mk. 


Hans Kiewning, Die auswärtige Politik der Grafchaft Lippe vom Ausbruch der 
franzöſiſchen Revolution bis zum Tilſiter Frieden. Detmold 1903, Hans 
Hinrichs. 


Theodor Lindner, Weltgeſchichte feit der Völkerwanderung (Bd. 3: Vom 13. Jahr: 
hundert bis zum Ende der Konzile uſw.). Stuttgart u. Berlin 1903, J. G. 
Cotta Nachfolger. 


Eduard Loch (Oberlehrer, Dr.), Das Lochſtädter Tief in hiſtoriſcher Zeit. Mit 
einem Plane der Friſchen Nehrung. Beilage zum Programm des Altſtädter 
Gymnaſiums zu Königsberg i. Pr. Oſtern 1903 (1903 Progr. Nr. 10). Königs⸗ 
bergi. Pr., Hartungſche Buchdruckerei. 


Martin Wehrmann, Geſchichte von Pommern, I. Band: Bis zur Reformation 
(1525). Allgemeine Staatengeſchichte, III. Abteilung: Deutſche Landesgeſchichten, 
22 * 
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hrsg. von Armin Tille, 5. Werk.] Gotha, Fr. Andr. Perthes A.⸗G., 1904. 
258 S. 


Guſtav Berthold Volz, Die Erinnerungen der Prinzeſſin Wilhelmine von Oranien 
an den Hof Friedrichs d. Gr. (1757 — 1761). [Quellen und Unterſuchungen 
zur Geſchichte des Hauſes Hohenzollern, Hrag. von Ernſt Berner, VII. Dritte 
Reihe: Einzelſchriften V.] Berlin 1903, Alex. Duncker. 94 S., geb. 5 Mk. 


Karl Heldmann (Dr., Privatdozent der Geſchichte), Die Rolandsbilder Deutſch⸗ 
lands in 300jähriger Forſchung und nach den Quellen. Beiträge zur Geſchichte 
der mittelalterlichen Spiele und Fälſchungen. Mit 4 Abbildungen in Lichtdruck. 
Halle a. S. 1904, M. Niemeyer. 6 Mk. 


Maximilian Schultze, Chriſtian Friedrich Carl Ludwig Reichsgraf Lehndorff⸗ 
Steinort, 17. Sept. 1770 bis 8. Febr. 1854. Ein Lebensbild auf Grund 
hinterlaſſener Papiere. Mit zwei Porträts und einem Bilde des Schloſſes 
Steinort. Berlin 1903, R. Eiſenſchmidt. 605 S., 18 Mk. 


W. Wattenbach, Deutſchlands Geſchichtsquellen im Mittelalter bis zur Mitte des 
13. Jahrhundert. Siebente von Ernſt Dümmler umgearbeitete Auflage, 
1. Band. Stuttgart u. Berlin, J. G. Cotta Nachf. XVIII und 513 S., 
11 Mk. 


Tagebuch Joſef Stetnmüllers über ſeine Teilnahme am ruſſiſchen Feldzuge 1812. 
Hrsg. von Karl Wild. Mit 4 Abbildungen und einer Überſichtskarte. Heidel⸗ 
berg 1903, O. Winters Univerſitätsbuchhandlung. 69 S., 1,20 Mk. 


W. v. Humboldts Geſammelte Schriften. Hrsg. von der Kgl. Akademie der 
Wiſſenſch., 11. Bd. Berlin B 1903, Behrs Verlag. 6 Mk., geb. 8 Mk. 


Stenzel Bornbachs Kriegstagebuch nach der Originalhandſchrift hrsg. von 
Wilhelm Behring. (Zur Geſchichte des Danziger Krieges 1577.) Erſter Teil: 
10. Juni bis 6. Sept. Beilage zum Programm des Kgl. Gymnaſiums zu 
Elbing 1904. 


Moltkes Militäriſche Werke III: Kriegsgeſchichtliche Arbeiten. Der italieniſche 
Feldzug des Jahres 1859. Hrsg. vom Großen Generalſtabe, Kriegsgeſchicht⸗ 
liche Abteilung J. Mit 2 Überſichtskarten, 5 Skizzen und 20 Randzeichnungen. 
Berlin 1904. E. S. Mittler & Sohn. (Kartenband beſonders.) 


Emil Wolff (Prof., Gymnaſialdirektor), Grundriß der preußiſch⸗deutſchen ſozial⸗ 
politiſchen und Volkswirtſchafts⸗Geſchichte von 1640 — 1900. Zweite verbeſſerte 
Auflage. Berlin 1904, Weidmannſche Buchhandlung. 


